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PrOfungsordnung
 
für die wlrtschaflswissenschaftllchen ZusalZstudlenglnge
 

1. Betriebswirtschaftslehre für Jurlstinnen/Jurlsten
 
2. Volkswirtschaftslehre für Jurlstlnnen/Juristen
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
 
vom 09. Juli 1997
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4. des § 87 Abs. 2 und des § 91 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Universitaten des Landes Nordrhein-Westfalen (U­
niversitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
August 1993 (GV. NW. S. 532), gelindert durch Gesetz vom 19. Juni 
1994 (GV.NW S. 428), hai die FernUniversilllt - Gesamthochschule in 
Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die au/grund der §§ 2 Abs. 4, 88 
Abs. 1 und 94 Abs, 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Lan­
des Nordrhein-Westfafen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 
(GV NRW S. 190) sich ergebenden Änderungen und die 

Anderungen durch In - Kratt - Treten 

1. Änderungssatzung 01.10.1999
 
2. Änderungssatzung 01.10.2000
 
3. Änderungssatzung 01.10.2001
 

•

4. Änderungssatzung 01.10.2002
 

Inhaltsübersicht 

I. Allgemeines 

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 
§ 2 Einschreibungsvoraussetzungen 
§ 3 Gliederung und Abschluss wirtschaftswissenschaftJicher 

Zusatzstudiengänge 
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 5 Prüfungen und PrGfungsfristen 
§ 6 Plilfungsausschuss 
§ 7 Prüfende und Beisitzende 
§ 8 Anrechnung von Studien- und prafungsleistungen 
§ 9 Versäumnis, ROcktritt, Täuschung. Ordnungsverstoß 

11. ZWischenprüfung 

§ 10 Zulassung

• 
§ 11 Zulassungsverfahren 
§ 12 Umfang und Art der ZwischenprOfung 
§ 13 Kiausurarbeiten 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
§ 15 Wiederholung der Zwischenprüfung 
§ 16 Zeugnis 

11I. DIplomprüfung 

§ 17 Zulassung zur AbschlussprOfung 
§ 18 Umfang und Art der AbschlussprOfung 
§ 19 Seminar 
§ 20 Zusatzfach 
§ 21 Bewertung, Bestehen und Wiederholung der Abschluss· 

prüfung 
§ 22 Zeugnis 

IV. SchlussbestImmungen 

§ 23 Ungültigkeit der Zwischenprüfung und der Abschlussprüfung 
§ 24 Einsicht in die PrOfungsakten 
§ 25 Übergangsbestimmungen 
§ 26 ln-Krall-Treten und Veröffenllichung 

I, Allgemeines 

§1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

(1) Durch die Prüfung zum Abschluss eines wirtschaftswissenschaft­
lichen Zusatzstudiums soll die Kandidatin/der Kandidat den Nachweis 
erbringen, dass sie/er gründliche Fachkenntnisse elWOrben hat, die 
wissenschaftlichen Grundzusammenhänge des gewählten Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Metho­
den und Erkenntnissen zu arbeiten. 

(2) Das Studium soll der/dem Studierenden unter Berücksichtigung 
der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforder­
lichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermit­
teln, dass sie/er zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem 
Handeln befllhigt wird. 

§2 
EInschreibungsvoraussetzungen 

FOr die betriebs- und volkswirtschaftlichen Zusatzstudiengänge fOr Ju­
rlstinnen/Juristen kann eingeschrieben oder als Zweithöre­
rlnlZwelthörer gemäß § 71 HG zugelassen werden, wer die erste ju­
ristische Staatsprüfung oder Teil 1 der Abschlussprüfung im Rahmen 
der einstufigen Juristenausbildung abgeschlossen hat. Ebenfalls kann 
tar die genannten Zusatzstudiengänge eingeschrieben werden, wer 
einen als gleichwertig anerkannten Abschluss an einer wissenschaft­
lichen Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgeset­
zes erworben hat. DarOber hinaus können Absolventin­
nen/Absolventen vergleichbarer Studiengänge an wissenschaftlichen 
Hochschulen für diese Zusatzstudiengänge eingeschrieben oder als 
Zweithörerin/Zweithörer zugelassen werden, wenn sie in ihrem abge­
schlossenen Studiengang Studien- und Prüfungsleistungen erbracht 
haben. die den im integrierten Studiengang Wirtsc:haftswissenschaft 
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen zu absolvieren­
den Teilgebieten 

- Recht tor Wirtschaftswissenschaftler I und 
- Recht tor Wirtschaftswissenschaftler II 

gleichwertig sind. Eine Entscheidung über Vergleichbarkeit und/oder 
Gleichwertigkeit trifft der PrO/ungsausschuss (§ 6). 

§3 
Gliederung und Abschluss 

wirtschaftswissenschaftlicher Zusatzstudiengänge 

(1) Wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudien sind in folgenden Stu­
diengllngen möglich: 

1. Betriebswirtschaftslehre fOr JuristinnenfJuristen 
2. Volkswirtschaftslehre für JuristinnenfJuristen 

(2) Die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge gliedern 
sich jeweils in ein EinfOhrungsstudium und ein Vertiefungsstudium. 

(3) Absolventinnen/Absolventen eines wirtschaftswissenschaftlichen 
Zusatzstudienganges wird Ober den erfolgreichen Abschluss ein 
Zeugnis erteilt. 

§4 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung 
vier Semester. 

(2) Der Studienumfang Im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll insge­
samt 40 bis 50 Semesterwochenstunden betragen. Die Studieninhalte 
sind so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in der Re­
gelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu gewährleis­
ten, dass die Studentin/der Student im Rahmen dieser Prüfungsord­
nung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen kann und Pflicht- und 
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur 
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teil­
nahme an zusätzllchen Lehrveranstaltungen, auch in anderen Stu­
diengängen, stehen. 
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Aufgrund des § 2 Abs. 4. des § 87 Abs. 2 und des § 91 Abs. 1 des
Gesetzes über die Universitaten des Landes Nordrhein-Westfalen (U­
niversitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
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I, Allgemeines

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Prüfung zum Abschluss eines wirtschaftswissenschaft­
lichen Zusatzstudiums soll die Kandidatin/der Kandidat den Nachweis
erbringen, dass sie/er gründliche Fachkenntnisse elWOrben hat, die
wissenschaftlichen Grundzusammenhänge des gewählten Faches
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Metho­
den und Erkenntnissen zu arbeiten.

(2) Das Studium soll der/dem Studierenden unter Berücksichtigung
der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforder­
lichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermit­
teln, dass sie/er zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem
Handeln befllhigt wird.

11. ZWischenprüfung
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§ 10 Zulassung
§ 11 Zulassungsverfahren
§ 12 Umfang und Art der ZwischenprOfung
§ 13 Kiausurarbeiten
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 15 Wiederholung der Zwischenprüfung
§ 16 Zeugnis

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums
§ 2 Einschreibungsvoraussetzungen
§ 3 Gliederung und Abschluss wirtschaftswissenschaftJicher

Zusatzstudiengänge
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang
§ 5 Prüfungen und PrGfungsfristen
§ 6 Plilfungsausschuss
§ 7 Prüfende und Beisitzende
§ 8 Anrechnung von Studien- und prafungsleistungen
§ 9 Versäumnis, ROcktritt, Täuschung. Ordnungsverstoß §3

Gliederung und Abschluss
wirtschaftswissenschaftlicher Zusatzstudiengänge

(2) Die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge gliedern
sich jeweils in ein EinfOhrungsstudium und ein Vertiefungsstudium.

1. Betriebswirtschaftslehre fOr JuristinnenfJuristen
2. Volkswirtschaftslehre für JuristinnenfJuristen

(1) Wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudien sind in folgenden Stu­
diengllngen möglich:

§2
EInschreibungsvoraussetzungen

FOr die betriebs- und volkswirtschaftlichen Zusatzstudiengänge fOr Ju­
rlstinnen/Juristen kann eingeschrieben oder als Zweithöre­
rlnlZwelthörer gemäß § 71 HG zugelassen werden, wer die erste ju­
ristische Staatsprüfung oder Teil 1 der Abschlussprüfung im Rahmen
der einstufigen Juristenausbildung abgeschlossen hat. Ebenfalls kann
tar die genannten Zusatzstudiengänge eingeschrieben werden, wer
einen als gleichwertig anerkannten Abschluss an einer wissenschaft­
lichen Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgeset­
zes erworben hat. DarOber hinaus können Absolventin­
nen/Absolventen vergleichbarer Studiengänge an wissenschaftlichen
Hochschulen für diese Zusatzstudiengänge eingeschrieben oder als
Zweithörerin/Zweithörer zugelassen werden, wenn sie in ihrem abge­
schlossenen Studiengang Studien- und Prüfungsleistungen erbracht
haben. die den im integrierten Studiengang Wirtsc:haftswissenschaft
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen zu absolvieren­
den Teilgebieten

- Recht tor Wirtschaftswissenschaftler I und
- Recht tor Wirtschaftswissenschaftler II

gleichwertig sind. Eine Entscheidung über Vergleichbarkeit und/oder
Gleichwertigkeit trifft der PrO/ungsausschuss (§ 6).

01.10.1999
01.10.2000
01.10.2001
01.10.2002

In - Kratt - Treten

I. Allgemeines

Inhaltsübersicht

Anderungen durch

1. Änderungssatzung
2. Änderungssatzung
3. Änderungssatzung
4. Änderungssatzung

•

•

§ 17 Zulassung zur AbschlussprOfung
§ 18 Umfang und Art der AbschlussprOfung
§ 19 Seminar
§ 20 Zusatzfach
§ 21 Bewertung, Bestehen und Wiederholung der Abschluss·

prüfung
§ 22 Zeugnis

(3) Absolventinnen/Absolventen eines wirtschaftswissenschaftlichen
Zusatzstudienganges wird Ober den erfolgreichen Abschluss ein
Zeugnis erteilt.

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

IV. SchlussbestImmungen
(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung
vier Semester.

§ 23 Ungültigkeit der Zwischenprüfung und der Abschlussprüfung
§ 24 Einsicht in die PrOfungsakten
§ 25 Übergangsbestimmungen
§ 26 ln-Krall-Treten und Veröffenllichung

(2) Der Studienumfang Im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll insge­
samt 40 bis 50 Semesterwochenstunden betragen. Die Studieninhalte
sind so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in der Re­
gelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu gewährleis­
ten, dass die Studentin/der Student im Rahmen dieser Prüfungsord­
nung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen kann und Pflicht- und
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teil­
nahme an zusätzllchen Lehrveranstaltungen, auch in anderen Stu­
diengängen, stehen.
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I, Allgemeines

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Prüfung zum Abschluss eines wirtschaftswissenschaft­
lichen Zusatzstudiums soll die Kandidatin/der Kandidat den Nachweis
erbringen, dass sie/er gründliche Fachkenntnisse elWOrben hat, die
wissenschaftlichen Grundzusammenhänge des gewählten Faches
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Metho­
den und Erkenntnissen zu arbeiten.

(2) Das Studium soll der/dem Studierenden unter Berücksichtigung
der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforder­
lichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermit­
teln, dass sie/er zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem
Handeln befllhigt wird.

11. ZWischenprüfung
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§ 10 Zulassung
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§ 13 Kiausurarbeiten
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 15 Wiederholung der Zwischenprüfung
§ 16 Zeugnis
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Gliederung und Abschluss
wirtschaftswissenschaftlicher Zusatzstudiengänge

(2) Die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge gliedern
sich jeweils in ein EinfOhrungsstudium und ein Vertiefungsstudium.

1. Betriebswirtschaftslehre fOr JuristinnenfJuristen
2. Volkswirtschaftslehre für JuristinnenfJuristen

(1) Wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudien sind in folgenden Stu­
diengllngen möglich:

§2
EInschreibungsvoraussetzungen

FOr die betriebs- und volkswirtschaftlichen Zusatzstudiengänge fOr Ju­
rlstinnen/Juristen kann eingeschrieben oder als Zweithöre­
rlnlZwelthörer gemäß § 71 HG zugelassen werden, wer die erste ju­
ristische Staatsprüfung oder Teil 1 der Abschlussprüfung im Rahmen
der einstufigen Juristenausbildung abgeschlossen hat. Ebenfalls kann
tar die genannten Zusatzstudiengänge eingeschrieben werden, wer
einen als gleichwertig anerkannten Abschluss an einer wissenschaft­
lichen Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgeset­
zes erworben hat. DarOber hinaus können Absolventin­
nen/Absolventen vergleichbarer Studiengänge an wissenschaftlichen
Hochschulen für diese Zusatzstudiengänge eingeschrieben oder als
Zweithörerin/Zweithörer zugelassen werden, wenn sie in ihrem abge­
schlossenen Studiengang Studien- und Prüfungsleistungen erbracht
haben. die den im integrierten Studiengang Wirtsc:haftswissenschaft
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen zu absolvieren­
den Teilgebieten

- Recht tor Wirtschaftswissenschaftler I und
- Recht tor Wirtschaftswissenschaftler II

gleichwertig sind. Eine Entscheidung über Vergleichbarkeit und/oder
Gleichwertigkeit trifft der PrO/ungsausschuss (§ 6).

01.10.1999
01.10.2000
01.10.2001
01.10.2002

In - Kratt - Treten

I. Allgemeines

Inhaltsübersicht

Anderungen durch

1. Änderungssatzung
2. Änderungssatzung
3. Änderungssatzung
4. Änderungssatzung

•

•

§ 17 Zulassung zur AbschlussprOfung
§ 18 Umfang und Art der AbschlussprOfung
§ 19 Seminar
§ 20 Zusatzfach
§ 21 Bewertung, Bestehen und Wiederholung der Abschluss·

prüfung
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(2) Der Studienumfang Im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll insge­
samt 40 bis 50 Semesterwochenstunden betragen. Die Studieninhalte
sind so auszuwählen und zu begrenzen, dass das Studium in der Re­
gelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu gewährleis­
ten, dass die Studentin/der Student im Rahmen dieser Prüfungsord­
nung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen kann und Pflicht- und
Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teil­
nahme an zusätzllchen Lehrveranstaltungen, auch in anderen Stu­
diengängen, stehen.



§5 
Prüfungen und PrOfungsfrlsten 

(1) Der Abschlussprüfung am Ende des Vertiefungsstudiums geht die 
ZwischenprOfung voraus. Sie soll vor Beginn des dritten Semesters 
abgeschlossen sein. 
(2) Die Meldung zur Abschlussprüfung soll am Ende des vierten Se­
mesters erfolgen, und zwar mindestens sechs Wochen vor dem Prü· 
fungstermln durch Einreichen eines schriftlichen Antrages auf Zulas· 
sung beim Prt:lfungsamt. Der Termin der Prüfung soll vier Wochen 
und muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung bekanntgegeben 
werden, 

(3) Die Prüfungen können jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 und 2 
und § 4 Abs. 1 genannten Fristen abgelegt werden, sofern die tür die 
Zulassung erforderlichen Leistungen nachgewiesen werden. 

§6 
PrÜfungsausschuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungs­
ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Wirtschafts~ 
wissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der Profungsausschuss be~ 

sieht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen Ste\lvertrete­
rin/Stellvertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/der Vorsitzende, 
ihre SteUvertreterin/sein Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder 
werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein Mitglied 
wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterin~ 

nen/Mitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der Studieren­
den gewählt. Entsprechend wird für die Mitglieder des Prüfungsaus­
schusses, mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und deren Stellvertre­
terin/dessen Stellvertreters, jeweils eine/ein VertreterinNertreter ge~ 

wählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Professorin~ 

nen/Professoren beträgt drei Jahre, die Amtszeit der übrigen Mit~ 

glieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungs­
gemäße DurchfOhrung der Prüfungen. Er ist insbesondere zuständig 
für die Entscheidung über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren 
getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsaus­
schuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, zu 
berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung, der 
Studienordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann 
die Erledigung seiner Aufgaben für alle Regeltalle auf die Vorsitzen­
de/den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen 
über Widersprüche. Die/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahr~ 

nehmung ihrer/seiner Aufgaben des PrOfungsamtes im Fachbereich. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem 
Vorsitzenden oder deren/dessen Stellvertreter und zwei weiteren Pro­
fessorinnen/Professoren mindestens zwei weitere stimmberechtigte 
Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit der Mehrheit der stimm­
berechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stim­
me der/des Vorsitzenden. Das studentische Mitglied des Prüfungs­
ausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidun­
gen, insbesondere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrech­
nung von Studien- und Prüfungsleistungen, der Festlegung von Pro· 
fungsaufgaben und der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden 
nicht mit. 

(4) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der 
Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. 

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterin­
nen/Stellvertreter, die PrOfenden und die Beisitzenden unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, 
sind sie durch die/den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) Der PrOfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungs~ 

verfahrens~ und des Verwaltungsprozessrechts. 

§7 
PrUfende und Beisitzende 

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren 
und die habiliUerten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende 
und Beisitzende beslellt der Prüfungsausschuss. Er kann die Bestel­
lung der/dem Vorsitzenden Obertragen. Zum Prüfenden darf nur be~ 
stellt werden, wer mindestens die entsprechende DiplomprOfung oder 
eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und, sofem nicht zwingende 
GrOnde eine Abweichung erfordem, in dem der Prüfung vorangehen­
den Studienabschnitt an der FemUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen eine selbständige Lehtiätigkeit ausgeübt hat. Zur/zum Beisit­
zenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Djplomprü~ 
fung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass 
der Kandidatin/dem Kandidaten die Namen der PrOfenden rechtzeitig, 
mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen Prüfung, be­
kanntgegeben werden. 

§8 
Anrechnung von Studien- und PrUfungsleislungen 

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissen'­
schaftlIchen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes. 
und dabei erbrachte Studienleistungen werden vom Amts wegen an­
gerechnet. 

(2) Studienzeiten in anderen StUdiengängen mit Ausnahme des Stu­
dienganges, dessen Abschluss Einschreibungsvoraussetzung gemäß 
§ 2 ist, oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes sowie dabei erbrachte Studienleis~ 
tungen werden von Amts wegen angerechnet, soweit die Gleichwer­
tigkeit festgestellt ist. Studienzeiten sowie Studien· und Prüfungsleis~ 

tungen, die an Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, 
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Für die Gleichwertigkeit 
von Studienzeiten und Studienleistungen an ausländischen Hoch­
schulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der Westdeut­
schen Rektorenkonferenz gebillIgten Äquivalenzvereinbarungen 
maßgebend. Im übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die 
Zentralstelle tor ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

(3) Prüfungsleistungen, die die Kandidatin/der Kandidat an wissen· 
schaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes in 
demselben Studiengang bestanden hat, werden von Amts wegen 
angerechnet. 

(4) In staatlich anerkannten Femstudien oder in vom Land NOrdrheine 
westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und dem 
Bund entwickelten Femstudieneinheiten erworbene Leistungsnach­
weise werden, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- und Prü~ 

fungsleistungen von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung 
der Gleichwertigkeit sind gemeinsame Beschlüsse der Kultusminis­
terkonferenz und der Westdeutschen Rektorenkonferenz zu beach~ 
ten. 

(5) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten und S!udien~ und 
PrUfungsleistungen nach den Absätzen 1 bis 4 ist der Prüfungsaus­
schuss. Vor Feststellung über die Gleichwertigkeit sind die zuständi­
gen Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören. 

§9 
Versäumnis, RUcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt ais mit "nicht ausreichend" (5,0) bewer­

tet. wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem Prüfungstermin nicht
 
erscheint oder wenn sie/er nach Beginn der PrOfung ohne triftige
 
Gründe IIOn der Prüfung zurücktritt.
 

(2) Die für den ROckfritt oder das Versäumnis geltend gemachten
 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich an~
 

gezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kandida­

tin/des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt
 
werden. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der
 
Kandidatin/dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer
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gerechnet.

(2) Studienzeiten in anderen StUdiengängen mit Ausnahme des Stu­
dienganges, dessen Abschluss Einschreibungsvoraussetzung gemäß
§ 2 ist, oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes sowie dabei erbrachte Studienleis~

tungen werden von Amts wegen angerechnet, soweit die Gleichwer­
tigkeit festgestellt ist. Studienzeiten sowie Studien· und Prüfungsleis~

tungen, die an Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des
Grundgesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Für die Gleichwertigkeit
von Studienzeiten und Studienleistungen an ausländischen Hoch­
schulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der Westdeut­
schen Rektorenkonferenz gebillIgten Äquivalenzvereinbarungen
maßgebend. Im übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die
Zentralstelle tor ausländisches Bildungswesen gehört werden.

(3) Prüfungsleistungen, die die Kandidatin/der Kandidat an wissen·
schaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes in
demselben Studiengang bestanden hat, werden von Amts wegen
angerechnet.

(4) In staatlich anerkannten Femstudien oder in vom Land NOrdrheine
westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und dem
Bund entwickelten Femstudieneinheiten erworbene Leistungsnach­
weise werden, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- und Prü~

fungsleistungen von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung
der Gleichwertigkeit sind gemeinsame Beschlüsse der Kultusminis­
terkonferenz und der Westdeutschen Rektorenkonferenz zu beach~

ten.

(5) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten und S!udien~ und
PrUfungsleistungen nach den Absätzen 1 bis 4 ist der Prüfungsaus­
schuss. Vor Feststellung über die Gleichwertigkeit sind die zuständi­
gen Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören.

§9
Versäumnis, RUcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt ais mit "nicht ausreichend" (5,0) bewer­
tet. wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem Prüfungstermin nicht
erscheint oder wenn sie/er nach Beginn der PrOfung ohne triftige
Gründe IIOn der Prüfung zurücktritt.

(2) Die für den ROckfritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich an~

gezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kandida­
tin/des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt
werden. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der
Kandidatin/dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer



Tennin festgesetzt. Die bereits vorliegenden PrOfungsergebnisse sind 
in diesem Fall anzurechnen. 

(3) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Ergebnis ihrerlseiner 
Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelasse. 
ner Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung 
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Kandldatin/ein Kandl· 
dat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung stört, kann von 
der jeweiligen PrOferinl dem jeweiligen PrOfer oder AufsichtfOhrenden 
in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrOfungsleis­
tung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende PrO­
fungsleistung als mit "nichI ausreichend" (5,0) bewertet. Die Gründe 
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die Kandida­
tin/der Kandidat von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus­
geschlossen, kann sie/er verlangen, dass diese Entscheidung von 
dem Prüfungsausschuss OberprOft wird. Dies gilt entsprechend bei 
Feststellung einer/eines PrOfenden oder Aufsichtführenden gemäß 
Satz 1. 

(4) Belastende Entscheidungen des PrOfungsausschusses sind der 
Kandidatin/dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu 
begründen. Vor der Entscheidung ist der Kandidatin dem Kandidaten 
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

•	 11, Zwischenprüfung 

§ 10 
Zulassung 

(1) Zur ZwischenprOfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen er­
fOllt, 

2.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 
entsprechenden wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudien­
gang eingeschrieben oder als eingeschriebener Student einer 
anderen Hochschule an der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen als Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zuge­
lassen ist, 

3.	 die in § 11 genannten Leistungen erbracht hat. 

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Zwischenprüfung ist schriftlich mit 
der Anmeldung zu den Klausurarbeiten zu stellen. Dem Antrag sind 
beizufügen: 

1.	 die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten 
Zulassungsvoraussetzungen, 

• 
2. eine Erklärung darüber, ob die Kandidatin/der Kandidat be­

reits eine PrOfung in einem wirtschaftswissenschaftlichen Zu­
satzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden hat, a­
der ob sie/er ihren/seinen PrOfungsanspruch durch Versäu­
men einer Wiederholungsfrist verloren hat oder ob sie/er sich 
in einem anderen PrOfungsverfahren befindet, 

3.	 das Studienbuch oder die an der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen. 

(3) Ist es der Kandidatin/dem Kandidaten nicht möglich, eine nach 
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Wei­
se beizufOgen, kann der PrOfungsausschuss gestatten, den Nachweis 
auf andere Weise zu führen. 

§ 11 
Zulassungsverfahren 

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss oder 
gemäß § 6 Abs. 2 Satz 5 deren Vorsitzende/dessen Vorsitzender. 

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Unterlagen unvollständig sind 
oder die Kandidatin/der Kandidat die Zwischenprüfung oder die Ab­
schlussprüfung in einem entsprechenden Wirtschafts­
wissenschaftlichen Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgOltig nicht bestanden 
hat. 

(3) Zu jeder einzelnen schriftlichen Prüfungsleistung Ist eine Anmel­
dung beim Prüfungsausschuss erforderlich. 

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kandida­
tin/der Kandidat 

1.	 bei der Anmeldung zu jeder einzelnen in § 12 Abs. 3 bzw. 
Abs. 4 bezeichneten Prüfungsleistung (Klausurarbeit) nach­
weist, dass sie/er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten 
des entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbeitet hat, 

2.	 bei der Anmeldung zu der letzten schriftlichen Prüfungsleis­
tung nach § 12 einen Nachweis vorlegt, dass mindestens die 
Hälfte der Einsendearbeiten zum Teilgebiet Mathematik für 
Wirtschaftswissenschaftler erfolgreich bearbeitet wurde. 

§ 12
 
Umfang und Art der Zwischenprüfung
 

(1) Durch die ZwischenprOfung soll die Kandidatin/der Kandidat 
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Einführungsstudiums erreicht 
hat und dass sie/er sich insbesondere die Inhaltlichen Grundlagen ih­
res/seines Faches, ein methodisches Instrumentarium und die sys~ 
tematische Orientierung elWOrben hat, die erforderlich sind, um das 
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben. 

(2) Die Zwischenprüfung wird in Form studienbegleitender Leistun­
gen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren einer 
Prüfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die Kurse 
der in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten Teilgebiete abgelegt. Die 
Prüfung umfaßt eine zweistündige Klausurarbeit zu den jeweiligen 
Teilgebieten. Zu jeder Klausurarbeit erfolgt eine getrennte Anmeldung 
beim PrOfungsausschuss. 

(3) Die Zwischenprüfung Im Zusatzstudiengang Betriebswirtschafts­
lehre fOr Juristinnen/Juristen erstreckt sich auf folgende Teilgebiete: 

1.	 Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I, 
2.	 Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11, 
3.	 Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111 

(4) Die Zwischenprüfung im Zusatzstudiengang Volkswirtschaftslehre 
für Juristinnen/Juristen erstreckt sich auf folgende Teilgebiete: 

1.	 Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11, 
2.	 Mikroökonomik, 
3.	 Makroökonomik. 

(4) Macht die Kandidalin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis 
glaubhaft, das sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder 
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die/der Vorsitzen­
de des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu ges­
tatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu 
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit 
der/dem betreffenden Prüfenden ab. 

§ 13 
Klausurarbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatinl der Kandidat nachwei­
sen, dass sie/er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein 
Problem mit den geläufigen Methoden seines Faches erkennen und 
Wege zu einer Lösung finden kann. 

(2) Jede Klausurarbeit, die eine Prüfungsleistung darstellt, ist von 
zwei Prüfenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden 
GrUnden abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu ma­
chen. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertung ge­
mäß § 14 Abs. 1 für Klausuren des Einführungsstudiums und aus der 
Bewertung gemäß § 21 Abs. 1 fOr Klausuren des Vertiefungsstudi­
ums. 

§ 14 
Bewertung der PrOfungslelstungen 

(1) Die jeweiiigen Prüfenden bewerten die einzelnen PrOfungsleistun­
gen und setzen die Noten fest. 

•

•

Tennin festgesetzt. Die bereits vorliegenden PrOfungsergebnisse sind
in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Ergebnis ihrerlseiner
Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelasse.
ner Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Kandldatin/ein Kandl·
dat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung stört, kann von
der jeweiligen PrOferinl dem jeweiligen PrOfer oder AufsichtfOhrenden
in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrOfungsleis­
tung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende PrO­
fungsleistung als mit "nichI ausreichend" (5,0) bewertet. Die Gründe
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die Kandida­
tin/der Kandidat von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus­
geschlossen, kann sie/er verlangen, dass diese Entscheidung von
dem Prüfungsausschuss OberprOft wird. Dies gilt entsprechend bei
Feststellung einer/eines PrOfenden oder Aufsichtführenden gemäß
Satz 1.

(4) Belastende Entscheidungen des PrOfungsausschusses sind der
Kandidatin/dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu
begründen. Vor der Entscheidung ist der Kandidatin dem Kandidaten
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11, Zwischenprüfung

§ 10
Zulassung

(1) Zur ZwischenprOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen er­
fOllt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
entsprechenden wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudien­
gang eingeschrieben oder als eingeschriebener Student einer
anderen Hochschule an der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen als Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zuge­
lassen ist,

3. die in § 11 genannten Leistungen erbracht hat.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Zwischenprüfung ist schriftlich mit
der Anmeldung zu den Klausurarbeiten zu stellen. Dem Antrag sind
beizufügen:

1. die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten
Zulassungsvoraussetzungen,

2. eine Erklärung darüber, ob die Kandidatin/der Kandidat be­
reits eine PrOfung in einem wirtschaftswissenschaftlichen Zu­
satzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden hat, a­
der ob sie/er ihren/seinen PrOfungsanspruch durch Versäu­
men einer Wiederholungsfrist verloren hat oder ob sie/er sich
in einem anderen PrOfungsverfahren befindet,

3. das Studienbuch oder die an der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen.

(3) Ist es der Kandidatin/dem Kandidaten nicht möglich, eine nach
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Wei­
se beizufOgen, kann der PrOfungsausschuss gestatten, den Nachweis
auf andere Weise zu führen.

§ 11
Zulassungsverfahren

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss oder
gemäß § 6 Abs. 2 Satz 5 deren Vorsitzende/dessen Vorsitzender.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Unterlagen unvollständig sind
oder die Kandidatin/der Kandidat die Zwischenprüfung oder die Ab­
schlussprüfung in einem entsprechenden Wirtschafts­
wissenschaftlichen Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule
im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgOltig nicht bestanden
hat.

(3) Zu jeder einzelnen schriftlichen Prüfungsleistung Ist eine Anmel­
dung beim Prüfungsausschuss erforderlich.

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kandida­
tin/der Kandidat

1. bei der Anmeldung zu jeder einzelnen in § 12 Abs. 3 bzw.
Abs. 4 bezeichneten Prüfungsleistung (Klausurarbeit) nach­
weist, dass sie/er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten
des entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbeitet hat,

2. bei der Anmeldung zu der letzten schriftlichen Prüfungsleis­
tung nach § 12 einen Nachweis vorlegt, dass mindestens die
Hälfte der Einsendearbeiten zum Teilgebiet Mathematik für
Wirtschaftswissenschaftler erfolgreich bearbeitet wurde.

§ 12
Umfang und Art der Zwischenprüfung

(1) Durch die ZwischenprOfung soll die Kandidatin/der Kandidat
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Einführungsstudiums erreicht
hat und dass sie/er sich insbesondere die Inhaltlichen Grundlagen ih­
res/seines Faches, ein methodisches Instrumentarium und die sys~

tematische Orientierung elWOrben hat, die erforderlich sind, um das
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Zwischenprüfung wird in Form studienbegleitender Leistun­
gen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren einer
Prüfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die Kurse
der in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten Teilgebiete abgelegt. Die
Prüfung umfaßt eine zweistündige Klausurarbeit zu den jeweiligen
Teilgebieten. Zu jeder Klausurarbeit erfolgt eine getrennte Anmeldung
beim PrOfungsausschuss.

(3) Die Zwischenprüfung Im Zusatzstudiengang Betriebswirtschafts­
lehre fOr Juristinnen/Juristen erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:

1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I,
2. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11,
3. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111

(4) Die Zwischenprüfung im Zusatzstudiengang Volkswirtschaftslehre
für Juristinnen/Juristen erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:

1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11,
2. Mikroökonomik,
3. Makroökonomik.

(4) Macht die Kandidalin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, das sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die/der Vorsitzen­
de des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu ges­
tatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit
der/dem betreffenden Prüfenden ab.

§ 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatinl der Kandidat nachwei­
sen, dass sie/er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein
Problem mit den geläufigen Methoden seines Faches erkennen und
Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit, die eine Prüfungsleistung darstellt, ist von
zwei Prüfenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden
GrUnden abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu ma­
chen. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertung ge­
mäß § 14 Abs. 1 für Klausuren des Einführungsstudiums und aus der
Bewertung gemäß § 21 Abs. 1 fOr Klausuren des Vertiefungsstudi­
ums.

§ 14
Bewertung der PrOfungslelstungen

(1) Die jeweiiigen Prüfenden bewerten die einzelnen PrOfungsleistun­
gen und setzen die Noten fest.
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•

•

Tennin festgesetzt. Die bereits vorliegenden PrOfungsergebnisse sind
in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Ergebnis ihrerlseiner
Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelasse.
ner Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Kandldatin/ein Kandl·
dat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung stört, kann von
der jeweiligen PrOferinl dem jeweiligen PrOfer oder AufsichtfOhrenden
in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrOfungsleis­
tung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende PrO­
fungsleistung als mit "nichI ausreichend" (5,0) bewertet. Die Gründe
fOr den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die Kandida­
tin/der Kandidat von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus­
geschlossen, kann sie/er verlangen, dass diese Entscheidung von
dem Prüfungsausschuss OberprOft wird. Dies gilt entsprechend bei
Feststellung einer/eines PrOfenden oder Aufsichtführenden gemäß
Satz 1.

(4) Belastende Entscheidungen des PrOfungsausschusses sind der
Kandidatin/dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu
begründen. Vor der Entscheidung ist der Kandidatin dem Kandidaten
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11, Zwischenprüfung

§ 10
Zulassung

(1) Zur ZwischenprOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen er­
fOllt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
entsprechenden wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudien­
gang eingeschrieben oder als eingeschriebener Student einer
anderen Hochschule an der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen als Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zuge­
lassen ist,

3. die in § 11 genannten Leistungen erbracht hat.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Zwischenprüfung ist schriftlich mit
der Anmeldung zu den Klausurarbeiten zu stellen. Dem Antrag sind
beizufügen:

1. die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten
Zulassungsvoraussetzungen,

2. eine Erklärung darüber, ob die Kandidatin/der Kandidat be­
reits eine PrOfung in einem wirtschaftswissenschaftlichen Zu­
satzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden hat, a­
der ob sie/er ihren/seinen PrOfungsanspruch durch Versäu­
men einer Wiederholungsfrist verloren hat oder ob sie/er sich
in einem anderen PrOfungsverfahren befindet,

3. das Studienbuch oder die an der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen.

(3) Ist es der Kandidatin/dem Kandidaten nicht möglich, eine nach
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Wei­
se beizufOgen, kann der PrOfungsausschuss gestatten, den Nachweis
auf andere Weise zu führen.

§ 11
Zulassungsverfahren

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss oder
gemäß § 6 Abs. 2 Satz 5 deren Vorsitzende/dessen Vorsitzender.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Unterlagen unvollständig sind
oder die Kandidatin/der Kandidat die Zwischenprüfung oder die Ab­
schlussprüfung in einem entsprechenden Wirtschafts­
wissenschaftlichen Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule
im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgOltig nicht bestanden
hat.

(3) Zu jeder einzelnen schriftlichen Prüfungsleistung Ist eine Anmel­
dung beim Prüfungsausschuss erforderlich.

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kandida­
tin/der Kandidat

1. bei der Anmeldung zu jeder einzelnen in § 12 Abs. 3 bzw.
Abs. 4 bezeichneten Prüfungsleistung (Klausurarbeit) nach­
weist, dass sie/er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten
des entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbeitet hat,

2. bei der Anmeldung zu der letzten schriftlichen Prüfungsleis­
tung nach § 12 einen Nachweis vorlegt, dass mindestens die
Hälfte der Einsendearbeiten zum Teilgebiet Mathematik für
Wirtschaftswissenschaftler erfolgreich bearbeitet wurde.

§ 12
Umfang und Art der Zwischenprüfung

(1) Durch die ZwischenprOfung soll die Kandidatin/der Kandidat
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Einführungsstudiums erreicht
hat und dass sie/er sich insbesondere die Inhaltlichen Grundlagen ih­
res/seines Faches, ein methodisches Instrumentarium und die sys~

tematische Orientierung elWOrben hat, die erforderlich sind, um das
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Zwischenprüfung wird in Form studienbegleitender Leistun­
gen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren einer
Prüfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die Kurse
der in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten Teilgebiete abgelegt. Die
Prüfung umfaßt eine zweistündige Klausurarbeit zu den jeweiligen
Teilgebieten. Zu jeder Klausurarbeit erfolgt eine getrennte Anmeldung
beim PrOfungsausschuss.

(3) Die Zwischenprüfung Im Zusatzstudiengang Betriebswirtschafts­
lehre fOr Juristinnen/Juristen erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:

1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I,
2. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11,
3. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111

(4) Die Zwischenprüfung im Zusatzstudiengang Volkswirtschaftslehre
für Juristinnen/Juristen erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:

1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11,
2. Mikroökonomik,
3. Makroökonomik.

(4) Macht die Kandidalin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, das sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die/der Vorsitzen­
de des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu ges­
tatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit
der/dem betreffenden Prüfenden ab.

§ 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatinl der Kandidat nachwei­
sen, dass sie/er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein
Problem mit den geläufigen Methoden seines Faches erkennen und
Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit, die eine Prüfungsleistung darstellt, ist von
zwei Prüfenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden
GrUnden abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu ma­
chen. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertung ge­
mäß § 14 Abs. 1 für Klausuren des Einführungsstudiums und aus der
Bewertung gemäß § 21 Abs. 1 fOr Klausuren des Vertiefungsstudi­
ums.

§ 14
Bewertung der PrOfungslelstungen

(1) Die jeweiiigen Prüfenden bewerten die einzelnen PrOfungsleistun­
gen und setzen die Noten fest.



Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten bewertet 
werden, wobei folgende Bindung Z'Wischen Punkten und Noten be­
steht: 

95 -100 Punkte =1,0 (sehr gut)f = eine hervorragende 
90 - 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) f Leistung 

85 - 89 Punkte = 1,7 (gut) f = eine Leistung, die erheblich 
80 - 84 Punkte =2,0 (gut) I =aber den durchschnittJichen 
75 - 79 Punkte =2,3 (gut)f =Anforderungen liegt 

70 - 74 Punkte = 2,7 (befriedigend)f = eine Leistung, die den 
65 - 69 Punkte =3,0 (befriedigend)f =durchschnittlichen Anforde­
60 - 84 Punkte = 3,3 (befriedigend) f = rungen entsprtchl 

55· 59 Punkte = 3,7 (ausreichend)~ = eine Leistung, die trotz ihrer 
50· 54 Punkte = 4,0 (ausreiChend)1 = Mängel noch den Anforde· 

= rungen entspricht 

bis 49 Punkte = 5,0 (nicht ausreichend)=	 eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den An­
forderungen nicht mehr 
genagt. 

Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfenden nicht überein, 
wird die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten 
Punkte gebildet, 

(2) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jeweils alle in § 12
 
Abs. 3 bZw. 4 genannten Teilgebiete mit mindestens 50 Punkten be·
 
wertet worden sind. Die Zwischenprüfung ist auch bestanden, wenn in
 
jeweils allen in § 12 Abs, 3 bzw. 4 genannten Tellgebiet~n mIndes­
tens 25 Punkte erzielt und wenn in den drei Teilgebieten JeweIls Ins· 
gesamt 150 Punkte und in höchstens einem Teilgebiet weniger als 50 
Punkte erreicht worden sind 

(3) Die Gesamtnote der ZwischenprOfung errechnet sich aus dem 
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 12 Abs. 3 bzw. 4 genann· 
18n Teilgebiete. Oie Gesamtnote lautet bei einem Punktedurchschnitt 

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
 
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
 
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
 
ab 80 bis unter 85 punkte = 2,0 (gut)
 

ab 75 bis unter 80 punkte = 2,3 (gut)
 
ab 70 bis unter 75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
 
ab 65 bis unter 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
 
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
 
ab 55 bis unter 60 Punkte = 3,7 (ausreichend)
 
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend)
 

§ 15 
Wiederholung der Zwischenprüfung 

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der ZWischenprüfung (§ 
12 AbS. 3 bzw. Abs. 4), die OIcht mindestens mit mindestens 50 
Punkten bewertet worden sind, können zweimal wiederholt werden; 
dabei wird jeweils der letzte Versuch gewertet. 

(2) Die Zwischenprüfung Ist endgoltig nicht bestanden, wenn nach 
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkelten in den in § 12 Abs. 3 
bzw. 4 genannten Teilgebieten 

_ eine Klausur nicht mit mindestens 25 Punkten bewertet worden 
ist, 
oder 

_ mehr als eine Klausur mit weniger als 50 Punkten bewertet 
worden ist 
oder 

•	 nicht jeweils die genannte Mindestpunktzahl von 150 Punkten 
erreicht worden ist. 

§ 16 
Zeugnis 

(1) Über die bestandene Zwischenprüfung wird unverzOg1i~h ein 
Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Tellgebi~ten und die Ge· 
samtnote enthält. Das Zeugnis ist von der/dem Vorsitzenden des Prü­

fungsausschusses zu unterzeldmen. Es trägt das Datum des Tages, 
an dem die letzte PrDfungsleistung erbracht wurde, 

(2) Hat die Kandidatin/der Kandidat die ZwischenprDfung nicht be­
standen, wird Ihrflhm gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise ­
und im Falle des endgOltigen Nichtbestehens - der Exmatrikulations­
bescheinigung eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die er~ 
brachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zum Beste­
hen der Zwischenprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält 
und erkennen lässt, dass die ZwischenprOfung nicht bestanden ist. 

11I. Abschlussprofung 

§ 17 
Zulassung zur Abschlussprllfung 

(1)	 Zur Abschlussprüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1. die in § 2 beschriebenen Einschreibungsvoraussetzungen er­
IOlIt, 

2.	 die ZwischenprOfung des gewählten Studienganges an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen oder eine ge­
mäß § 8 Abs. 3 als gleichwertig angerechnete Prüfung be­
standen hat, 

3.	 an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen für das. 
wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudium eingeschrieben 
oder gemäß § 71 Abs, 2 HG als ZweithörertnlZweithörer zu· 
gelassen ist. 

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur Klausurarbeit
 
im Vertiefungsfach zu verbinden und erfolg.~ unter der Voraussetzung,
 
dass die Kandidatin/der Kandidat einen Ubungsschein vorlegt, der
 
aufgrund einer Übungsklausurarbeit, einer Hausarbeit oder einer an·
 
deren gleichwertigen Leistung ausgestellt worden ist, oder nachweist,
 
dass sieler mindestens die Hälfte der EinsendearbeIten des entspre­

chenden Faches mit Erfolg bearbe,tet hat. Bei der Meldung zur Ab· 
schlussprüfung soll ein Seminarschein nach § 19 vorgelegt werden. 
Im Obrtgen gelten die §§ 10 und 11 entsprechend, 

§ 18
 
Umfang und Art der Diplomprüfung
 

(1)	 Oie Abschlussprüfung besteht aus einer vierstündigen Klausurar­
beit, 
(2) Oie Klausurarbeit im Zusatzstudiengang Betriebswirtschaftslehre
 
fOr JunstinnenlJunsten erstreckt sich auf eines der folgenden Fächer
 
nach Wahl der Kandidatin/des Kandidaten:
 

a)	 Allgemeine Betrtebswirtschaftslehre (14 SWS), • 
b)	 Marketing (16 SWS), 
c)	 Induslriebelriebslehre (16 SWS), 
d)	 Finanzwirtschaft (16 SWS), 
e)	 Bank- und Börsenwesen (16 SWS), 
f)	 Organisation und Planung (16 SWS), 
g)	 PersonallOhrung und Organisation (16 SWS), 
h)	 Betriebliche Steuertehre (16 SWS), 
i)	 Operations-Research (16 SWS), 
j)	 Wirtschaftsinfonnatik (16 SWS), 
k)	 Personalwirtschaft und Bildungsbetrtebslehre (16 SWS), 
I)	 DiensUeislungsmanagement (16 SWS), 
m) UntemehmensgrDndung und Untemehmensnachfolge (16 

SWS), 

(3)	 Die Klausurarbeit im Zusatzstudiengang Volkswirtschaftslehre für 
JurisUnnen/Junsten erstreckt sich auf eines der folgenden Fächer 
nach Wahl der Kandidatinfdes Kandidaten: 

a)	 Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS), 
b)	 Geld- und Wahrungspoiitik (16 SWS), 
c)	 Finanzwissenschaft (16 SWS), 
d)	 Umwelt· und Institutionenöl<onomik (16 SWS), 

(4) Macht die Kandidatin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder 
langfrisUger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzen· 
de des PrOfungsausschusses der KandidaUn/dem Kandidaten zu ges­

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten bewertet
werden, wobei folgende Bindung Z'Wischen Punkten und Noten be­
steht:

95 -100 Punkte =1,0 (sehr gut)f
90 - 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) f

85 - 89 Punkte = 1,7 (gut) f
80 - 84 Punkte =2,0 (gut) I
75 - 79 Punkte =2,3 (gut)f

= eine hervorragende
Leistung

= eine Leistung, die erheblich
=aber den durchschnittJichen
=Anforderungen liegt

fungsausschusses zu unterzeldmen. Es trägt das Datum des Tages,
an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde,

(2) Hat die Kandidatin/der Kandidat die ZwischenpnJfung nicht be­
standen, wird Ihrflhm gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise ­
und im Falle des endgOltigen Nichtbestehens - der Exmatrikulations­
bescheinigung eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die er~

brachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zum Beste­
hen der Zwischenprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält
und erkennen lässt, dass die ZwischenprOfung nicht bestanden ist.

55 - 59 Punkte = 3,7 (ausreichend)f
50· 54 Punkte = 4,0 (ausreiChend)1

70 - 74 Punkte = 2,7 (befriedigend)f = eine Leistung, die den
65 - 69 Punkte =3,0 (befriedigend)f =durchschnittlichen Anforde­
60 - 84 Punkte = 3,3 (befriedigend) f = rungen entsprtchl

= eine Leistung, die trotz ihrer
=Mängel noch den Anforde·
= rungen entspricht

bis 49 Punkte = 5,0 (nicht ausreichend)= eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den An­
forderungen nicht mehr
genOgt. .

Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfenden nicht überein,
wird die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten
Punkte gebildet,

(2) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jeweils alle in § 12
Abs. 3 bZw. 4 genannten Teilgebiete mit mindestens 50 Punkten be·
wertet worden sind. Die Zwischenprüfung ist auch bestanden, wenn in
jeweils allen in § 12 Abs, 3 bzw. 4 genannten Tellgebiet~n mindes­
tens 25 Punkte erzielt und wenn in den drei Teilgebieten JeweIls inS·
gesamt 150 Punkte und in höchstens einem Teilgebiet weniger als 50
Punkte erreicht worden sind

(3) Die Gesamtnote der ZwischenprOfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 12 Abs. 3 bzw. 4 genann·
18n Teilgebiete. Oie Gesamtnote lautet bei einem Punktedurchschnitt

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
ab 80 bis unter 85 punkte = 2,0 (gut)
ab 75 bis unter 80 punkte = 2,3 (gut)
ab 70 bis unter 75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
ab 65 bis unter 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
ab 55 bis unter 60 Punkte = 3,7 (ausreichend)
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend)

§ 15
Wiederholung der Zwischenprüfung

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der ZWischenprüfung (§
12 AbS. 3 bzw. Abs. 4), die nicht mindestens mit mindestens 50
Punkten bewertet worden sind, können zweimal wiederholt werden;
dabei wird jeweils der letzte Versuch gewertet.

(2) Die Zwischenprüfung ist endgOitig nicht bestanden, wenn nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkelten in den in § 12 Abs. 3
bzw. 4 genannten Teilgebieten

- eine Klausur nicht mit mindestens 25 Punkten bewertet worden
ist,
oder

_ mehr als eine Klausur mit weniger als 50 Punkten bewertet
worden ist
oder

• nicht jeweils die genannte Mindestpunktzahl von 150 Punkten
erreicht worden ist.

§ 16
Zeugnis

(1) Über die bestandene Zwischenprüfung wird unverzOg1i~h ein
Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Tellgebi~ten und die Ge·
samtnote enthält. Das Zeugnis ist von der/dem Vorsitzenden des Prü-

111. AbschlussprUfung

§ 17
Zulassung zur Abschlussprllfung

(1) Zur AbschlussprDfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 beschriebenen Einschreibungsvoraussetzungen er­
füllt,

2. die ZwischenprOfung des gewählten Studienganges an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen oder eine ge­
mäß § 8 Abs. 3 als gleichwertig angerechnete Prüfung be­
standen hat,

3. an der FernUniversität ~. Gesamthochsch.ule in '!agen fü.r das.
wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudium elngeschneben
oder gemäß § 71 Abs, 2 HG als ZweithörertnlZweithörer zu­
gelassen ist.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur Klausurarbeit
Im Vertiefungsfach zu verbinden und erfolgt unter der Voraussetzung,
dass die Kandidatin/der Kandidat einen Übungsschein vorlegt, der
aufgrund einer Übungsklausurarbeit, einer Hausarbeit oder einer an·
deren gleichwertigen Leistung ausgestellt worden ist, oder nachweist,
dass sieler mindestens die Hälfte der EinsendearbeIten des entspre­
chenden Faches mit Erfolg bearbe,tet hat. Bei der Meldung zur Ab·
schlussprüfung soll ein Seminarschein nach § 19 vorgelegt werden.
Im übrtgen gelten die §§ 10 und 11 entsprechend,

§ 18
Umfang und Art der DiplomprOfung

(1) Oie Abschlussprüfung besteht aus einer vierstündigen Klausurar­
beit,
(2) Oie Klausurarbeit im Zusatzstudiengang Betriebswirtschaftslehre
fOr JurislinnenlJuristen erstreckt sich auf eines der folgenden Fächer
nach Wahl der Kandidatinldes Kandidaten:

a) Allgemeine Betrtebswirtschaftslehre (14 SWS), •
b) Marketing (16 SWS),
c) Induslriebelriebslehre (16 SWS),
d) Finanzwirtschaft (16 SWS),
e) Bank- und Börsenwesen (16 SWS),
f) Organisation und Planung (16 SWS),
g) Personalführung und Organisation (16 SWS),
h) Betriebliche Steuertehre (16 SWS),
i) Operations-Research (16 SWS),
j) Wirtschaftsinfonnatik (16 SWS),
k) Personalwirtschaft und Bildungsbetrtebslehre (16 SWS),
I) DiensUeislungsmanagement (16 SWS),
m) Untemehmensgründung und Untemehmensnachfolge (16

SWS),

(3) Die Klausurarbeit im Zusatzstudiengang Volkswirtschaftslehre für
JurisUnnen/Juristen erstreckt sich auf eines der folgenden Fächer
nach Wahl der Kandidatinfdes Kandidaten:

a) Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS),
b) Geld- und Wahrungspoiitik (16 SWS),
c) Finanzwissenschaft (16 SWS),
d) Umwelt- und Inslitutionenöl<onomik (16 SWS),

(4) Macht die Kandidatin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfrisUger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzen·
de des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu ges-
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Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten bewertet
werden, wobei folgende Bindung Z'Wischen Punkten und Noten be­
steht:

95 -100 Punkte =1,0 (sehr gut)f
90 - 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) f

85 - 89 Punkte = 1,7 (gut) f
80 - 84 Punkte =2,0 (gut) I
75 - 79 Punkte =2,3 (gut)f

= eine hervorragende
Leistung

= eine Leistung, die erheblich
=aber den durchschnittJichen
=Anforderungen liegt

fungsausschusses zu unterzeldmen. Es trägt das Datum des Tages,
an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde,

(2) Hat die Kandidatin/der Kandidat die ZwischenpnJfung nicht be­
standen, wird Ihrflhm gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise ­
und im Falle des endgOltigen Nichtbestehens - der Exmatrikulations­
bescheinigung eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die er~

brachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zum Beste­
hen der Zwischenprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält
und erkennen lässt, dass die ZwischenprOfung nicht bestanden ist.

55 - 59 Punkte = 3,7 (ausreichend)f
50· 54 Punkte = 4,0 (ausreiChend)1

70 - 74 Punkte = 2,7 (befriedigend)f = eine Leistung, die den
65 - 69 Punkte =3,0 (befriedigend)f =durchschnittlichen Anforde­
60 - 84 Punkte = 3,3 (befriedigend) f = rungen entsprtchl

= eine Leistung, die trotz ihrer
=Mängel noch den Anforde·
= rungen entspricht

bis 49 Punkte = 5,0 (nicht ausreichend)= eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den An­
forderungen nicht mehr
genOgt. .

Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfenden nicht überein,
wird die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten
Punkte gebildet,

(2) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jeweils alle in § 12
Abs. 3 bZw. 4 genannten Teilgebiete mit mindestens 50 Punkten be·
wertet worden sind. Die Zwischenprüfung ist auch bestanden, wenn in
jeweils allen in § 12 Abs, 3 bzw. 4 genannten Tellgebiet~n mindes­
tens 25 Punkte erzielt und wenn in den drei Teilgebieten JeweIls inS·
gesamt 150 Punkte und in höchstens einem Teilgebiet weniger als 50
Punkte erreicht worden sind

(3) Die Gesamtnote der ZwischenprOfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 12 Abs. 3 bzw. 4 genann·
18n Teilgebiete. Oie Gesamtnote lautet bei einem Punktedurchschnitt

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
ab 80 bis unter 85 punkte = 2,0 (gut)
ab 75 bis unter 80 punkte = 2,3 (gut)
ab 70 bis unter 75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
ab 65 bis unter 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
ab 55 bis unter 60 Punkte = 3,7 (ausreichend)
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend)

§ 15
Wiederholung der Zwischenprüfung

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der ZWischenprüfung (§
12 AbS. 3 bzw. Abs. 4), die nicht mindestens mit mindestens 50
Punkten bewertet worden sind, können zweimal wiederholt werden;
dabei wird jeweils der letzte Versuch gewertet.

(2) Die Zwischenprüfung ist endgOitig nicht bestanden, wenn nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkelten in den in § 12 Abs. 3
bzw. 4 genannten Teilgebieten

_ eine Klausur nicht mit mindestens 25 Punkten bewertet worden
ist,
oder

_ mehr als eine Klausur mit weniger als 50 Punkten bewertet
worden ist
oder

• nicht jeweils die genannte Mindestpunktzahl von 150 Punkten
erreicht worden ist.

§ 16
Zeugnis

(1) Über die bestandene. Zwische~prüfung ~rd. unverzOg1i~h ein
Zeugnis ausgestellt, das die Noten In den Tellgebl~ten und die Ge·
samtnote enthält. Das Zeugnis ist von der/dem Vorsitzenden des Prü-

11I. AbschlussprUfung

§ 17
Zulassung zur Abschlussprllfung

(1) Zur Abschlussprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die in § 2 beschriebenen Einschreibungsvoraussetzungen er­
füllt,

2. die ZwischenprOfung des gewählten Studienganges an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen oder eine ge­
mäß § 8 Abs. 3 als gleichwertig angerechnete Prüfung be­
standen hat,

3. an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen für das.
wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudium eingeschrieben
oder gemäß § 71 Abs, 2 HG als ZweithörertnlZweithörer zu·
gelassen ist.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur Klausurarbeit
Im Vertiefungsfach zu verbinden und erfolgt unter der Voraussetzung,
dass die Kandidatin/der Kandidat einen Übungsschein vorlegt, der
aufgrund einer Übungsklausurarbeit, einer Hausarbeit oder einer an·
deren gleichwertigen Leistung ausgestellt worden ist, oder nachweist,
dass sie/er mindestens die Hälfte der EinsendearbeIten des entspre­
chenden Faches mit Erfolg bearbe,tet hat. Bei der Meldung zur Ab·
schlussprüfung soll ein Seminarschein nach § 19 vorgelegt werden.
Im übrtgen gelten die §§ 10 und 11 entsprechend,

§ 18
Umfang und Art der DiplomprOfung

(1) Oie Abschlussprüfung besteht aus einer vierstündigen Klausurar­
beit,
(2) Oie Klausurarbeit im Zusatzstudiengang Betriebswirtschaftslehre
fOr JunslinnenlJunsten erstreckt sich auf eines der folgenden Fächer
nach Wahl der Kandidatin/des Kandidaten:

a) Allgemeine Betrtebswirtschaftslehre (14 SWS), •
b) Marketing (16 SWS),
c) Induslriebelriebslehre (16 SWS),
d) Finanzwirtschaft (16 SWS),
e) Bank- und Börsenwesen (16 SWS),
f) Organisation und Planung (16 SWS),
g) Personalführung und Organisation (16 SWS),
h) Betriebliche Steuertehre (16 SWS),
i) Operations-Research (16 SWS),
j) Wirtschaftsinfonnatik (16 SWS),
k) Personalwirtschaft und Bildungsbetrtebslehre (16 SWS),
I) DiensUeislungsmanagement (16 SWS),
m) Untemehmensgründung und Untemehmensnachfolge (16

SWS),

(3) Die Klausurarbeit im Zusatzstudiengang Volkswirtschaftslehre für
JurisUnnen/Junsten erstreckt sich auf eines der folgenden Fächer
nach Wahl der Kandidatinfdes Kandidaten:

a) Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS),
b) Geld- und Wahrungspoiitik (16 SWS),
c) Finanzwissenschaft (16 SWS),
d) Umwelt· und Inslitutionenöl<onomik (16 SWS),

(4) Macht die Kandidatin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft. dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfrisUger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzen·
de des PrOfungsausschusses der KandidaUn/dem Kandidaten zu ges-



tatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu 
erbringen. Die Art der Ersatzleistung sUmmt die/der Vorsitzende mit 
dem betreffenden Prüfenden ab. 

§ 19 
Seminar 

(1) Jede Kandidatinfjeder Kandidat muss im Vertiefungsstudium an 
einem Seminar teilnehmen. Bei Wahl eines betriebswirtschaftlichen 
Zusatzstudiengangs ist dies in der betriebswirtschaftlichen Fachlich­
tung und bei Wahl eines volkswirtschaftlichen Zusatzstudiengangs in 
der volkswirtschaftlichen Fachlichtung zu absolvieren. 

(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und wäh­
rend der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. Darüber 
hinaus kann die Seminarleiterin/der Seminarleiter weitere Leistungen 
(z.B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll) verlangen. Die gesamte 
Seminarleistung ist gem. § 21 zu benoten. Ist die Seminarleistung 
mindestens mit "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird über die 
erfolgreiche Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt. 

•
(3) Macht eine Kandidatinlein Kandidat durch die Vorlage eines amt­
lichen Zeugnisses glaubhaft, das sie/er wegen ständiger körperlicher 
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, an 
der Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussi· 
on zu stellen, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Kandlda­
tin/des Kandidaten und nach BefOrwortung durch die Seminarleite­
rinIden Semlnarleiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in 
einer anderen Form erbracht wird. 

§20 
Zusatzfach 

(1) Die Kandidatin/der Kandidat kann sich in einem weiteren als dem 
vorgeschriebenen Vertiefungsfach einer PrOfung unterziehen (Zusatz· 
fach). 

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der 
Kandidatin/des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei 
der Feststellung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

§ 21
 
Bewertung, Bestehen und Wiederholung
 

der Abschlussprüfung
 

•
(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen in der Abschlussprü­
fung werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewer­
tung sind folgende Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut =eine hervorragende Leistung; 
2 = gul = eine Leistung, die erheblich Ober den durch 

schnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend =eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend =eine Leistung, die trotz Ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend =eine Leistung, die wegen erheblicher Män 

gel den Anforderungen nicht mehr genOgt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können 
zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die No­
ten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den 
beiden Prüfenden festgesetzten Noten in der Klausur. 

(2)	 Die Gesamtnote lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut,
 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 = gut,
 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend,
 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend,
 
bei einem Durchschnitt über 4,0 = nicht ausreichend
 

Die Gesamtnote ist die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach. 

(3) Die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach kann bei der Bewertung 
mit "nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden. 

(4) Lautet nach Ausschöpfung der Wiederholungsmöglichkeit die 
Fachnote im Vertiefungsfach "nicht ausrejchend~ (5,0), so ist die Ab­
schlusspTOfung des Zusatzstudiums endgültig nicht bestanden. 

§ 22 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Abschlussprüfung eines wirt­
schaftswissenschaftlichen Zusatzstudienganges bestanden, erhält 
sie/er daTOber ein Zeugnis. In das Zeugnis werden aufgenommen: 

1.	 der gewählte Studiengang. 
2.	 das gewählte Vertiefungsfach und das darin erzielte PrO­

fungsergebnis, 
3.	 das Thema und die Note der Seminarleistung, 
4.	 die Namen der Prüfenden. 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prü­
fungsleistung erbracht worden ist. 

(3) Das Zeugnis wird von der Dekanln/dem Dekan des Fachbereichs 
und von der/dem Vorsitzenden des Pn.ifungsausschusses unterzeich­
net und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

(4) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Abschlussprüfung nicht be­
standen, wird ihr/ihm gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise ­
und Im Falle des endgültigen Nichtbestehens - der Exmatrikulations­
bescheinigung eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausgestellt, 
die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die 
zum Bestehen der Abschlussprüfung noch fehlenden Prüfungsleis­
tungen enthält und erkennen lässt, dass die Abschlussprüfung nicht 
bestanden ist. 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 23
 
Ungültigkeit der Zwischenprüfung
 

und der Abschlussprüfung
 

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und 
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für dieje­
nigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin/der 
Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung 
ganz oder teilweise tar nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin/der Kandidat hierOber täuschen 
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der PrO­
fung geheilt. Hat die Kandidatin/der Kandidat die Zulassung vorsätz­
lich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Be· 
achtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fOr das Land Nordrhein­
Westfalen in der Jeweils geltenden Fassung über die Rechtstolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenen­
falls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab­
satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen. 

§24
 
Einsicht In die Prüfungsakten
 

(1) Nach Abschluss des Prüfungsvertahrens wird der Kandidatin/dem 
Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre/seine schriftlichen Prüfungsar­
beiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die 
Prüfungsprotokolle gewährt. 

(2) Der Antrag Ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prü­
fungszeugnisses bei der /dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus­

tatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung sUmmt die/der Vorsitzende mit
dem betreffenden Prüfenden ab.

(3) Die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach kann bei der Bewertung
mit "nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden.

§ 19
Seminar

(4) Lautet nach Ausschöpfung der Wiederholungsmöglichkeit die
Fachnote im Vertiefungsfach "nicht ausrejchend~ (5,0), so ist die Ab­
schlusspTOfung des Zusatzstudiums endgültig nicht bestanden.

•

(1) Jede Kandidatinfjeder Kandidat muss im Vertiefungsstudium an
einem Seminar teilnehmen. Bei Wahl eines betriebswirtschaftlichen
Zusatzstudiengangs ist dies in der betriebswirtschaftlichen Fachlich­
tung und bei Wahl eines volkswirtschaftlichen Zusatzstudiengangs in
der volkswirtschaftlichen Fachlichtung zu absolvieren.

(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und wäh­
rend der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. Darüber
hinaus kann die Seminarleiterin/der Seminarleiter weitere Leistungen
(z.B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll) verlangen. Die gesamte
Seminarleistung ist gem. § 21 zu benoten. Ist die Seminarleistung
mindestens mit "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird über die
erfolgreiche Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt.

(3) Macht eine Kandidatinlein Kandidat durch die Vorlage eines amt­
lichen Zeugnisses glaubhaft, das sie/er wegen ständiger körperlicher
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, an
der Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussi·
on zu stellen, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Kandlda­
tin/des Kandidaten und nach BefOrwortung durch die Seminarleite­
rinIden Semlnarleiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in
einer anderen Form erbracht wird.

§20
Zusatzfach

(1) Die Kandidatin/der Kandidat kann sich in einem weiteren als dem
vorgeschriebenen Vertiefungsfach einer PrOfung unterziehen (Zusatz·
fach).

§ 22
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Abschlussprüfung eines wirt­
schaftswissenschaftlichen Zusatzstudienganges bestanden, erhält
sie/er daTOber ein Zeugnis. In das Zeugnis werden aufgenommen:

1. der gewählte Studiengang.
2. das gewählte Vertiefungsfach und das darin erzielte PrO­

fungsergebnis,
3. das Thema und die Note der Seminarleistung,
4. die Namen der Prüfenden.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prü­
fungsleistung erbracht worden ist.

(3) Das Zeugnis wird von der Dekanln/dem Dekan des Fachbereichs
und von der/dem Vorsitzenden des Pn.ifungsausschusses unterzeich­
net und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

(4) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Abschlussprüfung nicht be­
standen, wird ihr/ihm gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise ­
und Im Falle des endgültigen Nichtbestehens - der Exmatrikulations­
bescheinigung eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausgestellt,
die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die
zum Bestehen der Abschlussprüfung noch fehlenden Prüfungsleis­
tungen enthält und erkennen lässt, dass die Abschlussprüfung nicht
bestanden ist.

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den
beiden Prüfenden festgesetzten Noten in der Klausur.

(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen in der Abschlussprü­
fung werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewer­
tung sind folgende Noten zu verwenden:

§ 21
Bewertung, Bestehen und Wiederholung

der Abschlussprüfung

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können
zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die No­
ten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

§ 23
Ungültigkeit der Zwischenprüfung

und der Abschlussprüfung

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für dieje­
nigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin/der
Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung
ganz oder teilweise tar nicht bestanden erklären.

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenen­
falls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab­
satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin/der Kandidat hierOber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der PrO­
fung geheilt. Hat die Kandidatin/der Kandidat die Zulassung vorsätz­
lich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Be·
achtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fOr das Land Nordrhein­
Westfalen in der Jeweils geltenden Fassung über die Rechtstolgen.

IV. Schlussbestimmungen

=eine hervorragende Leistung;
= eine Leistung, die erheblich Ober den durch

schnittlichen Anforderungen liegt;
=eine Leistung, die durchschnittlichen

Anforderungen entspricht;
=eine Leistung, die trotz Ihrer Mängel noch

den Anforderungen genügt;
=eine Leistung, die wegen erheblicher Män

gel den Anforderungen nicht mehr genOgt.
5 = nicht ausreichend

3 = befriedigend

4 = ausreichend

1 = sehr gut
2 = gul

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der
Kandidatin/des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei
der Feststellung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

•

Die Gesamtnote ist die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach.

(2) Die Gesamtnote lautet:

bei einem Durchschnitt bis
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt über
bei einem Durchschnitt über
bei einem Durchschnitt über

1,5 = sehr gut,
1,5 bis 2,5 = gut,
2,5 bis 3,5 = befriedigend,
3,5 bis 4,0 = ausreichend,
4,0 = nicht ausreichend

§24
Einsicht In die Prüfungsakten

(1) Nach Abschluss des Prüfungsvertahrens wird der Kandidatin/dem
Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre/seine schriftlichen Prüfungsar­
beiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die
Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag Ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prü­
fungszeugnisses bei der /dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
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tatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung sUmmt die/der Vorsitzende mit
dem betreffenden Prüfenden ab.

(3) Die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach kann bei der Bewertung
mit "nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden.

§ 19
Seminar

(4) Lautet nach Ausschöpfung der Wiederholungsmöglichkeit die
Fachnote im Vertiefungsfach "nicht ausrejchend~ (5,0), so ist die Ab­
schlusspTOfung des Zusatzstudiums endgültig nicht bestanden.

•

(1) Jede Kandidatinfjeder Kandidat muss im Vertiefungsstudium an
einem Seminar teilnehmen. Bei Wahl eines betriebswirtschaftlichen
Zusatzstudiengangs ist dies in der betriebswirtschaftlichen Fachlich­
tung und bei Wahl eines volkswirtschaftlichen Zusatzstudiengangs in
der volkswirtschaftlichen Fachlichtung zu absolvieren.

(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und wäh­
rend der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. Darüber
hinaus kann die Seminarleiterin/der Seminarleiter weitere Leistungen
(z.B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll) verlangen. Die gesamte
Seminarleistung ist gem. § 21 zu benoten. Ist die Seminarleistung
mindestens mit "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird über die
erfolgreiche Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt.

(3) Macht eine Kandidatinlein Kandidat durch die Vorlage eines amt­
lichen Zeugnisses glaubhaft, das sie/er wegen ständiger körperlicher
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, an
der Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussi·
on zu stellen, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Kandlda­
tin/des Kandidaten und nach BefOrwortung durch die Seminarleite­
rinIden Semlnarleiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in
einer anderen Form erbracht wird.

§20
Zusatzfach

(1) Die Kandidatin/der Kandidat kann sich in einem weiteren als dem
vorgeschriebenen Vertiefungsfach einer PrOfung unterziehen (Zusatz·
fach).

§ 22
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Abschlussprüfung eines wirt­
schaftswissenschaftlichen Zusatzstudienganges bestanden, erhält
sie/er daTOber ein Zeugnis. In das Zeugnis werden aufgenommen:

1. der gewählte Studiengang.
2. das gewählte Vertiefungsfach und das darin erzielte PrO­

fungsergebnis,
3. das Thema und die Note der Seminarleistung,
4. die Namen der Prüfenden.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prü­
fungsleistung erbracht worden ist.

(3) Das Zeugnis wird von der Dekanln/dem Dekan des Fachbereichs
und von der/dem Vorsitzenden des Pn.ifungsausschusses unterzeich­
net und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

(4) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Abschlussprüfung nicht be­
standen, wird ihr/ihm gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise ­
und Im Falle des endgültigen Nichtbestehens - der Exmatrikulations­
bescheinigung eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausgestellt,
die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die
zum Bestehen der Abschlussprüfung noch fehlenden Prüfungsleis­
tungen enthält und erkennen lässt, dass die Abschlussprüfung nicht
bestanden ist.

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den
beiden Prüfenden festgesetzten Noten in der Klausur.

(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen in der Abschlussprü­
fung werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewer­
tung sind folgende Noten zu verwenden:

§ 21
Bewertung, Bestehen und Wiederholung

der Abschlussprüfung

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können
zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die No­
ten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

§ 23
Ungültigkeit der Zwischenprüfung

und der Abschlussprüfung

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für dieje­
nigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin/der
Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung
ganz oder teilweise tar nicht bestanden erklären.

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenen­
falls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab­
satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin/der Kandidat hierOber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der PrO­
fung geheilt. Hat die Kandidatin/der Kandidat die Zulassung vorsätz­
lich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Be·
achtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fOr das Land Nordrhein­
Westfalen in der Jeweils geltenden Fassung über die Rechtstolgen.

IV. Schlussbestimmungen

=eine hervorragende Leistung;
= eine Leistung, die erheblich Ober den durch

schnittlichen Anforderungen liegt;
=eine Leistung, die durchschnittlichen

Anforderungen entspricht;
=eine Leistung, die trotz Ihrer Mängel noch

den Anforderungen genügt;
=eine Leistung, die wegen erheblicher Män

gel den Anforderungen nicht mehr genOgt.
5 = nicht ausreichend

3 = befriedigend

4 = ausreichend

1 = sehr gut
2 = gul

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der
Kandidatin/des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei
der Feststellung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

•

Die Gesamtnote ist die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach.

(2) Die Gesamtnote lautet:

bei einem Durchschnitt bis
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt über
bei einem Durchschnitt über
bei einem Durchschnitt über

1,5 = sehr gut,
1,5 bis 2,5 = gut,
2,5 bis 3,5 = befriedigend,
3,5 bis 4,0 = ausreichend,
4,0 = nicht ausreichend

§24
Einsicht In die Prüfungsakten

(1) Nach Abschluss des Prüfungsvertahrens wird der Kandidatin/dem
Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre/seine schriftlichen Prüfungsar­
beiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die
Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag Ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prü­
fungszeugnisses bei der /dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus-



in Hagen 

ses zu stellen. Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be­
stimmt Ort und Zelt der Einsichtnahme, 

§ 25 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die Prüfungsordnung gilt fQr alle Studierenden, die sich zum Win­
tersemester 1996197 in die Zusatzgange 

1. Betriebswirtschaftslehre für Juristinnen/Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre fOr Juristinnen/Juristen 

neu eingeschrieben und fOr Studierende, die zum Wintersemester 
1996/97 nach Abschluss der Zwischenprüfung das Vertiefungsstudi­
um aufgenommen haben. 

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den Studienab­
schnitt, in dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden, die Be­
stehensregelungen der Pri.lfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis zum 
Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen. 

§ 26·) 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

(1) Diese PrOfungsordnung tritt durch Veröffentlichung in den Amtli­
chen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kraft. • 
Hagen, den 2'1,11200 L 

Der Dekan
 
Des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft
 

der FernUniversitat - Gesamthochschule
 

UniversitälSp . H. Wagner 

• 
'") Urspr. In-Kraft-Treten; das Inkrafttreten der späteren .Änderung er­
gibt sich auS den oben aufgeführten .Änderungssatzungen. 

ses zu sielIen. Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be·
stimmt Ort und Zell der Einsichtnahme.

§ 25
Übergangsbestlmmungen

(1) Die Prilfungsordnung gilt fOr alle Studierenden, die sich zum Win·
tersemesler 1996197 in die Zusatzgange

1. Betriebswirtschaftslehre für Jurtstinnen/Jurfsten
2. Volkswirtschaftslehre fOr Juristinnen/Juristen

neu eingeschrieben und für Studierende. die zum Wintersemester
1996/97 nach Abschluss der Zwischenprolung das Vertiefungsstudi.
um aufgenommen haben.

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden kOnnen für den Sludienab­
schnitt, in dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden, die Be­
slehensregelungen der Prilfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis zum
Ende des Studienjahres 199B/99 in Anspruch nehmen.

§ 26 *)
In-Kraft-Treten und VerOffentlichung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt durch Veröffentlichung in den Amtli­
chen Mitteilungen der FemUniversltat. Gesamthochschule in Hagen
mll Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kraft.

Hagen, den 2q ,11 .200 L

Der Dekan
Des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft

der FernUniversital- Gesamthochschule
in Hagen

Universitatsp

") Urspr. In-Kraft-Treten; das Inkrafttreten der späteren Änderung er·
gibt sich auS den oben aufgeführten Änderungssatzungen.
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ses zu sielIen. Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be·
stimmt Ort und Zell der Einsichtnahme.

§ 25
Übergangsbestlmmungen

(1) Die Prilfungsordnung gilt fOr alle Studierenden, die sich zum Win·
tersemesler 1996197 in die Zusatzgange

1. Betriebswirtschaftslehre für Jurtstinnen/Jurfsten
2. Volkswirtschaftslehre fOr Juristinnen/Juristen

neu eingeschrieben und für Studierende. die zum Wintersemester
1996/97 nach Abschluss der Zwischenprolung das Vertiefungsstudi.
um aufgenommen haben.

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden kOnnen für den Sludienab­
schnitt, in dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden, die Be­
slehensregelungen der Prilfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis zum
Ende des Studienjahres 199B/99 in Anspruch nehmen.

§ 26 *)
In-Kraft-Treten und VerOffentlichung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt durch Veröffentlichung in den Amtli­
chen Mitteilungen der FemUniversltat. Gesamthochschule in Hagen
mll Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kraft.

Hagen, den 2q ,11 .200 L

Der Dekan
Des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft

der FernUniversital- Gesamthochschule
in Hagen

Universitatsp

") Urspr. In-Kraft-Treten; das Inkrafttreten der späteren Änderung er·
gibt sich auS den oben aufgeführten Änderungssatzungen.



1. Satzung 

zur Änderung der Prüfungsordnung fiir die
 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
 
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre fijr Juristen
 
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen
 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 2 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung 

•
 vom 03. August 1993 (GV.NW S 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
 
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung fiir die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
1. Betriebswirtschaftslehre fijr Juristen 

•
 
2. Volkswirtschaftslehre fijr Juristen
 

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­

dert:
 

1. § 2 neuer Satz 2 erhält folgender Fassung: 

"Ebenfalls kann fijr die genannten Zusatzstudiengänge eingeschrieben wer­
den, wer einen als gleichwertig anerkannten Abschluß an einer wissen­
schaftlichen Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
erworben hat." 

neuer letzter Satz erhält folgender Fassung: 

"Eine Entscheidung über Vergleichbarkeit und loder Gleichwertigkeit trifft 
der Prüfungsausschuß (§ 6)." 

•

•

1. Satzung

zur Änderung der Prüfungsordnung fiir die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 2 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. August 1993 (GV.NW S 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung fiir die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert:

1. § 2 neuer Satz 2 erhält folgender Fassung:

"Ebenfalls kann fiir die genannten Zusatzstudiengänge eingeschrieben wer­
den, wer einen als gleichwertig anerkannten Abschluß an einer wissen­
schaftlichen Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes
erworben hat."

neuer letzter Satz erhält folgender Fassung:

"Eine Entscheidung über Vergleichbarkeit und loder Gleichwertigkeit trifft
der Prüfungsausschuß (§ 6)."
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•

•

1. Satzung

zur Änderung der Prüfungsordnung fiir die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 2 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. August 1993 (GV.NW S 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung fiir die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert:

1. § 2 neuer Satz 2 erhält folgender Fassung:

"Ebenfalls kann fiir die genannten Zusatzstudiengänge eingeschrieben wer­
den, wer einen als gleichwertig anerkannten Abschluß an einer wissen­
schaftlichen Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes
erworben hat."

neuer letzter Satz erhält folgender Fassung:

"Eine Entscheidung über Vergleichbarkeit und loder Gleichwertigkeit trifft
der Prüfungsausschuß (§ 6)."



2. § 7 Abs. I neuer Satz I erhält folgende Fassung: 

"Prüfer sind die hauptamtlichen Professoren und die habilitierten Mitglieder 
des Fachbereichs." 

Der bisherige Satz Iwird Satz 2 und erhält folgende Fassung: 

"Weitere Prüfer und die Beisitzer bestellt der Prüfungsausschuß." 

3. § 14 Abs. I es wird folgender Satz hinzugefügt: 

"Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfer nicht überein, wird die 
Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte gebildet." 

• 

Abs.2 neuer Satz I mit folgender Fassung: 

"Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jeweils alle in § 12 Abs. 3 bzw. 
4 genannten Teilgebiete mit mindestens 50 Punkten bewertet worden sind." 

Der bisherige Satz I wird Satz 2. In Satz 2 ist hinter Zwischenprüfung 
"auch" einzufügen. 

4. § 18 Abs. 2 Buchstabe e) erhält folgende Fassung: 

"e) Bank und Börsenwesell (16 SWS) 

• 
Buchstabe 
e) wird f) 
f) wird g) 
g) wird h) 
h) wird i) 

5. § 21 Abs. I letzter Satz hinzurugen mit folgender Fassung: 

2. § 7 Abs. I neuer Satz I erhält folgende Fassung:

"Prüfer sind die hauptamtlichen Professoren und die habilitierten Mitglieder
des Fachbereichs."

Der bisherige Satz Iwird Satz 2 und erhält folgende Fassung:

"Weitere Prüfer und die Beisitzer bestellt der Prüfungsausschuß."

3. § 14 Abs. I es wird folgender Satz hinzugefügt:

"Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfer nicht überein, wird die •
Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte gebildet."

Abs.2 neuer Satz I mit folgender Fassung:

"Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jeweils alle in § 12 Abs. 3 bzw.
4 genannten Teilgebiete mit mindestens 50 Punkten bewertet worden sind."

Der bisherige Satz I wird Satz 2. In Satz 2 ist hinter Zwischenprüfung
"auch" einzufügen.

4. § 18 Abs. 2 Buchstabe e) erhält folgende Fassung:

"e) Bank und Börsenwesell (16 SWS)

Buchstabe
e) wird f)
f) wird g)
g) wird h)
h) wird i)

5. § 21 Abs. I letzter Satz hinzurugen mit folgender Fassung:

•

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 5 / 2002 vom 20.12.2002 9

2. § 7 Abs. I neuer Satz I erhält folgende Fassung:

"Prüfer sind die hauptamtlichen Professoren und die habilitierten Mitglieder
des Fachbereichs."

Der bisherige Satz Iwird Satz 2 und erhält folgende Fassung:

"Weitere Prüfer und die Beisitzer bestellt der Prüfungsausschuß."

3. § 14 Abs. I es wird folgender Satz hinzugefügt:

"Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfer nicht überein, wird die •
Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte gebildet."

Abs.2 neuer Satz I mit folgender Fassung:

"Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jeweils alle in § 12 Abs. 3 bzw.
4 genannten Teilgebiete mit mindestens 50 Punkten bewertet worden sind."

Der bisherige Satz I wird Satz 2. In Satz 2 ist hinter Zwischenprüfung
"auch" einzufügen.

4. § 18 Abs. 2 Buchstabe e) erhält folgende Fassung:

"e) Bank und Börsenwesell (16 SWS)

Buchstabe
e) wird f)
f) wird g)
g) wird h)
h) wird i)

5. § 21 Abs. I letzter Satz hinzurugen mit folgender Fassung:

•



"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden 
Prüfern festgesetzten Noten in der Klausur." 

Abs.3 neuer Satz I erhält folgender Fassung: 

"Die Gesamtnote ist die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach." 

Der bisherige Satz wird Satz 2. 

Artikel 11 

• Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der FernUniver­
sität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 01.10.1999 in Kraft. 

Die Veröffentlichung dieser Satzung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiter­
bildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse-des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirtschaftswis­
senschaft vom 16. Dezember.1998 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen vom 10. März 1999. 

•
 

Abs.3

"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
Prüfern festgesetzten Noten in der Klausur."

neuer Satz I erhält folgender Fassung:

"Die Gesamtnote ist die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach."

Der bisherige Satz wird Satz 2.

Artikel 11

•

•

Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der FernUniver­
sität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 01.10.1999 in Kraft.

Die Veröffentlichung dieser Satzung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiter­
bildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse'des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirtschaftswis­
senschaft vom 16. Dezember.1998 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 10. März 1999.
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Abs.3

"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
Prüfern festgesetzten Noten in der Klausur."

neuer Satz I erhält folgender Fassung:

"Die Gesamtnote ist die Prüfungsleistung im Vertiefungsfach."

Der bisherige Satz wird Satz 2.

Artikel 11

•

•

Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der FernUniver­
sität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 01.10.1999 in Kraft.

Die Veröffentlichung dieser Satzung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiter­
bildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse'des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirtschaftswis­
senschaft vom 16. Dezember.1998 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 10. März 1999.



2. Satzung 

zur Änderung der Prüfungsordnung für die 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
1. Betriebswirtschaftslehre für Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen 
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 2 und 91 Abs. 1 des Gesetzes über die Universitäten des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. August 1993 (GV.NW S 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S. 
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: • 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung fUr die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
1. Betriebswirtschaftslehre fUr Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen 

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert: • 
1. § 18 Abs. 2 Buchst. g) erhält folgender Fassung: 

"Personalfilhrung und Organisation ( 16 SWS)," 

Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 

Abs. 3 Buchst. d) erhält folgende Fassung: 

"Umwelt- und Institutionenökonomik (16 SWS)." 

2. Satzung

zur Änderung der Prüfungsordnung für die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre für Juristen
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 2 und 91 Abs. 1 des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. August 1993 (GV.NW S 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: •

Artikel I

Die Prüfungsordnung fUr die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fUr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert: •
1. § 18 Abs. 2 Buchst. g) erhält folgender Fassung:

"Personalfilhrung und Organisation ( 16 SWS),"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)

Abs. 3 Buchst. d) erhält folgende Fassung:

"Umwelt- und Institutionenökonomik (16 SWS)."
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2. Satzung

zur Änderung der Prüfungsordnung für die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre für Juristen
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 2 und 91 Abs. 1 des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. August 1993 (GV.NW S 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: •

Artikel I

Die Prüfungsordnung fUr die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fUr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert: •
1. § 18 Abs. 2 Buchst. g) erhält folgender Fassung:

"Personalfilhrung und Organisation ( 16 SWS),"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)

Abs. 3 Buchst. d) erhält folgende Fassung:

"Umwelt- und Institutionenökonomik (16 SWS)."



Artikel 11 

(l) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom I. Oktober 2000 in Kraft. 

(2) Die Veröffentlichung dieser Satzung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Wei­
terbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. 

• 
(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 29. März 2000 

• 

•

•

Artikel 11

(l) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom I. Oktober 2000 in Kraft.

(2) Die Veröffentlichung dieser Satzung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Wei­
terbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt.

(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 29. März 2000
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•

•

Artikel 11

(l) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom I. Oktober 2000 in Kraft.

(2) Die Veröffentlichung dieser Satzung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Wei­
terbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt.

(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 29. März 2000



3. Satzung 

zur Änderung der Prtifungsordnung fiir die 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
I. Betriebswirtschaftslehre fiIr Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen 
an der Fernuniversität· Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. I und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190), 
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: • 

Artikel I 

Die Prtifungsordnung für die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
I. Betriebswirtschaftslehre filr Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen 

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert: 

• 
1. § 18 Abs. 2 erhält neuen Buchst.: 

"h) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre ( 16 SWS)," 

Artikel 11 

(I) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.200I in Kraft. 

3. Satzung

zur Änderung der Prtifungsordnung fiir die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
I. Betriebswirtschaftslehre fiIr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen
an der Fernuniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. I und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190),
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prtifungsordnung für die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
I. Betriebswirtschaftslehre filr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert:

1. § 18 Abs. 2 erhält neuen Buchst.:

"h) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre ( 16 SWS),"

Artikel 11

(I) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.200I in Kraft.

•

•

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 5 / 2002 vom 20.12.2002 13

3. Satzung

zur Änderung der Prtifungsordnung fiir die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengällge
I. Betriebswirtschaftslehre fiIr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre für Juristen
an der Fernuniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. I und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190),
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prtifungsordnung für die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
I. Betriebswirtschaftslehre filr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert:

1. § 18 Abs. 2 erhält neuen Buchst.:

"h) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre ( 16 SWS),"

Artikel 11

(I) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.200I in Kraft.

•

•



(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­

schaftswissenschaft vom 28. März 2001
 

•
 

•
 

•

•

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 28. März 2001
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•

•

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 28. März 2001



4. Satzung 

zur Änderung der Priifungsordnung filr die 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre filr Juristen 
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. I und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190), 
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: • 

Artikel 1 

Die Priifungsordnung filr die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge 
I. Betriebswirtschaftslehre filr Juristen 
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen 

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert: 

• 
I. § 18 Abs. 2 erhält neue Buchst.: 

"I) Dienstleistungsmanagement ( 16 SWS), 

m) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (16 SWS)" 

Artikel II 

4. Satzung

zur Änderung der Priifungsordnung filr die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen
2. Volkswirtschaftslehre filr Juristen
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. I und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190),
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel 1

Die Priifungsordnung filr die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
I. Betriebswirtschaftslehre filr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert:

I. § 18 Abs. 2 erhält neue Buchst.:

"I) Dienstleistungsmanagement ( 16 SWS),

m) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (16 SWS)"

Artikel II

•

•
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4. Satzung

zur Änderung der Priifungsordnung filr die
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
1. Betriebswirtschaftslehre fiir Juristen
2. Volkswirtschaftslehre filr Juristen
an der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. I und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190),
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel 1

Die Priifungsordnung filr die wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengänge
I. Betriebswirtschaftslehre filr Juristen
2. Volkswirtschaftslehre fiir Juristen

an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geän­
dert:

I. § 18 Abs. 2 erhält neue Buchst.:

"I) Dienstleistungsmanagement ( 16 SWS),

m) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (16 SWS)"

Artikel II

•

•



(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft. 

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002. 

Hagen, den 21. -11. 2iJ() L 

Zugleich fiir die 1.,2. und 3. Änderungssatzung: 

Der Dekan • des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der 
FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen 

Universitätsprofessor Dr 

•
 

(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft.

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002.

Hagen, den 21. -11. 2?,() L

Zugleich fiir die 1.,2. und 3. Änderungssatzung:

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
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(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft.

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002.

Hagen, den 21. -11. 2?,() L

Zugleich fiir die 1.,2. und 3. Änderungssatzung:

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen



PrUfungsordnung
 
für den wirtschaftswissenschaftlIchen Zusatzstudiengang
 

für Ingenleurlnnen/lngenleure und
 
Naturwissenschaftlerl nnen/Naturwlssenschaftler
 

an der FernUniversität .. Gesamthochschule In Hagen
 
Vom 09. Juli 1997
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 . des § 87Abs. 2 und des § 91 Abs. 1 des Ge· 
setzes über die Universitäten des Landes Nordrtlein-Westfalen 
(Universilätsgesetz - UG) in der Fassung vom 3. August 1993 (GV. 
NW S. 523). geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW. S. 
428), hat die FernUniversität ~ Gesamthochschule In Hagen die 
folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 
Abs 1 und 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrheln-Westfalen (Hochschulgesefz - HG) vom 14. MSrz 2000 (GV 
NRW S 190) sich ergebenden Anderungen und die 

Änderungen durch In - KraN· Treten 

1. Anderungssatzung 01.10.1999 
2. Anderungssatzung 01.10.2000 

•
3. Anderungssatzung 01.10.2002 

Inhaltsübersicht 

I. Allgemeines 

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 
§ 2 EInschreibungsvoraussetzungen 
§ 3 Ghederung und Diplomgrad des Zusatzstudienganges, 

FunktlOnsbezeichnungen 
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 5 Prüfungen und Prüfungsfristen 
§ 6 Pruh.Jngsausschuss 
§ 7 Prufende und Beisitzende 
§ 8 Anrechnung von Studienzeiten, StudienJeistungen und 

Prüfungsleistungen, Einstufung In höhere Fachsemester 
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

11. Diplom· Vorprüfung 

•§ 10 
§ 11 
§ 12 
§ 13 
§ 14 

§ 15 
§ 18 

§17 
§ 18 
§ 19 
§ 20 
§ 21 
§ 22 
§ 23 
§ 24 
§ 25 
§ 26 

§ 27 
§ 28 
§ 29 
§ 30 
§ 31 

Zulassung 
Zulassungsverfahren 
Ziel, Art und Umfang der Diplom~VorprOhJng 

Klausurarbeiten 
Bewertung der PrühJngsleistungen, Bildung der Noten und Be­
stehen der Diplom-VorprOfung 
Wiedertlolung der Dlplom~VorprOfung 

Zeugnis 

11I. DIplomprüfung 

Zulassung 
Seminar 
Art und Umfang der Diplomprüfung 
Diplomarbeit 
Annahme und Bewertung der Diplomarbeit 
Zusatzfach 
Bewertung der PrOfungsleistungen 
Bestehen und Wiederholen der DiplomprOfung 
Zeugnis 
Diplomurkunde 

IV. Schlussbestimmungen 

Ungültigkeit der Diplom.Vorprtlfung und der Diplomprtlfung 
Einsicht In die Prüfungsakten 
Aberkennung des Diplomgrades 
übergangsbestimmungen 
In-Kraft~Treten und VeröffenUichung 

I. Allgemeines 

§1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

(1) Durch die Prtlfung zum Abschluss des Studiums im wirtschafts­
wissenschaftlichen Zusalzstudlengang für Ingenieunnnen/ingenieure 
und Naturwissenschaftlennnen/Naturwissenschaftler soll die 
Kandidatin/der Kandidat den Nachweis erbringen, dass sie/er 
gründliche Fachkenntnisse erworben hat, die wissenschaftlichen 
Grundzusammenhänge des gewählten Faches überblickt und die 
Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Methoden und 
Erkenntnissen zu arbeiten. 

(2) Das Studium soll der/dem Studierenden unter Berücksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass 
sie/er zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der 
wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln 
befähigt wird. 

§2 
Einschreibungsvoraussetzungen 

(1) Für den wirtschaftswissenschaftlichen Zusalzstudiengang für In~ 
genieurinnen/lngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/Natur~ 

wissenschaftler kann eingeschrieben oder als Zweithörer gemäß § 71 
HG zugelassen werden, wer bel dem berufsqualifIzierenden Abschluss 
an einer wissenschaftlichen HOChschule im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes den Diplomgrad der/des Diplom-Ingenleurin/­
ingenieurs, Djplom~M!!thematikerin/-mathematikers, Diplom~ 

Chemlkerin/-chemlnkers, Dlplom-Mineralogin/-mineralogen, Dlplom­
Geologin/.geologen, Diplom-Physikerin/-physikers, Diplom­
Geophysikerin/-physikers, Diplom~lnformatikerin/-infomatikers, Diplom­
Biologin/-biologen, Diplom~Geographin/-geographen oder Diplom­
Psychologin/-psychologen entsprechend der Verordnung über die 
Bezeichnung der nach Abschluss eines Studiums an einer wis­
senschaftlichen Hochschule zu verleihenden Diplomgrade und die 
Zuordnung der Diplomgrade zu den Fachrichtungen von 
Studiengängen (DipI.VO-WissH) verliehen bekommen hat. 

(2) Ebenfalls kann für den Zusatzstudiengang eingeschrieben 
werden, 

wer einen anderen Diplomabschluss, der den in Absatz 1 
genannten Diplomgraden zugeordnet werden kann, verliehen 
bekommen hat 
oder 
wer einen als gleichwertig anerkannten Abschluss an einer 
wissenschaftlichen Hochschule außertlalb des Geltungsbe­
reichs des Grundgesetzes erworben hat. 

Die Entscheidung Ober Zuordnung und Gleichwertigkeit trifft der Prü­
fungsausschuss (§ 6). 

(3) Nicht eingeschrieben werden können Absolventinnen/Absolventen 
wirtschaftwissenschaftlicher Diplomstudiengänge an wissenschaftli­
chen Hochschulen Im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes. 

§3 
Gliederung und Diplomgrad des Zusatzstudienganges,
 

Funktionsbezeichnungen
 

(1) Der wirtschaftswissenschaftliche Zusalzstudiengang für 
Ingenieurinnen/lngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/NatuJWis­
senschaftier gliedert sich in ein EinfOhrungsstudium und ein Vertief~ 

ungsstudium. 

(2) Das Einführungsstudium wird mit der Diplom-Vorprüfung, das Ver­
tiefungsstudium mit der Dip\omprOfung abgeschlossen. 

(3) Im Vertiefungsstudium des wirtschaftswissenschaftlichen 
Zusalzstudienganges kann die Kanc:lidatin/der Kandidat zwischen der 
betriebswirtschaftlichen und der volkswirtschaftlichen Fachrichtung 
wShlen. 

(4) Ist die Diplomprüfung bestanden, verielhl der Fachbereich Wirt· 
schattswissenschaft der FernUniversität _Gesamthochschule in Hagen 
In Abhängigkeit vom ersten Diplomgrad einen der folgenden 

PrUfungsordnung
für den wirtschaftswissenschaftlIchen Zusatzstudiengang

für Ingenleurlnnen/lngenleure und
Naturwissenschaftlerl nnen/Naturwlssenschaftler

an der FernUniversität .. Gesamthochschule In Hagen
Vom 09. Juli 1997

Aufgrund des § 2 Abs. 4 . des § 87Abs. 2 und des § 91 Abs. 1 des Ge·
setzes über die Universitäten des Landes Nordrtlein-Westfalen
(Universilätsgesetz - UG) in der Fassung vom 3. August 1993 (GV.
NW S. 523). geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW. S.
428), hat die FernUniversität ~ Gesamthochschule In Hagen die
folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88
Abs 1 und 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrheln-Westfalen (Hochschulgesefz - HG) vom 14. MSrz 2000 (GV
NRW S 190) sich ergebenden Anderungen und die

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums
§ 2 EInschreibungsvoraussetzungen
§ 3 Ghederung und Diplomgrad des Zusatzstudienganges,

FunktlOnsbezeichnungen
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang
§ 5 Prüfungen und Prüfungsfristen
§ 6 Pruh.Jngsausschuss
§ 7 Prufende und Beisitzende
§ 8 Anrechnung von Studienzeiten, StudienJeistungen und

Prüfungsleistungen, Einstufung In höhere Fachsemester
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Zulassung
Zulassungsverfahren
Ziel, Art und Umfang der Diplom~VorprOhJng
Klausurarbeiten
Bewertung der PrühJngsleistungen, Bildung der Noten und Be­
stehen der Diplom-VorprOfung
Wiedertlolung der Dlplom~VorprOfung
Zeugnis

•

•

Änderungen durch

1. Anderungssatzung
2. Anderungssatzung
3. Anderungssatzung

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14

§ 15
§ 18

Inhaltsübersicht

I. Allgemeines

11. Diplom· Vorprüfung

In - KraN· Treten

01.10.1999
01.10.2000
01.10.2002

I. Allgemeines

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Prtlfung zum Abschluss des Studiums im wirtschafts­
wissenschaftlichen Zusalzstudlengang für Ingenieunnnen/ingenieure
und Naturwissenschaftlennnen/Naturwissenschaftler soll die
Kandidatin/der Kandidat den Nachweis erbringen, dass sie/er
gründliche Fachkenntnisse erworben hat, die wissenschaftlichen
Grundzusammenhänge des gewählten Faches überblickt und die
Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Methoden und
Erkenntnissen zu arbeiten.

(2) Das Studium soll der/dem Studierenden unter Berücksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie/er zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der
wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln
befähigt wird.

§2
Einschreibungsvoraussetzungen

(1) Für den wirtschaftswissenschaftlichen Zusalzstudiengang für In~

genieurinnen/lngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/Natur~

wissenschaftler kann eingeschrieben oder als Zweithörer gemäß § 71
HG zugelassen werden, wer bel dem berufsqualifIzierenden Abschluss
an einer wissenschaftlichen HOChschule im Geltungsbereich des
Grundgesetzes den Diplomgrad der/des Diplom-Ingenleurin/-
ingenieurs, Djplom~M!!thematikerin/-mathematikers, Diplom~

Chemlkerin/-chemlnkers, Dlplom-Mineralogin/-mineralogen, Dlplom­
Geologin/.geologen, Diplom-Physikerin/-physikers, Diplom­
Geophysikerin/-physikers, Diplom~lnformatikerin/-infomatikers, Diplom­
Biologin/-biologen, Diplom~Geographin/-geographen oder Diplom­
Psychologin/-psychologen entsprechend der Verordnung über die
Bezeichnung der nach Abschluss eines Studiums an einer wis­
senschaftlichen Hochschule zu verleihenden Diplomgrade und die
Zuordnung der Diplomgrade zu den Fachrichtungen von
Studiengängen (DipI.VO-WissH) verliehen bekommen hat.

(2) Ebenfalls kann für den Zusatzstudiengang eingeschrieben
werden,

wer einen anderen Diplomabschluss, der den in Absatz 1
genannten Diplomgraden zugeordnet werden kann, verliehen
bekommen hat
oder
wer einen als gleichwertig anerkannten Abschluss an einer
wissenschaftlichen Hochschule außertlalb des Geltungsbe­
reichs des Grundgesetzes erworben hat.

Die Entscheidung Ober Zuordnung und Gleichwertigkeit trifft der Prü­
fungsausschuss (§ 6).

(3) Nicht eingeschrieben werden können Absolventinnen/Absolventen
wirtschaftwissenschaftlicher Diplomstudiengänge an wissenschaftli­
chen Hochschulen Im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes.

§17
§ 18
§ 19
§ 20
§ 21
§ 22
§ 23
§ 24
§ 25
§ 26

§ 27
§ 28
§ 29
§ 30
§ 31

11I. DIplomprüfung

Zulassung
Seminar
Art und Umfang der Diplomprüfung
Diplomarbeit
Annahme und Bewertung der Diplomarbeit
Zusatzfach
Bewertung der PrOfungsleistungen
Bestehen und Wiederholen der DiplomprOfung
Zeugnis
Diplomurkunde

IV. Schlussbestimmungen

Ungültigkeit der Diplom.Vorprtlfung und der Diplomprtlfung
Einsicht In die Prüfungsakten
Aberkennung des Diplomgrades
übergangsbestimmungen
In-Kraft~Treten und VeröffenUichung

§3
Gliederung und Diplomgrad des Zusatzstudienganges,

Funktionsbezeichnungen

(1) Der wirtschaftswissenschaftliche Zusalzstudiengang für
Ingenieurinnen/lngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/NatuJWis­
senschaftier gliedert sich in ein EinfOhrungsstudium und ein Vertief~

ungsstudium.

(2) Das Einführungsstudium wird mit der Diplom-Vorprüfung, das Ver­
tiefungsstudium mit der Dip\omprOfung abgeschlossen.

(3) Im Vertiefungsstudium des wirtschaftswissenschaftlichen
Zusalzstudienganges kann die Kanc:lidatin/der Kandidat zwischen der
betriebswirtschaftlichen und der volkswirtschaftlichen Fachrichtung
wShlen.

(4) Ist die Diplomprüfung bestanden, verielhl der Fachbereich Wirt·
schattswissenschaft der FernUniversität _Gesamthochschule in Hagen
In Abhängigkeit vom ersten Diplomgrad einen der folgenden
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PrUfungsordnung
für den wirtschaftswissenschaftlIchen Zusatzstudiengang

für Ingenleurlnnen/lngenleure und
Naturwissenschaftlerl nnen/Naturwlssenschaftler

an der FernUniversität .. Gesamthochschule In Hagen
Vom 09. Juli 1997

Aufgrund des § 2 Abs. 4 . des § 87Abs. 2 und des § 91 Abs. 1 des Ge·
setzes über die Universitäten des Landes Nordrtlein-Westfalen
(Universilätsgesetz - UG) in der Fassung vom 3. August 1993 (GV.
NW S. 523). geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW. S.
428), hat die FernUniversität ~ Gesamthochschule In Hagen die
folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88
Abs 1 und 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrheln-Westfalen (Hochschulgesefz - HG) vom 14. MSrz 2000 (GV
NRW S 190) sich ergebenden Anderungen und die

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums
§ 2 EInschreibungsvoraussetzungen
§ 3 Ghederung und Diplomgrad des Zusatzstudienganges,

FunktlOnsbezeichnungen
§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang
§ 5 Prüfungen und Prüfungsfristen
§ 6 Pruh.Jngsausschuss
§ 7 Prufende und Beisitzende
§ 8 Anrechnung von Studienzeiten, StudienJeistungen und

Prüfungsleistungen, Einstufung In höhere Fachsemester
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Zulassung
Zulassungsverfahren
Ziel, Art und Umfang der Diplom~VorprOhJng
Klausurarbeiten
Bewertung der PrühJngsleistungen, Bildung der Noten und Be­
stehen der Diplom-VorprOfung
Wiedertlolung der Dlplom~VorprOfung
Zeugnis

•

•

Änderungen durch

1. Anderungssatzung
2. Anderungssatzung
3. Anderungssatzung

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14

§ 15
§ 18

Inhaltsübersicht

I. Allgemeines

11. Diplom· Vorprüfung

In - KraN· Treten

01.10.1999
01.10.2000
01.10.2002

I. Allgemeines

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Prtlfung zum Abschluss des Studiums im wirtschafts­
wissenschaftlichen Zusalzstudlengang für Ingenieunnnen/ingenieure
und Naturwissenschaftlennnen/Naturwissenschaftler soll die
Kandidatin/der Kandidat den Nachweis erbringen, dass sie/er
gründliche Fachkenntnisse erworben hat, die wissenschaftlichen
Grundzusammenhänge des gewählten Faches überblickt und die
Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Methoden und
Erkenntnissen zu arbeiten.

(2) Das Studium soll der/dem Studierenden unter Berücksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie/er zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der
wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln
befähigt wird.

§2
Einschreibungsvoraussetzungen

(1) Für den wirtschaftswissenschaftlichen Zusalzstudiengang für In~

genieurinnen/lngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/Natur~

wissenschaftler kann eingeschrieben oder als Zweithörer gemäß § 71
HG zugelassen werden, wer bel dem berufsqualifIzierenden Abschluss
an einer wissenschaftlichen HOChschule im Geltungsbereich des
Grundgesetzes den Diplomgrad der/des Diplom-Ingenleurin/-
ingenieurs, Djplom~M!!thematikerin/-mathematikers, Diplom~

Chemlkerin/-chemlnkers, Dlplom-Mineralogin/-mineralogen, Dlplom­
Geologin/.geologen, Diplom-Physikerin/-physikers, Diplom­
Geophysikerin/-physikers, Diplom~lnformatikerin/-infomatikers, Diplom­
Biologin/-biologen, Diplom~Geographin/-geographen oder Diplom­
Psychologin/-psychologen entsprechend der Verordnung über die
Bezeichnung der nach Abschluss eines Studiums an einer wis­
senschaftlichen Hochschule zu verleihenden Diplomgrade und die
Zuordnung der Diplomgrade zu den Fachrichtungen von
Studiengängen (DipI.VO-WissH) verliehen bekommen hat.

(2) Ebenfalls kann für den Zusatzstudiengang eingeschrieben
werden,

wer einen anderen Diplomabschluss, der den in Absatz 1
genannten Diplomgraden zugeordnet werden kann, verliehen
bekommen hat
oder
wer einen als gleichwertig anerkannten Abschluss an einer
wissenschaftlichen Hochschule außertlalb des Geltungsbe­
reichs des Grundgesetzes erworben hat.

Die Entscheidung Ober Zuordnung und Gleichwertigkeit trifft der Prü­
fungsausschuss (§ 6).

(3) Nicht eingeschrieben werden können Absolventinnen/Absolventen
wirtschaftwissenschaftlicher Diplomstudiengänge an wissenschaftli­
chen Hochschulen Im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes.

§17
§ 18
§ 19
§ 20
§ 21
§ 22
§ 23
§ 24
§ 25
§ 26

§ 27
§ 28
§ 29
§ 30
§ 31

111. DIplomprüfung

Zulassung
Seminar
Art und Umfang der Diplomprüfung
Diplomarbeit
Annahme und Bewertung der Diplomarbeit
Zusatzfach
Bewertung der PrOfungsleistungen
Bestehen und Wiederholen der DiplomprOfung
Zeugnis
Diplomurkunde

IV. Schlussbestimmungen

Ungültigkeit der Diplom.Vorprtlfung und der Diplomprtlfung
Einsicht In die Prüfungsakten
Aberkennung des Diplomgrades
übergangsbestimmungen
In-Kraft~Treten und VeröffenUichung

§3
Gliederung und Diplomgrad des Zusatzstudienganges,

Funktionsbezeichnungen

(1) Der wirtschaftswissenschaftliche Zusalzstudiengang für
Ingenieurinnen/lngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/NatuJWis­
senschaftier gliedert sich in ein EinfOhrungsstudium und ein Vertief~

ungsstudium.

(2) Das Einführungsstudium wird mit der Diplom-Vorprüfung, das Ver­
tiefungsstudium mit der Dip\omprOfung abgeschlossen.

(3) Im Vertiefungsstudium des wirtschaftswissenschaftlichen
Zusalzstudienganges kann die Kanc:lidatin/der Kandidat zwischen der
betriebswirtschaftlichen und der volkswirtschaftlichen Fachrichtung
wShlen.

(4) Ist die Diplomprüfung bestanden, verielhl der Fachbereich Wirt·
schattswissenschaft der FernUniversität _Gesamthochschule in Hagen
In Abhängigkeit vom ersten Diplomgrad einen der folgenden



Diplomgrade: 

- Diplom-Wirtschaftschemikerin/·chemiker (Dlpl.-Wirt. ehern.) 
· Diplom.Wlrtschaftsingenieurin/-ingenieurin (Dipl.-Wirt. Ing.) 
• Oiplom-Wirtschaftsmathematikerin/-mathematiker (Dipl.-Wirt. Math.) 
- Diplom-Wirtschaftsphyslkerin/-physiker(Dipl..Wirt. Phys.) 
· Diplom-Wirtschaftsinfonnatikerln/-infonnatiker (Dlpl.-Wirt. Infonn.) 
- Dipiom-Wirtschaftsgeophysikerln/-phsysiker (Dipl.·Wirt. Geophys.) 
- Diplom-Wirtschaftsgeologinl-geologe (Dipl.·Wlrt. Geol.) 
• Diplom-Wirtschaftsmlneralogin/Rminaraloge (Oipl.-Wirt. Min.) 
- Dipiom-Wlrtschaftsbiologin/-biologe (Dipi.·Wirt. Biol.) 
- Diplom-Wirtschaftsgeographln/-geograph (Dipl.-Wirt. Geogr.) 

Diplom-Wirtschaftspsychologin/-psychologe (Dipl .•Wirt.•Psych). 

§4
 
Regelstudienzeit und Studienumfang
 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung 
fOnf Semester. Beim Teilzeitstudium verlängert sich die Regel­
studienzeit entsprechend. 

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll 
insgesamt etwa 80 Semesterwochenstunden betragen. Oie 
Studieninharte sind so auszuwählen und zu begrenzen, dass das 
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist 
zu gewährleisten, dass die/der Studierende im Rahmen dieser 
Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen kann und 
Pflicht· und Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen 
Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes 
und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in 
anderen Studiengängen, stehen. 

§5 
Prüfungen und PrOfungsfristen 

(1) Der DiplomprOfung am Ende des Vertiefungsstudiums geht die 
Diplom-Vorprüfung voraus. Sie soll vor Beginn des dritten Semesters 
abgeschlossen sein. 

(2) Die Meldung zur Diplomprüfung soll am Ende der Vorlesungszeit 
des fünften Semesters erfolgen, und zwar mindestens sechs Wochen 
vor dem Prüfungstermin durch Einreichen eines schriftlichen Antrages 
auf Zulassung beim Prüfungsamt. Der Tennin der Prüfung soll vier 
Wochen und muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung 
bekanntgegeben werden. 

(3) Oie Prüfungen können jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 ge­
nannten Fristen abgelegt werden, sofem die tor die Zulassung erforder­
lichen Leistungen nachgewiesen werden. 

§6 
PrOfungsausschuss 

(1) FOr die Organisation der Prüfungen und die durch diese 
Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der 
Prüfungsausschuss besteht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen 
Stellvertreterin/Stel1vertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/der Vor­
sitzende, ihre/sein Stellvertreterin/Stellvertreter und zwei weitere 
Mitglieder werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein 
Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen 
MitarbeiterinnenfMitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der 
Studierenden gew3hlt. Entsprechend wird für die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und 
deren/dessen Stellvertreterin/-Stellvertreters jeweils eine/ein 
VertreterinNertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der 
Gruppe der Professorinnen/Professoren beträgt drei Jahre, die 
Amtszeit der übrigen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des 
VerwaJtungsverfahrens- und des Verwaltungsprozessrechts. 

(3) Der Prüfungsausschuss achtel darauf, dass die Bestimmungen der 
Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die 
ordnungsgemäße DurchfUhrung der Prüfungen. Er ist insbesondere 
zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen in 
Prüfungsvertahren getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der 

PrOfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal 
im Jahr, Ober die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu 
berichten. Er gibt Anregungen zur Refonn der Prüfungsordnung, der 
Studienordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann 
die Erledigung seiner Aufgaben tor alle Regelfälle auf die/den 
Vorsitzenden Obertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen Ober 
Widersprüche. Oie/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahrnehmung 
ihrer/seiner Aufgaben des PrOfungsamts im Fachbereich. 

(4) Der PrOfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem 
Vorsitzenden oder deren StelJvertreterin/dessen Stellvertreter und zwei 
weiteren Professorinnen/Professoren mindestens zwei weitere 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit der 
Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. Das studentische 
Mitglied des PrOfungsausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaft­
lichen Entscheidungen, insbesondere bei der Beurteilung, 
Anerkennung oder Anrechnung von Studien· und PrOfungsleistungen, 
der Festlegung von PrOfungsaufgaben und der Bestellung von 
Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit. 

(5) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen. 

(6) Oie Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterininl 
Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste , 
sind sie durch die Vorsitzende! den Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§7 
Prüfende und Beisitzende 

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren und 
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende und die 
Beisitzenden bestellt der Prüfungsausschuss. Er kann die Bestellung 
der/dem Vorsitzenden Obertragen. Zur/zum Prüfenden darf nur bestellt 
werden, wer mindestens eine wirtschaftswissenschaftliche 
Diplomprüfung oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt und, sofem 
nicht zwingende GrOnde eine Abweichung erfordern, in dem der 
Prüfung vorangehenden Studienabschnitt an der FemUniversität . 
Gesamthochschule in Hagen eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt 
hat. Zur/zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die 
entsprechende DiplomprOfung oder eine vergleichbare Prüfung 
abgelegt hat. 

(2) Oie Prüfenden sind in ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Oie/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, I 
der Kandidatin/ dem Kandidaten die Namen der Prüfenden rechtz 
spätestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen PrOfun , 
bekanntgegeben werden. 

§8
 
Anrechnung yon Studienzeiten,
 

Studienleistungen und PrOfungsleistungen,
 
Einstufung In höhere FiJchsemester
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen in 
demselben Studiengang an anderen wissenschaftlichen Hochschulen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden ohne 
GJeichwertigkeitsprüfung angerechnet. Die Anrechnung kann für 
höchstens zwei PrOfungsfächer erfolgen. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen in 
anderen Studiengängen mit Ausnahme des Studienganges, dessen 
Abschluss Einschreibungsvoraussetzung gemäß § 2 ist, oder an 
anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes werden angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit 
festgestellt ist. Studienzeiten sowie Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes erbracht wurden, werden auf 
Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen. wenn Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungslelstungen im Inhalt, Umfang und in den 
Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studiums an der 
aufnehmenden Hochschule im wesentlichen entsprechen. Dabei ist 

Diplomgrade:

- Diplom-Wirtschaftschemikerin/·chemiker (Dlpl.-Wirt. ehern.)
· Diplom.Wlrtschaftsingenieurin/-ingenieurin (Dipl.-Wirt. Ing.)
• Oiplom-Wirtschaftsmathematikerin/-mathematiker (Dipl.-Wirt. Math.)
- Diplom-Wirtschaftsphyslkerin/-physiker(Dipl..Wirt. Phys.)
· Diplom-Wirtschaftsinfonnatikerln/-infonnatiker (Dlpl.-Wirt. Infonn.)
- Dipiom-Wirtschaftsgeophysikerln/-phsysiker (Dipl.·Wirt. Geophys.)
- Diplom-Wirtschaftsgeologinl-geologe (Dipl.·Wlrt. Geol.)
• Diplom-Wirtschaftsmlneralogin/Rminaraloge (Oipl.-Wirt. Min.)
- Dipiom-Wlrtschaftsbiologin/-biologe (Dipi.·Wirt. Biol.)
- Diplom-Wirtschaftsgeographln/-geograph (Dipl.-Wirt. Geogr.)

Diplom-Wirtschaftspsychologin/-psychologe (Dipl .•Wirt.•Psych).

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung
fOnf Semester. Beim Teilzeitstudium verlängert sich die Regel­
studienzeit entsprechend.

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll
insgesamt etwa 80 Semesterwochenstunden betragen. Oie
Studieninharte sind so auszuwählen und zu begrenzen, dass das
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist
zu gewährleisten, dass die/der Studierende im Rahmen dieser
Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen kann und
Pflicht· und Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen
Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes
und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in
anderen Studiengängen, stehen.

§5
Prüfungen und PrOfungsfristen

(1) Der DiplomprOfung am Ende des Vertiefungsstudiums geht die
Diplom-Vorprüfung voraus. Sie soll vor Beginn des dritten Semesters
abgeschlossen sein.

(2) Die Meldung zur Diplomprüfung soll am Ende der Vorlesungszeit
des fünften Semesters erfolgen, und zwar mindestens sechs Wochen
vor dem Prüfungstermin durch Einreichen eines schriftlichen Antrages
auf Zulassung beim Prüfungsamt. Der Tennin der Prüfung soll vier
Wochen und muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung
bekanntgegeben werden.

(3) Oie Prüfungen können jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 ge­
nannten Fristen abgelegt werden, sofem die tor die Zulassung erforder­
lichen Leistungen nachgewiesen werden.

§6
PrOfungsausschuss

(1) FOr die Organisation der Prüfungen und die durch diese
Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der
Prüfungsausschuss besteht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen
Stellvertreterin/Stel1vertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/der Vor­
sitzende, ihre/sein Stellvertreterin/Stellvertreter und zwei weitere
Mitglieder werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein
Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen
MitarbeiterinnenfMitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der
Studierenden gew3hlt. Entsprechend wird für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und
deren/dessen Stellvertreterin/-Stellvertreters jeweils eine/ein
VertreterinNertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der
Gruppe der Professorinnen/Professoren beträgt drei Jahre, die
Amtszeit der übrigen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des
VerwaJtungsverfahrens- und des Verwaltungsprozessrechts.

(3) Der Prüfungsausschuss achtel darauf, dass die Bestimmungen der
Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die
ordnungsgemäße DurchfUhrung der Prüfungen. Er ist insbesondere
zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen in
Prüfungsvertahren getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der

PrOfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal
im Jahr, Ober die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu
berichten. Er gibt Anregungen zur Refonn der Prüfungsordnung, der
Studienordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann
die Erledigung seiner Aufgaben tor alle Regelfälle auf die/den
Vorsitzenden Obertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen Ober
Widersprüche. Oie/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahrnehmung
ihrer/seiner Aufgaben des PrOfungsamts im Fachbereich.

(4) Der PrOfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem
Vorsitzenden oder deren StelJvertreterin/dessen Stellvertreter und zwei
weiteren Professorinnen/Professoren mindestens zwei weitere
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit der
Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. Das studentische
Mitglied des PrOfungsausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaft­
lichen Entscheidungen, insbesondere bei der Beurteilung,
Anerkennung oder Anrechnung von Studien· und PrOfungsleistungen,
der Festlegung von PrOfungsaufgaben und der Bestellung von
Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(5) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen.

(6) Oie Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterininl
Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste ,
sind sie durch die Vorsitzende! den Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§7
Prüfende und Beisitzende

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren und
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende und die
Beisitzenden bestellt der Prüfungsausschuss. Er kann die Bestellung
der/dem Vorsitzenden Obertragen. Zur/zum Prüfenden darf nur bestellt
werden, wer mindestens eine wirtschaftswissenschaftliche
Diplomprüfung oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt und, sofem
nicht zwingende GrOnde eine Abweichung erfordern, in dem der
Prüfung vorangehenden Studienabschnitt an der FemUniversität .
Gesamthochschule in Hagen eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt
hat. Zur/zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die
entsprechende DiplomprOfung oder eine vergleichbare Prüfung
abgelegt hat.

(2) Oie Prüfenden sind in ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig.

(3) Oie/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, I
der Kandidatin/ dem Kandidaten die Namen der Prüfenden rechtz
spätestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen PrOfun ,
bekanntgegeben werden.

§8
Anrechnung yon Studienzeiten,

Studienleistungen und PrOfungsleistungen,
Einstufung In höhere FiJchsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen in
demselben Studiengang an anderen wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden ohne
GJeichwertigkeitsprüfung angerechnet. Die Anrechnung kann für
höchstens zwei PrOfungsfächer erfolgen.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen in
anderen Studiengängen mit Ausnahme des Studienganges, dessen
Abschluss Einschreibungsvoraussetzung gemäß § 2 ist, oder an
anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes werden angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit
festgestellt ist. Studienzeiten sowie Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Grundgesetzes erbracht wurden, werden auf
Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen. wenn Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungslelstungen im Inhalt, Umfang und in den
Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studiums an der
aufnehmenden Hochschule im wesentlichen entsprechen. Dabei ist
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Diplomgrade:

- Diplom-Wirtschaftschemikerin/·chemiker (Dlpl.-Wirt. ehern.)
· Diplom.Wlrtschaftsingenieurin/-ingenieurin (Dipl.-Wirt. Ing.)
• Oiplom-Wirtschaftsmathematikerin/-mathematiker (Dipl.-Wirt. Math.)
- Diplom-Wirtschaftsphyslkerin/-physiker(Dipl..Wirt. Phys.)
· Diplom-Wirtschaftsinfonnatikerln/-infonnatiker (Dlpl.-Wirt. Infonn.)
- Dipiom-Wirtschaftsgeophysikerln/-phsysiker (Dipl.·Wirt. Geophys.)
- Diplom-Wirtschaftsgeologinl-geologe (Dipl.·Wlrt. Geol.)
• Diplom-Wirtschaftsmlneralogin/Rminaraloge (Oipl.-Wirt. Min.)
- Dipiom-Wlrtschaftsbiologin/-biologe (Dipi.·Wirt. Biol.)
- Diplom-Wirtschaftsgeographln/-geograph (Dipl.-Wirt. Geogr.)

Diplom-Wirtschaftspsychologin/-psychologe (Dipl .•Wirt.•Psych).

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung
fOnf Semester. Beim Teilzeitstudium verlängert sich die Regel­
studienzeit entsprechend.

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll
insgesamt etwa 80 Semesterwochenstunden betragen. Oie
Studieninharte sind so auszuwählen und zu begrenzen, dass das
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist
zu gewährleisten, dass die/der Studierende im Rahmen dieser
Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen kann und
Pflicht· und Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen
Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes
und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in
anderen Studiengängen, stehen.

§5
Prüfungen und PrOfungsfristen

(1) Der DiplomprOfung am Ende des Vertiefungsstudiums geht die
Diplom-Vorprüfung voraus. Sie soll vor Beginn des dritten Semesters
abgeschlossen sein.

(2) Die Meldung zur Diplomprüfung soll am Ende der Vorlesungszeit
des fünften Semesters erfolgen, und zwar mindestens sechs Wochen
vor dem Prüfungstermin durch Einreichen eines schriftlichen Antrages
auf Zulassung beim Prüfungsamt. Der Tennin der Prüfung soll vier
Wochen und muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung
bekanntgegeben werden.

(3) Oie Prüfungen können jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 ge­
nannten Fristen abgelegt werden, sofem die tor die Zulassung erforder­
lichen Leistungen nachgewiesen werden.

§6
PrOfungsausschuss

(1) FOr die Organisation der Prüfungen und die durch diese
Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der
Prüfungsausschuss besteht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen
Stellvertreterin/Stel1vertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/der Vor­
sitzende, ihre/sein Stellvertreterin/Stellvertreter und zwei weitere
Mitglieder werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein
Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen
MitarbeiterinnenfMitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der
Studierenden gew3hlt. Entsprechend wird für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und
deren/dessen Stellvertreterin/-Stellvertreters jeweils eine/ein
VertreterinNertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der
Gruppe der Professorinnen/Professoren beträgt drei Jahre, die
Amtszeit der übrigen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des
VerwaJtungsverfahrens- und des Verwaltungsprozessrechts.

(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der
Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die
ordnungsgemäße DurchfUhrung der Prüfungen. Er ist insbesondere
zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen in
Prüfungsvertahren getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der

PrOfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal
im Jahr, Ober die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu
berichten. Er gibt Anregungen zur Refonn der Prüfungsordnung, der
Studienordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann
die Erledigung seiner Aufgaben für alle Regelfälle auf die/den
Vorsitzenden Obertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen Ober
Widersprüche. Oie/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahrnehmung
ihrer/seiner Aufgaben des PrOfungsamts im Fachbereich.

(4) Der PrOfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem
Vorsitzenden oder deren StelJvertreterin/dessen Stellvertreter und zwei
weiteren Professorinnen/Professoren mindestens zwei weitere
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit der
Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. Das studentische
Mitglied des PrOfungsausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaft­
lichen Entscheidungen, insbesondere bei der Beurteilung,
Anerkennung oder Anrechnung von Studien· und PrOfungsleistungen,
der Festlegung von PrOfungsaufgaben und der Bestellung von
Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(5) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen.

(6) Oie Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterininl
Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste ,
sind sie durch die Vorsitzende/ den Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§7
Prüfende und Beisitzende

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren und
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende und die
Beisitzenden bestellt der Prüfungsausschuss. Er kann die Bestellung
der/dem Vorsitzenden Obertragen. Zur/zum Prüfenden darf nur bestellt
werden, wer mindestens eine wirtschaftswissenschaftliche
Diplomprüfung oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt und, sofem
nicht zwingende GrOnde eine Abweichung erfordern, in dem der
Prüfung vorangehenden Studienabschnitt an der FemUniversität .
Gesamthochschule in Hagen eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeObt
hat. Zur/zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die
entsprechende DiplomprOfung oder eine vergleichbare Prüfung
abgelegt hat.

(2) Oie Prüfenden sind in ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig.

(3) Oie/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, I
der Kandidatin/ dem Kandidaten die Namen der Prüfenden rechtz
spätestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen PrOfun ,
bekanntgegeben werden.

§8
Anrechnung yon Studienzeiten,

Studienleistungen und PrOfungsleistungen,
Einstufung In höhere FiJchsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen in
demselben Studiengang an anderen wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden ohne
GJeichwertigkeitsprüfung angerechnet. Die Anrechnung kann für
höchstens zwei PrOfungsfächer erfolgen.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen in
anderen Studiengängen mit Ausnahme des Studienganges, dessen
Abschluss Einschreibungsvoraussetzung gemäß § 2 ist, oder an
anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes werden angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit
festgestellt ist. Studienzeiten sowie Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Grundgesetzes erbracht wurden, werden auf
Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen. wenn Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungslelstungen im Inhalt, Umfang und in den
Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studiums an der
aufnehmenden Hochschule im wesentlichen entsprechen. Dabei ist



kein schematischer Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und 
Gesamtbewertung vorzunehmen. PrOfungsleistungen in 
Diplomprilfungen können fOr höchstens zwei PrOfungsfächer 
angerechnet werden. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, 
Studienleistungen und PrOfungsleistungen an ausländischen 
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen 
sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu 
beachten. Im Obrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen In staatlich anerkannten Femstudien oder in vom Land 
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und 
dem Bund entwickelten Femstudieneinhelten gelten die Absätze 1 und 
2 entsprechend. 

(4) Zuständig für die Anrechnung nach den Absatzen 1 bis 3 ist der 
Prüfungsausschuss. In der DIplomprüfung kann eine Anrechnung für 
höchstens zwei Prüfungsleistungen erfolgen. Vor Feststellungen Ober 
die Gleichwertigkeit sind zuständige Fachvertreter zu hören. 

•
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht ein 
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes erbracht werden, erfolgt von Amts wegen. Die/der 
Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen 
vorzulegen. 

§9 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine PrOfungsleistung gilt als mit -nicht ausreichend" (5,0) 
bewertet, wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem Prüfungstermin 
ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie/er nach Beginn der 
Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurOcktritt. Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht Innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(2) Die für den ROcktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prilfungsausschuss unverzüglich schriftlich 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der 
KandidaUn/des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes 
verlangt werden. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird 
der Kandidatin/dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer 
Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden PrGfungsergebnisse sind 
in diesem Fall anzurechnen. 

.. (3) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Ergebnis ihrer/seiner 
Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nimt zugelassener 
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit 
"nicht ausreichend" (5.0) bewertet; die Feststellung wird von der/dem 
jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und aktenkundig 
gemacht. Eine Kandidatin/ein Kandidat, die/der den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung stört, kann von der/dem jeweiligen PrOferden oder 
Aufsichtführenden, in der Regel nach Abmahnung, von der Fortsetzung 
der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In 
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die 
KandidaUn/den Kandidaten von der Erbringung welterer 
PrOfungsreistungen ausschließen. 

(4) Die Kandidatin/der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen 
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom 
Prilfungsausschuss Oberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind 
KandldaUn/dem Kandidaten unverzOglich schriftlich mitzuteilen, zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

11. Dlplom.Vorprllfung 

§ 10 
ZUlassung 

(1)	 Zur Diplom-VorprOfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 die In § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen erfOllt, 
2.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 

Zusatzstudiengang fOr Ingenleurinnen/lngenieure und 
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwissenschaftler elngeschrie 
ben oder als eingeschriebene Studierende/eingeschriebener 
Studierender einer anderen Hochschule an der FernUniversität 
• Gesamthochschule in Hagen als Zweithörer gemäß § 71 Abs. 
2 HG zugelassen ist, 

3.	 die in § 11 Abs. 4 genannten Leistungen erbracht hat. 

(2) Der Antrag auf Zulassung zur DiplomNorprüfung ist schriftlich mit 
der Anmeldung zu den Klausurarbeiten zu stellen. Dem Antrag sind 
beizufOgen: 

1.	 die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten 
ZUlassungsvoraussetzungen, 

2.	 eine Erklärung darGber. ob die Kandidatin/der Kandidat bereits 
eine PrGfung in dem Zusatzstudiengang für Ingenieur­
innen/Ingenieure und NaturwissenschaftJerinnen/Naturwis­
senschaftIer oder einem verv,.oandten Studiengang nicht oder 
endgOIUg nicht bestanden hat. ob sie ihren/er seinen 
PrOfungsanspruch durch Versaumen einer Wiederholungsfrist 
vertoren hat oder ob sie/er sich in einem anderen 
PrOfungsverfahren befindet. 

3.	 das Studienbuch oder die an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen an seine Stelle tretenden 
Unle~agen. 

(3) Ist es der Kandidatinfdem Kandidaten nicht möglich, eine nach 
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage In der vorgeschriebenen Weise 
beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf 
andere Weise zu führen. 

§ 11
 
Zulassungsverfa hren
 

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss oder 
gemäß § 6 Abs. 3 Satz 5 dessen Vorsitzende/ Vorsitzender. 

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. die Unterlagen unvollständig sind 
oder die Kandldatin/der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder die 
AbschlussprGfung in dem Zusatzstudiengang für Inge­
nieurinnen/lngenieure und Naturwissen.schaftJerinnen/Naturwis­
senschaftler oder in einem verv,.oandlen Studiengang an einer 
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Grund· 
gesetzes endgültig nicht bestanden hat. 

(3) Zu jeder einzelnen schriftlichen Prilfungsleistung ist eine 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich. 

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kandidatin/der 
Kandidat bei der Anmeldung z.u jeder einzelnen in § 12 bezeichneten 
Klausurarbeit einen Übungsschein, der nach Festlegung des jeweils 
Lehrenden aufgrund einer Übungsklausurarbeit oder einer Hausarbeit 
zum entsprechenden Teilgebiet ausgestellt worden ist, vorlegt oder 
nachweist, dass sie/er mindestens die Halfte der Einsendearbeiten des 
entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbeitet hat. 

§ 12
 
Ziel, Art und Umfang der Diplom-VorprOfung
 

(1) Durch die Diplom-VorprOfung soll die Kandidatin/der Kandidat 
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Einführungsstudiums erreicht hat 
und dass sie/er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen 
ihres/seines Faches. ein methodisches Instrumentarium und die 
systematische OrienUerung erworben hat, die erforderlich sind, um das 
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben. 

(2) Die Diplom-VorprOfung wird in Form studienbegleitender 
Leistungen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren 
einer PrOfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die 
Kurse der im Absatz 3 bezeichneten Teilgebiete abgelegt. Die Prüfung 
umfasst eine zweistündige Klausurarbeit zu den jeweiligen 
Teilgebieten. Zu jeder Klausurarbeit erfolgt eine getrennte schriftliche 
Anmeldung beim PrOfungsausschuss. 

(3)	 Die Dlplom-Vorprilfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete: 

•

..

kein schematischer Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und
Gesamtbewertung vorzunehmen. PrOfungsleistungen in
Diplomprilfungen können fOr höchstens zwei PrOfungsfächer
angerechnet werden. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten,
Studienleistungen und PrOfungsleistungen an ausländischen
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen
sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu
beachten. Im Obrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden.

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen In staatlich anerkannten Femstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Femstudieneinhelten gelten die Absätze 1 und
2 entsprechend.

(4) Zuständig für die Anrechnung nach den Absatzen 1 bis 3 ist der
Prüfungsausschuss. In der DIplomprüfung kann eine Anrechnung für
höchstens zwei Prüfungsleistungen erfolgen. Vor Feststellungen Ober
die Gleichwertigkeit sind zuständige Fachvertreter zu hören.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht ein
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten,
Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des
Grundgesetzes erbracht werden, erfolgt von Amts wegen. Die/der
Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen
vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine PrOfungsleistung gilt als mit -nicht ausreichend" (5,0)
bewertet, wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem Prüfungstermin
ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie/er nach Beginn der
Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurOcktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht Innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den ROcktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prilfungsausschuss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der
KandidaUn/des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes
verlangt werden. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird
der Kandidatin/dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer
Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden PrGfungsergebnisse sind
in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Ergebnis ihrer/seiner
Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nimt zugelassener
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5.0) bewertet; die Feststellung wird von der/dem
jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und aktenkundig
gemacht. Eine Kandidatin/ein Kandidat, die/der den ordnungsgemäßen
Ablauf der Prüfung stört, kann von der/dem jeweiligen PrOferden oder
Aufsichtführenden, in der Regel nach Abmahnung, von der Fortsetzung
der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die
betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die
KandidaUn/den Kandidaten von der Erbringung welterer
PrOfungsreistungen ausschließen.

(4) Die Kandidatin/der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
Prilfungsausschuss Oberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind
KandldaUn/dem Kandidaten unverzOglich schriftlich mitzuteilen, zu
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

11. Dlplom.Vorprllfung

§ 10
ZUlassung

(1) Zur Diplom-VorprOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die In § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen erfOllt,
2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den

Zusatzstudiengang fOr Ingenleurinnen/lngenieure und
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwissenschaftler elngeschrie
ben oder als eingeschriebene Studierende/eingeschriebener
Studierender einer anderen Hochschule an der FernUniversität
• Gesamthochschule in Hagen als Zweithörer gemäß § 71 Abs.
2 HG zugelassen ist,

3. die in § 11 Abs. 4 genannten Leistungen erbracht hat.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur DiplomNorprüfung ist schriftlich mit
der Anmeldung zu den Klausurarbeiten zu stellen. Dem Antrag sind
beizufOgen:

1. die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten
ZUlassungsvoraussetzungen,

2. eine Erklärung darGber. ob die Kandidatin/der Kandidat bereits
eine PrGfung in dem Zusatzstudiengang für Ingenieur­
innen/Ingenieure und NaturwissenschaftJerinnen/Naturwis­
senschaftIer oder einem verv,.oandten Studiengang nicht oder
endgOIUg nicht bestanden hat. ob sie ihren/er seinen
PrOfungsanspruch durch Versaumen einer Wiederholungsfrist
vertoren hat oder ob sie/er sich in einem anderen
PrOfungsverfahren befindet.

3. das Studienbuch oder die an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen an seine Stelle tretenden
Unle~agen.

(3) Ist es der Kandidatinfdem Kandidaten nicht möglich, eine nach
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage In der vorgeschriebenen Weise
beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Weise zu führen.

§ 11
Zulassungsverfa hren

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss oder
gemäß § 6 Abs. 3 Satz 5 dessen Vorsitzende/ Vorsitzender.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. die Unterlagen unvollständig sind
oder die Kandldatin/der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder die
AbschlussprGfung in dem Zusatzstudiengang für Inge-
nieurinnen/lngenieure und Naturwissen.schaftJerinnen/Naturwis-
senschaftler oder in einem verv,.oandlen Studiengang an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Grund·
gesetzes endgültig nicht bestanden hat.

(3) Zu jeder einzelnen schriftlichen Prilfungsleistung ist eine
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich.

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kandidatin/der
Kandidat bei der Anmeldung z.u jeder einzelnen in § 12 bezeichneten
Klausurarbeit einen Übungsschein, der nach Festlegung des jeweils
Lehrenden aufgrund einer Übungsklausurarbeit oder einer Hausarbeit
zum entsprechenden Teilgebiet ausgestellt worden ist, vorlegt oder
nachweist, dass sie/er mindestens die Halfte der Einsendearbeiten des
entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbeitet hat.

§ 12
Ziel, Art und Umfang der Diplom-VorprOfung

(1) Durch die Diplom-VorprOfung soll die Kandidatin/der Kandidat
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Einführungsstudiums erreicht hat
und dass sie/er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen
ihres/seines Faches. ein methodisches Instrumentarium und die
systematische OrienUerung erworben hat, die erforderlich sind, um das
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Diplom-VorprOfung wird in Form studienbegleitender
Leistungen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren
einer PrOfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die
Kurse der im Absatz 3 bezeichneten Teilgebiete abgelegt. Die Prüfung
umfasst eine zweistündige Klausurarbeit zu den jeweiligen
Teilgebieten. Zu jeder Klausurarbeit erfolgt eine getrennte schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss.

(3) Die Dlplom-Vorprilfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:
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•

..

kein schematischer Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und
Gesamtbewertung vorzunehmen. PrOfungsleistungen in
Diplomprilfungen können fOr höchstens zwei PrOfungsfächer
angerechnet werden. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten,
Studienleistungen und PrOfungsleistungen an ausländischen
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen
sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu
beachten. Im Obrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden.

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen In staatlich anerkannten Femstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Femstudieneinhelten gelten die Absätze 1 und
2 entsprechend.

(4) Zuständig für die Anrechnung nach den Absatzen 1 bis 3 ist der
Prüfungsausschuss. In der DIplomprüfung kann eine Anrechnung für
höchstens zwei Prüfungsleistungen erfolgen. Vor Feststellungen Ober
die Gleichwertigkeit sind zuständige Fachvertreter zu hören.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht ein
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten,
Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des
Grundgesetzes erbracht werden, erfolgt von Amts wegen. Die/der
Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen
vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine PrOfungsleistung gilt als mit -nicht ausreichend" (5,0)
bewertet, wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem Prüfungstermin
ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie/er nach Beginn der
Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurOcktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht Innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den ROcktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prilfungsausschuss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der
KandidaUn/des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes
verlangt werden. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird
der Kandidatin/dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer
Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden PrGfungsergebnisse sind
in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Ergebnis ihrer/seiner
Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nimt zugelassener
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5.0) bewertet; die Feststellung wird von der/dem
jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und aktenkundig
gemacht. Eine Kandidatin/ein Kandidat, die/der den ordnungsgemäßen
Ablauf der Prüfung stört, kann von der/dem jeweiligen PrOferden oder
Aufsichtführenden, in der Regel nach Abmahnung, von der Fortsetzung
der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall g1lt die
betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die
KandidaUn/den Kandidaten von der Erbringung welterer
PrOfungsreistungen ausschließen.

(4) Die Kandidatin/der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
Prilfungsausschuss Oberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind
KandldaUn/dem Kandidaten unverzOglich schriftlich mitzuteilen, zu
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

11. Dlplom.Vorprllfung

§ 10
ZUlassung

(1) Zur Diplom-VorprOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die In § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen erfOllt,
2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den

Zusatzstudiengang fOr Ingenleurinnen/lngenieure und
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwissenschaftler elngeschrie
ben oder als eingeschriebene Studierende/eingeschriebener
Studierender einer anderen Hochschule an der FernUniversität
• Gesamthochschule in Hagen als Zweithörer gemäß § 71 Abs.
2 HG zugelassen ist,

3. die in § 11 Abs. 4 genannten Leistungen erbracht hat.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur DiplomNorprüfung ist schriftlich mit
der Anmeldung zu den Klausurarbeiten zu stellen. Dem Antrag sind
beizufOgen:

1. die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten
ZUlassungsvoraussetzungen,

2. eine Erklärung darGber. ob die Kandidatin/der Kandidat bereits
eine PrGfung in dem Zusatzstudiengang für Ingenieur­
innen/Ingenieure und NaturwissenschaftJerinnen/Naturwis­
senschaftIer oder einem verv,.oandten Studiengang nicht oder
endgOIUg nicht bestanden hat. ob sie ihren/er seinen
PrOfungsanspruch durch Versaumen einer Wiederholungsfrist
vertoren hat oder ob sie/er sich in einem anderen
PrOfungsverfahren befindet.

3. das Studienbuch oder die an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen an seine Stelle tretenden
Unle~agen.

(3) Ist es der Kandidatinfdem Kandidaten nicht möglich, eine nach
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage In der vorgeschriebenen Weise
beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Weise zu führen.

§ 11
Zulassungsverfa hren

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss oder
gemäß § 6 Abs. 3 Satz 5 dessen Vorsitzende/ Vorsitzender.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. die Unterlagen unvollständig sind
oder die Kandldatin/der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder die
AbschlussprGfung in dem Zusatzstudiengang für Inge-
nieurinnen/lngenieure und Naturwissen.schaftJerinnen/Naturwis-
senschaftler oder in einem verv,.oandlen Studiengang an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Grund·
gesetzes endgültig nicht bestanden hat.

(3) Zu jeder einzelnen schriftlichen Prilfungsleistung ist eine
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich.

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kandidatin/der
Kandidat bei der Anmeldung z.u jeder einzelnen in § 12 bezeichneten
Klausurarbeit einen Übungsschein, der nach Festlegung des jeweils
Lehrenden aufgrund einer Übungsklausurarbeit oder einer Hausarbeit
zum entsprechenden Teilgebiet ausgestellt worden ist, vorlegt oder
nachweist, dass sie/er mindestens die Halfte der Einsendearbeiten des
entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbeitet hat.

§ 12
Ziel, Art und Umfang der Diplom-VorprOfung

(1) Durch die Diplom-VorprOfung soll die Kandidatin/der Kandidat
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Einführungsstudiums erreicht hat
und dass sie/er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen
ihres/seines Faches. ein methodisches Instrumentarium und die
systematische OrienUerung erworben hat, die erforderlich sind, um das
weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Diplom-VorprOfung wird in Form studienbegleitender
Leistungen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren
einer PrOfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die
Kurse der im Absatz 3 bezeichneten Teilgebiete abgelegt. Die Prüfung
umfasst eine zweistündige Klausurarbeit zu den jeweiligen
Teilgebieten. Zu jeder Klausurarbeit erfolgt eine getrennte schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss.

(3) Die Dlplom-Vorprilfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:



1.	 Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I, 
2.	 GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre 11, 
3.	 GrundzUge der Betriebswirtschaftslehre 111, 
4.	 Mikroökonomik, 
5.	 Makroökonomik, 
6.	 Recht for Wirtschaftswissenschaftler I, 

(4) Macht die Kandldatin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder 
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die PrOfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die/der Vorsitzende 
des Pn.Hungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu 
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Fonn zu 
erbnngen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit der 
betreffenden Prüferin/dem betreffenden Prüfer ab. 

§ 13 
Klausurarbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin/der Kandidat 
nachweisen, dass sie/er in begrenzter Zeit und mit begrenzten 
Hilfsmitteln em Problem mit den geläufigen Methoden seines Faches 
erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 

(2) Jede Klausurarbeit, die eine PrOfungsleistung darstellt, ist von zwei 
Prufenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen 
abgewichen werden; die GrUnde sind aktenkundig zu machen. Die Note 
der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertungen gemäß § 14 Abs. 1 
für die Klausuren des EinführungsstUdiums und aus der Bewertung 
gemäß § 23 Abs. 1 für die Klausuren des Vertiefungsstudiums. 

§14
 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten
 

und Bestenen der Diplom..Yorprüfung
 

(1) Die jeweiligen Prüfenden bewerten die einzelnen 
Prüfungsleistungen und setzen die Noten fest. 

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten bewertet 
werden, wobei folgende Bindung zwischen Punkten und Noten besteht: 

95 ·100 punkte =1,0 (sehr gut)~ ;; eine hervorragende Leistung 
90· 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) f 

85· 89 Punkte = 1,7 (gul) f = eine Leistung, die erheblich 
80· 84 Punkte =2,0 (gut) f = über den durchschnittlichen 
75· 79 Punkte =2,3 (gul)1 = Anforderungen liegt 

70· 74 Punkte =2,7 (befriedigend)~ ;; eine Leistung, die den durch­
65· 69 Punkle =3,0 (befriedigend) f ;; schnittlichen Anforderungen 
60 - 64 Punkle = 3,3 (befriedigend) f = entspricht 

55 - 59 punkte = 3,7 (ausreichend)~ = eine Leistung, die trotz Ihrer
 
50· 54 Punkte =4,0 (ausreichend) f :::; Mängel noch den Anforde­


:::: rungen entspricht
 

bis 49 Punkte = 5,0 (nicht ausreichend)= eine Leistung, die wegen er­
= heblicher Mängel den Anfor­
== derungen nicht mehr genOgt. 

Stimmt die Punktebewertung der beiden PrQfenden nicht Oberein. wird 
die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte 
gebildet. 

(2) Die DiplomNorprOfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete 
mindestens mit 50 Punkten bewertet worden sind. Die Diplom· 
Vorprüfung ist auch bestanden, wenn in allen in § 12 Abs. 3 genannten 
Teilgebieten mindestens 25 Punkte erzielt worden sind und wenn 
insgesamt mindestens 300 Punkte und in höchstens einem Teilgebiet 
weniger als 50 Punkte erreicht worden sind. 

(3) Die Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung errechnet sich aus dem 
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 12 Abs. 3 genannten Teil~ 

gebiete. Die Gesamtnote einer bestandenen Dlplom·Vorprüfung lautet 
bei einem Punkledurchschnitt 

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut) 
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut) 
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut) 
ab 80 bis unter 85 Punkle = 2,0 (gut) 
ab 75 bis unler 80 Punkte = 2,3 (gut) 
ab 70 bis unter75 Punkte = 2,7 (befriedigend) 
ab 65 bis unter 70 Punkte = 3,0 (befriedigend) 
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend) 
ab 55 bis unter 60 Punkte = 3,7 (ausreichend) 
ab 50 bis unter 55 Punkte 4,0 (ausreichend). = 

§ 15
 
Wiederholung der Diplom·YorprOfung
 

(1) Die Kiausurarbeilen zu den Teilgebieten der Diplom-VorprOfung (§ 
12 Abs. 3), die nicht mit mindestens 50 Punkten bewertet lNUrden, 
können zweimal wiederholt werden; dabei wird jeweils der letzte 
Versuch gewertet. 

(2) Die Diplom-VorprOfung ist endgOltig nicht bestanden, wenn nach 
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkeiten in den Teilgebieten 
gem. § 12 Abs. 3 

- eine Klausur nicht mit mindestens 25 Punkten bewertet worden 
ist, 
oder 
- mehr als eine Klausur mit weniger als 50 Punkten bew. 
worden ist 
oder 
• nicht die genannte Mindestpunktzahl von 300 Punkten erreicht 
worden ist. 

§ 16 
Zeugnis 

(1) Über die bestandene DiplomNorprOfung wird auf Antrag 
unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Teilgebieten 
und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von derlvom dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Es trägt das 
Datum des Tages, an dem die letzte PrOfungsleistung erbracht wurde. 

(2) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplom-Vorprüfung endgOltig 
nicht bestanden, wird ihrIihm gegen Vorlage der entsprechenden 
Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die 
erbrachten PrQfungsleistungen und deren Noten sowie die zum 
Bestehen der DiplomvorprOfung noch fehlenden Prüfungsleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Diplomvorprüfung endgültig nicht 
bestanden ist. 

11I. DlplomprUfung •
§17 

Zulassung 

(1) Zur Diplomprüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 die Diplom-VorprQfung des Zusatzstudienganges für 
Ingenieurinnenllngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/ 
Naturwissenschaftler an der FernUniversität • Gesamthoch· 
schule in Hagen oder eine gemäß § 8 Abs. 1 als gleichwertig 
angerechnete Prüfung bestanden hat, 

2.	 an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 
Zusatzstudiengang fOr rngenieurinnen/lngenieure und 
NaturNissenschaftlerinnen/NatUlwissenschaftJer einge· 
schrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörer 
zugelassen ist. 

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur ersten 
Klausurarbeit im Vertiefungsstudium zu verbinden und erfolgt unter der 
Voraussetzung, dass die Kandidatinlder Kandidat einen Übungsschein 
vorlegt, der nach Feststellung der/des jeweils Lehrenden aufgrund einer 
Übungsklausurarbeit, einer Hausarbeit oder einer anderen 
gleichwertigen Leistung ausgestellt worden ist, cx:Ier nachweist, dass 
sie/er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten des entsprechenden 
Faches mil Erfolg bearbeitet hat. Im übrigen gelten die §§ 10 und 11 
entsprechend. 

1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I,
2. GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre 11,
3. GrundzUge der Betriebswirtschaftslehre 111,
4. Mikroökonomik,
5. Makroökonomik,
6. Recht for Wirtschaftswissenschaftler I,

(4) Macht die Kandldatin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die PrOfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die/der Vorsitzende
des Pn.Hungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Fonn zu
erbnngen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit der
betreffenden Prüferin/dem betreffenden Prüfer ab.

§ 13
Klausurarbeiten

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
ab 80 bis unter 85 Punkle = 2,0 (gut)
ab 75 bis unler 80 Punkte = 2,3 (gut)
ab 70 bis unter75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
ab 65 bis unter 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
ab 55 bis unter 60 Punkte = 3,7 (ausreichend)
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend).

§ 15
Wiederholung der Diplom·YorprOfung

(1) Die Kiausurarbeilen zu den Teilgebieten der Diplom-VorprOfung (§
12 Abs. 3), die nicht mit mindestens 50 Punkten bewertet lNUrden,
können zweimal wiederholt werden; dabei wird jeweils der letzte
Versuch gewertet.

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin/der Kandidat
nachweisen, dass sie/er in begrenzter Zeit und mit begrenzten
Hilfsmitteln em Problem mit den geläufigen Methoden seines Faches
erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit, die eine PrOfungsleistung darstellt, ist von zwei
Prufenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
abgewichen werden; die GrUnde sind aktenkundig zu machen. Die Note
der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertungen gemäß § 14 Abs. 1
für die Klausuren des EinführungsstUdiums und aus der Bewertung
gemäß § 23 Abs. 1 für die Klausuren des Vertiefungsstudiums.

(2) Die Diplom-VorprOfung ist endgOltig nicht bestanden, wenn nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkeiten in den Teilgebieten
gem. § 12 Abs. 3

- eine Klausur nicht mit mindestens 25 Punkten bewertet worden
ist,
oder
- mehr als eine Klausur mit weniger als 50 Punkten bew.
worden ist
oder
• nicht die genannte Mindestpunktzahl von 300 Punkten erreicht
worden ist.

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten bewertet
werden, wobei folgende Bindung zwischen Punkten und Noten besteht:

§14
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestenen der Diplom..Yorprüfung

bis 49 Punkte = 5,0 (nicht ausreichend)= eine Leistung, die wegen er­
= heblicher Mängel den Anfor­
== derungen nicht mehr genOgt.

Stimmt die Punktebewertung der beiden PrQfenden nicht Oberein. wird
die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte
gebildet.

(2) Die DiplomNorprOfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete
mindestens mit 50 Punkten bewertet worden sind. Die Diplom·
Vorprüfung ist auch bestanden, wenn in allen in § 12 Abs. 3 genannten
Teilgebieten mindestens 25 Punkte erzielt worden sind und wenn
insgesamt mindestens 300 Punkte und in höchstens einem Teilgebiet
weniger als 50 Punkte erreicht worden sind.

(3) Die Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 12 Abs. 3 genannten Teil~

gebiete. Die Gesamtnote einer bestandenen Dlplom·Vorprüfung lautet
bei einem Punkledurchschnitt

•
§17

Zulassung

11I. DlplomprUfung

(1) Zur Diplomprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die Diplom-VorprQfung des Zusatzstudienganges für
Ingenieurinnenllngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/
Naturwissenschaftler an der FernUniversität • Gesamthoch·
schule in Hagen oder eine gemäß § 8 Abs. 1 als gleichwertig
angerechnete Prüfung bestanden hat,

2. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
Zusatzstudiengang fOr rngenieurinnen/lngenieure und
NaturNissenschaftlerinnen/NatUlwissenschaftJer einge·
schrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörer
zugelassen ist.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur ersten
Klausurarbeit im Vertiefungsstudium zu verbinden und erfolgt unter der
Voraussetzung, dass die Kandidatinlder Kandidat einen Übungsschein
vorlegt, der nach Feststellung der/des jeweils Lehrenden aufgrund einer
Übungsklausurarbeit, einer Hausarbeit oder einer anderen
gleichwertigen Leistung ausgestellt worden ist, cx:Ier nachweist, dass
sie/er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten des entsprechenden
Faches mil Erfolg bearbeitet hat. Im übrigen gelten die §§ 10 und 11
entsprechend.

§ 16
Zeugnis

(1) Über die bestandene DiplomNorprOfung wird auf Antrag
unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Teilgebieten
und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von derlvom dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Es trägt das
Datum des Tages, an dem die letzte PrOfungsleistung erbracht wurde.

(2) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplom-Vorprüfung endgOltig
nicht bestanden, wird ihrIihm gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die
erbrachten PrQfungsleistungen und deren Noten sowie die zum
Bestehen der DiplomvorprOfung noch fehlenden Prüfungsleistungen
enthält und erkennen lässt, dass die Diplomvorprüfung endgültig nicht
bestanden ist.

einzelnendie

= eine Leistung, die trotz Ihrer
:::; Mängel noch den Anforde­
:::: rungen entspricht

= eine Leistung, die erheblich
= über den durchschnittlichen
= Anforderungen liegt

;; eine Leistung, die den durch­
;; schnittlichen Anforderungen
= entspricht

;; eine hervorragende Leistung95 ·100 punkte = 1,0 (sehr gut)~

90· 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) f

85· 89 Punkte = 1,7 (gul) f
80· 84 Punkte =2,0 (gut) f
75· 79 Punkte =2,3 (gul)1

70· 74 Punkte =2,7 (befriedigend)~

65· 69 Punkle =3,0 (befriedigend) f
60 - 64 Punkle = 3,3 (befriedigend) f

55 - 59 punkte = 3,7 (ausreichend)~

50· 54 Punkte =4,0 (ausreichend) f

(1) Die jeweiligen Prüfenden bewerten
Prüfungsleistungen und setzen die Noten fest.
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1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I,
2. GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre 11,
3. GrundzUge der Betriebswirtschaftslehre 111,
4. Mikroökonomik,
5. Makroökonomik,
6. Recht for Wirtschaftswissenschaftler I,

(4) Macht die Kandldatin/der Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die PrOfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat die/der Vorsitzende
des Pn.Hungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Fonn zu
erbnngen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit der
betreffenden Prüferin/dem betreffenden Prüfer ab.

§ 13
Klausurarbeiten

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
ab 80 bis unter 85 Punkle = 2,0 (gut)
ab 75 bis unler 80 Punkte = 2,3 (gut)
ab 70 bis unter75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
ab 65 bis unter 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
ab 55 bis unter 60 Punkte = 3,7 (ausreichend)
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend).

§ 15
Wiederholung der Diplom·YorprOfung

(1) Die Kiausurarbeiten zu den Teilgebieten der Diplom-VorprOfung (§
12 Abs. 3), die nicht mit mindestens 50 Punkten bewertet lNUrden,
können zweimal wiederholt werden; dabei wird jeweils der letzte
Versuch gewertet.

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin/der Kandidat
nachweisen, dass sie/er in begrenzter Zeit und mit begrenzten
Hilfsmitteln em Problem mit den geläufigen Methoden seines Faches
erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit, die eine PrOfungsleistung darstellt, ist von zwei
Prufenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
abgewichen werden; die GrUnde sind aktenkundig zu machen. Die Note
der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertungen gemäß § 14 Abs. 1
für die Klausuren des EinführungsstUdiums und aus der Bewertung
gemäß § 23 Abs. 1 für die Klausuren des Vertiefungsstudiums.

(2) Die Diplom-VorprOfung ist endgOltig nicht bestanden, wenn nach
Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkeiten in den Teilgebieten
gem. § 12 Abs. 3

- eine Klausur nicht mit mindestens 25 Punkten bewertet worden
ist,
oder
- mehr als eine Klausur mit weniger als 50 Punkten bew.
worden ist
oder
• nicht die genannte Mindestpunktzahl von 300 Punkten erreicht
worden ist.

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten bewertet
werden, wobei folgende Bindung zwischen Punkten und Noten besteht:

§14
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestenen der Diplom..Yorprüfung

bis 49 Punkte = 5,0 (nicht ausreichend)= eine Leistung, die wegen er­
= heblicher Mängel den Anfor­
=: derungen nicht mehr genOgt.

Stimmt die Punktebewertung der beiden PrQfenden nicht Oberein. wird
die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte
gebildet.

(2) Die DiplomNorprOfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete
mindestens mit 50 Punkten bewertet worden sind. Die Diplom·
Vorprüfung ist auch bestanden, wenn in allen in § 12 Abs. 3 genannten
Teilgebieten mindestens 25 Punkte erzielt worden sind und wenn
insgesamt mindestens 300 Punkte und in höchstens einem Teilgebiet
weniger als 50 Punkte erreicht worden sind.

(3) Die Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 12 Abs. 3 genannten Teil~

gebiete. Die Gesamtnote einer bestandenen Dlplom·Vorprüfung lautet
bei einem Punkledurchschnitt

•
§17

Zulassung

111. DlplomprUfung

(1) Zur Diplomprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die Diplom-VorprQfung des Zusatzstudienganges für
Ingenieurinnenllngenieure und Naturwissenschaftlerinnen/
Naturwissenschaftler an der FernUniversität • Gesamthoch·
schule in Hagen oder eine gemäß § 8 Abs. 1 als gleichwertig
angerechnete Prüfung bestanden hat,

2. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen tor den
Zusatzstudiengang fOr rngenieurinnen/lngenieure und
NaturNissenschaftlerinnen/NatUlwissenschaftJer einge·
schrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörer
zugelassen ist.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur ersten
Klausurarbeit im Vertiefungsstudium zu verbinden und erfolgt unter der
Voraussetzung, dass die Kandidatinlder Kandidat einen Übungsschein
vorlegt, der nach Feststellung der/des jeweils Lehrenden aufgrund einer
Übungsklausurarbeit, einer Hausarbeit oder einer anderen
gleichwertigen Leistung ausgestellt worden ist, cx:Ier nachweist, dass
sie/er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten des entsprechenden
Faches mil Erfolg bearbeitet hat. Im übrigen gelten die §§ 10 und 11
entsprechend.

§ 16
Zeugnis

(1) Über die bestandene DiplomNorprOfung wird auf Antrag
unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Teilgebieten
und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von derlvom dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Es trägt das
Datum des Tages, an dem die letzte PrOfungsleistung erbracht wurde.

(2) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplom-Vorprüfung endgOltig
nicht bestanden, wird ihrIihm gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die
erbrachten PrQfungsleistungen und deren Noten sowie die zum
Bestehen der DiplomvorprOfung noch fehlenden Prüfungsleistungen
enthält und erkennen lässt, dass die Diplomvorprüfung endgOltig nicht
bestanden ist.

einzelnendie

= eine Leistung, die trotz Ihrer
:::; Mängel noch den Anforde­
=rungen entspricht

= eine Leistung, die erheblich
= über den durchschnittlichen
= Anforderungen liegt

;; eine Leistung, die den durch­
;; schnittlichen Anforderungen
= entspricht

;; eine hervorragende Leistung95 ·100 punkte = 1,0 (sehr gut)~

90· 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) f

85· 89 Punkte = 1,7 (gul) f
80· 84 Punkte =2,0 (gut) f
75· 79 Punkte =2,3 (gul)1

70· 74 Punkte =2,7 (befriedigend)~

65· 69 Punkle =3,0 (befriedigend) f
60 - 64 Punkle = 3,3 (befriedigend) f

55 - 59 punkte = 3,7 (ausreichend)~

50· 54 Punkte =4,0 (ausreichend) f

(1) Die jeweiligen Prüfenden bewerten
Prüfungsleistungen und setzen die Noten fest.



(3) Zu jeder FachprOfung ist eine Anmeldung beim PrOfungsausschuss 
erforderlich. Bei der Anmeldung zur letzten FachprDfung Ist der 
Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einem Seminar gemaß § 
18 zu erbringen. 

§18 
SemInar 

(1) Jede Kandidatin/jeder Kandidat muss im Vertiefungsstudium an 
einem Seminar teilnehmen. Das Seminar hat die Kandidatin/der 
Kandidal in einem ihrer/seiner PrOfungsfächer zu absolvieren. 

(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und während 
der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. DarOber hinaus 
kann die Seminarleiterin/der Seminarleiter weitere Leistungen 
verlangen, z. B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll. Die gesamte 
Seminarleistung ist gemäß § 23 zu benoten. Ist die Seminarleistung 
mindestens mit der Note "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird 
über die erfolgreiche Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt. 

•
(3) Macht eine Kandldatin/ein Kandidat durch Vorlage eines amtlichen 
Zeugnisses glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher 
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, an der 
Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussion zu 
stellen, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Kandidatin/des 
Kandidaten und nach BefUrwortung durch die Seminarleiterin/den 
Seminarteiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in einer 
anderen Form erbracht wird. 

§19 
Art und Umfang der DiplomprOfung 

11l Die Diplomprtlfung besteht aus 
1.	 den Klausurarbeiten, 
2.	 der DIplomarbeit. . 

(2) In der Fachrichtung Betriebswirtschaftslehre erstrecken sich die 
Klausurarbeiten 

1. auf das Fach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 

2. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten: 

•
 
a) Bankbetriebslehre (12 SWS).
 
b) Marketing (12 SWS).
 
c) Produktionswirtschaft (12 SWS).
 
d) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
 
e) Operations Research (12 SWS),
 
f) Organisation und Planung (12 SWS),
 
g) Pe",onalfOhrung und Organisation (12 SWSl,
 
h) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
 
i) Pe",onalwirtschaft (12 SWS),
 
j) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
 
k) Unternehmensrecht (12 SWS), 
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS); 
m)	 UnternehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge 

(12 SWS)
 
n) Finanzwirtschaft (16 SWS).
 

3.	 auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten, so­
fern es nicht bereits unter Nummer 2 gewählt worden ist: 
a)	 Bankbetriebslehre (12 SWS), 
b)	 Finanzwirtschaft (16 SWS), 
c)	 Marketing (12 SWS), 
d)	 Produktionswirtschaft (12 SWS), 
e)	 Betriebiiches Steuerwesen (12 SWS), 
f)	 Organisation und Planung (12 SWS), 
g)	 PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS), 
h)	 Operations- Research (12 SWS), 
i)	 Wirtschaftsinformatik (12 SWS), 
j)	 Personalwirtschaft (12 SWS). 
k)	 Dienstleistungsmanagement (12 SWS), 
I) Untemehmensgrl:lndung und Unternehmensnachfolge 

(12 SWS) 
m) Statistik (12 SWS), 
n) Unternehmensrecht (12 SWS), 
0) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS), 
p) Geld und Kredit (12 SWS), 
q) Finanzwirtschaft (12 SWS), 

r) Umweltökonornie (12 SWS)
 
s) Ökonometrle (12 SWS),
 
t) Psychologie (12 SWS),
 
u) Philosophie (12 SWS),
 

(3)	 In der Fachrichtung Volkswirtschaftslehre e",trecken sich die Klau­
surarbeiten 

1.	 auf das Fach Allgemeine Volkswirtschaftslehre. 

2.	 auf eines der folgenden Facher nach Wahl des Kandidaten: 
a) Geld und Kredit (12 SWS),
 
b) Finanzwissenschaft (12 SWS),
 
c) Umweltökonomie (12 SWS).
 
d) Statistik (12 SWS).
 
e) Ökonometrie (12 SWS),
 

3.	 auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten, sa­
fern es nicht bereits unter Nummer 2 gewählt worden ist: 
a) Finanzwirtschaft (16 SWS), 
b) Bankbetriebslehre (12 SWS), 
c) Marketing (12 SWS), 
d) Produktionswirtschaft (12 SWS), 
e) Betriebiiches Steuerwesen (12 SWS), 
f) Organisation und Planung (12 SWS), 
g) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS), 
h) Operations-Research (12 SWS), 
i) Wirtschaftsinformatik (12 SWS), 
j) Pe",onalwirtschaft (12 SWS), 
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS). 
I)	 UntemehmensgrOndung und Untemehmensnachfolge 

(12 SWS)
 
m) Statistik (12 SWS),
 
n) Unternehmensrecht (12 SWS).
 
0) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
 
p) Geld und Kredit (12 SWS),
 
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
 
r) Umweltökonomie (12 SWS).
 
s) Ökonometrie (12 SWS),
 
t) Psychologie (12 SWS),
 
u) Philosophie (12 SWS).
 

(4) Von den Fachem Organisation und Planung (12 SWS) und 
PelBonalftihrung und Organisation (12 SWS) In Abs. 2 Nm 2. und 3 
und Abs 3 Nr. 3. kann nur eines gewählt werden. 

(5)	 Die Bearbeitungszeit der Klausurarbeiten beträgt jeweils vier 
Stunden. § 13 AbS. 2 gilt entsprechend. 

(6) Macht eine Kandidatin/ein Kandidat durch ein amtliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher Behinderung oder 
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzende 
des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu 
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu 
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit der 
/dem betreffenden Prüfenden ab. 

§20 
Diplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin/der Kandidal in 
der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
ihrem/seinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu 
bearbeiten. 

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist einem Prüfungsfach der 
Kandidatin/des Kandidaten zu entnehmen. Vorschläge der 
Kandidatin/des Kandidaten über das Prüfungsgebiet sollen 
berücksichtigt werden. 

(3)	 Die Diplomarbeit kann von jeder/jedem in Lehre und (auch 
anwendungsbezogener) Forschung tätigen Professorin/Professor an 
der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen, die/der eines der in 
§ 19 genannten Fächer vertritt, ausgegeben und betreut werden. § 7 
Abs, 1 g1lt entsprechend. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung 
außerhalb der Hochschule durchgefllhrt werden. bedarl es hierzu der 
Zustimmung des PrOfungsausschusses. 

•

•

(3) Zu jeder FachprOfung ist eine Anmeldung beim PrOfungsausschuss
erforderlich. Bei der Anmeldung zur letzten FachprDfung Ist der
Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einem Seminar gemaß §
18 zu erbringen.

§18
SemInar

(1) Jede Kandidatin/jeder Kandidat muss im Vertiefungsstudium an
einem Seminar teilnehmen. Das Seminar hat die Kandidatin/der
Kandidal in einem ihrer/seiner PrOfungsfächer zu absolvieren.

(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und während
der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. DarOber hinaus
kann die Seminarleiterin/der Seminarleiter weitere Leistungen
verlangen, z. B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll. Die gesamte
Seminarleistung ist gemäß § 23 zu benoten. Ist die Seminarleistung
mindestens mit der Note "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird
über die erfolgreiche Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt.

(3) Macht eine Kandldatin/ein Kandidat durch Vorlage eines amtlichen
Zeugnisses glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, an der
Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussion zu
stellen, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Kandidatin/des
Kandidaten und nach BefUrwortung durch die Seminarleiterin/den
Seminarteiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in einer
anderen Form erbracht wird.

§19
Art und Umfang der DiplomprOfung

11l Die Diplomprtlfung besteht aus
1. den Klausurarbeiten,
2. der DIplomarbeit. .

(2) In der Fachrichtung Betriebswirtschaftslehre erstrecken sich die
Klausurarbeiten

1. auf das Fach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,

2. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten:
a) Bankbetriebslehre (12 SWS).
b) Marketing (12 SWS).
c) Produktionswirtschaft (12 SWS).
d) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
e) Operations Research (12 SWS),
f) Organisation und Planung (12 SWS),
g) Pe",onalfOhrung und Organisation (12 SWSl,
h) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
i) Pe",onalwirtschaft (12 SWS),
j) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
k) Unternehmensrecht (12 SWS),
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS);
m) UnternehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
n) Finanzwirtschaft (16 SWS).

3. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten, so­
fern es nicht bereits unter Nummer 2 gewählt worden ist:
a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Finanzwirtschaft (16 SWS),
c) Marketing (12 SWS),
d) Produktionswirtschaft (12 SWS),
e) Betriebiiches Steuerwesen (12 SWS),
f) Organisation und Planung (12 SWS),
g) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
h) Operations- Research (12 SWS),
i) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
j) Personalwirtschaft (12 SWS).
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS),
I) Untemehmensgrl:lndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Statistik (12 SWS),
n) Unternehmensrecht (12 SWS),
0) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwirtschaft (12 SWS),

r) Umweltökonornie (12 SWS)
s) Ökonometrle (12 SWS),
t) Psychologie (12 SWS),
u) Philosophie (12 SWS),

(3) In der Fachrichtung Volkswirtschaftslehre e",trecken sich die Klau­
surarbeiten

1. auf das Fach Allgemeine Volkswirtschaftslehre.

2, auf eines der folgenden Facher nach Wahl des Kandidaten:
a) Geld und Kredit (12 SWS),
b) Finanzwissenschaft (12 SWS),
c) Umweltökonomie (12 SWS).
d) Statistik (12 SWS).
e) Ökonometrie (12 SWS),

3, auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten, sa­
fern es nicht bereits unter Nummer 2 gewählt worden ist:
a) Finanzwirtschaft (16 SWS),
b) Bankbetriebslehre (12 SWS),
c) Marketing (12 SWS),
d) Produktionswirtschaft (12 SWS),
e) Betriebiiches Steuerwesen (12 SWS),
f) Organisation und Planung (12 SWS),
g) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
h) Operations-Research (12 SWS),
i) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
j) Pe",onalwirtschaft (12 SWS),
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS).
I) UntemehmensgrOndung und Untemehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Statistik (12 SWS),
n) Unternehmensrecht (12 SWS).
0) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umweltökonomie (12 SWS).
s) Ökonometrie (12 SWS),
t) Psychologie (12 SWS),
u) Philosophie (12 SWS).

(4) Von den Fachem Organisation und Planung (12 SWS) und
PelBonalftihrung und Organisation (12 SWS) In Abs. 2 Nm 2. und 3
und Abs 3 Nr. 3, kann nur eines gewählt werden.

(5) Die Bearbeitungszeit der Klausurarbeiten beträgt jeweils vier
Stunden. § 13 AbS. 2 gilt entsprechend.

(6) Macht eine Kandidatin/ein Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzende
des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit der
/dem betreffenden Prüfenden ab.

§20
Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin/der Kandidal in
der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus
ihrem/seinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu
bearbeiten.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist einem Prüfungsfach der
Kandidatin/des Kandidaten zu entnehmen. Vorschläge der
Kandidatin/des Kandidaten über das Prüfungsgebiet sollen
berücksichtigt werden.

(3) Die Diplomarbeit kann von jeder/jedem in Lehre und (auch
anwendungsbezogener) Forschung tätigen Professorin/Professor an
der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen, die/der eines der in
§ 19 genannten Fächer vertritt, ausgegeben und betreut werden. § 7
Abs, 1 g1lt entsprechend. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung
außerhalb der Hochschule durchgefllhrt werden. bedarl es hierzu der
Zustimmung des PrOfungsausschusses.
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•

•

(3) Zu jeder FachprOfung ist eine Anmeldung beim PrOfungsausschuss
erforderlich. Bei der Anmeldung zur letzten FachprDfung Ist der
Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einem Seminar gemaß §
18 zu erbringen.

§18
SemInar

(1) Jede Kandidatin/jeder Kandidat muss im Vertiefungsstudium an
einem Seminar teilnehmen. Das Seminar hat die Kandidatin/der
Kandidal in einem ihrer/seiner PrOfungsfächer zu absolvieren.

(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und während
der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. DarOber hinaus
kann die Seminarleiterin/der Seminarleiter weitere Leistungen
verlangen, z. B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll. Die gesamte
Seminarleistung ist gemäß § 23 zu benoten. Ist die Seminarleistung
mindestens mit der Note "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird
über die erfolgreiche Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt.

(3) Macht eine Kandldatin/ein Kandidat durch Vorlage eines amtlichen
Zeugnisses glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, an der
Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussion zu
stellen, kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der Kandidatin/des
Kandidaten und nach BefUrwortung durch die Seminarleiterin/den
Seminarteiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in einer
anderen Form erbracht wird.

§19
Art und Umfang der DiplomprOfung

11l Die Diplomprtlfung besteht aus
1. den Klausurarbeiten,
2. der DIplomarbeit. .

(2) In der Fachrichtung Betriebswirtschaftslehre erstrecken sich die
Klausurarbeiten

1. auf das Fach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,

2. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten:
a) Bankbetriebslehre (12 SWS).
b) Marketing (12 SWS).
c) Produktionswirtschaft (12 SWS).
d) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
e) Operations Research (12 SWS),
f) Organisation und Planung (12 SWS),
g) Pe",onalfOhrung und Organisation (12 SWSl,
h) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
i) Pe",onalwirtschaft (12 SWS),
j) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
k) Unternehmensrecht (12 SWS),
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS);
m) UnternehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
n) Finanzwirtschaft (16 SWS).

3. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten, so­
fern es nicht bereits unter Nummer 2 gewählt worden ist:
a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Finanzwirtschaft (16 SWS),
c) Marketing (12 SWS),
d) Produktionswirtschaft (12 SWS),
e) Betriebiiches Steuerwesen (12 SWS),
f) Organisation und Planung (12 SWS),
g) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
h) Operations- Research (12 SWS),
i) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
j) Personalwirtschaft (12 SWS).
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS),
I) Untemehmensgrl:lndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Statistik (12 SWS),
n) Unternehmensrecht (12 SWS),
0) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwirtschaft (12 SWS),

r) Umweltökonornie (12 SWS)
s) Ökonometrle (12 SWS),
t) Psychologie (12 SWS),
u) Philosophie (12 SWS),

(3) In der Fachrichtung Volkswirtschaftslehre e",trecken sich die Klau­
surarbeiten

1. auf das Fach Allgemeine Volkswirtschaftslehre.

2, auf eines der folgenden Facher nach Wahl des Kandidaten:
a) Geld und Kredit (12 SWS),
b) Finanzwissenschaft (12 SWS),
c) Umweltökonomie (12 SWS).
d) Statistik (12 SWS).
e) Ökonometrie (12 SWS),

3, auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten, sa­
fern es nicht bereits unter Nummer 2 gewählt worden ist:
a) Finanzwirtschaft (16 SWS),
b) Bankbetriebslehre (12 SWS),
c) Marketing (12 SWS),
d) Produktionswirtschaft (12 SWS),
e) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
f) Organisation und Planung (12 SWS),
g) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
h) Operations-Research (12 SWS),
I) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
j) Pe",onalwirtschaft (12 SWS),
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS).
I) UntemehmensgrOndung und Untemehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Statistik (12 SWS),
n) Unternehmensrecht (12 SWS).
0) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umweltökonomie (12 SWS).
5) Ökonomelrie (12 SWS),
t) Psychologie (12 SWS),
u) Philosophie (12 SWS).

(4) Von den Fachem Organisation und Planung (12 SWS) und
PelBonalftihrung und Organisation (12 SWS) in Abs. 2 Nm 2. und 3
und Abs 3 Nr. 3, kann nur eines gewählt werden.

(5) Die Bearbeitungszeit der Klausurarbeiten beträgt jeweils vier
Stunden. § 13 AbS. 2 gilt entsprechend.

(6) Macht eine Kandidatin/ein Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sieler wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzende
des PrOfungsausschusses der Kandidatin/dem Kandidaten zu
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit der
/dem betreffenden Prüfenden ab.

§20
Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin/der Kandidal in
der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus
ihrem/seinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu
bearbeiten.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist einem Prüfungsfach der
Kandidatin/des Kandidaten zu entnehmen. Vorschläge der
Kandidatin/des Kandidaten Ober das Prüfungsgebiet sollen
berücksichtigt werden.

(3) Die Diplomarbeit kann von jeder/jedem In Lehre und (auch
anwendungsbezogener) Forschung tätigen Professorin/Professor an
der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen, die/der eines der in
§ 19 genannten Fächer vertritt, ausgegeben und betreut werden. § 7
Abs, 1 g1lt entsprechend. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung
außerhalb der Hochschule durchgefllhrt werden. bedarl es hierzu der
Zustimmung des PrOfungsausschusses.



(4) Auf Antrag sorgt die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
dafür, dass die Kandidatin/der Kandidat rechtzeitig ein Thema für eine 
Diplomarbeit erhält. 

(5) Die Diplomarbeit kann erst nach der Zulassung der Kandidatin/des 
Kandidaten zur DiplomprOfung ausgegeben werden. Die Ausgabe 
erfolgt Ober die Vorsitzende/den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu 
machen. 

(6) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt für 
Vollzeitstudierende sechs, für Teilzeitstudierende neun Wochen. 
Ausnahmsweise kann die Abgabefrist von der/dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der 
Themenstellenden/dem Themensteller auf höchstens 12 Wochen 
festgelegt werden, wenn die Kandidatin/der Kandidat eine 
Fragestellung untersucht, für die Begleltarbeiten notwendig sind, die 
diese Frist erfordern. Das Thema und die AufgabensteIlung der 
Diplomarbeit müssen so lauten, dass die zur Bearbeitung vorgegebene 
Frist eingehalten werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur 
innerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbeitungszelt zurückgegeben 
werden. Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss aus begründeten 
persönlichen Anlässen die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um bis zu 
vier Wochen verlängern. 

(7) Die Diplomarbeit soll einen Umfang von 30 Seiten (8.000 Wörter) 
haben. Die Abweichung von diesen Werten soll nicht mehr als 10 % 
betragen. 

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeil hat die Kandldatin/der Kandidat 
schriftlich zu versichem, dass sie/er Ihre/seine Arbeit selbständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt hat. 

§ 21 
Annahme und Bewertung der DiplomarbeIt 

(1) Die Diplomarbeit ist fristgemäß in gebundener Form beim 
Prüfungsausschuss in zweifacher Ausfertigung einzureichen; der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit 
durch die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post maßgebend. 
Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß vorgelegt, gilt sie als mit "nicht 
ausreichend" (5,O) bewertet. 

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Eine/einer der Prüfenden soll die Prüferin/der Prüfer gern. § 7 
Abs. 1 sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die zweite 
Prüferin/der zweite Prüfer wird von der/dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung Ist gemäß § 
23 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Bei nicht 
übereinstimmender Bewertung durch die beiden Prüfenden wird die 
Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden Noten 
gebildet. Liegt der DurchSchnitt genau Z'hischen zwei Noten, ist auf die 
Note auf- oder abzurunden, die der Note der ersten Prüferin/des ersten 
Prüfers am nächsten liegt. Die Note der Diplomarbeit soll den 
Studierenden spätestens acht Wochen nach Abgabe der Diplomarbell 
mitgeteilt werden. 

§22 
Zusatzfach 

(1) Die Kandidatln/der Kandidat kann sich in einem weiteren als den 
vorgeschriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfach). 

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der 
Kandidatin/des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei 
der Feststellung der Gesamtnote der Abschlussprüfung nicht mit 
einbezogen. 

§23
 
Bewertung der PrOfungslelstungen
 

(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen in der Diplomprüfung 
werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung 
sind folgende Noten zu verwenden: 

1 =sehr gut = eine hervorragende Leistung: 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich Ober den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anfor­

derungen entspricht; 
4 =ausreichend = eine Leistung, die trotzt ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 =nicht ausreichend =	 eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können 
zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die 
Noten 0,7. 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den 
belden Prüfenden festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur. 

(2)	 Die Gesamtnote lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 1.5 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 = gut, 
bei einem Durchschnitt aber 2,5 bis 3,5 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3.5 bis 4,0 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt über 4,0 = nicht ausreichend 

(3) Bei Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle ra 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden _ 
Rundung gestrichen. 

(4) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten 
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der 
Diplomarbeil doppelt gewichtet wird. Im Übrigen gilt Absatz 3 
entsprechend. 

(5) Anstelle der Gesamtnote .,sehr gur wird das Gesamturteil ..mit 
Auszeichnung" erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und der 
Durchschnitt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht schlechter 
als 1,5 ist. 

§ 24
 
Bestehen und Wiederholen der Diplomprüfung
 

(1) Die Diplomprafung des wirtschaftswissenschaftlichen 
Zusatzstudienganges fOr IngenieurinnenlIngenieure und 
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwissenschaftler ist bestanden. wenn 
die Diplomarbeit und alle PrOfungsfächer mit mindestens "ausreichend" 
(4,0) bewertet worden sind. Abweichend hiervon ist die Diplomprüfung 
auch dann bestanden, wenn 

• die Diplomarbeit
 
sowie
 I 

- das Fach .,Allgemeine Betriebswirtschaftslehre" oder "AlIgemel e 
Volkswirtschaftslehre" mindestens mit .ausreichend" (4,0) ab­
geschlossen worden ist 
und wenn 

• höchstens ein Wahlpflichtfach	 mit "nicht ausreichend" und ein 
anderes Prüfungsfach mindestens mit "befriedigend" bewertet 
worden sind. 

(2)	 Die Diplomprüfung kann wie folgt wiederholt werden: 
a)	 Die Diplomarbeit kann bei "nicht ausreichender" Leistung 

einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der 
Diplomarbeit ist nur zulässig, wenn die Kandidatin/der Kandidat 
bei der Anfertigung ihrer/seiner ersten DiplomarbeIt von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 

b)	 Die Klausurarbeiten in den Prüfungsfächern können bei einer 
Bewertung mit ~nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden. 

§ 25 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplomprüfung bestanden. 
erhält sie/er darüber ein Zeugnis. In das Zeugnis werden 
aufgenommen: 

1.	 die gewählte Fachrichtung, 
2.	 das Thema und die Note der Diplomarbeit, 
3.	 die abgeschlossenen Fächer im Vertiefungsstudium und die 

1 =sehr gut =
2 =gut =

3 = befriedigend =

4 =ausreichend =

(4) Auf Antrag sorgt die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass die Kandidatin/der Kandidat rechtzeitig ein Thema für eine
Diplomarbeit erhält.

(5) Die Diplomarbeit kann erst nach der Zulassung der Kandidatin/des
Kandidaten zur DiplomprOfung ausgegeben werden. Die Ausgabe
erfolgt Ober die Vorsitzende/den Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu
machen.

eine hervorragende Leistung:
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen Anfor­
derungen entspricht;
eine Leistung, die trotzt ihrer Mängel noch
den Anforderungen genügt;

5 =nicht ausreichend= eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können
zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die
Noten 0,7. 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den
belden Prüfenden festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur.

(2) Die Gesamtnote lautet:

(6) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt für
Vollzeitstudierende sechs, für Teilzeitstudierende neun Wochen.
Ausnahmsweise kann die Abgabefrist von der/dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der
Themenstellenden/dem Themensteller auf höchstens 12 Wochen
festgelegt werden, wenn die Kandidatin/der Kandidat eine
Fragestellung untersucht, für die Begleltarbeiten notwendig sind, die
diese Frist erfordern. Das Thema und die AufgabensteIlung der
Diplomarbeit müssen so lauten, dass die zur Bearbeitung vorgegebene
Frist eingehalten werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur
innerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbeitungszelt zurückgegeben
werden. Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss aus begründeten
persönlichen Anlässen die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um bis zu
vier Wochen verlängern.

bei einem Durchschnitt
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt aber
bei einem Durchschnitt über
bei einem Durchschnitt über

bis 1.5 = sehr gut,
1,5 bis 2,5 = gut,
2,5 bis 3,5 = befriedigend,
3.5 bis 4,0 = ausreichend,

4,0 = nicht ausreichend

(7) Die Diplomarbeit soll einen Umfang von 30 Seiten (8.000 Wörter)
haben. Die Abweichung von diesen Werten soll nicht mehr als 10 %
betragen.

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeil hat die Kandldatin/der Kandidat
schriftlich zu versichem, dass sie/er Ihre/seine Arbeit selbständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt hat.

§ 21
Annahme und Bewertung der DiplomarbeIt

(1) Die Diplomarbeit ist fristgemäß in gebundener Form beim
Prüfungsausschuss in zweifacher Ausfertigung einzureichen; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit
durch die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post maßgebend.
Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß vorgelegt, gilt sie als mit "nicht
ausreichend" (5,O) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Eine/einer der Prüfenden soll die Prüferin/der Prüfer gern. § 7
Abs. 1 sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die zweite
Prüferin/der zweite Prüfer wird von der/dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung Ist gemäß §
23 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Bei nicht
übereinstimmender Bewertung durch die beiden Prüfenden wird die
Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden Noten
gebildet. Liegt der DurchSchnitt genau Z'hischen zwei Noten, ist auf die
Note auf- oder abzurunden, die der Note der ersten Prüferin/des ersten
Prüfers am nächsten liegt. Die Note der Diplomarbeit soll den
Studierenden spätestens acht Wochen nach Abgabe der Diplomarbell
mitgeteilt werden.

§22
Zusatzfach

(1) Die Kandidatln/der Kandidat kann sich in einem weiteren als den
vorgeschriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfach).

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der
Kandidatin/des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei
der Feststellung der Gesamtnote der Abschlussprüfung nicht mit
einbezogen.

§23
Bewertung der PrOfungslelstungen

(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen in der Diplomprüfung
werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung
sind folgende Noten zu verwenden:

(3) Bei Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle ra
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden _
Rundung gestrichen.

(4) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der
Diplomarbeil doppelt gewichtet wird. Im Übrigen gilt Absatz 3
entsprechend.

(5) Anstelle der Gesamtnote .,sehr gur wird das Gesamturteil ..mit
Auszeichnung" erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und der
Durchschnitt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht schlechter
als 1,5 ist.

§ 24
Bestehen und Wiederholen der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprafung des wirtschaftswissenschaftlichen
Zusatzstudienganges fOr IngenieurinnenlIngenieure und
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwissenschaftler ist bestanden. wenn
die Diplomarbeit und alle PrOfungsfächer mit mindestens "ausreichend"
(4,0) bewertet worden sind. Abweichend hiervon ist die Diplomprüfung
auch dann bestanden, wenn

• die Diplomarbeit
sowie I

- das Fach .,Allgemeine Betriebswirtschaftslehre" oder "AlIgemel e
Volkswirtschaftslehre" mindestens mit .ausreichend" (4,0) ab­
geschlossen worden ist
und wenn

• höchstens ein Wahlpflichtfach mit "nicht ausreichend" und ein
anderes Prüfungsfach mindestens mit "befriedigend" bewertet
worden sind.

(2) Die Diplomprüfung kann wie folgt wiederholt werden:
a) Die Diplomarbeit kann bei "nicht ausreichender" Leistung

einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der
Diplomarbeit ist nur zulässig, wenn die Kandidatin/der Kandidat
bei der Anfertigung ihrer/seiner ersten DiplomarbeIt von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

b) Die Klausurarbeiten in den Prüfungsfächern können bei einer
Bewertung mit ~nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden.

§ 25
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplomprüfung bestanden.
erhält sie/er darüber ein Zeugnis. In das Zeugnis werden
aufgenommen:

1. die gewählte Fachrichtung,
2. das Thema und die Note der Diplomarbeit,
3. die abgeschlossenen Fächer im Vertiefungsstudium und die
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1 =sehr gut =
2 =gut =

3 = befriedigend =

4 =ausreichend =

(4) Auf Antrag sorgt die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass die Kandidatin/der Kandidat rechtzeitig ein Thema für eine
Diplomarbeit erhält.

(5) Die Diplomarbeit kann erst nach der Zulassung der Kandidatin/des
Kandidaten zur DiplomprOfung ausgegeben werden. Die Ausgabe
erfolgt Ober die Vorsitzende/den Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu
machen.

eine hervorragende Leistung:
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen Anfor­
derungen entspricht;
eine Leistung, die trotzt ihrer Mängel noch
den Anforderungen genügt;

5 =nicht ausreichend= eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können
zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die
Noten 0,7. 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den
belden Prüfenden festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur.

(2) Die Gesamtnote lautet:

(6) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt für
Vollzeitstudierende sechs, für Teilzeitstudierende neun Wochen.
Ausnahmsweise kann die Abgabefrist von der/dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der
Themenstellenden/dem Themensteller auf höchstens 12 Wochen
festgelegt werden, wenn die Kandidatin/der Kandidat eine
Fragestellung untersucht, für die Begleltarbeiten notwendig sind, die
diese Frist erfordern. Das Thema und die AufgabensteIlung der
Diplomarbeit müssen so lauten, dass die zur Bearbeitung vorgegebene
Frist eingehalten werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur
innerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbeitungszelt zurückgegeben
werden. Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss aus begründeten
persönlichen Anlässen die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um bis zu
vier Wochen verlängern.

bei einem Durchschnitt
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt aber
bei einem Durchschnitt über
bei einem Durchschnitt über

bis 1.5 = sehr gut,
1,5 bis 2,5 = gut,
2,5 bis 3,5 = befriedigend,
3.5 bis 4,0 = ausreichend,

4,0 = nicht ausreichend

(7) Die Diplomarbeit soll einen Umfang von 30 Seiten (8.000 Wörter)
haben. Die Abweichung von diesen Werten soll nicht mehr als 10 %
betragen.

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeil hat die Kandldatin/der Kandidat
schriftlich zu versichem, dass sie/er Ihre/seine Arbeit selbständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt hat.

§ 21
Annahme und Bewertung der DiplomarbeIt

(1) Die Diplomarbeit ist fristgemäß in gebundener Form beim
Prüfungsausschuss in zweifacher Ausfertigung einzureichen; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit
durch die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post maßgebend.
Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß vorgelegt, gilt sie als mit "nicht
ausreichend" (5,O) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Eine/einer der Prüfenden soll die Prüferin/der Prüfer gern. § 7
Abs. 1 sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die zweite
Prüferin/der zweite Prüfer wird von der/dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung Ist gemäß §
23 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Bei nicht
übereinstimmender Bewertung durch die beiden Prüfenden wird die
Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden Noten
gebildet. Liegt der DurchSchnitt genau Z'hischen zwei Noten, ist auf die
Note auf- oder abzurunden, die der Note der ersten Prüferin/des ersten
Prüfers am nächsten liegt. Die Note der Diplomarbeit soll den
Studierenden spätestens acht Wochen nach Abgabe der Diplomarbell
mitgeteilt werden.

§22
Zusatzfach

(1) Die Kandidatln/der Kandidat kann sich in einem weiteren als den
vorgeschriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfach).

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der
Kandidatin/des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei
der Feststellung der Gesamtnote der Abschlussprüfung nicht mit
einbezogen.

§23
Bewertung der PrOfungslelstungen

(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen in der Diplomprüfung
werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung
sind folgende Noten zu verwenden:

(3) Bei Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle ra
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden _
Rundung gestrichen.

(4) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der
Diplomarbeil doppelt gewichtet wird. Im Übrigen gilt Absatz 3
entsprechend.

(5) Anstelle der Gesamtnote .,sehr gur wird das Gesamturteil ..mit
Auszeichnung" erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und der
Durchschnitt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht schlechter
als 1,5 ist.

§ 24
Bestehen und Wiederholen der Diplomprüfung

(1) Die DiplomprOfung des wirtschaftswissenschaftlichen
Zusatzstudienganges fOr IngenieurinnenlIngenieure und
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwissenschaftler ist bestanden. wenn
die Diplomarbeit und alle PrOfungsfächer mit mindestens "ausreichend"
(4,0) bewertet worden sind. Abweichend hiervon ist die Diplomprüfung
auch dann bestanden, wenn

• die Diplomarbeit
sowie I

- das Fach .Allgemeine Betriebswirtschaftslehre" oder .Allgemer e
Volkswirtschaftslehre" mindestens mit .ausreichend" (4,0) ab­
geschlossen worden ist
und wenn

• höchstens ein Wahlpflichtfach mit "nicht ausreichend" und ein
anderes Prüfungsfach mindestens mit "befriedigend" bewertet
worden sind.

(2) Die Diplomprüfung kann wie folgt wiederholt werden:
a) Die Diplomarbeit kann bei "nicht ausreichender" Leistung

einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der
Diplomarbeit ist nur zulässig, wenn die Kandidatin/der Kandidat
bei der Anfertigung ihrer/seiner ersten DiplomarbeIt von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

b) Die Klausurarbeiten in den Prüfungsfächern können bei einer
Bewertung mit ~nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden.

§ 25
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplomprüfung bestanden.
erhält sie/er darüber ein Zeugnis. In das Zeugnis werden
aufgenommen:

1. die gewählte Fachrichtung,
2. das Thema und die Note der Diplomarbeit,
3. die abgeschlossenen Fächer im Vertiefungsstudium und die



darin erzielten PrOfungsergebnisse, 
4. die Gesamtnote der Abschlussprüfung, 
5. die Namen der Prüfenden. 

Auf Antrag der Kandidatin/des Kandidaten wird in das Zeugnis auch 
das Ergebnis der PrOfung im Zusatzfach aufgenommen. 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages an dem die ietzte 
Prüfungsleistung erbracht worden ist. Ist die Diplomarbeit die letzte 
Prüfungsleistung, so wird das Zeugnis auf den Abgabetag der 
Diplomarbeit datiert. Es wird von der/dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des 
Fachbereichs versehen. 

(3) Hat die Kandidalinlder Kandidat die DiplomprOfung endgOltig nicht 
bestanden, wird ihrIihm gegen Vortage der entsprechenden Nachweise 
eine schrittliche Leistungsbescheinigung ausgestellt, die die erbrachten 
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zum Bestehen der 
Diplomvorprüfung noch fehlenden PrOfungsleistungen enthält und 
erkennen lässt, dass die DiplomvorprOfung endgültig nicht bestanden 
ist. 

• 
§26 

Diplomurkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatinl dem Kandidaten 
die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehandigt. 
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 3 beurkundet. 

(2) Die Diplomurkunde wird von der Dekaninf dem Dekan des 
Fachbereichs und der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 27 
Ungültigkeit der Diplomvorprülung und der DIplomprüfung 

(1) Hat die Kandidatin/der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und 
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses 
bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für 
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die 
Kandidatin/der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und 
die Prüfung ganz oder teilweise fQr nicht bestanden erklären. 

•
(2) Waren die Voraussetzungen fQr die Zulassung zu einer PrOfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin//der Kandidat hierüber täuschen 
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt. wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin/der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss 
unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen. 

§28 
Einsicht in die PrOfungsakten 

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird der Kandida.tin,tdem 
Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre/seine schriftlichen 
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und 
in die Prüfungsprolokolle gewährt. 

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prü­
fungszeugnisses bei der/dem Vorsitzenden des prOfungsaus~chusses 
zu stellen. Die/der Vorsitzende des prüfungsausschusses bestimmt Ort 
und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 29 
Aberkennung des Diplomgrades 

Der DIplomgrad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass er durch Täuschung erworben ist oder wenn 
wesentliche Voraussetzungen fOr die Verteihung irrtOmlich als gegeben 
angesehen worden sind. Über die Aberkennung entscheidet der 
PrOfungsausschuss im Fachbereich Wirtschaftswissenschatt der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen. 

§ 30 
Übergangsbestimmungen 

(1) Diese PrOfungsordnung gilt für aUe Studierenden, die sich zum 
Wintersemester 1996/97 in den wirtschaftswissenschaftlichen 
Zusatzstudiengang für lngenieurinnen/lngenieure und 
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwlssenschattler neu eingeschrieben 
und für Studierende, die zum Wintersemester 1996/97 nach Abschluss 
der Diplom-VorprOfung das Vertiefungsstudium aufgenommen haben 

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den 
Studienabschnitt, In dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden, 
die Bestehensregelungen der PrOfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis 
zum Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen. 

§ 31 ') 
In-Kraft·Treten und Veröffentlichung 

(1) Diese Prufungsordnung tritt durch Veröffenliichung in den 
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen mit Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kraft 

Hagen, den 29 1'7. ZtOtJ 2.. 

Der Dekan 
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft 

der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 

.) Urspr. In-Kratt-Treten; das Inkrafttreten der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssatzungen. 

darin erzielten PrOfungsergebnisse,
4. die Gesamtnote der Abschlussprüfung,
5. die Namen der Prilfenden.

Auf Antrag der Kandidatin/des Kandidaten wird in das Zeugnis auch
das Ergebnis der Prüfung im Zusatzfach aufgenommen.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages an dem die letzte
Prllfungsleistung erbracht worden ist. Ist die Diplomarbeit die letzte
Prüfungsleistung, so wird das Zeugnis auf den Abgabetag der
Diplomarbeit datiert. Es wird von der/dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des
Fachbereichs versehen.

(3) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplomprüfung endgültig nicht
bestanden, wird ihr/ihm gegen Vortage der entsprechenden Nachweise
eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zum Bestehen der
Diplomvorprüfung noch fehlenden PrOfungsleistungen enthält und
erkennen lässt, dass die DiplomvorprOfung endgültig nicht bestanden
ist.

§ 26
Diplomurkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin! dem Kandidaten
die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehMdigt.
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 3 beurkundet.

(2) Die Diplomurkunde wird von der Dekaninl dem Dekan des
Fachbereichs und der/dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungllitigkeit der DiplomvorprDfung und der DlplomprDfung

(11 Hat die Kandidatin/der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die
KandidaUn/der Kandidat gelauscht hat, entsprechend berichtigen und
die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer PrOfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatinllder Kandidat hierüber läuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des
Zeugnisses bekannt. wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin/der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss
unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land
Nordrhein-Weslfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen, Eine Entscheidung nach Absatz' und Absatz 2
Sau 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Pril­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

§28
Einsicht in die PrOfungsakten

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin/dem
Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre/seine schriftlichen
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und
in die Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prü­
fungszeugnisses bei der/dem Vorsitzenden des prüfungsaus~chusses
zu stellen. Die/der Vorsilzende des prüfungsausschusses bestimmt Ort
und Zeit der Einsichtnahme.

§ 29
Aberkennung des Diplomgrades

Der Diplomgrad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich
herausstellI, dass er durch Täuschung erworben ist oder wenn
wesentliche Voraussetzungen für die Verteihung irrtümlich als gegeben
angesehen worden sind. Über die Aberkennung entscheIdet der
Prüfungsausschuss im Fachbereich Wirtschaftswissenschaft der
FemUniversltat- Gesamthochschule in Hagen.

§ 30
Übergangsbestimmungen

(1) Diese PrOfungsordnung gilt für aUe Studierenden, die sich zum
Wintersemester 1996/97 in den wirtschaftswissenschaftlichen
Zusatzstudiengang fOr lngenieurinnen/lngenieure und
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwlssenschaftler neu eingeschrie ben
und tor Studierende, die zum Wintersemester 1996197 nach Abschluss
der Diplom-Vorprüfung das Vertiefungsstudium aufgenommen haben

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den
Studienabschnitt, In dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden,
die Bestehensregelungen der Prüfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis
zum Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen.

§ 31 *)
In-Kratt·Treten und VeröffentliChung

(1) Diese Prilfungsordnung tritt durch Veröffentlichung in den
AmWchen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen mit Wirkung vom 1, Oktober 1996 in Kraft

Hagen, den 29· 1-1. 2(J() l

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft

der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

*) Urspr. ln-Kraft-Treten; das Inkrafttreten der spateren Anderungen
ergibt sich aus den oben aufgefllhrten Änderungssatzungen.
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darin erzielten PrOfungsergebnisse,
4. die Gesamtnote der Abschlussprüfung,
5. die Namen der Prilfenden.

Auf Antrag der Kandidatin/des Kandidaten wird in das Zeugnis auch
das Ergebnis der Prüfung im Zusatzfach aufgenommen.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages an dem die letzte
Prllfungsleistung erbracht worden ist. Ist die Diplomarbeit die letzte
Prüfungsleistung, so wird das Zeugnis auf den Abgabetag der
Diplomarbeit datiert. Es wird von der/dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des
Fachbereichs versehen.

(3) Hat die Kandidatin/der Kandidat die Diplomprüfung endgültig nicht
bestanden, wird ihr/ihm gegen Vortage der entsprechenden Nachweise
eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zum Bestehen der
Diplomvorprüfung noch fehlenden PrOfungsleistungen enthält und
erkennen lässt, dass die DiplomvorprOfung endgültig nicht bestanden
ist.

§ 26
Diplomurkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin! dem Kandidaten
die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehMdigt.
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 3 beurkundet.

(2) Die Diplomurkunde wird von der Dekaninl dem Dekan des
Fachbereichs und der/dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungllitigkeit der DiplomvorprDfung und der DlplomprDfung

(11 Hat die Kandidatin/der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die
KandidaUn/der Kandidat gelauscht hat, entsprechend berichtigen und
die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer PrOfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatinllder Kandidat hierüber läuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des
Zeugnisses bekannt. wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin/der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss
unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land
Nordrhein-Weslfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen, Eine Entscheidung nach Absatz' und Absatz 2
Sau 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Pril­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

§28
Einsicht in die PrOfungsakten

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin/dem
Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre/seine schriftlichen
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und
in die Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prü­
fungszeugnisses bei der/dem Vorsitzenden des prüfungsaus~chusses
zu stellen. Die/der Vorsilzende des prüfungsausschusses bestimmt Ort
und Zeit der Einsichtnahme.

§ 29
Aberkennung des Diplomgrades

Der DIplomgrad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich
herausstellI, dass er durch Täuschung erworben ist oder wenn
wesentliche Voraussetzungen für die Verteihung irrtümlich als gegeben
angesehen worden sind. Über die Aberkennung entscheIdet der
Prüfungsausschuss im Fachbereich Wirtschaftswissenschaft der
FemUniversltat- Gesamthochschule in Hagen.

§ 30
Übergangsbestimmungen

(1) Diese PrOfungsordnung gilt für aUe Studierenden, die sich zum
Wintersemester 1996/97 in den wirtschaftswissenschaftlichen
Zusatzstudiengang fOr lngenieurinnen/lngenieure und
Naturwissenschaftlerinnen/Naturwlssenschaftler neu eingeschrie ben
und tor Studierende, die zum Wintersemester 1996197 nach Abschluss
der Diplom-Vorprüfung das Vertiefungsstudium aufgenommen haben

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den
Studienabschnitt, In dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden,
die Bestehensregelungen der Prüfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis
zum Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen.

§ 31 *)
In-Kratt·Treten und VeröffentliChung

(1) Diese Prilfungsordnung tritt durch Veröffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen mit Wirkung vom 1, Oktober 1996 in Kraft

Hagen, den 29· 1-1. 2(J() l

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft

der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen

*) Urspr. ln-Kraft-Treten; das Inkrafttreten der spateren Anderungen
ergibt sich aus den oben aufgefllhrten Änderungssatzungen.
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1. Satzung 

zur Änderung der Prüfungsordnung fiir den 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang 
fiir Ingenieure und Naturwissenschaftler 
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 

vorn 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 3 und § 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vorn 03. Aug. 1993 (GV.NW.S. 532), geändert durch Gesetz vorn 19. Juni 1994 (GV.NW S. 
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: • 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung fiir den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure 
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung 
vorn 09.07.1997 wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. I neuer Satz I erhält folgende Fassung: 

"Prüfer sind die hauptamtlichen Professoren und die habilitierten Mitglieder 
des Fachbereichs. 

• 

Der bisherige Satz I wird Satz 2 und erhält folgende Fassung: 

"Weitere Prüfer und die Beisitzer bestellt der Prtlfungsausschuß." 

2. § 14 Abs. I 

Abs. 2 

es wird folgender Satz hinzugefügt: 

"Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfer nicht überein, wird die 
Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte gebildet." 

neuer Satz 1 mit folgender Fassung: 

"Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit minde­
stens 50 Punkten bewertet worden sind." 

'-.

1. Satzung

zur Änderung der Prüfungsordnung fiir den
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang
fiir Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vorn 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 3 und § 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vorn 03. Aug. 1993 (GV.NW.S. 532), geändert durch Gesetz vorn 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: •

Artikel I

Die Prüfungsordnung fiir den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung
vorn 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. I neuer Satz I erhält folgende Fassung:

"Prüfer sind die hauptamtlichen Professoren und die habilitierten Mitglieder •
des Fachbereichs.

Der bisherige Satz I wird Satz 2 und erhält folgende Fassung:

"Weitere Prüfer und die Beisitzer bestellt der Prtlfungsausschuß."

2. § 14 Abs. I es wird folgender Satz hinzugefügt:

"Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfer nicht überein, wird die
Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte gebildet."

Abs. 2 neuer Satz 1 mit folgender Fassung:

"Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit minde­
stens 50 Punkten bewertet worden sind."
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1. Satzung

zur Änderung der Prüfungsordnung fiir den
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang
fiir Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vorn 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 3 und § 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vorn 03. Aug. 1993 (GV.NW.S. 532), geändert durch Gesetz vorn 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: •

Artikel I

Die Prüfungsordnung fiir den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung
vorn 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. I neuer Satz I erhält folgende Fassung:

"Prüfer sind die hauptamtlichen Professoren und die habilitierten Mitglieder •
des Fachbereichs.

Der bisherige Satz I wird Satz 2 und erhält folgende Fassung:

"Weitere Prüfer und die Beisitzer bestellt der Prtlfungsausschuß."

2. § 14 Abs. I es wird folgender Satz hinzugefügt:

"Stimmt die Punktebewertung der beiden Prüfer nicht überein, wird die
Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte gebildet."

Abs. 2 neuer Satz 1 mit folgender Fassung:

"Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit minde­
stens 50 Punkten bewertet worden sind."



3. § 18 Abs. I 

4. § 19 Abs. 2 

• 

Abs. 2 

Abs. 3 

• 
5. § 19 Abs.4 

6. § 21 Abs. 2 

7. § 23 Abs. I 

Der bisherige Satz I wird Satz 2. In Satz 2 ist hinter Diplom-Vorprüfung 
"auch" einzufUgen. 

Satz 2 erhält folgende Fassung:
 

"Das Seminar hat der Kandidat in einem seiner Prüfungsfacher zu absolvie­

ren." 

Nr. 2. Buchstabe a) erhält folgende Fassung: 

"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)" 

Nr. 3 Buchstabe a) erhält folgende Fassung: 

"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)" 

Nr. 3 Buchstabe b) erhält folgende Fassung: 

"b) Bankbetriebslehre (12 SWS)" 

erhält folgenden Satz 2: 

,,§ 13 Abs. 2 gilt entsprechend" 

Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Einer der Prüfer soll der Prüfer gern. § 7 Abs. I sein, der das Thema der 
Arbeit ausgegeben hat." 

letzter Satz hinzufügen mit folgender Fassung: 

Der bisherige Satz I wird Satz 2. In Satz 2 ist hinter Diplom-Vorprüfung
"auch" einzufUgen.

3. § 18 Abs. I Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Das Seminar hat der Kandidat in einem seiner Prüfungsfacher zu absolvie­
ren."

4. § 19 Abs. 2 Nr. 2. Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

• "a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

"b) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

•
5. § 19 Abs.4

6. § 21 Abs. 2

erhält folgenden Satz 2:

,,§ 13 Abs. 2 gilt entsprechend"

Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Einer der Prüfer soll der Prüfer gern. § 7 Abs. I sein, der das Thema der
Arbeit ausgegeben hat."

7. § 23 Abs. I letzter Satz hinzufügen mit folgender Fassung:
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Der bisherige Satz I wird Satz 2. In Satz 2 ist hinter Diplom-Vorprüfung
"auch" einzufUgen.

3. § 18 Abs. I Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Das Seminar hat der Kandidat in einem seiner Prüfungsfacher zu absolvie­
ren."

4. § 19 Abs. 2 Nr. 2. Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

• "a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

"b) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

•
5. § 19 Abs.4

6. § 21 Abs. 2

erhält folgenden Satz 2:

,,§ 13 Abs. 2 gilt entsprechend"

Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Einer der Prüfer soll der Prüfer gern. § 7 Abs. I sein, der das Thema der
Arbeit ausgegeben hat."

7. § 23 Abs. I letzter Satz hinzufügen mit folgender Fassung:



"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden 
Prüfern festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur." 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuniver­
sität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.1 0.1999 in Kraft. 

Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministenums fur Schule und 
Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unbe­
rührt. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom 16. De­ •zember 1998 und des Senats der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 10. März 
1999. 

•
 

"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
Prüfern festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur."

Artikel 11

Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuniver­
sität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.1 0.1999 in Kraft.

Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministenums fur Schule und
Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unbe­
rührt.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom 16. De­
zember 1998 und des Senats der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 10. März
1999.

•

•
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"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
Prüfern festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur."

Artikel 11

Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuniver­
sität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.1 0.1999 in Kraft.

Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministenums fur Schule und
Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unbe­
rührt.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom 16. De­
zember 1998 und des Senats der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 10. März
1999.

•

•



2. Satzung 

zur Änderung der Prufungsordnung fiir den 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang 
für Ingenieure und Naturwissenschaftler 
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 2002 

• 
Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 3 und § 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. Aug. 1993 (GV.NW.S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S. 
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikell 

• 
Die Prufungsordllung rur den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure 
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung 
vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert: 

1. § 19 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. g) erhält folgende Fassung: 

,,Personalruhrung und Organisation (12 SWS)" 

Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 

•

•

2. Satzung

zur Änderung der Prufungsordnung fiir den
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang
für Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 2002

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 3 und § 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. Aug. 1993 (GV.NW.S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikell

Die Prufungsordllung rur den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung
vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 19 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. g) erhält folgende Fassung:

,,Personalruhrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
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•

•

2. Satzung

zur Änderung der Prufungsordnung fiir den
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang
für Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 2002

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 87 Abs. 3 und § 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des
Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. Aug. 1993 (GV.NW.S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV.NW S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikell

Die Prufungsordllung rur den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung
vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 19 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. g) erhält folgende Fassung:

,,Personalruhrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)



Nr. 3 Buchst. g) erhält folgende Fassung: 

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS)" 

Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 
Buchst. I) wird m) 
Buchst. m) wird n) 
Buchst. n) wird 0) 
Buchst. 0) wird p) 
Buchst. p) wird q) 
Buchst. q) wird r) 
Buchst. r) wird s) • 

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe g) erhält folgende Fassung: 

"Personalfilhrung und Organisation (12 SWS)." 

Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 
Buchst. I) wird m) 
Buchst. m) wird n) 
Buchst. n) wird 0) 
Buchst. 0) wird p) 
Buchst. p) wird q) 
Buchst. q) wird r) 
Buchst. r) wird s) 

• 

2. § 20 Abs. 3 wird nach Satz I folgender Satz 2 eingefiigt: 

,,§ 7 Abs. 1 gilt entsprechend" 

Nr. 3 Buchst. g) erhält folgende Fassung:

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)
Buchst. r) wird s)

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe g) erhält folgende Fassung:

"Personalfilhrung und Organisation (12 SWS)."

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)
Buchst. r) wird s)

2. § 20 Abs. 3 wird nach Satz I folgender Satz 2 eingefiigt:

,,§ 7 Abs. 1 gilt entsprechend"

•

•
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Nr. 3 Buchst. g) erhält folgende Fassung:

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)
Buchst. r) wird s)

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe g) erhält folgende Fassung:

"Personalfilhrung und Organisation (12 SWS)."

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)
Buchst. r) wird s)

2. § 20 Abs. 3 wird nach Satz I folgender Satz 2 eingefiigt:

,,§ 7 Abs. 1 gilt entsprechend"

•

•



Artikel 11 

(I) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuni­
versität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 in Kraft. 

(2) Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfa1en bleibt un­
berührt. 

• (3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom 29. 
März 2000 

• 

•

•

Artikel 11

(I) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuni­
versität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 in Kraft.

(2) Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfa1en bleibt un­
berührt.

(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom 29.
März 2000
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•

•

Artikel 11

(I) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuni­
versität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 in Kraft.

(2) Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfa1en bleibt un­
berührt.

(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom 29.
März 2000



3. Satzung 

zur Änderung der Priifungsordnung fiir den 
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang 
für Ingenieure und Naturwissenschaftler 
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. 1 und § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. März 2000 (GV.NW.S. 190), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen • 
folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Priifungsordnung fiir den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure 
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung 
vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert: • 
1. § 19 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. 1) erhält folgende Fassung: 

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)" 

erhält einen neuen Buchstaben rn): 

"Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)" 

Buchst. 1) wird n) 

3. Satzung

zur Änderung der Priifungsordnung fiir den
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang
für Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. 1 und § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. März 2000 (GV.NW.S. 190), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen •
folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Priifungsordnung fiir den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung
vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 19 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. 1) erhält folgende Fassung:

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

erhält einen neuen Buchstaben rn):

"Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)"

Buchst. 1) wird n)

•
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3. Satzung

zur Änderung der Priifungsordnung fiir den
wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang
für Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 88 Abs. 1 und § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. März 2000 (GV.NW.S. 190), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen •
folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Priifungsordnung fiir den wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang fiir Ingenieure
und Naturwissenschaftler an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in der Fassung
vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 19 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. 1) erhält folgende Fassung:

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

erhält einen neuen Buchstaben rn):

"Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)"

Buchst. 1) wird n)

•



Nr. 3 Buchst. k) erhält folgende Fassung: 

"Dienstieistungsmanagement (12 SWS)" 

Buchstabe I) erhält folgende Fassung: 

"Unternebmensgründung und Unternebmensnacbfolge (12 SWS)" 

Buchst. k) wird m) 
Buchst. I) wird n) 
Buchst. m) wird 0) 
Buchst. n) wird p) 
Buchst. 0) wird q) 
Buchst. p) wird r) 
Buchst. q) wird s) 
Buchst. r) wird t) 
Buchst. s) wird u) 

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe k) erhält folgende Fassung: 

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)" 

• Buchstabe I) erhält folgende Fassung:
 

"Unternebmensgründung und Unternehmensnacbfolge (12 SWS)"
 

Buchst. k) wird m) 
Buchst. I) wird n) 
Buchst. m) wird 0) 
Buchst. n) wird p) 
Buchst. 0) wird q) 
Buchst. p) wird r) 
Buchst. q) wird s) 
Buchst. r) wird t) 
Buchst. s) wird u) 

•

Nr. 3 Buchst. k) erhält folgende Fassung:

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchstabe I) erhält folgende Fassung:

"Unternebmensgründung und Unternebmensnacbfolge (12 SWS)"

Buchst. k) wird m)
Buchst. I) wird n)
Buchst. m) wird 0)
Buchst. n) wird p)
Buchst. 0) wird q)
Buchst. p) wird r)
Buchst. q) wird s)
Buchst. r) wird t)
Buchst. s) wird u)

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe k) erhält folgende Fassung:

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchstabe I) erhält folgende Fassung:

"Unternebmensgründung und Unternehmensnacbfolge (12 SWS)"

Buchst. k) wird m)
Buchst. I) wird n)
Buchst. m) wird 0)
Buchst. n) wird p)
Buchst. 0) wird q)
Buchst. p) wird r)
Buchst. q) wird s)
Buchst. r) wird t)
Buchst. s) wird u)
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•

Nr. 3 Buchst. k) erhält folgende Fassung:

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchstabe I) erhält folgende Fassung:

"Unternebmensgründung und Unternebmensnacbfolge (12 SWS)"

Buchst. k) wird m)
Buchst. I) wird n)
Buchst. m) wird 0)
Buchst. n) wird p)
Buchst. 0) wird q)
Buchst. p) wird r)
Buchst. q) wird s)
Buchst. r) wird t)
Buchst. s) wird u)

Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe k) erhält folgende Fassung:

"Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchstabe I) erhält folgende Fassung:

"Unternebmensgründung und Unternehmensnacbfolge (12 SWS)"

Buchst. k) wird m)
Buchst. I) wird n)
Buchst. m) wird 0)
Buchst. n) wird p)
Buchst. 0) wird q)
Buchst. p) wird r)
Buchst. q) wird s)
Buchst. r) wird t)
Buchst. s) wird u)
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Artikel 11

(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen der Fernuni­
versität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft.

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002

Hagen, den 21· '1'1. 2«.10 L

Zugleich für die 1. und 2. Änderungssatzung:

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gasamthochschule in Hagen

/

Universitätsprofessor r. H. Wagner



DlplomprOfungsordnung
 
fOr den Studiengang Wlrtachaftawlssenschaft
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule In Hagen
 
vom 9. Juli 1997
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz ­
UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. 
NW S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV NW. S. 
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgen­
de DiplomprUfungsordnung als Satzung eriassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aurgrund der §§ 2 Abs. 4 und 
94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfaien (Hochschuigesetz - HG -) vom 14. März 2000 (GV.NRW S 
190) sich ergebenden Anderungen und die 

Anderungen durch In - Kraft - Treten 

1. Anderungssatzung 01.10. 1999 
2. Änderungssatzung 01. 10.2000 
3. Änderungssatzung 01.10.2001 
4. Änderungssatzung 01. 10.2002 

• InhaltsObersicht 

I.Allgemeines 

§ 1 Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums 
§ 2 Diplomgrad 
§ 3 Regelstudienzeit 
§ 4 Prüfungen und Prüfungsfristen 
§ 5 PrOfungsausschuss 
§ 6 PrOfende und Beisitzende 
§ 7 Anrechnung von Studien- und PrOfungslelstungen, Einstufung 

in höhere Fachsemester 
§ 8 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

11. Dip 10m - Vor p r ü fun g 

§ 9 Zulassung 
§ 10 Zulassungsverfahren 
§ 11 Ziel, Umfang und Art der Prüfung 
§ 12 Klausurarbeiten 
§ 13 B8'oNertung der PrOfungsleistungen 

•
§ 14 Bestehen der Diplom-Vorprüfung 
§ 15 Wiedemolun9 der Diplom-Vorprüfung 
§ 16 Zugang zum Hauptstudium, Erwerb der fachgebundenen 

Hochschulreife 
§ 17 Zeugnis 

111. Dip 10m prO fun g 

§ 18 Zulassung zur Diplomprüfung 
§ 19 Seminare des Hauptstudiums 
§ 20 Umfang und Art der Prüfung 
§ 21 Diplomarbeit 
§ 22 Annahme und Bewertung der Diplomarbeit 
§ 23 Zusatzfach 
§ 24 Bewertung der PrOfungslelstungen 
§ 25 Bestehen der Diplomprüfung 
§ 26 Wiedemoien der Diplomprüfung, Freiversuch 
§ 27 Zeugnis 
§ 28 Diplom 

IV. S chi u s s b e s tim m u n gen 

§ 29 UngOiligkeit der Diplom-Vorprüfung und der DiplomprOfung 
§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 31 Aberkennung des Diplomgrades 
§ 32 Übergangsbestimmungen 
§ 33 In-Kraft-Treten und Veröffenllichung 

I.AII ge m ein es
 

§1
 
Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums
 

Die DiplomprOfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des 
Studiums im Studiengang Wirtschaftswissenschaft. Das Studium soll 
derJdem Studentin/Studenten unter BerOcksichtigung der Anforderun­
gen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie/er zu 
wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der wis­
senschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt 
wird. Durch die DiplomprOfung soll festgestellt werden, ob die/der Kan­
dldatin/Kandldat die fOr den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge ih­
res/seines Faches Oberblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaft­
liche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden. 

§2 
Diplomgrad 

Ist die DiplomprOfung bestanden, verleiht der Fachbereich bei einer 
Fächerwahl gemäß § 20 Abs. 2 und 3 den Dipiomgrad "Diplom-Kauf­
frau· (Dipl.-Kff.) bzw. "Diplom-Kaufmann" (Dipl.-Kfm.) oder bei einer 
Fächerwahl gemäß § 20 Abs. 4 und 5 den Dipiomgrad "Diplom-Volks­
wirtin" bzw. "Diplom-Volkswirt" (Dipl.-Volksw.). 

§3 
Regelstudienzeit 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Diplomprüfung I 
sieben Semester und einschließlich der Diplomprüfung Il neun Seme­
ster. Davon umfasst das Grundstudium vier Semester. Diese Regel­
studienzeit verlängert sich bei einer/einem Teilzeitstuden­
tinfTellzeltstudenten entsprechend. 

(2) Der Studienumfang im PfIicht-, Wahlpflicht- und Wahlbereich be­
tragt fOr das Studium mit einer Regelstudienzeit von sieben Semestern 
insgesamt 119 Semesterwochenstunden und für das Studium mit einer 
Regelstudienzeit von neun Semestern Insgesamt 139 Semester­
wochenstunden; davon entfallen auf den Wahlbereich jeweils 24 Se­
mesterwoc:henstunden. Die Studieninhalte sind so auszuwählen und zu 
begrenzen, dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen 
werden kann. Dabei ist zu gewährleisten, dass diefder Studen­
tin/Student im Rahmen dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl 
Schwerpunkte setzen kann und Pflicht- und WahlpflichtlJeranstaltungen 
in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung 
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrver­
anstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen. 

§4
 
PrOfungen und PrOfungsfristen
 

(1) Der DiplomprOfung geht die Diplom-VorprOfung voraus. Die letzte 
PrOfung innerhalb der Diplom-Vorprüfung soll in der Regel vor Beginn 
des fOnften Semesters abgeschlossen sein. FOr eine/einen Teilzeit­
studentinfTeJlzeitstudenten ver1ängert sich diese Frist entsprechend. 

(2) Die Meldung zur letzten Fachprüfung der DiplomprOfung I soli am 
Ende des sechsten Studiensemesters, die Meldung zur letzten Fach­
prOfung der Diplomprüfung 11 am Ende des achten Studiensemesters, 
und zwar jeweils mindestens sechs Wochen vor dem jeweiligen ersten 
PrOfungstermin durch Einreichen des schriftlichen Antrags auf ZU 4 

lassung zu der Prüfung (§ 9 bzw. § 18) beim Prüfungsausschuss ertol­
gen. FOr jede Prüfungsleistung werden in jedem Semester zwei PrO­
fungstermine angeboten, sofern die Kapazitäten und die technischen 
Möglichkeiten dafür gegeben sind. Der Prüfungsausschuss legt zu Be­
ginn des Studienjahres die Prüfungstermine fest. 

(3) Die Prüfungen kannen jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 
und § 3 Abs. 1 genannten Studienzeiten abgelegt werden, sofem die 
fOr die Zulassung erforderlichen Leistungen nachgewiesen werden. 

DlplomprOfungsordnung
fOr den Studiengang Wlrtachaftawlssenschaft

an der FernUniversität· Gesamthochschule In Hagen
vom 9. Juli 1997

In diese Fassung eingearbeitet sind die aurgrund der §§ 2 Abs. 4 und
94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfaien (Hochschuigesetz - HG -) vom 14. März 2000 (GV.NRW S
190) sich ergebenden Anderungen und die

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz ­
UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV.
NW S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV NW. S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgen­
de DiplomprUfungsordnung als Satzung eriassen:

Anderungen durch In - Kraft - Treten

I.AII ge m ein es

§1
Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums

Die DiplomprOfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des
Studiums im Studiengang Wirtschaftswissenschaft. Das Studium soll
derJdem Studentin/Studenten unter BerOcksichtigung der Anforderun­
gen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen fachlichen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie/er zu
wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der wis­
senschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt
wird. Durch die DiplomprOfung soll festgestellt werden, ob die/der Kan­
dldatin/Kandldat die fOr den Übergang in die Berufspraxis notwendigen
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge ih­
res/seines Faches Oberblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaft­
liche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.

•

1. Anderungssatzung
2. Änderungssatzung
3. Änderungssatzung
4. Änderungssatzung

InhaltsObersicht

01.10. 1999
01. 10.2000
01.10.2001
01. 10.2002

§2
Diplomgrad

Ist die DiplomprOfung bestanden, verleiht der Fachbereich bei einer
Fächerwahl gemäß § 20 Abs. 2 und 3 den Dipiomgrad "Diplom-Kauf­
frau· (Dipl.-Kff.) bzw. "Diplom-Kaufmann" (Dipl.-Kfm.) oder bei einer
Fächerwahl gemäß § 20 Abs. 4 und 5 den Dipiomgrad "Diplom-Volks­
wirtin" bzw. "Diplom-Volkswirt" (Dipl.-Volksw.).

I.Allgemeines §3
Regelstudienzeit

IV. S chi u s s b e s tim m u n gen

§ 29 UngOiligkeit der Diplom-Vorprüfung und der DiplomprOfung
§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 31 Aberkennung des Diplomgrades
§ 32 Übergangsbestimmungen
§ 33 In-Kraft-Treten und Veröffenllichung

§ 9 Zulassung
§ 10 Zulassungsverfahren
§ 11 Ziel, Umfang und Art der Prüfung
§ 12 Klausurarbeiten
§ 13 B8'oNertung der PrOfungsleistungen
§ 14 Bestehen der Diplom-Vorprüfung
§ 15 Wiedemolun9 der Diplom-Vorprüfung
§ 16 Zugang zum Hauptstudium, Erwerb der fachgebundenen

Hochschulreife
§ 17 Zeugnis
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§ 18 Zulassung zur Diplomprüfung
§ 19 Seminare des Hauptstudiums
§ 20 Umfang und Art der Prüfung
§ 21 Diplomarbeit
§ 22 Annahme und Bewertung der Diplomarbeit
§ 23 Zusatzfach
§ 24 Bewertung der PrOfungslelstungen
§ 25 Bestehen der Diplomprüfung
§ 26 Wiedemoien der Diplomprüfung, Freiversuch
§ 27 Zeugnis
§ 28 Diplom

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Diplomprüfung I
sieben Semester und einschließlich der Diplomprüfung Il neun Seme­
ster. Davon umfasst das Grundstudium vier Semester. Diese Regel­
studienzeit verlängert sich bei einer/einem Teilzeitstuden­
tinfTellzeltstudenten entsprechend.

(2) Die Meldung zur letzten Fachprüfung der DiplomprOfung I soli am
Ende des sechsten Studiensemesters, die Meldung zur letzten Fach­
prOfung der Diplomprüfung 11 am Ende des achten Studiensemesters,
und zwar jeweils mindestens sechs Wochen vor dem jeweiligen ersten
PrOfungstermin durch Einreichen des schriftlichen Antrags auf ZU 4

lassung zu der Prüfung (§ 9 bzw. § 18) beim Prüfungsausschuss ertol­
gen. FOr jede Prüfungsleistung werden in jedem Semester zwei PrO­
fungstermine angeboten, sofern die Kapazitäten und die technischen
Möglichkeiten dafür gegeben sind. Der Prüfungsausschuss legt zu Be­
ginn des Studienjahres die Prüfungstermine fest.

(3) Die Prüfungen kannen jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2
und § 3 Abs. 1 genannten Studienzeiten abgelegt werden, sofem die
fOr die Zulassung erforderlichen Leistungen nachgewiesen werden.

(1) Der DiplomprOfung geht die Diplom-VorprOfung voraus. Die letzte
PrOfung innerhalb der Diplom-Vorprüfung soll in der Regel vor Beginn
des fOnften Semesters abgeschlossen sein. FOr eine/einen Teilzeit­
studentinfTeJlzeitstudenten ver1ängert sich diese Frist entsprechend.

§4
PrOfungen und PrOfungsfristen

(2) Der Studienumfang im PfIicht-, Wahlpflicht- und Wahlbereich be­
tragt fOr das Studium mit einer Regelstudienzeit von sieben Semestern
insgesamt 119 Semesterwochenstunden und für das Studium mit einer
Regelstudienzeit von neun Semestern Insgesamt 139 Semester­
wochenstunden; davon entfallen auf den Wahlbereich jeweils 24 Se­
mesterwoc:henstunden. Die Studieninhalte sind so auszuwählen und zu
begrenzen, dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen
werden kann. Dabei ist zu gewährleisten, dass diefder Studen­
tin/Student im Rahmen dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl
Schwerpunkte setzen kann und Pflicht- und WahlpflichtlJeranstaltungen
in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrver­
anstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.
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1 Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums
2 Diplomgrad
3 Regelstudienzeit
4 Prüfungen und Prüfungsfristen
5 PrOfungsausschuss
6 PrOfende und Beisitzende
7 Anrechnung von Studien- und PrOfungslelstungen, Einstufung

in höhere Fachsemester
8 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

§
§
§
§
§
§
§

§
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DlplomprOfungsordnung
fOr den Studiengang Wlrtachaftawlssenschaft

an der FernUniversität· Gesamthochschule In Hagen
vom 9. Juli 1997

In diese Fassung eingearbeitet sind die aurgrund der §§ 2 Abs. 4 und
94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfaien (Hochschuigesetz - HG -) vom 14. März 2000 (GV.NRW S
190) sich ergebenden Anderungen und die

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz ­
UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV.
NW S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV NW. S.
428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgen­
de DiplomprUfungsordnung als Satzung eriassen:

•

Anderungen durch

1. Anderungssatzung
2. Änderungssatzung
3. Änderungssatzung
4. Änderungssatzung

InhaltsObersicht

I.Allgemeines

In - Kraft - Treten

01.10. 1999
01. 10.2000
01.10.2001
01. 10.2002

I.AII ge m ein es

§1
Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums

Die DiplomprOfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des
Studiums im Studiengang Wirtschaftswissenschaft. Das Studium soll
derJdem Studentin/Studenten unter BerOcksichtigung der Anforderun­
gen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen fachlichen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie/er zu
wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der wis­
senschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt
wird. Durch die DiplomprOfung soll festgestellt werden, ob die/der Kan­
dldatin/Kandldat die fOr den Übergang in die Berufspraxis notwendigen
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge ih­
res/seines Faches Oberblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaft­
liche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.

§2
Diplomgrad

Ist die DiplomprOfung bestanden, verleiht der Fachbereich bei einer
Fächerwahl gemäß § 20 Abs. 2 und 3 den Dipiomgrad "Diplom-Kauf­
frau· (Dipl.-Kff.) bzw. "Diplom-Kaufmann" (Dipl.-Kfm.) oder bei einer
Fächerwahl gemäß § 20 Abs. 4 und 5 den Dipiomgrad "Diplom-Volks­
wirtin" bzw. "Diplom-Volkswirt" (Dipl.-Volksw.).

§3
Regelstudienzeit

111. Dip 10m prO fun g

§ 9 Zulassung
§ 10 Zulassungsverfahren
§ 11 Ziel, Umfang und Art der Prüfung
§ 12 Klausurarbeiten
§ 13 B8'oNertung der PrOfungsleistungen
§ 14 Bestehen der Diplom-Vorprüfung
§ 15 Wiedemolun9 der Diplom-Vorprüfung
§ 16 Zugang zum Hauptstudium, Erwerb der fachgebundenen

Hochschulreife
§ 17 Zeugnis•

§
§
§
§
§
§
§

§

1 Zweck der PrOfung und Ziel des Studiums
2 Diplomgrad
3 Regelstudienzeit
4 Prüfungen und Prüfungsfristen
5 PrOfungsausschuss
6 PrOfende und Beisitzende
7 Anrechnung von Studien- und PrOfungslelstungen, Einstufung

in höhere Fachsemester
8 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

11. Dip 10m - Vor p r ü fun g

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Diplomprüfung I
sieben Semester und einschließlich der Diplomprüfung Il neun Seme­
ster. Davon umfasst das Grundstudium vier Semester. Diese Regel­
studienzeit verlängert sich bei einer/einem Teilzeitstuden­
tinfTellzeltstudenten entsprechend.

(2) Der Studienumfang im PfIicht-, Wahlpflicht- und Wahlbereich be­
tragt fOr das Studium mit einer Regelstudienzeit von sieben Semestern
insgesamt 119 Semesterwochenstunden und für das Studium mit einer
Regelstudienzeit von neun Semestern Insgesamt 139 Semester­
wochenstunden; davon entfallen auf den Wahlbereich jeweils 24 Se­
mesterwoc:henstunden. Die Studieninhalte sind so auszuwählen und zu
begrenzen, dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen
werden kann. Dabei ist zu gewährleisten, dass diefder Studen­
tin/Student im Rahmen dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl
Schwerpunkte setzen kann und Pflicht- und WahlpflichtlJeranstaltungen
in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrver­
anstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

§4
PrOfungen und PrOfungsfristen

§ 18 Zulassung zur Diplomprüfung
§ 19 Seminare des Hauptstudiums
§ 20 Umfang und Art der Prüfung
§ 21 Diplomarbeit
§ 22 Annahme und Bewertung der Diplomarbeit
§ 23 Zusatzfach
§ 24 Bewertung der PrOfungslelstungen
§ 25 Bestehen der Diplomprüfung
§ 26 Wiedemoien der Diplomprüfung, Freiversuch
§ 27 Zeugnis
§ 28 Diplom

IV. S chi u s s b e s tim m u n gen

§ 29 UngOiligkeit der Diplom-Vorprüfung und der DiplomprOfung
§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 31 Aberkennung des Diplomgrades
§ 32 Übergangsbestimmungen
§ 33 In-Kraft-Treten und Veröffenllichung

(1) Der DiplomprOfung geht die Diplom-VorprOfung voraus. Die letzte
PrOfung innerhalb der Diplom-Vorprüfung soll in der Regel vor Beginn
des fOnften Semesters abgeschlossen sein. FOr eine/einen Teilzeit­
studentinfTeJlzeitstudenten ver1ängert sich diese Frist entsprechend.

(2) Die Meldung zur letzten Fachprüfung der DiplomprOfung I soli am
Ende des sechsten Studiensemesters, die Meldung zur letzten Fach­
prOfung der Diplomprüfung 11 am Ende des achten Studiensemesters,
und zwar jeweils mindestens sechs Wochen vor dem jeweiligen ersten
PrOfungstermin durch Einreichen des schriftlichen Antrags auf ZU 4

lassung zu der Prüfung (§ 9 bzw. § 18) beim Prüfungsausschuss ertol­
gen. FOr jede Prüfungsleistung werden in jedem Semester zwei PrO­
fungstermine angeboten, sofern die Kapazitäten und die technischen
Möglichkeiten dafür gegeben sind. Der Prüfungsausschuss legt zu Be­
ginn des Studienjahres die Prüfungstermine fest.

(3) Die Prüfungen kannen jeweils vor Ablauf der in Absatz 1 Satz 2
und § 3 Abs. 1 genannten Studienzeiten abgelegt werden, sofem die
fOr die Zulassung erforderlichen Leistungen nachgewiesen werden.



§5 
Prüfungsausschuss 

(1) FOr die Organisation der Prllfungen und die durch diese Prüfungs­
ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Wirtschatts~ 

wissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der PrOfungsausschuss be~ 

steht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen SteJlvertrete­
rin/Stellvertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/Der Vorsitzende, 
seine/sein Stellvertreterin/Stelivertreter und zwei weitere Mitglieder 
werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein Mitglied 
wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeitenn· 
nan/Mitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der Studierenden 
gewählt. Entsprechend wird für die Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses, mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertre­
tenn/Stellvertreter, jeweils eine/ein vertreterinNertreter gewählt. Die 
Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Professorin~ 
nen/Professoren beträgt drei Jahre, die Amtszeit der Obrigen Mitglieder 
ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der 
Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsge~ 

mäße Durchführung der PrOfungen. Er ist insbesondere zuständig tor 
die Entscheidungen über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren 
getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsaus­
schuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, Ober 
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt 
Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und 
der Studienpläne. Der PrOfungsausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben für alle Regelfälle auf die/den VorsitzendeNorsitzenden ü­
bertragen; dies gilt nicht tor Entscheidungen über Widersprüche. 
Die/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahmehmung ihrer/seiner 
Aufgaben des Prüfungsamts im Fachbereich. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem 
Vorsitzenden oder deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter und zwei 
weiteren Professorinnen/Professoren mindestens ein weiteres stimm­
berechtigtes Mitglied anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der 
stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der/des Vorsitzenden. Das studentische Mitglied des PrOfungs­
ausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidun­
gen, insbesondere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung 
von Studien- und PrOfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsauf­
gaben und der Bestellung von PrOfennnen/Prüfem und Beisltzenn­
nen/Beisitzern, nicht mit. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen. 

(5) Oie Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterin­
nen/Stellvertreter, die PrOferinnen/PrOfer und die Beisltzerin­
nen/Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofem sie nicht 
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die'den Vorsit­
zendeNorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit 
zu verpflichten. 

(6) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des VelWaltungsver­
fahrens- und VelWaltungsprozessrechts. 

§6 
Prüfende und Beisitzende 

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren und 
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende und die 
Beisitzenden bestellt der PrOfungsausschuss. Er kann die Bestellung 
der/dem Vorsitzenden übertragen. Zur/zum Prüfenden darf nur bestellt 
werden, wer selbst mindestens die durch die PrOfung festzustellende 
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt und, sofem nicht rNingen­
de Gründe eine Abweichung erfordem, in dem der Prüfung vorange­
henden Studienabschnitt an der FemUniversität - Gesamthochschule In 
Hagen eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur/zum Beisit­
zenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung 
oder eine vergleichbare PrÜfung abgelegt hat. 

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungslätigkeit unabhängig. 

(3) Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass 

der Kandidatinldem Kandidaten die Namen der Prüfenden rechtzeitig, 
mindestens vier Wochen VOr dem Termin der jeweiligen Prüfung, be­
kanntgegeben werden. Der Termin der PrOfung soll vier Wochen und 
muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung bekanntgegeben wer­
den. 

§7 
Anrechnung von Studien- und PrOfungslelstungen.
 

Einstufung In höhere Fachsemester
 

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissen­
schaftlichen Hochschulen Im Geltungsbereich des Grundgesetzes und 
dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen angerech­
net. 

(2) Studienzeiten in anderen Studiengängen oder an anderen als wis· 
senschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
sowie dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen an­
gerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten 
sowie Studien- und PrOfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb 
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes erbracht wurden, werden 
auf Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird, 
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an 
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz 
und der Westdeutschen Rektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz­
vereinbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen n. 
vorliegen, entscheidet der PrOfungsausschuss. Im übrigen kann 
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die ZentratsteIle für ausländisches Bil~ 
dungswesen gehört werden. 

(3) Die Diplom-Vorprüfung und entsprechende Prüfungen sowie ein­
zelne Prüfungsleistungen, die die Kandidatin/der Kandidat an wissen­
schaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes in 
demselben Studiengang bestanden hat, werden von Amts wegen ange­
rechnet. Diplom-Vorprüfungen und einzelne PrOfungslelstungen in an­
deren Studiengängen oder anderen als wissenschaftlichen Hochschu­
len im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden von Amts wegen 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Anstelle der 
Diplom.vorprOfung können In begründeten Ausnahmefällen andere 
PrOlungsleistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit 
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(4) Prüfungsleistungen in Diplomprafungen, die die Kandidatin/ der 
Kandidat an wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes in demselben Studiengang erbracht hat, werden von 
Amts wegen angerechnet. Das gleiche gilt tor PrOfungsleistungen in 
Abschlussprüfungen anderer Studiengänge oder an anderen als wis­
senschaftJichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, 
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Die Anrechnung kann für 
höchstens zwei PrOfungsfächer erfolgen. 

(5) In staaUich anerkannten Fernstudien oder in vom Land NOrdrh. 
Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländem und dem Bund 
entwickelten Fernstudieneinheiten elWorbene Leislungsnachweise wer­
den, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- und Prüfungsleistungen 
von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit 
sind gemeinsame Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz zu beachten. 

(6) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung 
an dem Versuch Oberslufenkolleg Bieiefeld in dem Wahlfach Ökono­
mie erbracht worden sind, werden als Studienleistungen auf das 
Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen 
wird. 

(7) Zuständig tor die Anrechnung von Studienzeiten und Studien- und 
PrOfungsleistungen nach den Absätzen 1 bis 6 ist der PrOfungsaus­
schuss. Vor Feststellung Ober die Gleichwertigkeit sind die zuständigen 
Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören. 

(8) Studienbewerberinnen/Studienbewerber, die aufgrund einer Ein­
stufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in einem 
höheren Fachsemester aufzunehmen, werden entsprechend dem Er­
gebnis der Einstufungsprüfung Studienleistungen des Grundstudiums 
und PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung erlassen. Die Fest· 
stellungen Im Zeugnis Ober die Einstufungsprüfung sind tor den Prü­
fungsausschuss bindend. 
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§5
Prüfungsausschuss

(1) FOr die Organisation der Prllfungen und die durch diese Prüfungs­
ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Wirtschatts~

wissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der PrOfungsausschuss be~

steht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen SteJlvertrete­
rin/Stellvertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/Der Vorsitzende,
seine/sein Stellvertreterin/Stelivertreter und zwei weitere Mitglieder
werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein Mitglied
wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeitenn·
nan/Mitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der Studierenden
gewählt. Entsprechend wird für die Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses, mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertre­
tenn/Stellvertreter, jeweils eine/ein vertreterinNertreter gewählt. Die
Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Professorin~

nen/Professoren beträgt drei Jahre, die Amtszeit der Obrigen Mitglieder
ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der
Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsge~

mäße Durchführung der PrOfungen. Er ist insbesondere zuständig tor
die Entscheidungen über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren
getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsaus­
schuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, Ober
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt
Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und
der Studienpläne. Der PrOfungsausschuss kann die Erledigung seiner
Aufgaben für alle Regelfälle auf die/den VorsitzendeNorsitzenden ü­
bertragen; dies gilt nicht tor Entscheidungen über Widersprüche.
Die/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahmehmung ihrer/seiner
Aufgaben des Prüfungsamts im Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem
Vorsitzenden oder deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter und zwei
weiteren Professorinnen/Professoren mindestens ein weiteres stimm­
berechtigtes Mitglied anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der
stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme der/des Vorsitzenden. Das studentische Mitglied des PrOfungs­
ausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidun­
gen, insbesondere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung
von Studien- und PrOfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsauf­
gaben und der Bestellung von PrOfennnen/Prüfem und Beisltzenn­
nen/Beisitzern, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen.

(5) Oie Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterin­
nen/Stellvertreter, die PrOferinnen/PrOfer und die Beisltzerin­
nen/Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofem sie nicht
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die'den Vorsit­
zendeNorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit
zu verpflichten.

(6) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des VelWaltungsver­
fahrens- und VelWaltungsprozessrechts.

§6
Prüfende und Beisitzende

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren und
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende und die
Beisitzenden bestellt der PrOfungsausschuss. Er kann die Bestellung
der/dem Vorsitzenden übertragen. Zur/zum Prüfenden darf nur bestellt
werden, wer selbst mindestens die durch die PrOfung festzustellende
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt und, sofem nicht rNingen­
de Gründe eine Abweichung erfordem, in dem der Prüfung vorange­
henden Studienabschnitt an der FemUniversität - Gesamthochschule In
Hagen eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur/zum Beisit­
zenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung
oder eine vergleichbare PrÜfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungslätigkeit unabhängig.

(3) Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass

der Kandidatinldem Kandidaten die Namen der Prüfenden rechtzeitig,
mindestens vier Wochen VOr dem Termin der jeweiligen Prüfung, be­
kanntgegeben werden. Der Termin der PrOfung soll vier Wochen und
muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung bekanntgegeben wer­
den.

§7
Anrechnung von Studien- und PrOfungslelstungen.

Einstufung In höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissen­
schaftlichen Hochschulen Im Geltungsbereich des Grundgesetzes und
dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen angerech­
net.

(2) Studienzeiten in anderen Studiengängen oder an anderen als wis·
senschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes
sowie dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen an­
gerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten
sowie Studien- und PrOfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes erbracht wurden, werden
auf Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird,
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Westdeutschen Rektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz­
vereinbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen n.
vorliegen, entscheidet der PrOfungsausschuss. Im übrigen kann
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die ZentratsteIle für ausländisches Bil~

dungswesen gehört werden.

(3) Die Diplom-Vorprüfung und entsprechende Prüfungen sowie ein­
zelne Prüfungsleistungen, die die Kandidatin/der Kandidat an wissen­
schaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes in
demselben Studiengang bestanden hat, werden von Amts wegen ange­
rechnet. Diplom-Vorprüfungen und einzelne PrOfungslelstungen in an­
deren Studiengängen oder anderen als wissenschaftlichen Hochschu­
len im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden von Amts wegen
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Anstelle der
Diplom.vorprOfung können In begründeten Ausnahmefällen andere
PrOlungsleistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) Prüfungsleistungen in Diplomprafungen, die die Kandidatin/ der
Kandidat an wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes in demselben Studiengang erbracht hat, werden von
Amts wegen angerechnet. Das gleiche gilt tor PrOfungsleistungen in
Abschlussprüfungen anderer Studiengänge oder an anderen als wis­
senschaftJichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Die Anrechnung kann für
höchstens zwei PrOfungsfächer erfolgen.

(5) In staaUich anerkannten Fernstudien oder in vom Land NOrdrh.
Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländem und dem Bund
entwickelten Fernstudieneinheiten elWorbene Leislungsnachweise wer­
den, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- und Prüfungsleistungen
von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit
sind gemeinsame Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der
Westdeutschen Rektorenkonferenz zu beachten.

(6) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberslufenkolleg Bieiefeld in dem Wahlfach Ökono­
mie erbracht worden sind, werden als Studienleistungen auf das
Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen
wird.

(7) Zuständig tor die Anrechnung von Studienzeiten und Studien- und
PrOfungsleistungen nach den Absätzen 1 bis 6 ist der PrOfungsaus­
schuss. Vor Feststellung Ober die Gleichwertigkeit sind die zuständigen
Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören.

(8) Studienbewerberinnen/Studienbewerber, die aufgrund einer Ein­
stufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in einem
höheren Fachsemester aufzunehmen, werden entsprechend dem Er­
gebnis der Einstufungsprüfung Studienleistungen des Grundstudiums
und PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung erlassen. Die Fest·
stellungen Im Zeugnis Ober die Einstufungsprüfung sind tor den Prü­
fungsausschuss bindend.
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§5
Prüfungsausschuss

(1) FOr die Organisation der Prllfungen und die durch diese Prüfungs­
ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Wirtschatts~

wissenschaft einen Prüfungsausschuss. Der PrOfungsausschuss be~

steht aus der/dem Vorsitzenden, deren/dessen SteJlvertrete­
rin/Stellvertreter und vier weiteren Mitgliedern. Die/Der Vorsitzende,
seine/sein Stellvertreterin/Stelivertreter und zwei weitere Mitglieder
werden aus der Gruppe der Professorinnen/Professoren, ein Mitglied
wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeitenn·
nan/Mitarbeiter und ein Mitglied wird aus der Gruppe der Studierenden
gewählt. Entsprechend wird für die Mitglieder des Prüfungsausschus­
ses, mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertre­
tenn/Stellvertreter, jeweils eine/ein vertreterinNertreter gewählt. Die
Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Professorin~

nen/Professoren beträgt drei Jahre, die Amtszeit der Obrigen Mitglieder
ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der
Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsge~

mäße Durchführung der PrOfungen. Er ist insbesondere zuständig tor
die Entscheidungen über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren
getroffenen Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsaus­
schuss dem Fachbereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, Ober
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt
Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und
der Studienpläne. Der PrOfungsausschuss kann die Erledigung seiner
Aufgaben für alle Regelfälle auf die/den VorsitzendeNorsitzenden ü­
bertragen; dies gilt nicht tor Entscheidungen über Widersprüche.
Die/der Vorsitzende bedient sich bei der Wahmehmung ihrer/seiner
Aufgaben des Prüfungsamts im Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem
Vorsitzenden oder deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter und zwei
weiteren Professorinnen/Professoren mindestens ein weiteres stimm­
berechtigtes Mitglied anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der
stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme der/des Vorsitzenden. Das studentische Mitglied des PrOfungs­
ausschusses wirkt bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidun­
gen, insbesondere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung
von Studien- und PrOfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsauf­
gaben und der Bestellung von PrOfennnen/Prüfem und Beisltzenn­
nen/Beisitzern, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen.

(5) Oie Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterin­
nen/Stellvertreter, die PrOferinnen/PrOfer und die Beisltzerin­
nen/Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofem sie nicht
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die'den Vorsit­
zendeNorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit
zu verpflichten.

(6) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des VelWaltungsver­
fahrens- und VelWaltungsprozessrechts.

§6
Prüfende und Beisitzende

(1) Prüfende sind die hauptamtlichen Professorinnen/Professoren und
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs. Weitere Prüfende und die
Beisitzenden bestellt der PrOfungsausschuss. Er kann die Bestellung
der/dem Vorsitzenden übertragen. Zur/zum Prüfenden darf nur bestellt
werden, wer selbst mindestens die durch die PrOfung festzustellende
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt und, sofem nicht rNingen­
de Gründe eine Abweichung erfordem, in dem der Prüfung vorange­
henden Studienabschnitt an der FemUniversität - Gesamthochschule In
Hagen eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur/zum Beisit­
zenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung
oder eine vergleichbare PrÜfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungslätigkeit unabhängig.

(3) Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass

der Kandidatinldem Kandidaten die Namen der Prüfenden rechtzeitig,
mindestens vier Wochen VOr dem Termin der jeweiligen Prüfung, be­
kanntgegeben werden. Der Termin der PrOfung soll vier Wochen und
muss spätestens zwei Wochen vor der PrOfung bekanntgegeben wer­
den.

§7
Anrechnung von Studien- und PrOfungslelstungen.

Einstufung In höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissen­
schaftlichen Hochschulen Im Geltungsbereich des Grundgesetzes und
dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen angerech­
net.

(2) Studienzeiten in anderen Studiengängen oder an anderen als wis·
senschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes
sowie dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen an­
gerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten
sowie Studien- und PrOfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes erbracht wurden, werden
auf Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird,
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Westdeutschen Rektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz­
vereinbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen n.
vorliegen, entscheidet der PrOfungsausschuss. Im übrigen kann
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die ZentratsteIle für ausländisches Bil~

dungswesen gehört werden.

(3) Die Diplom-Vorprüfung und entsprechende Prüfungen sowie ein­
zelne Prüfungsleistungen, die die Kandidatin/der Kandidat an wissen­
schaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes in
demselben Studiengang bestanden hat, werden von Amts wegen ange­
rechnet. Diplom-Vorprüfungen und einzelne PrOfungslelstungen in an­
deren Studiengängen oder anderen als wissenschaftlichen Hochschu­
len im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden von Amts wegen
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Anstelle der
Diplom.vorprOfung können In begründeten Ausnahmefällen andere
PrOlungsleistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) Prüfungsleistungen in Diplomprafungen, die die Kandidatin/ der
Kandidat an wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Grundgesetzes in demselben Studiengang erbracht hat, werden von
Amts wegen angerechnet. Das gleiche gilt tor PrOfungsleistungen in
Abschlussprüfungen anderer Studiengänge oder an anderen als wis­
senschaftJichen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Die Anrechnung kann für
höchstens zwei PrOfungsfächer erfolgen.

(5) In staaUich anerkannten Fernstudien oder in vom Land NOrdrh.
Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländem und dem Bund
entwickelten Fernstudieneinheiten elWorbene Leislungsnachweise wer­
den, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- und Prüfungsleistungen
von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit
sind gemeinsame Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der
Westdeutschen Rektorenkonferenz zu beachten.

(6) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberslufenkolleg Bieiefeld in dem Wahlfach Ökono­
mie erbracht worden sind, werden als Studienleistungen auf das
Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen
wird.

(7) Zuständig tor die Anrechnung von Studienzeiten und Studien- und
PrOfungsleistungen nach den Absätzen 1 bis 6 ist der PrOfungsaus­
schuss. Vor Feststellung Ober die Gleichwertigkeit sind die zuständigen
Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören.

(8) Studienbewerberinnen/Studienbewerber, die aufgrund einer Ein­
stufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in einem
höheren Fachsemester aufzunehmen, werden entsprechend dem Er­
gebnis der Einstufungsprüfung Studienleistungen des Grundstudiums
und PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung erlassen. Die Fest·
stellungen Im Zeugnis Ober die Einstufungsprüfung sind tor den Prü­
fungsausschuss bindend.
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§8 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsversloß 

(1) Eine PrOfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewer­
tet, wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem PrUfungstermin sich bis 
spätestens eine Woche vor dem PrDfungstermin nicht schriftlich abmel­
det oder danach ohne triftige Grande nicht erscheint oder wenn sieler 
nach Beginn der Prtlfung ohne triftige Gründe von der PrOfung zurOck­
tritt. 

(2) Bis zum Beginn der Wochenfrist reicht die einfache schriftliche Mit­
teilung an den profungsausschuss. Danach müssen die fOr den RUck­
tritt oder das Versäumnis geltend gemachten GrClnde dem PrUfungs­
ausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 
werden. Bei Krankheit der Kandidatln/des Kandidaten kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der Prüfungs­
ausschuss die Grtlnde an, wird der Kandidatln/dem Kandidaten dies 
schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vor· 
liegenden Prtlfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 

•
(3) Versucht die Kandidatin/ Kandidat, das Ergebnis seiner Prtl· 
fungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit 
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Kandidatin/ein Kandidat, 
die/der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von 
der/dem jeweiligen Prüferin/PrOfer oder Aufsichtführenden in der Regel 
nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrGfungsleistung ausge· 
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende PrOfungsleistung 
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die GrOnde für den Aus­
schluss sind aktenkundig zu machen. Wird die/der Kandidatin/Kandidat 
von der weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausgeschlossen, 
kann sie/er verlangen, dass diese Entscheidung von dem Prüfungsaus­
schuss überpraft wird. Dies gilt entsprechend bei Feststellung ei­
ner/eines Prtlferin/PrOfers oder AufsichtfOhrenden gemäß Satz 1. 

(4) Belastende Entscheidungen des PrClfungsausschusses sind 
der/dem Kandidatln/Kandidaten unverzOglieh schriftlich mitzuteilen und 
zu begründen. Vor der Entscheidung ist der/dem Kandlda­
tin/Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

11. Dip 10m -Vo rp rü fu n g 

§9 
Zulassung 

•
1) Zur DiplomNorprafung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife). der Fachhochschulreife oder 
eine als gleichwertig anerkannten Vorbildung besitzt, 

2.	 die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung in einem wirt­
schaftswissenschaftlichen Studiengang (z. B. Wirtschaftswis· 
sensehaft, Betriebswirtscl1aftslehre. Volkswirtschaftslehre, Wirt· 
schaftspädagogik) an einer wissenschaftlichen Hochschule im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes noch nicht endgOltig nicht 
bestanden oder den Prüfungsanspruch durch Fristablauf nicht 
verloren hat, 

3.	 an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen fOr den 
Studiengang Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben oder als 
eingeschriebener Student einer anderen Hochschule an der 
FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen als Zweithörer 
gemäß § 71 Abs, 2 HG zugelassen ist, 

4,	 die in § 10 Abs. 4 genannten Leistungen erbracl1t haI. 

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Dipiom-Vorprllfung ist schriftlich zu 
stellen. Dem Antrag sind beizufügen: 

1.	 eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse, 

2.	 eine Erklärung darüber, ob die/der Kandidatin/Kandidat bereits 
eine Diplom-Vorprüfung oder eine Diplomprüfung in einem wirt­
schaftswissenschaftlichen StUdiengang (z. B. Wirtschafts­
Wissenschaft, Betriebswirtschaftslehre. Volkswirtschaftslehre, 
WirtschaftspAdagoglk) an einer wissenschaftlichen Hochschule 

nicht oder endgOitig nicht bestanden hat, ob sie/er ihre/seinen 
PrOfungsanspruch durch Versäumen einer Wiedertlolungsfrist 
verloren hat oder ob sie/er sich in einem anderen Prüfungs­
verfahren befindet, 
und 

3.	 das Studienbuch oder die an der FernUniversität - Gesamt­
hochschule In Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen. 

(3) Ist es der/dem Kandidatin/Kandidaten nicht mÖQlich, eine nach Ab­
satz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise 
beizufOgen, kann der PrOfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf 
andere Art zu fUhren. 

§ 10 
Zulassunglverfahren 

(1) Über die Zulassung entscheidet der PrlIfungsausschuss oder ge· 
mäß § 5 Abs. 2 Satz 5 dessen VorsitzendeNorsitzender 

(2) Die Zulassung Ist abzulehnen, wenn die in § 9 Abs. 1 genannten 
Voraussetzungen nicht erföllt sind oder die Unterlagen unvollständig 
sind. Im Qbrigen darf die Zulassung nur abgelehnt werden, wenn 
die/der KandidatinlKandldat ihren/seinen Prtlfungsanspruch durch Ver­
säumen eIner Wiedertlolungsfrist verloren hat. 

(3) Zu jeder einzelnen PrOfungsleislung ist eine schriftliche Anmeldung 
beim Prüfungsausschuss erforderlich. 

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die/der Kandida· 
tin/Kandidat bei der Anmeldung zu der einzelnen in § 11 bezeichneten 
Prtlfungsleistung (Klausurarbeit) nachweist, dass sie/er mindestens die 
Hälfte der Einsendearbeiten erfolgreich bearbeitet hat. 

§ 11
 
Ziel, Umfang und Art der PrQfung
 

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die/der Kandidatin/Kandidat 
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat und 
dass sie/er sich insbesondere dIe inhaltlichen Grundlagen ihres/seines 
Faches, ein methodisches Instrumentarium und die systematische Ori­
entierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere Studium 
mit Erfolg zu betreiben. 

(2) Die Diplom-Vorprllfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete: 

a) GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre I
 
b) GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre Ii
 
c) Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre lli
 
d) Mikroökonomik
 
e) Makroökonomik
 
f) GrundzOge der Wirtschaftsinformatik
 
g) Mathematik für Wirtscl1aftswissenschaftier
 
h) Grundzüge der Statistik
 
i) Recht für Wirtschaftswissenschaftler I
 
j) Recht für Wirtschaftswissenschaftler Ii
 

(3) Die DiplomNorprOfung wird in der Form studienbegleitender Leis· 
tungen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren einer 
Prtlfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die Kurse 
der im Absatz 2 bezeichneten TeilgebIete abgelegt. Die Prüfung um· 
fasst eine zweistündige Klausurarbeit zu den Jeweiligen Teilgebieten. 
Zu jeder Klausurarbeit erfolgt elne getrennte Anmeldung beim Prü­
fungsausschuss. 

(4) Macht die/der Kandidatin/Kandidat durch ein amtliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder 
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vor­
sitzende des Prtlfungsausschusses der/dem Kandidatin/Kandidaten zu 
gestatten, gleichwertige Prufungsleistungen in einer anderen Form zu 
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit 
der/dem betreffenden p,OferinlPrlIfer ab. 

(5) PrlIfungsleistungen der Diplom-Vorprllfung können durch gieich­
wertlge Leistungen im Rahmen einer EinstufungsprCIfung gemäß § 67 
Abs. 1 HG ersetzt werden. 
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•

§8
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsversloß

(1) Eine PrOfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewer­
tet, wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem PrUfungstermin sich bis
spätestens eine Woche vor dem PrDfungstermin nicht schriftlich abmel­
det oder danach ohne triftige Grande nicht erscheint oder wenn sieler
nach Beginn der Prtlfung ohne triftige Gründe von der PrOfung zurOck­
tritt.

(2) Bis zum Beginn der Wochenfrist reicht die einfache schriftliche Mit­
teilung an den profungsausschuss. Danach müssen die fOr den RUck­
tritt oder das Versäumnis geltend gemachten GrClnde dem PrUfungs­
ausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht
werden. Bei Krankheit der Kandidatln/des Kandidaten kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der Prüfungs­
ausschuss die Grtlnde an, wird der Kandidatln/dem Kandidaten dies
schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vor·
liegenden Prtlfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin/ Kandidat, das Ergebnis seiner Prtl·
fungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Kandidatin/ein Kandidat,
die/der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von
der/dem jeweiligen Prüferin/PrOfer oder Aufsichtführenden in der Regel
nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrGfungsleistung ausge·
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende PrOfungsleistung
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die GrOnde für den Aus­
schluss sind aktenkundig zu machen. Wird die/der Kandidatin/Kandidat
von der weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausgeschlossen,
kann sie/er verlangen, dass diese Entscheidung von dem Prüfungsaus­
schuss überpraft wird. Dies gilt entsprechend bei Feststellung ei­
ner/eines Prtlferin/PrOfers oder AufsichtfOhrenden gemäß Satz 1.

(4) Belastende Entscheidungen des PrClfungsausschusses sind
der/dem Kandidatln/Kandidaten unverzOglieh schriftlich mitzuteilen und
zu begründen. Vor der Entscheidung ist der/dem Kandlda­
tin/Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Dip 10m -Vo rp rü fu n g

§9
Zulassung

1) Zur DiplomNorprafung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulreife). der Fachhochschulreife oder
eine als gleichwertig anerkannten Vorbildung besitzt,

2. die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung in einem wirt­
schaftswissenschaftlichen Studiengang (z. B. Wirtschaftswis·
sensehaft, Betriebswirtscl1aftslehre. Volkswirtschaftslehre, Wirt·
schaftspädagogik) an einer wissenschaftlichen Hochschule im
Geltungsbereich des Grundgesetzes noch nicht endgOltig nicht
bestanden oder den Prüfungsanspruch durch Fristablauf nicht
verloren hat,

3. an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen fOr den
Studiengang Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben oder als
eingeschriebener Student einer anderen Hochschule an der
FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen als Zweithörer
gemäß § 71 Abs, 2 HG zugelassen ist,

4, die in § 10 Abs. 4 genannten Leistungen erbracl1t haI.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Dipiom-Vorprllfung ist schriftlich zu
stellen. Dem Antrag sind beizufügen:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse,

2. eine Erklärung darüber, ob die/der Kandidatin/Kandidat bereits
eine Diplom-Vorprüfung oder eine Diplomprüfung in einem wirt­
schaftswissenschaftlichen StUdiengang (z. B. Wirtschafts­
Wissenschaft, Betriebswirtschaftslehre. Volkswirtschaftslehre,
WirtschaftspAdagoglk) an einer wissenschaftlichen Hochschule

nicht oder endgOitig nicht bestanden hat, ob sie/er ihre/seinen
PrOfungsanspruch durch Versäumen einer Wiedertlolungsfrist
verloren hat oder ob sie/er sich in einem anderen Prüfungs­
verfahren befindet,
und

3. das Studienbuch oder die an der FernUniversität - Gesamt-
hochschule In Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen.

(3) Ist es der/dem Kandidatin/Kandidaten nicht mÖQlich, eine nach Ab­
satz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise
beizufOgen, kann der PrOfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu fUhren.

§ 10
Zulassunglverfahren

(1) Über die Zulassung entscheidet der PrlIfungsausschuss oder ge·
mäß § 5 Abs. 2 Satz 5 dessen VorsitzendeNorsitzender

(2) Die Zulassung Ist abzulehnen, wenn die in § 9 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erföllt sind oder die Unterlagen unvollständig
sind. Im Qbrigen darf die Zulassung nur abgelehnt werden, wenn
die/der KandidatinlKandldat ihren/seinen Prtlfungsanspruch durch Ver­
säumen eIner Wiedertlolungsfrist verloren hat.

(3) Zu jeder einzelnen PrOfungsleislung ist eine schriftliche Anmeldung
beim Prüfungsausschuss erforderlich.

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die/der Kandida·
tin/Kandidat bei der Anmeldung zu der einzelnen in § 11 bezeichneten
Prtlfungsleistung (Klausurarbeit) nachweist, dass sie/er mindestens die
Hälfte der Einsendearbeiten erfolgreich bearbeitet hat.

§ 11
Ziel, Umfang und Art der PrQfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die/der Kandidatin/Kandidat
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat und
dass sie/er sich insbesondere dIe inhaltlichen Grundlagen ihres/seines
Faches, ein methodisches Instrumentarium und die systematische Ori­
entierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere Studium
mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Diplom-Vorprllfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:

a) GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre I
b) GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre Ii
c) Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre lli
d) Mikroökonomik
e) Makroökonomik
f) GrundzOge der Wirtschaftsinformatik
g) Mathematik für Wirtscl1aftswissenschaftier
h) Grundzüge der Statistik
i) Recht für Wirtschaftswissenschaftler I
j) Recht für Wirtschaftswissenschaftler Ii

(3) Die DiplomNorprOfung wird in der Form studienbegleitender Leis·
tungen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren einer
Prtlfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die Kurse
der im Absatz 2 bezeichneten TeilgebIete abgelegt. Die Prüfung um·
fasst eine zweistündige Klausurarbeit zu den Jeweiligen Teilgebieten.
Zu jeder Klausurarbeit erfolgt elne getrennte Anmeldung beim Prü­
fungsausschuss.

(4) Macht die/der Kandidatin/Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vor­
sitzende des Prtlfungsausschusses der/dem Kandidatin/Kandidaten zu
gestatten, gleichwertige Prufungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit
der/dem betreffenden p,OferinlPrlIfer ab.

(5) PrlIfungsleistungen der Diplom-Vorprllfung können durch gieich­
wertlge Leistungen im Rahmen einer EinstufungsprCIfung gemäß § 67
Abs. 1 HG ersetzt werden.
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•

•

§8
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsversloß

(1) Eine PrOfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewer­
tet, wenn die Kandidatin/der Kandidat zu einem PrUfungstermin sich bis
spätestens eine Woche vor dem PrDfungstermin nicht schriftlich abmel­
det oder danach ohne triftige Grande nicht erscheint oder wenn sieler
nach Beginn der Prtlfung ohne triftige Gründe von der PrOfung zurOck­
tritt.

(2) Bis zum Beginn der Wochenfrist reicht die einfache schriftliche Mit­
teilung an den profungsausschuss. Danach müssen die fOr den RUck­
tritt oder das Versäumnis geltend gemachten GrClnde dem PrUfungs­
ausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht
werden. Bei Krankheit der Kandidatln/des Kandidaten kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der Prüfungs­
ausschuss die Grtlnde an, wird der Kandidatln/dem Kandidaten dies
schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vor·
liegenden Prtlfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin/ Kandidat, das Ergebnis seiner Prtl·
fungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Kandidatin/ein Kandidat,
die/der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von
der/dem jeweiligen Prüferin/PrOfer oder Aufsichtführenden in der Regel
nach Abmahnung von der Fortsetzung der PrGfungsleistung ausge·
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende PrOfungsleistung
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die GrOnde für den Aus­
schluss sind aktenkundig zu machen. Wird die/der Kandidatin/Kandidat
von der weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausgeschlossen,
kann sie/er verlangen, dass diese Entscheidung von dem Prüfungsaus­
schuss überpraft wird. Dies gilt entsprechend bei Feststellung ei­
ner/eines Prtlferin/PrOfers oder AufsichtfOhrenden gemäß Satz 1.

(4) Belastende Entscheidungen des PrClfungsausschusses sind
der/dem Kandidatln/Kandidaten unverzOglieh schriftlich mitzuteilen und
zu begründen. Vor der Entscheidung ist der/dem Kandlda­
tin/Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Dip 10m -Vo rp rü fu n g

§9
Zulassung

1) Zur DiplomNorprafung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulreife). der Fachhochschulreife oder
eine als gleichwertig anerkannten Vorbildung besitzt,

2. die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung in einem wirt·
schaftswissenschaftlichen Studiengang (z. B. Wirtschaftswis·
sensehaft, Betriebswirtschaftslehre, Volkswirtschaftslehre, Wirt­
schaftspädagogik) an einer wissenschaftlichen Hochschule im
Geltungsbereich des Grundgesetzes noch nicht endgOltig nicht
bestanden oder den Prüfungsanspruch durch Fristablauf nicht
verloren hat,

3. an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen fOr den
Studiengang Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben oder als
eingeschriebener Student einer anderen Hochschule an der
FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen als Zweithörer
gemäß § 71 Abs. 2 HG zugelassen ist,

4. die in § 10 Abs. 4 genannten Leistungen erbracht haI.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Dipiom-Vorprllfung ist schriftlich zu
stellen. Dem Antrag sind beizufügen:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse,

2. eine Erklärung darüber, ob die/der Kandidatin/Kandidat bereits
eine Diplom-Vorprüfung oder eine Diplomprüfung in einem wirt­
schaftswissenschaftlichen StUdiengang (z. B. Wirtschafts­
Wissenschaft, Betriebswirtschaftslehre. Volkswirtschaftslehre,
WirtschaftspAdagoglk) an einer wissenschaftlichen Hochschule

nicht oder endgOitig nicht bestanden hat, ob sie/er ihre/seinen
PrOfungsanspruch durch Versäumen einer Wiedertlolungsfrist
verloren hat oder ob sie/er sich in einem anderen Prüfungs­
verfahren befindet,
und

3. das Studienbuch oder die an der FernUniversität - Gesamt-
hochschule In Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen.

(3) Ist es der/dem Kandidatin/Kandidaten nicht mÖQlich, eine nach Ab­
satz 2 Satz 2 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise
beizufOgen, kann der PrOfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu fUhren,

§ 10
Zulassunglverfahren

(1) Über die Zulassung entscheidet der PrlIfungsausschuss oder ge­
mäß § 5 Abs. 2 Satz 5 dessen VorsitzendeNorsitzender

(2) Die Zulassung Ist abzulehnen, wenn die in § 9 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erföllt sind oder die Unterlagen unvollständig
sind. Im Qbrigen darf die Zulassung nur abgelehnt werden, wenn
die/der KandidatinlKandldat ihren/seinen Prtlfungsanspruch durch Ver­
säumen eIner Wiedertlolungsfrist verloren hat.

(3) Zu jeder einzelnen PrOfungsleislung ist eine schriftliche Anmeldung
beim Prüfungsausschuss erforderlich.

(4) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die/der Kandida·
tin/Kandidat bei der Anmeldung zu der einzelnen in § 11 bezeichneten
Prtlfungsleistung (Klausurarbeit) nachweist, dass sie/er mindestens die
Hälfte der Einsendearbeiten erfolgreich bearbeitet hat.

§ 11
Ziel, Umfang und Art der PrQfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die/der Kandidatin/Kandidat
nachweisen, dass sie/er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat und
dass sie/er sich insbesondere dIe inhaltlichen Grundlagen ihres/seines
Faches, ein methodisches Instrumentarium und die systematische Ori­
entierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere Studium
mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Dlplom-Vorprllfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:

a) GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre I
b) GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre 11
c) Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111
d) Mikroökonomik
e) Makroökonomik
f) GrundzOge der Wirtschaftsinformatik
g) Mathematik für Wirtschaftswissenschaftier
h) Grundzüge der Statistik
i) Recht für Wirtschaftswissenschaftler I
j) Recht für Wirtschaftswissenschaftler 11

(3) Die DiplomNorprOfung wird in der Form studienbegleitender Leis·
tungen (Klausurarbeiten), die nach Anforderungen und Verfahren einer
Prtlfungsleistung gleichwertig sind, jeweils im Anschluss an die Kurse
der im Absatz 2 bezeichneten TeilgebIete abgelegt. Die Prüfung um·
fasst eine zweistündige Klausurarbeit zu den Jeweiligen Teilgebieten.
Zu jeder Klausurarbeit erfolgt elne getrennte Anmeldung beim Prü­
fungsausschuss,

(4) Macht die/der Kandidatin/Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vor­
sitzende des Prtlfungsausschusses der/dem Kandidatin/Kandidaten zu
gestatten, gleichwertige Prufungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Die Art der Ersatzleistung stimmt die/der Vorsitzende mit
der/dem betreffenden p,OferinlPrlIfer ab.

(5) PrlIfungsleistungen der Dipiom-Vorprllfung können durch gieich­
wertlge Leistungen im Rahmen einer EinstufungsprCIfung gemäß § 67
Abs. 1 HG ersetzt werden.
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§ 12 gebieten müssen insgesamt mindestens 100 Punkte erreicht 
Klausurarbeiten worden sein. 

(1) In den Klausurarbeiten soli die/der Kandidatln/Kandidat nach­
weisen, dass sieler in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln 
ein Problem mit den geläufigen Methoden ihres/seines Faches erken­
nen und Wege zu einer Lösung finden kann. 

(2) Jede Klausurarbeit, die eine PrOfungsleistung darstellt, ist von zwei 
Prüfenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen 
abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Die Note 
der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertung gemäß § 13 Abs. 1 fOr 
die Klausuren des Grundstudiums und gemäß § 24 Abs. 1 tor die Klau­
suren des Hauptstudiums. Sie ist dem/der Kandidaten/in nach späte­
stens sechs Wochen mitzuteilen. 

§ 13 
Bewertung der PrOfungsleistungan 

Die jeweiligen PrOfennnen/PrOfer bewerten die einzelnen PrOfungs­
leistungen und setzen die Noten fest. 

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten (ganzzahlig) 
bewertet werden, wobei folgende Bindung zwischen Punkten und Noten 
besteht: 

95 - 100 Punkte = 1,0 (sehr gut) = eine hervorragende 
90· 94 Punkte = 1,3 (sehr gut) Leistung 

85· 89 Punkte =1,7 (gut) ::: eine Leistung, die erheblich 
80 - 94 Punkte = 2,0 (gut) Ober den durchschnittlichen 
75 - 79 Punkte =2,3 (gut) Anforderungen liegt 

70· 74 Punkte =2,7 (befriedigend) = eine Leistung, die den 
65 - 69 Punkte = 3,0 (befriedigend) durchschnittlichen Anforde­
60 - 64 Punkte =3,3 (befriedigend) rungen entspricht 

55 - 59 Punkte =3,7 (ausreichend) ~ eine Leistung, die trotz 
50 - 54 Punkte =4,0 (ausreichend) ihrer Mängel noch den 

Anforderungen entspricht 

bis 49 Punkte::: 5,0 (nicht ausreichend) ::: eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den An­
forderungen nicht mehr 
genOgt. 

Stimmt die Punktebewertung der belden PrUferinnen/Prüfer nicht über­
ein, wir die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten 
Punkte gebildet. 

§14
 
Bestehen der Diplom-Vorprüfung
 

(1) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit 
mindestens 50 Punkten bewertet worden sind. Die Diplom·Vorprüfung 
ist auch bestanden, wenn die nachfolgenden Bedingungen erfUllt sind: 

1.	 In allen in § 11 Abs. 2 genannten Teilgebieten müssen minde­
stens 25 Punkte erzielt worden sein, 

2,	 In den in § 11 Abs, 2 Buchstaben a) bis c) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 150 Punkte und In 
höchstens einem Teilgebiet dürfen weniger als 50 Punkte er~ 

reicht worden sein. 

3,	 In den in § 11 Abs, 2 Buchstaben d) und e) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 100 Punkte erreicht 
worden sein. 

4.	 In den in § 11 Abs. 2 Buchstaben f) bis h) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 150 Punkte und in 
höchstens einem Teilgebiet dürfen weniger als 50 Punkte er­
reicht worden sein, 

5,	 in den in § 11 Abs, 2 Buchstaben i) und j) genannten Teil­

(2) Die Gesamtnote der Dlplom-VorprOfung errechnet sich aus dem 
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 11 Abs. 2 genannten Teil­
gebiete. Die Gesamtnote einer bestandenen Vorprüfung lautet: 

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
 
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
 
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
 
ab 80 bis unter 85 Punkle = 2,0 (gut)
 
ab 75 bis unter 80 Punkte = 2,3 (gut)
 
ab 70 bis unter 75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
 
ab 65 bis unler 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
 
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
 
ab 55 bis unter 60 Punkte ::: 3,7 (ausreichend)
 
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend)
 

§ 15 
Wlodorholung der Dlplom.Vorprüfung 

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der Diplom-VorprOfung (§ 
11 Abs. 2), die nicht mit mindestens 50 Punkten bewertet worden sind, 
können zweimal wiederholt werden; dabei wird jeweils der letzte Ver­
such gewertet. 

(2) Die Dlplom-VorprOfung Ist endgOitig nicht bostanden, wenn n. 
Ausschöpfung der WiederholungsmOglichkeiten 

- eine Klausur in den Teilgebieten (§ 11 Abs. 2) nicht mit mindes­
tens 25 Punkten bewertet worden ist, 
oder 

- mehr als jeweils eine Klausur in den in § 14 Abs. 1 Nm. 2 und 4 
genannten Teilgebieten mit weniger als 50 Punkten bewertet 
worden Ist, 
oder 

•	 in den in § 14 Abs, 1 Nm. 2 bis 5 genannten Teilgebieten nicht 
die jeweils genannte Mindestpunktzah\ erreid"tt worden ist. 

§ 18 
Zugang zum Hauptstudium,
 

Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife
 

(1) Die Dlpiom-VorprOfung eröffnet den Zugang zum Hauptstudium, 
das im Rahmen der Regelstudienzeit von sieben Studiensemestem mit 
der DlplomprQfung 1 oder im Rahmen der Regelstudienzeit von neun 
Studiensemeslem mit der Diplomprüfung 11 abgeschlossen werden 
kann. 

(2) Studierende mit dem Zeugnis der Fachhochschulreife, die die ii­
lom~VorprOfung auf der Grundlage erfolgreich abgeschlossener 
ckenkurse bestanden haben, erwerben damit gemäß § 2 Abs. 1 bi 
der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife 
während des Studiums in integrierten Studiengängen vom 23. Septem­
ber 1981 (GV. NW. S, 596) in der jeweiis gOltigen Fassung die fachge­
bundene Hochschulreife. Dem Zeugnis Ober die bestandene Diplom­
Vorprüfung wird eine Anlage beigefUgt, die die Erlangung der fachge­
bundenen Hochschulreife bescheinigt. 

§ 17 
Zeugnis 

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung wird auf Antrag unver­
züglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Teilgebieten und 
die Gesamtnole enthalt. 

(2) Ist die Diplom-VorprOfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die/der Vorsitzende des PrOfungsausschusses der/dem 
Kandidatin/Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid. 

(3) Der Bescheid Ober die nicht bestandene Dlplom-VorprOfung ist mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hai die/der KandidatinlKandidat die Diplom-Vorprüfung nicht be­

standen, wird ihr/ihm auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden
 
Nachweise und - im Falle des endgültigen Nichtbestehens - der Ex­
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§ 12
Klausurarbeiten

gebieten müssen insgesamt mindestens 100 Punkte erreicht
worden sein.

(1) In den Klausurarbeiten soli die/der Kandidatln/Kandidat nach­
weisen, dass sieler in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln
ein Problem mit den geläufigen Methoden ihres/seines Faches erken­
nen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit, die eine PrOfungsleistung darstellt, ist von zwei
Prüfenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Die Note
der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertung gemäß § 13 Abs. 1 fOr
die Klausuren des Grundstudiums und gemäß § 24 Abs. 1 tor die Klau­
suren des Hauptstudiums. Sie ist dem/der Kandidaten/in nach späte­
stens sechs Wochen mitzuteilen.

(2) Die Gesamtnote der Dlplom-VorprOfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 11 Abs. 2 genannten Teil­
gebiete. Die Gesamtnote einer bestandenen Vorprüfung lautet:

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
ab 80 bis unter 85 Punkle = 2,0 (gut)
ab 75 bis unter 80 Punkte = 2,3 (gut)
ab 70 bis unter 75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
ab 65 bis unler 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
ab 55 bis unter 60 Punkte ::: 3,7 (ausreichend)
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend)

§ 13
Bewertung der PrOfungsleistungan

Die jeweiligen PrOfennnen/PrOfer bewerten die einzelnen PrOfungs­
leistungen und setzen die Noten fest.

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten (ganzzahlig)
bewertet werden, wobei folgende Bindung zwischen Punkten und Noten
besteht:

95 - 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
90· 94 Punkte = 1,3 (sehr gut)

85· 89 Punkte =1,7 (gut)
80 - 94 Punkte = 2,0 (gut)
75 - 79 Punkte =2,3 (gut)

70· 74 Punkte =2,7 (befriedigend)
65 - 69 Punkte = 3,0 (befriedigend)
60 - 64 Punkte =3,3 (befriedigend)

= eine hervorragende
Leistung

::: eine Leistung, die erheblich
Ober den durchschnittlichen
Anforderungen liegt

= eine Leistung, die den
durchschnittlichen Anforde­
rungen entspricht

§ 15
Wlodorholung der Dlplom.Vorprüfung

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der Diplom-VorprOfung (§
11 Abs. 2), die nicht mit mindestens 50 Punkten bewertet worden sind,
können zweimal wiederholt werden; dabei wird jeweils der letzte Ver­
such gewertet.

(2) Die Dlplom-VorprOfung Ist endgOitig nicht bostanden, wenn n.
Ausschöpfung der WiederholungsmOglichkeiten

- eine Klausur in den Teilgebieten (§ 11 Abs. 2) nicht mit mindes­
tens 25 Punkten bewertet worden ist,
oder

- mehr als jeweils eine Klausur in den in § 14 Abs. 1 Nm. 2 und 4
genannten Teilgebieten mit weniger als 50 Punkten bewertet
worden Ist,
oder

• in den in § 14 Abs, 1 Nm. 2 bis 5 genannten Teilgebieten nicht
die jeweils genannte Mindestpunktzah\ erreid"tt worden ist.

Stimmt die Punktebewertung der belden PrUferinnen/Prüfer nicht über­
ein, wir die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten
Punkte gebildet.

2, In den in § 11 Abs, 2 Buchstaben a) bis c) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 150 Punkte und In
höchstens einem Teilgebiet dürfen weniger als 50 Punkte er~

reicht worden sein.

bis 49 Punkte::: 5,0 (nicht ausreichend) ::: eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den An­
forderungen nicht mehr
genOgt.

§14
Bestehen der Diplom-Vorprüfung

(1) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit
mindestens 50 Punkten bewertet worden sind. Die Diplom·Vorprüfung
ist auch bestanden, wenn die nachfolgenden Bedingungen erfUllt sind:

1. In allen in § 11 Abs. 2 genannten Teilgebieten müssen minde­
stens 25 Punkte erzielt worden sein,

(2) Studierende mit dem Zeugnis der Fachhochschulreife, die die ii­
lom~VorprOfung auf der Grundlage erfolgreich abgeschlossener
ckenkurse bestanden haben, erwerben damit gemäß § 2 Abs. 1 bi
der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife
während des Studiums in integrierten Studiengängen vom 23. Septem­
ber 1981 (GV. NW. S, 596) in der jeweiis gOltigen Fassung die fachge­
bundene Hochschulreife. Dem Zeugnis Ober die bestandene Diplom­
Vorprüfung wird eine Anlage beigefUgt, die die Erlangung der fachge­
bundenen Hochschulreife bescheinigt.

§ 18
Zugang zum Hauptstudium,

Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife

§ 17
Zeugnis

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung wird auf Antrag unver­
züglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Teilgebieten und
die Gesamtnole enthalt.

(1) Die Dlpiom-VorprOfung eröffnet den Zugang zum Hauptstudium,
das im Rahmen der Regelstudienzeit von sieben Studiensemestem mit
der DlplomprQfung 1 oder im Rahmen der Regelstudienzeit von neun
Studiensemeslem mit der Diplomprüfung 11 abgeschlossen werden
kann.

~ eine Leistung, die trotz
ihrer Mängel noch den
Anforderungen entspricht

55 - 59 Punkte =3,7 (ausreichend)
50 - 54 Punkte =4,0 (ausreichend)

3, In den in § 11 Abs, 2 Buchstaben d) und e) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 100 Punkte erreicht
worden sein.

(2) Ist die Diplom-VorprOfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die/der Vorsitzende des PrOfungsausschusses der/dem
Kandidatin/Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid.

4. In den in § 11 Abs. 2 Buchstaben f) bis h) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 150 Punkte und in
höchstens einem Teilgebiet dürfen weniger als 50 Punkte er­
reicht worden sein,

5, in den in § 11 Abs, 2 Buchstaben i) und j) genannten Teil-

(3) Der Bescheid Ober die nicht bestandene Dlplom-VorprOfung ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hai die/der KandidatinlKandidat die Diplom-Vorprüfung nicht be­
standen, wird ihr/ihm auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise und - im Falle des endgültigen Nichtbestehens - der Ex-
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§ 12
Klausurarbeiten

gebieten müssen insgesamt mindestens 100 Punkte erreicht
worden sein.

(1) In den Klausurarbeiten soli die/der Kandidatln/Kandidat nach­
weisen, dass sieler in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln
ein Problem mit den geläufigen Methoden ihres/seines Faches erken­
nen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit, die eine PrOfungsleistung darstellt, ist von zwei
Prüfenden zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Die Note
der Klausurarbeit ergibt sich aus der Bewertung gemäß § 13 Abs. 1 fOr
die Klausuren des Grundstudiums und gemäß § 24 Abs. 1 tor die Klau­
suren des Hauptstudiums. Sie ist dem/der Kandidaten/in nach späte­
stens sechs Wochen mitzuteilen.

(2) Die Gesamtnote der Dlplom-VorprOfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der erreichten Punkte der in § 11 Abs. 2 genannten Teil­
gebiete. Die Gesamtnote einer bestandenen Vorprüfung lautet:

ab 95 bis 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
ab 90 bis unter 95 Punkte = 1,3 (sehr gut)
ab 85 bis unter 90 Punkte = 1,7 (gut)
ab 80 bis unter 85 Punkle = 2,0 (gut)
ab 75 bis unter 80 Punkte = 2,3 (gut)
ab 70 bis unter 75 Punkte = 2,7 (befriedigend)
ab 65 bis unler 70 Punkte = 3,0 (befriedigend)
ab 60 bis unter 65 Punkte = 3,3 (befriedigend)
ab 55 bis unter 60 Punkte ::: 3,7 (ausreichend)
ab 50 bis unter 55 Punkte = 4,0 (ausreichend)

§ 13
Bewertung der PrOfungsleistungan

Die jeweiligen PrOfennnen/PrOfer bewerten die einzelnen PrOfungs­
leistungen und setzen die Noten fest.

Die Teilgebiete können mit jeweils maximal 100 Punkten (ganzzahlig)
bewertet werden, wobei folgende Bindung zwischen Punkten und Noten
besteht:

§ 15
Wlodorholung der Dlplom.Vorprüfung

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der Diplom-VorprOfung (§
11 Abs. 2), die nicht mit mindestens 50 Punkten bewertet worden sind,
können zweimal wiederholt werden; dabei wird jeweils der letzte Ver­
such gewertet.

Stimmt die Punktebewertung der belden PrUferinnen/Prüfer nicht über­
ein, wir die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten
Punkte gebildet.

2, In den in § 11 Abs, 2 Buchstaben a) bis c) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 150 Punkte und In
höchstens einem Teilgebiet dürfen weniger als 50 Punkte er~

reicht worden sein.

bis 49 Punkte::: 5,0 (nicht ausreichend) ::: eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel den An­
forderungen nicht mehr
genOgt.

§14
Bestehen der Diplom-Vorprüfung

(1) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit
mindestens 50 Punkten bewertet worden sind. Die Diplom·Vorprüfung
ist auch bestanden, wenn die nachfolgenden Bedingungen erfUllt sind:

1. In allen in § 11 Abs. 2 genannten Teilgebieten müssen minde­
stens 25 Punkte erzielt worden sein,

(2) Die Dlplom-VorprOfung Ist endgOitig nicht bostanden, wenn n.
Ausschöpfung der WiederholungsmOglichkeiten

- eine Klausur in den Teilgebieten (§ 11 Abs. 2) nicht mit mindes­
tens 25 Punkten bewertet worden ist,
oder

- mehr als jeweils eine Klausur in den in § 14 Abs. 1 Nm. 2 und 4
genannten Teilgebieten mit weniger als 50 Punkten bewertet
worden Ist,
oder

• in den in § 14 Abs, 1 Nm. 2 bis 5 genannten Teilgebieten nicht
die jeweils genannte Mindestpunktzah\ erreid"tt worden ist.

§ 17
Zeugnis

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung wird auf Antrag unver­
züglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Noten in den Teilgebieten und
die Gesamtnole enthalt.

§ 18
Zugang zum Hauptstudium,

Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife

(2) Studierende mit dem Zeugnis der Fachhochschulreife, die die ii­
lom~VorprOfung auf der Grundlage erfolgreich abgeschlossener
ckenkurse bestanden haben, erwerben damit gemäß § 2 Abs. 1 bi
der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife
während des Studiums in integrierten Studiengängen vom 23. Septem­
ber 1981 (GV. NW. S, 596) in der jeweiis gOltigen Fassung die fachge­
bundene Hochschulreife. Dem Zeugnis Ober die bestandene Diplom­
Vorprüfung wird eine Anlage beigefUgt, die die Erlangung der fachge­
bundenen Hochschulreife bescheinigt.

(1) Die Dlpiom-VorprOfung eröffnet den Zugang zum Hauptstudium,
das im Rahmen der Regelstudienzeit von sieben Studiensemestem mit
der DlplomprQfung 1 oder im Rahmen der Regelstudienzeit von neun
Studiensemeslem mit der Diplomprüfung 11 abgeschlossen werden
kann.

=eine Leistung, die den
durchschnittlichen Anforde­
rungen entspricht

~ eine Leistung, die trotz
ihrer Mängel noch den
Anforderungen entspricht

::: eine Leistung, die erheblich
Ober den durchschnittlichen
Anforderungen liegt

= eine hervorragende
Leistung

55 - 59 Punkte =3,7 (ausreichend)
50 - 54 Punkte =4,0 (ausreichend)

95 - 100 Punkte = 1,0 (sehr gut)
90· 94 Punkte = 1,3 (sehr gut)

85· 89 Punkte =1,7 (gut)
80 - 94 Punkte = 2,0 (gut)
75 - 79 Punkte =2,3 (gut)

70· 74 Punkte =2,7 (befriedigend)
65 - 69 Punkte = 3,0 (befriedigend)
60 - 64 Punkte =3,3 (befriedigend)

3, In den in § 11 Abs, 2 Buchstaben d) und e) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 100 Punkte erreicht
worden sein.

(2) Ist die Diplom-VorprOfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die/der Vorsitzende des PrOfungsausschusses der/dem
Kandidaün/Kandidaten hierOber einen schriftlichen Bescheid.

4. In den in § 11 Abs. 2 Buchstaben f) bis h) genannten Teil­
gebieten müssen insgesamt mindestens 150 Punkte und in
höchstens einem Teilgebiet dürfen weniger als 50 Punkte er­
reicht worden sein,

5, in den in § 11 Abs, 2 Buchstaben i) und j) genannten Teil-

(3) Der Bescheid Ober die nicht bestandene Dlplom-VorprOfung ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hai die/der KandidatinlKandidat die Diplom-Vorprüfung nicht be­
standen, wird ihr/ihm auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise und - im Falle des endgültigen Nichtbestehens - der Ex-
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matrikulationsbescheinigung eine schriftliche Leislungsbescheinigung 
ausgestellt, die die erbrachten PrUfungsleislungen und deren Noten 
sowie die zum Bestehen der Diplom-VorprOfung noch fehlenden PrU­
fungsleistungen enthält und erkennen lasst, dass die Diploma 
VorprOfung nicht bestanden ist. 

11I. Diplomprüfung 

§ 18 
ZUlassung zur DiplomprOfung 

(1) Zur DiplomprOfung I kann nur zugelassen werden, wer 

1,	 das Zeugnis der Fachhochschulreife oder einer als gleichwertig 
anerkannten Vorbildung oder das Zeugnis der Hochschulreife 
(allgemeine oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) 
besitzt; 

2.	 die Dipiom.VorprOfung in dem Studiengang Wirt· 
schattswissenschaft an der FemUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen oder eine gemäß § 7 Abs. 3 als gleichwertig 
angerechnete PrOfung bestanden hat; 

3.	 an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen fUr den 
Studiengang Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben oder ge~ 

mäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörer zugelassen isl. 

(2)	 Zur DiplomprOfung 11 kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife) besitzt und die Voraussetzun­
gen gemäß Absatz 1 Nm. 2 und 3 el10llt oder 

2.	 die DiplomprOfung I im Studiengang Wirtschaftswissenschaft 
bestanden hat und die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 Nm. 
2 und 3 el1Oll1. 

(3) Zu jeder FachprOfung Ist eine Anmeldung beim PrOfungsausschuss 
erforderlich. 

(4)	 Die Zulassung el10lgt unter dem Vorbehalt, dass die/der Kandida­
tinfKandidat 

1.	 bei der Anmeldung zu der einzelnen In § 20 bezeichneten 
FachprOfung nachweist, dass sie/er mindestens die Hälfte der 
Einsendearbeiten des entsprechenden Faches mit Erfolg bear­
beitet hat oc:Ier eine gleichwertige Leistung erbracht hat und 

2.	 bei der Anmeldung zu der letzten FachprOfung nach § 20 die 
Nachweise Ober die erfolgreiche Teilnahme an den in § 19 be­
zeichneten Seminaren des Hauptstudiums vorlegt. 

(5) Die Festlegung der einzelnen Prüfungsfacher erfolgt mit der An­
meldung zur jeweiligen Fachprüfung. Diese Angabe ist unwiderruflich. 

(6)	 Im übrigen gellen § 9 und § 10 entsprechend. 

§ 19 
Seminare des Hauptstudiums 

(1) Jede/Jeder Kandidatin/Kandidat muss für den Abschluss der Dip· 
10mprOfung I im Hauptstudium erfolgreich an einem Seminar teilneh­
men. Das Seminar kann in einem Kernfach oder in einem als PrOfungs­
fach gewählten Wahlpflichtfach absolviert werden, 

(2) Für den Abschluss der DiplomprDfung 11 sind zwei Seminare in zwei 
verschiedenen Fächern erfolgreich zu absolvieren. Die Seminare sind 
in den Kernfächern, im gewahlten Schwerpunktfach oder in den gea 
wählten Wahlpflichtfachem abzulegen. 

(3) Für ein Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und während 
der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. Im Einzelfall kann 
die/der SeminarJeiterin/Semlnarieiter eine andere Leistung verlangen, 
z. B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll. Die gesamte Seminarleistung 
ist gemäß § 24 zu benoten. Ist die Seminarleistung mindestens mit der 
Note "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird über die erfolgreia 

ehe Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt. 

(4) Macht eine/ein Kandidatin/Kandidat durch die Vorlage eines amtli­

chen Zeugnisses glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher 
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage Ist, an der 
Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussion zu 
stellen, kann der PrUfungsausschuss auf Antrag derfdes Kandidatin/ 
Kandidaten und nach BefOrwortung durch die/den Seminarleite­
r1n/Semlnarleiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in einer 
anderen Form erbracht wird. 

§ 20
 
Umfang und Art der Prüfung
 

(1) Die Diplomprüfung besteht aus 

1.	 den Klausuraroeiten, 
2.	 der Diplomarbeit. 

(2) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung I mit dem Ab­
schluss "DiplomaKauffrau" bzw. "Diplom-Kaufmann" erstrecken sich auf 
folgende Facher: 

1.	 das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS), 

2.	 das Kemfach Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS), 

3.	 zwei der folgenden Wahlpflichtfacher nach Wahl der/des Kan· 
didatin/Kandidaten, davon muss ein Fach aus dem Angebot 
von a bis I gewählt werden: 

a)	 Bankbetriebslehre (12 SWS), 
b)	 Marketing (12 SWS), 
c)	 Produktionswirtschaft (12 SWS), 
d)	 Organisation und Planung (12 SWS), 
e)	 Personalführung und Organisation (12 SWS). 
f)	 Betriebliches Steuerwesen (12 SWS), 
g)	 Operations Research (12 SWS), 
h)	 Betriebliches Bildungswesen (12 SWS), 
i)	 Personalwirtschaft (12 SWS), 
j)	 Wirtschaftsinformatik (12 SWS), 
k)	 DiensUeistungsmanagement (12 SWS), 
I)	 UnlernehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge 

(12 SWS) 
m) Unternehmensrecht (12 SWS), 
n)	 StatiStik (12 SWS). 
0)	 Ökonometrie (12 SWS). 
p)	 Geld und Kredit (12 SWS), 
q)	 Finanzwissenschaft (12 SWS), 
r)	 Umwellökonomie (12 SWS). 

Auf Antrag der/des Kandidatin/Kandidalen kann als Wahlpflichtfach 
auch ein Fach gemäß Abs. 3 Nr. 3 gewählt werden. 

(3) Die Klausurarbeiten im Rahmen der Diplomprüfung 11 mit dem Ab­
schluss "Diplom-Kauffrau" bzw. "DiplomaKaufmann" erstrecken sich auf 
folgende Facher: 

1.	 das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS), 

2.	 das Kernfach Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS). 

3.	 eines der folgenden Schwerpunktfächer nach Wahl der/des 
Kandidatin/Kandldaten: 

a)	 Marketing (16 SWS), 
b)	 Finanzwirtschaft (16 SWS), 
c)	 Bank· und Börsenwesen (16 SWS) 
d)	 Betriebswirtschaftliche Steuerlehre (16 SWS), 
e)	 Industriebetriebslehre (16 SWS), 
f)	 Organisation und Planung (16 SWS), 
g)	 Personalführung und Organisation (16 SWS), 
h)	 Operations Research (16 SWS), 
I)	 Wirtschaftslnformalik (16 SWS), 
j)	 Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre (16 SWS) 
k)	 Dienstleistungsmanagement (16 SWS), 
I)	 UntemehmensgrOndung und Unlemehmensnachfolge 

(16 SWS) 
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matrikulationsbescheinigung eine schriftliche Leislungsbescheinigung
ausgestellt, die die erbrachten PrUfungsleislungen und deren Noten
sowie die zum Bestehen der Diplom-VorprOfung noch fehlenden PrU­
fungsleistungen enthält und erkennen lasst, dass die Diploma
VorprOfung nicht bestanden ist.

11I. Diplomprüfung

§ 18
ZUlassung zur DiplomprOfung

(1) Zur DiplomprOfung I kann nur zugelassen werden, wer

1, das Zeugnis der Fachhochschulreife oder einer als gleichwertig
anerkannten Vorbildung oder das Zeugnis der Hochschulreife
(allgemeine oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife)
besitzt;

2. die Dipiom.VorprOfung in dem Studiengang Wirt·
schattswissenschaft an der FemUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen oder eine gemäß § 7 Abs. 3 als gleichwertig
angerechnete PrOfung bestanden hat;

3. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen fUr den
Studiengang Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben oder ge~

mäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörer zugelassen isl.

(2) Zur DiplomprOfung 11 kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulreife) besitzt und die Voraussetzun­
gen gemäß Absatz 1 Nm. 2 und 3 el10llt oder

2. die DiplomprOfung I im Studiengang Wirtschaftswissenschaft
bestanden hat und die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 Nm.
2 und 3 el1Oll1.

(3) Zu jeder FachprOfung Ist eine Anmeldung beim PrOfungsausschuss
erforderlich.

(4) Die Zulassung el10lgt unter dem Vorbehalt, dass die/der Kandida­
tinfKandidat

1. bei der Anmeldung zu der einzelnen In § 20 bezeichneten
FachprOfung nachweist, dass sie/er mindestens die Hälfte der
Einsendearbeiten des entsprechenden Faches mit Erfolg bear­
beitet hat oc:Ier eine gleichwertige Leistung erbracht hat und

2. bei der Anmeldung zu der letzten FachprOfung nach § 20 die
Nachweise Ober die erfolgreiche Teilnahme an den in § 19 be­
zeichneten Seminaren des Hauptstudiums vorlegt.

(5) Die Festlegung der einzelnen Prüfungsfacher erfolgt mit der An­
meldung zur jeweiligen Fachprüfung. Diese Angabe ist unwiderruflich.

(6) Im übrigen gellen § 9 und § 10 entsprechend.

§ 19
Seminare des Hauptstudiums

(1) Jede/Jeder Kandidatin/Kandidat muss für den Abschluss der Dip·
10mprOfung I im Hauptstudium erfolgreich an einem Seminar teilneh­
men. Das Seminar kann in einem Kernfach oder in einem als PrOfungs­
fach gewählten Wahlpflichtfach absolviert werden,

(2) Für den Abschluss der DiplomprDfung 11 sind zwei Seminare in zwei
verschiedenen Fächern erfolgreich zu absolvieren. Die Seminare sind
in den Kernfächern, im gewahlten Schwerpunktfach oder in den gea
wählten Wahlpflichtfachem abzulegen.

(3) Für ein Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und während
der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. Im Einzelfall kann
die/der SeminarJeiterin/Semlnarieiter eine andere Leistung verlangen,
z. B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll. Die gesamte Seminarleistung
ist gemäß § 24 zu benoten. Ist die Seminarleistung mindestens mit der
Note "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird über die erfolgreia

ehe Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt.

(4) Macht eine/ein Kandidatin/Kandidat durch die Vorlage eines amtli-

chen Zeugnisses glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage Ist, an der
Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussion zu
stellen, kann der PrUfungsausschuss auf Antrag derfdes Kandidatin/
Kandidaten und nach BefOrwortung durch die/den Seminarleite­
r1n/Semlnarleiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in einer
anderen Form erbracht wird.

§ 20
Umfang und Art der Prüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus

1. den Klausuraroeiten,
2. der Diplomarbeit.

(2) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung I mit dem Ab­
schluss "DiplomaKauffrau" bzw. "Diplom-Kaufmann" erstrecken sich auf
folgende Facher:

1. das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kemfach Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS),

3. zwei der folgenden Wahlpflichtfacher nach Wahl der/des Kan·
didatin/Kandidaten, davon muss ein Fach aus dem Angebot
von a bis I gewählt werden:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Marketing (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) Organisation und Planung (12 SWS),
e) Personalführung und Organisation (12 SWS).
f) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
g) Operations Research (12 SWS),
h) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
i) Personalwirtschaft (12 SWS),
j) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
k) DiensUeistungsmanagement (12 SWS),
I) UnlernehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Unternehmensrecht (12 SWS),
n) StatiStik (12 SWS).
0) Ökonometrie (12 SWS).
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umwellökonomie (12 SWS).

Auf Antrag der/des Kandidatin/Kandidalen kann als Wahlpflichtfach
auch ein Fach gemäß Abs. 3 Nr. 3 gewählt werden.

(3) Die Klausurarbeiten im Rahmen der Diplomprüfung 11 mit dem Ab­
schluss "Diplom-Kauffrau" bzw. "DiplomaKaufmann" erstrecken sich auf
folgende Facher:

1. das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kernfach Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS).

3. eines der folgenden Schwerpunktfächer nach Wahl der/des
Kandidatin/Kandldaten:

a) Marketing (16 SWS),
b) Finanzwirtschaft (16 SWS),
c) Bank· und Börsenwesen (16 SWS)
d) Betriebswirtschaftliche Steuerlehre (16 SWS),
e) Industriebetriebslehre (16 SWS),
f) Organisation und Planung (16 SWS),
g) Personalführung und Organisation (16 SWS),
h) Operations Research (16 SWS),
I) Wirtschaftslnformalik (16 SWS),
j) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre (16 SWS)
k) Dienstleistungsmanagement (16 SWS),
I) UntemehmensgrOndung und Unlemehmensnachfolge

(16 SWS)
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•

•

matrikulationsbescheinigung eine schriftliche Leislungsbescheinigung
ausgestellt, die die erbrachten PrUfungsleislungen und deren Noten
sowie die zum Bestehen der Diplom-VorprOfung noch fehlenden PrU­
fungsleistungen enthält und erkennen lasst, dass die Diploma
VorprOfung nicht bestanden ist.

111. Diplomprüfung

§ 18
ZUlassung zur DiplomprOfung

(1) Zur DiplomprOfung I kann nur zugelassen werden, wer

1, das Zeugnis der Fachhochschulreife oder einer als gleichwertig
anerkannten Vorbildung oder das Zeugnis der Hochschulreife
(allgemeine oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife)
besitzt;

2. die Dipiom.VorprOfung in dem Studiengang Wirt·
schattswissenschaft an der FemUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen oder eine gemäß § 7 Abs. 3 als gleichwertig
angerechnete PrOfung bestanden hat;

3. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen fUr den
Studiengang Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben oder ge~

mäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörer zugelassen isl.

(2) Zur DiplomprOfung 11 kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulreife) besitzt und die Voraussetzun­
gen gemäß Absatz 1 Nm. 2 und 3 el10llt oder

2. die DiplomprOfung I im Studiengang Wirtschaftswissenschaft
bestanden hat und die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 Nm.
2 und 3 el1Oll1.

(3) Zu jeder FachprOfung Ist eine Anmeldung beim PrOfungsausschuss
erforderlich.

(4) Die Zulassung el10lgt unter dem Vorbehalt, dass die/der Kandida­
tinfKandidat

1. bei der Anmeldung zu der einzelnen In § 20 bezeichneten
FachprOfung nachweist, dass sie/er mindestens die Hälfte der
Einsendearbeiten des entsprechenden Faches mit Erfolg bear­
beitet hat oc:Ier eine gleichwertige Leistung erbracht hat und

2. bei der Anmeldung zu der letzten FachprOfung nach § 20 die
Nachweise Ober die erfolgreiche Teilnahme an den in § 19 be­
zeichneten Seminaren des Hauptstudiums vorlegt.

(5) Die Festlegung der einzelnen Prüfungsfacher erfolgt mit der An­
meldung zur jeweiligen Fachprüfung. Diese Angabe ist unwiderruflich.

(6) Im übrigen gellen § 9 und § 10 entsprechend.

§ 19
Seminare des Hauptstudiums

(1) Jede/Jeder Kandidatin/Kandidat muss für den Abschluss der Dip·
10mprOfung I im Hauptstudium erfolgreich an einem Seminar teilneh­
men. Das Seminar kann in einem Kernfach oder in einem als PrOfungs­
fach gewählten Wahlpflichtfach absolviert werden,

(2) Für den Abschluss der DiplomprDfung 11 sind zwei Seminare in zwei
verschiedenen Fächern erfolgreich zu absolvieren. Die Seminare sind
in den Kernfächern, im gewahlten Schwerpunktfach oder in den gea
wählten Wahlpflichtfachem abzulegen.

(3) Für ein Seminar ist eine schriftliche Arbeit zu fertigen und während
der Seminarveranstaltung zur Diskussion zu stellen. Im Einzelfall kann
die/der SeminarJeiterin/Semlnarieiter eine andere Leistung verlangen,
z. B. ein Thesenpapier oder ein Protokoll. Die gesamte Seminarleistung
ist gemäß § 24 zu benoten. Ist die Seminarleistung mindestens mit der
Note "ausreichend" (bis 4,0) bewertet worden, wird über die erfolgreia

ehe Teilnahme ein Seminarschein ausgestellt.

(4) Macht eine/ein Kandidatin/Kandidat durch die Vorlage eines amtli-

chen Zeugnisses glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körperlicher
Behinderung oder langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage Ist, an der
Seminarveranstaltung teilzunehmen oder die Arbeit zur Diskussion zu
stellen, kann der PrUfungsausschuss auf Antrag derfdes Kandidatin/
Kandidaten und nach BefOrwortung durch die/den Seminarleite­
r1n/Semlnarleiter gestatten, dass eine gleichwertige Leistung in einer
anderen Form erbracht wird.

§ 20
Umfang und Art der Prüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus

1. den Klausuraroeiten,
2. der Diplomarbeit.

(2) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung I mit dem Ab­
schluss "DiplomaKauffrau" bzw. "Diplom-Kaufmann" erstrecken sich auf
folgende Facher:

1. das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kemfach Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS),

3. zwei der folgenden Wahlpflichtfacher nach Wahl der/des Kan·
didatin/Kandidaten, davon muss ein Fach aus dem Angebot
von a bis I gewählt werden:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Marketing (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) Organisation und Planung (12 SWS),
e) Personalführung und Organisation (12 SWS).
f) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
g) Operations Research (12 SWS),
h) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
i) Personalwirtschaft (12 SWS),
j) Wirtschaftsinformatik (12 SWS),
k) DiensUeistungsmanagement (12 SWS),
I) UnlernehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Unternehmensrecht (12 SWS),
n) StatiStik (12 SWS).
0) Ökonometrie (12 SWS).
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umwellökonomie (12 SWS).

Auf Antrag der/des Kandidatin/Kandidalen kann als Wahlpflichtfach
auch ein Fach gemäß Abs. 3 Nr. 3 gewählt werden.

(3) Die Klausurarbeiten im Rahmen der Diplomprüfung 11 mit dem Ab­
schluss "Diplom-Kauffrau" bzw. "DiplomaKaufmann" erstrecken sich auf
folgende Facher:

1. das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kernfach Allgemeine Volkswirtschaftslehre (14 SWS).

3. eines der folgenden Schwerpunktfächer nach Wahl der/des
Kandidatin/Kandldaten:

a) Marketing (16 SWS),
b) Finanzwirtschaft (16 SWS),
c) Bank· und Börsenwesen (16 SWS)
d) Betriebswirtschaftliche Steuerlehre (16 SWS),
e) Industriebetriebslehre (16 SWS),
f) Organisation und Planung (16 SWS),
g) Personalführung und Organisation (16 SWS),
h) Operations Research (16 SWS),
I) Wirtschaftslnformalik (16 SWS),
j) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre (16 SWS)
k) Dienstleistungsmanagement (16 SWS),
I) UntemehmensgrOndung und Unlemehmensnachfolge

(16 SWS)

5



4.	 zwei der folgenden Wahlpflichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatin/Kandidaten, davon muss ein Fach aus dem Angebot 
von a bis I gewahlt werden: 

a)	 Bankbetriebslehre (12 SWS), 
b)	 Marketing (12 SWS), 
c)	 Produktionswirtschaft (12 SWS), 
d)	 Organisation und Planung (12 SWS), 
e)	 PersonaifOhrung und Organisation (12 SWS), 
f)	 Betriebliches Steuerwesen (12 SWS), 
g)	 Operations Research (12 SWS), 
h)	 Betriebliches Biidungswesen (12 SWS), 
i)	 Personaiwirtschaft (12 SWS), 
j)	 WIrtschaftsinformatik (12 SWS), 
k)	 Dienstleistungsmanagement (12 SWS), 
I)	 Unternehmensgründung und Untemehmensnachfolge 

(12 SWS)
 
m) Untemehmensrecht (12 SWS),
 
n) Statistik (12 SWS),
 
0) Ökonometrie (12 SWS),
 
p) Geld und Kredit (12 SWS),
 
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
 
r) Umweltökonomie (12 SWS),
 
5) Psychologie (12 SWS),
 
t) Philosophie (12 SWS).
 

Auf Antrag der/des Kandidatin/Kandidaten kann als ein Wahlpflichtfach 
auch ein Fach gemäß Nummer 3 gewählt werden, sofern es nicht als 
Schwerpunktfach gewählt worden ist. 

(4) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung I mit dem Ab­
schluss "Diplom-Volkswirtin" bzw, ~Oiplom·Volkswirt" erstrecken sich 
auf folgende Fächer 

1.	 das Kernfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS), 

2.	 das Kemfach Volkswirtschaftstheorie (14 SWS), 

3.	 das Kernfach VolkswirtschaftspolitIk (12 SWS), 

4.	 eines der folgenden Wahlpßichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatin/Kandidaten: 

a)	 Bankbetriebslehre (12 SWS), 
b)	 Marketing (12 SWS), 
c)	 Produktionswirtschaft (12 SWS), 
d)	 OrganisaUon und Planung (12 SWS), 
e)	 PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS), 
f)	 Betriebliches StaueIWesen (12 SWS), 
g)	 Operations Research (12 SWS), 
h)	 Unternehmensrecht (12 SWS), 
i)	 Betriebliches Bildungswesen (12 SWS), 
j)	 Personalwirtschaft (12 SWS), 
k)	 Wirtschaftsinfonnatik (12 SWS), 
I)	 Dienstleistungsmanagement (12 SWS) 
m)	 Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge 

(12 SWS)
 
n) Statistik (12 SWS),
 
0) Ökonometrie (12 SWS),
 
p) Geld und Kredit (12 SWS),
 
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
 
r) umweltökonomie (12 SWS).
 

(5) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung 11 mit dem Ab­
schluss nDiplom-Volkswirtin" bzw. "Diplom-Volkswirt" erstrecken sich 
auf folgende Fächer: 

1.	 das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS), 

2.	 das Kemfach Volkswirtschaftstheorie (14 SWS), 

3.	 das Kemfach VolkswirtschaftspoiiUk (12 SWS), 

4,	 eines der folgenden Schwerpunktfächer nach Wahl der/des 
Kandidatin/Kandidaten: 

a)	 Geld- und Währungspolitik (16 SWS), 
b)	 Finanzwissenschaft (16 SWS), 

c)	 Umwelt- und InstltuUonenökonomik (16 SWS), 

5.	 eines der folgenden Wahlpflichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatinlKandidaten: 

a) Bankbetriebslehre (12 SWS), 
b) Mari<eting (12 SWS), 
c) Produktionswirtschaft (12 SWS), 
d) OrganlsaUon und Planung (12 SWS), 
e) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS), 
f) Betriebliches StaueIWesen (12 SWS), 
g) Operations-Research (12 SWS). 
h) Untemehmensrecht (12 SWS), 
I) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS), 
j) Personalwirtschaft (12 SWS), 
k) Wlrtschaftsinfonnatlk (12 SWS), 
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS). 
m) UnternehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge 

(12 SWS),
 
n) Statistik (12 SWS),
 
0) Ökonometrie (12 SWS),
 
p) Geld und Kredil (12 SWS),
 
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
 
r) Umweltökonomie (12 SWS),
 
5) Psychologie (12 SWS).
 
t) Philosophie (12 SWS).
 

(6) Bei Auswahl der Fächer gemaß Absatz 2 bis 5 kann von den. 
genden Fächem nur jeweils eines gewählt werden: 

a)	 Marketing (12 SWS) oder Marketing (16 SWS), 
b} Geld und Kredit oder Geld und Währungspolitik. 
c} Produktionswirtschaft oder Industriebelriebslehre. 
d) Operations Research (12 SWS) oder Operations Research 

(16 SWS), 
e) Finanzwissenschaft (12 SWS) oder Finanzwissenschaft 

(16 SWS), 
f} Belriebllches Steuerwesen oder Betriebswirtschaftliehe 

Steuerlehre. 
g) Umweltökonomie (12 SWS) oder Umwelt- und Institutione­

nökonomik (16 SWS), 
h)	 Organisation und Planung (12 SWS) oder Organisation 

und Planung (16 SWS), 
I)	 Personalführung und Organisation (12 SWS) oder Perso­

nalfOhNng und Organisation (16 SWS), 
j)	 Organisation und Planung (12 SWS) oder Personalfüh­

rung und Organisation (16 SWS), 
k)	 Personalführung und Organisation (12 SWS) oder Organi­

sation und Planung (16 SWS), 
I) Wirtschaftsinfonnatik (12 SWS) oder WIrtschaftsinformatik 

(16 SWS), 
m) Bankbetriebslehre (12 SWS) oder Bank- und Börse. 

sen (16 SWS), 
n) Personalwirtschaft (12 SWS) oder Personalwirtschaft und 

Biidungsbetriebslehre (16 SWS), 
0)	 Dienstleistungsmanagement (12 SWS) oder Dienstleis­

tungsmanagemenl (16 SWS), 
p)	 Untemehmensgrtindung und Unrernehmensnachfolge (12 

SWS) oder Unternehmensgründung und Untemehmens­
nachfolge (16 SWS). 

(7) In jedem PrOfungsfach ist eine vierstundige Klausurarbeit zu 
schreiben. § 12 Abs. 1 gilt entsprechend. Die FachprOfungen können 
nach Wahl der/des Kandidatin/Kandidaten abschnittsweise als Teilprü­
fungen während des Hauptstudiums oder in einer GesamtprOfung am 
Schluss des Hauptstudiums abgelegt werden. 

(8) Macht die/der Kandidatin/Kandidat durch ein amtliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körper1icher Behinderung oder 
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzende 
des PrOfungsausschusses der/dem Kandidatin/Kandidaten zu gestat~ 

ten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu erbrin­
gen, Die Art der Ersatzleistung sUmmt die/der Vorsitzende mit der/dem 
betreffenden PrOfenden ab. 
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4. zwei der folgenden Wahlpflichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatin/Kandidaten, davon muss ein Fach aus dem Angebot
von a bis I gewahlt werden:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Marketing (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) Organisation und Planung (12 SWS),
e) PersonaifOhrung und Organisation (12 SWS),
f) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
g) Operations Research (12 SWS),
h) Betriebliches Biidungswesen (12 SWS),
i) Personaiwirtschaft (12 SWS),
j) WIrtschaftsinformatik (12 SWS),
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS),
I) Unternehmensgründung und Untemehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Untemehmensrecht (12 SWS),
n) Statistik (12 SWS),
0) Ökonometrie (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umweltökonomie (12 SWS),
5) Psychologie (12 SWS),
t) Philosophie (12 SWS).

Auf Antrag der/des Kandidatin/Kandidaten kann als ein Wahlpflichtfach
auch ein Fach gemäß Nummer 3 gewählt werden, sofern es nicht als
Schwerpunktfach gewählt worden ist.

(4) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung I mit dem Ab­
schluss "Diplom-Volkswirtin" bzw, ~Oiplom·Volkswirt" erstrecken sich
auf folgende Fächer

1. das Kernfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kemfach Volkswirtschaftstheorie (14 SWS),

3. das Kernfach VolkswirtschaftspolitIk (12 SWS),

4. eines der folgenden Wahlpßichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatin/Kandidaten:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Marketing (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) OrganisaUon und Planung (12 SWS),
e) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
f) Betriebliches StaueIWesen (12 SWS),
g) Operations Research (12 SWS),
h) Unternehmensrecht (12 SWS),
i) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
j) Personalwirtschaft (12 SWS),
k) Wirtschaftsinfonnatik (12 SWS),
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)
m) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
n) Statistik (12 SWS),
0) Ökonometrie (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) umweltökonomie (12 SWS).

(5) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung 11 mit dem Ab­
schluss nDiplom-Volkswirtin" bzw. "Diplom-Volkswirt" erstrecken sich
auf folgende Fächer:

1. das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kemfach Volkswirtschaftstheorie (14 SWS),

3. das Kemfach VolkswirtschaftspoiiUk (12 SWS),

4, eines der folgenden Schwerpunktfächer nach Wahl der/des
Kandidatin/Kandidaten:

a) Geld- und Währungspolitik (16 SWS),
b) Finanzwissenschaft (16 SWS),

c) Umwelt- und InstltuUonenökonomik (16 SWS),

5. eines der folgenden Wahlpflichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatinlKandidaten:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Mari<eting (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) OrganlsaUon und Planung (12 SWS),
e) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
f) Betriebliches StaueIWesen (12 SWS),
g) Operations-Research (12 SWS).
h) Untemehmensrecht (12 SWS),
I) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
j) Personalwirtschaft (12 SWS),
k) Wlrtschaftsinfonnatlk (12 SWS),
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS).
m) UnternehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS),
n) Statistik (12 SWS),
0) Ökonometrie (12 SWS),
p) Geld und Kredil (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umweltökonomie (12 SWS),
5) Psychologie (12 SWS).
t) Philosophie (12 SWS).

(6) Bei Auswahl der Fächer gemaß Absatz 2 bis 5 kann von den.
genden Fächem nur jeweils eines gewählt werden:

a) Marketing (12 SWS) oder Marketing (16 SWS),
b} Geld und Kredit oder Geld und Währungspolitik.
c} Produktionswirtschaft oder Industriebelriebslehre.
d) Operations Research (12 SWS) oder Operations Research

(16 SWS),
e) Finanzwissenschaft (12 SWS) oder Finanzwissenschaft

(16 SWS),
f} Belriebllches Steuerwesen oder Betriebswirtschaftliehe

Steuerlehre.
g) Umweltökonomie (12 SWS) oder Umwelt- und Institutione­

nökonomik (16 SWS),
h) Organisation und Planung (12 SWS) oder Organisation

und Planung (16 SWS),
I) Personalführung und Organisation (12 SWS) oder Perso­

nalfOhNng und Organisation (16 SWS),
j) Organisation und Planung (12 SWS) oder Personalfüh­

rung und Organisation (16 SWS),
k) Personalführung und Organisation (12 SWS) oder Organi­

sation und Planung (16 SWS),
I) Wirtschaftsinfonnatik (12 SWS) oder WIrtschaftsinformatik

(16 SWS),
m) Bankbetriebslehre (12 SWS) oder Bank- und Börse.

sen (16 SWS),
n) Personalwirtschaft (12 SWS) oder Personalwirtschaft und

Biidungsbetriebslehre (16 SWS),
0) Dienstleistungsmanagement (12 SWS) oder Dienstleis­

tungsmanagemenl (16 SWS),
p) Untemehmensgrtindung und Unrernehmensnachfolge (12

SWS) oder Unternehmensgründung und Untemehmens­
nachfolge (16 SWS).

(7) In jedem PrOfungsfach ist eine vierstundige Klausurarbeit zu
schreiben. § 12 Abs. 1 gilt entsprechend. Die FachprOfungen können
nach Wahl der/des Kandidatin/Kandidaten abschnittsweise als Teilprü­
fungen während des Hauptstudiums oder in einer GesamtprOfung am
Schluss des Hauptstudiums abgelegt werden.

(8) Macht die/der Kandidatin/Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körper1icher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzende
des PrOfungsausschusses der/dem Kandidatin/Kandidaten zu gestat~

ten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu erbrin­
gen, Die Art der Ersatzleistung sUmmt die/der Vorsitzende mit der/dem
betreffenden PrOfenden ab.
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4. zwei der folgenden Wahlpflichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatin/Kandidaten, davon muss ein Fach aus dem Angebot
von a bis I gewahlt werden:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Marketing (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) Organisation und Planung (12 SWS),
e) PersonaifOhrung und Organisation (12 SWS),
f) Betriebliches Steuerwesen (12 SWS),
g) Operations Research (12 SWS),
h) Betriebliches Biidungswesen (12 SWS),
i) Personaiwirtschaft (12 SWS),
j) WIrtschaftsinformatik (12 SWS),
k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS),
I) Unternehmensgründung und Untemehmensnachfolge

(12 SWS)
m) Untemehmensrecht (12 SWS),
n) Statistik (12 SWS),
0) Ökonometrie (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umweltökonomie (12 SWS),
5) Psychologie (12 SWS),
t) Philosophie (12 SWS).

Auf Antrag der/des Kandidatin/Kandidaten kann als ein Wahlpflichtfach
auch ein Fach gemäß Nummer 3 gewählt werden, sofern es nicht als
Schwerpunktfach gewählt worden ist.

(4) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung I mit dem Ab­
schluss "Diplom-Volkswirtin" bzw, ~Oiplom·Volkswirt" erstrecken sich
auf folgende Fächer

1. das Kernfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kemfach Volkswirtschaftstheorie (14 SWS),

3. das Kernfach VolkswirtschaftspolitIk (12 SWS),

4. eines der folgenden Wahlpßichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatin/Kandidaten:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Marketing (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) OrganisaUon und Planung (12 SWS),
e) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
f) Betriebliches StaueIWesen (12 SWS),
g) Operations Research (12 SWS),
h) Unternehmensrecht (12 SWS),
i) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
j) Personalwirtschaft (12 SWS),
k) Wirtschaftsinfonnatik (12 SWS),
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)
m) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS)
n) Statistik (12 SWS),
0) Ökonometrie (12 SWS),
p) Geld und Kredit (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) umweltökonomie (12 SWS).

(5) Die Klausurarbeiten im Rahmen der DiplomprOfung 11 mit dem Ab­
schluss nDiplom-Volkswirtin" bzw. "Diplom-Volkswirt" erstrecken sich
auf folgende Fächer:

1. das Kemfach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (14 SWS),

2. das Kemfach Volkswirtschaftstheorie (14 SWS),

3. das Kemfach VolkswirtschaftspoiiUk (12 SWS),

4, eines der folgenden Schwerpunktfächer nach Wahl der/des
Kandidatin/Kandidaten:

a) Geld- und Währungspolitik (16 SWS),
b) Finanzwissenschaft (16 SWS),

c) Umwelt- und InstltuUonenökonomik (16 SWS),

5. eines der folgenden Wahlpflichtfächer nach Wahl der/des Kan­
didatinlKandidaten:

a) Bankbetriebslehre (12 SWS),
b) Mari<eting (12 SWS),
c) Produktionswirtschaft (12 SWS),
d) OrganlsaUon und Planung (12 SWS),
e) PersonalfOhrung und Organisation (12 SWS),
f) Betriebliches StaueIWesen (12 SWS),
g) Operations-Research (12 SWS).
h) Untemehmensrecht (12 SWS),
I) Betriebliches Bildungswesen (12 SWS),
j) Personalwirtschaft (12 SWS),
k) Wlrtschaftsinfonnatlk (12 SWS),
I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS).
m) UnternehmensgrOndung und Unternehmensnachfolge

(12 SWS),
n) Statistik (12 SWS),
0) Ökonometrie (12 SWS),
p) Geld und Kredil (12 SWS),
q) Finanzwissenschaft (12 SWS),
r) Umweltökonomie (12 SWS),
5) Psychologie (12 SWS).
t) Philosophie (12 SWS).

(6) Bei Auswahl der Fächer gemaß Absatz 2 bis 5 kann von den.
genden Fächem nur jeweils eines gewählt werden:

a) Marketing (12 SWS) oder Marketing (16 SWS),
b} Geld und Kredit oder Geld und Währungspolitik.
c} Produktionswirtschaft oder Industriebelriebslehre.
d) Operations Research (12 SWS) oder Operations Research

(16 SWS),
e) Finanzwissenschaft (12 SWS) oder Finanzwissenschaft

(16 SWS),
f} Belriebllches Steuerwesen oder Betriebswirtschaftliehe

Steuerlehre.
g) Umweltökonomie (12 SWS) oder Umwelt- und Institutione­

nökonomik (16 SWS),
h) Organisation und Planung (12 SWS) oder Organisation

und Planung (16 SWS),
I) Personalführung und Organisation (12 SWS) oder Perso­

nalfOhNng und Organisation (16 SWS),
j) Organisation und Planung (12 SWS) oder Personalfüh­

rung und Organisation (16 SWS),
k) Personalführung und Organisation (12 SWS) oder Organi­

sation und Planung (16 SWS),
I) Wirtschaftsinfonnatik (12 SWS) oder WIrtschaftsinformatik

(16 SWS),
m) Bankbetriebslehre (12 SWS) oder Bank- und Börse.

sen (16 SWS),
n) Personalwirtschaft (12 SWS) oder Personalwirtschaft und

Biidungsbetriebslehre (16 SWS),
0) Dienstleistungsmanagement (12 SWS) oder Dienstleis­

tungsmanagemenl (16 SWS),
p) Untemehmensgrtindung und Unrernehmensnachfolge (12

SWS) oder Unternehmensgründung und Untemehmens­
nachfolge (16 SWS).

(7) In jedem PrOfungsfach ist eine vierstundige Klausurarbeit zu
schreiben. § 12 Abs. 1 gilt entsprechend. Die FachprOfungen können
nach Wahl der/des Kandidatin/Kandidaten abschnittsweise als Teilprü­
fungen während des Hauptstudiums oder in einer GesamtprOfung am
Schluss des Hauptstudiums abgelegt werden.

(8) Macht die/der Kandidatin/Kandidat durch ein amtliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie/er wegen ständiger körper1icher Behinderung oder
langfristiger Inhaftierung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die/der Vorsitzende
des PrOfungsausschusses der/dem Kandidatin/Kandidaten zu gestat~

ten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen Form zu erbrin­
gen, Die Art der Ersatzleistung sUmmt die/der Vorsitzende mit der/dem
betreffenden PrOfenden ab.
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§ 21 
DIplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die/der Kandidatin/Kandidat in 
der Lage ist, Innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus ih­
remfseinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu 
bearbeiten. 

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist einem Kernfach oder dem von 
der/dem Kandidatin/Kandidaten als PrOfungsfach gemaß § 20 gewahl­
tan Fach zu entnehmen. Vorschläge der/des KandidaUn/Kandidaten 
Ober das Prüfungsgebiet und das Thema sollen berücksichtigt werden. 

(3) Die Diplomarbeit kann von jederfjedem in Lehre und (auch aowen­
dungsbezogener) Forschung tätlgen Professorin/Professor des Fach­
bereichs Wirtschaftswissenschaft der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen ausgegeben und betreut werden. § 6 Abs. 1 gilt ent­
sprechend. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung außerhalb der 
Hochschule durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung 
des Prüfungsausschusses. 

(4) Auf Antrag sorgt die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
dafür, dass die/der Kandidatin/Kandidat rechtzeitig ein Thema fOr die 
Diplomarbeit erhält. 

•
(5) Die DIplamarbeil kann erst nach der Zulassung der/des Kandida­
tin/Kandidaten zur DiplomprOfung ausgegeben werden. Die Ausgabe 
erfolgt über die/den VorsitzendeNorsitzenden des PrOfungsausschus a 

ses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 

(6) Die Bearbeitungszeit für die DIplamarbeil beträgt im Diplomstudien­
gang [ acht Wochen und im Diplomstudiengang 11 zwölf Wochen für 
Vollzeitstudierende; für Teilzeitstudierende ver1ängern sich die jeweili· 
gen Fristen auf die anderthalbfache Dauer der Bearbeitungszeit fOr 
Vollzeitstudierende, Die Studierenden des Diplomstudienganges I kön­
nen auf Antrag eine Diplomarbeit des Diplomstudienganges 11 bearbei­
ten, 

(7) Ausnahmsweise kann die Abgabefrist von der/dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses im Einvemehmen mit der /dem Themen­
stelierinfThemenstelier höchstens um bis zu sechs Wochen verlängert 
werden, wenn die /der Kandidatin/Kandidat eine Fragestellung unter­
sucht. für die Begleitarbeiten notwendig sind (z.B. empirische, experi­
mentelle etc. Arbeiten), die diese Frist erfordem. 

•
(6) Das Thema und die AufgabensteIlung der Diplomarbeit mOssen so 
lauten, dass die zur BearbeItung vorgesehene Frist eingehalten werden 
kann, Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei 
Wochen der Bearbeitungszelt zurückgegeben werden. Im Einzelfall 
kann der Prüfungsausschuss aus begründeten persönlichen Anlässen 
die Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zur Dauer von 6 Wochen bzw. 
9 Wochen ver1ängern. Eine nach Absatz 7 gewährte Verlängerung ver~ 
längert nicht die ursprüngliche Bearbeitungszeit. 

(9) Die Diplomarbeit des Diplomstudienganges I soll einen Umfang von 
35 Seiten (10.000 Wörter), die des Diplomstudienganges 11 einen Um­
fang von 50 Seiten (14.000 Wörter) haben. Die Abweichung von diesen 
Werten soll nicht mehr als 10 % betragen. 

(10) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die/der Kandidatin/ Kandidat 
schriftlich zu versichern, dass sie/er ihre/seine Arbeit selbständig ver­
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt hat. 

§22 
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit ist frislgemäß in gebundener Form beim Prü· 
fungsausschuss In zweifacher Ausfertigung einzureichen; der Abgabe­
zeitpunkt Ist aktenkundig zu machen. Bei ZUstellung der Arbeit durch 
die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post maßgebend. Wird 
die Diplomarbeit nicht fristgemäß vorgelegt, gilt sIe als mit -nicht aus~ 

reichend" (5,0) bewertet. 

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei prüfenden zu begutachten und zu 
bewerten, Eine/einer der Prüfenden soll die/der Prüfende gem. § 6 Abs. 
1 sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die/der zweite 

PrOfende wird von der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses 
bestimmt. Die einzelne Bewertung ist gemäß § 24 vorzunehmen und 
schriftlich zu begrOnden. Bel nicht Ober'einstimmender Bewertung durch 
die belden PrOferinnen/PrOfer wird die Nole der Diplamarbeil aus dem 
arithmetischen Mittel der beiden Noten gebildet. Liegt der Durchschnitt 
genau zwischen zwei Noten, Ist auf die Note auf~ oder abzurunden, die 
der Note der/des ersten PrOferin/PrOfers am nachsten liegt. Die Nole 
der Diplomarbeit soll den Studier'enden nach spätestens acht Wochen 
mitgeteilt werden. 

§23 
Zusatzfach 

(1) Die/der Kandidatin/Kandidat kann sich in einem weiteren als den 
vorgeschr'iebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfach). 

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der/ des 
Kandldatin/Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der 
Festsetzung der' Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

§24
 
Bewertung der Prilfungslelstungen
 

(1) Die Noten !Ur die einzelnen PrOfungsleistungen in der Diplom­
prüfung werden von den jeweiligen PrOferinnen/Prüfem festgesetzt (§ 
12 Abs. 2 giil entsprechend). FOr die Bewertung sind folgende Noten zu 
verwenden: 

1 =sehr gut =eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die er'heblich Ober den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die den durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend =eine Leistung, dIe wegen erheblicher Män· 

gel den Anforderungen nicht mehr genügt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können 
zur differenzierten Bewertung ZwIschenwerte gebildet werden; die No­
ten 0,7; 4,3; 4,7; und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den 
beiden PrOfenden festgesetzten Noten in der Jeweiligen Klausur. 

(2) Die Gesamtnote laulet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 =sehr gut,
 
bel einem Durchschnitt Ober 1.5 bis 2,5 = gut,
 
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 =befriedigend
 
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 = ausreichend
 
bei einem Durchschnitt über 4,0 =nicht ausreichend.
 

(3) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle 
hinter dem Komma berOcksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 

(4) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten 
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der Diplom­
arbeit doppelt gewichtet wird. Im übrigen gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" wird das Gesamturteil "mit 
Auszeichnung" erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und der 
Durchschnitt aller anderen Noten der DiplomprOfung nicht schlechter 
als 1.5 ist. 

§25
 
Bestehen der DlplomprOfung
 

(1) Die DiplomprOfung lader 11 mit den AbschlOssen Diplomkauf­
frau/Diplomkaufmann bzw. Diplom~VolkswirtinlDiplom-Volkswirt ist be­
standen, wenn die Diplomarbeit und die zum jeweiligen Abschluss ge­
hörenden Facher (§ 20 Abs. 2 bis 5) mit mindestens ausreichend (bis 
4,0) bewertet worden sind. 
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§ 21
DIplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die/der Kandidatin/Kandidat in
der Lage ist, Innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus ih­
remfseinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu
bearbeiten.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist einem Kernfach oder dem von
der/dem Kandidatin/Kandidaten als PrOfungsfach gemaß § 20 gewahl­
tan Fach zu entnehmen. Vorschläge der/des KandidaUn/Kandidaten
Ober das Prüfungsgebiet und das Thema sollen berücksichtigt werden.

(3) Die Diplomarbeit kann von jederfjedem in Lehre und (auch aowen­
dungsbezogener) Forschung tätlgen Professorin/Professor des Fach­
bereichs Wirtschaftswissenschaft der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen ausgegeben und betreut werden. § 6 Abs. 1 gilt ent­
sprechend. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung außerhalb der
Hochschule durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung
des Prüfungsausschusses.

PrOfende wird von der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses
bestimmt. Die einzelne Bewertung ist gemäß § 24 vorzunehmen und
schriftlich zu begrOnden. Bel nicht Ober'einstimmender Bewertung durch
die belden PrOferinnen/PrOfer wird die Nole der Diplamarbeil aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten gebildet. Liegt der Durchschnitt
genau zwischen zwei Noten, Ist auf die Note auf~ oder abzurunden, die
der Note der/des ersten PrOferin/PrOfers am nachsten liegt. Die Nole
der Diplomarbeit soll den Studier'enden nach spätestens acht Wochen
mitgeteilt werden.

§23
Zusatzfach

(1) Die/der Kandidatin/Kandidat kann sich in einem weiteren als den
vorgeschr'iebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfach).

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der/ des
Kandldatin/Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der
Festsetzung der' Gesamtnote nicht mit einbezogen.

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den
beiden PrOfenden festgesetzten Noten in der Jeweiligen Klausur.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können
zur differenzierten Bewertung ZwIschenwerte gebildet werden; die No­
ten 0,7; 4,3; 4,7; und 5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(5) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" wird das Gesamturteil "mit
Auszeichnung" erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und der
Durchschnitt aller anderen Noten der DiplomprOfung nicht schlechter
als 1.5 ist.

§24
Bewertung der Prilfungslelstungen

(1) Die Noten !Ur die einzelnen PrOfungsleistungen in der Diplom­
prüfung werden von den jeweiligen PrOferinnen/Prüfem festgesetzt (§
12 Abs. 2 giil entsprechend). FOr die Bewertung sind folgende Noten zu
verwenden:

=sehr gut,
= gut,
=befriedigend
= ausreichend
=nicht ausreichend.

1,5
1.5 bis 2,5
2,5 bis 3,5
3,5 bis 4,0
4,0

=eine hervorragende Leistung;
= eine Leistung, die er'heblich Ober den

durchschnittlichen Anforderungen liegt;
= eine Leistung, die den durchschnittlichen

Anforderungen entspricht;
= eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch

den Anforderungen genügt;
5 = nicht ausreichend =eine Leistung, dIe wegen erheblicher Män·

gel den Anforderungen nicht mehr genügt.

3 = befriedigend

4 = ausreichend

1 =sehr gut
2 = gut

(2) Die Gesamtnote laulet:

bei einem Durchschnitt bis
bel einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt über

(3) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berOcksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

(4) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der Diplom­
arbeit doppelt gewichtet wird. Im übrigen gilt Absatz 3 entsprechend.

(7) Ausnahmsweise kann die Abgabefrist von der/dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses im Einvemehmen mit der /dem Themen­
stelierinfThemenstelier höchstens um bis zu sechs Wochen verlängert
werden, wenn die /der Kandidatin/Kandidat eine Fragestellung unter­
sucht. für die Begleitarbeiten notwendig sind (z.B. empirische, experi­
mentelle etc. Arbeiten), die diese Frist erfordem.

(6) Das Thema und die AufgabensteIlung der Diplomarbeit mOssen so
lauten, dass die zur BearbeItung vorgesehene Frist eingehalten werden
kann, Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei
Wochen der Bearbeitungszelt zurückgegeben werden. Im Einzelfall
kann der Prüfungsausschuss aus begründeten persönlichen Anlässen
die Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zur Dauer von 6 Wochen bzw.
9 Wochen ver1ängern. Eine nach Absatz 7 gewährte Verlängerung ver~

längert nicht die ursprüngliche Bearbeitungszeit.

(9) Die Diplomarbeit des Diplomstudienganges I soll einen Umfang von
35 Seiten (10.000 Wörter), die des Diplomstudienganges 11 einen Um­
fang von 50 Seiten (14.000 Wörter) haben. Die Abweichung von diesen
Werten soll nicht mehr als 10 % betragen.

(4) Auf Antrag sorgt die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass die/der Kandidatin/Kandidat rechtzeitig ein Thema fOr die
Diplomarbeit erhält.

(5) Die DIplamarbeil kann erst nach der Zulassung der/des Kandida­
tin/Kandidaten zur DiplomprOfung ausgegeben werden. Die Ausgabe
erfolgt über die/den VorsitzendeNorsitzenden des PrOfungsausschus a

ses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(6) Die Bearbeitungszeit für die DIplamarbeil beträgt im Diplomstudien­
gang [ acht Wochen und im Diplomstudiengang 11 zwölf Wochen für
Vollzeitstudierende; für Teilzeitstudierende ver1ängern sich die jeweili·
gen Fristen auf die anderthalbfache Dauer der Bearbeitungszeit fOr
Vollzeitstudierende, Die Studierenden des Diplomstudienganges I kön­
nen auf Antrag eine Diplomarbeit des Diplomstudienganges 11 bearbei­
ten,

(10) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die/der Kandidatin/ Kandidat
schriftlich zu versichern, dass sie/er ihre/seine Arbeit selbständig ver­
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt hat.

§22
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit

•

•

(1) Die Diplomarbeit ist frislgemäß in gebundener Form beim Prü·
fungsausschuss In zweifacher Ausfertigung einzureichen; der Abgabe­
zeitpunkt Ist aktenkundig zu machen. Bei ZUstellung der Arbeit durch
die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post maßgebend. Wird
die Diplomarbeit nicht fristgemäß vorgelegt, gilt sIe als mit -nicht aus~
reichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei prüfenden zu begutachten und zu
bewerten, Eine/einer der Prüfenden soll die/der Prüfende gem. § 6 Abs.
1 sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die/der zweite

§25
Bestehen der DlplomprOfung

(1) Die DiplomprOfung lader 11 mit den AbschlOssen Diplomkauf­
frau/Diplomkaufmann bzw. Diplom~VolkswirtinlDiplom-Volkswirt ist be­
standen, wenn die Diplomarbeit und die zum jeweiligen Abschluss ge­
hörenden Facher (§ 20 Abs. 2 bis 5) mit mindestens ausreichend (bis
4,0) bewertet worden sind.
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§ 21
DIplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die/der Kandidatin/Kandidat in
der Lage ist, Innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus ih­
remfseinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu
bearbeiten.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist einem Kernfach oder dem von
der/dem Kandidatin/Kandidaten als PrOfungsfach gemaß § 20 gewahl­
tan Fach zu entnehmen. Vorschläge der/des KandidaUn/Kandidaten
Ober das Prüfungsgebiet und das Thema sollen berücksichtigt werden.

(3) Die Diplomarbeit kann von jederfjedem in Lehre und (auch aowen­
dungsbezogener) Forschung tätlgen Professorin/Professor des Fach­
bereichs Wirtschaftswissenschaft der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen ausgegeben und betreut werden. § 6 Abs. 1 gilt ent­
sprechend. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung außerhalb der
Hochschule durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung
des Prüfungsausschusses.

PrOfende wird von der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses
bestimmt. Die einzelne Bewertung ist gemäß § 24 vorzunehmen und
schriftlich zu begrOnden. Bel nicht Ober'einstimmender Bewertung durch
die belden PrOferinnen/PrOfer wird die Nole der Diplamarbeil aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten gebildet. Liegt der Durchschnitt
genau zwischen zwei Noten, Ist auf die Note auf~ oder abzurunden, die
der Note der/des ersten PrOferin/PrOfers am nachsten liegt. Die Nole
der Diplomarbeit soll den Studier'enden nach spätestens acht Wochen
mitgeteilt werden.

§23
Zusatzfach

(1) Die/der Kandidatin/Kandidat kann sich in einem weiteren als den
vorgeschr'iebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfach).

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesem Fach wird auf Antrag der/ des
Kandldatin/Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der
Festsetzung der' Gesamtnote nicht mit einbezogen.

Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den
beiden PrOfenden festgesetzten Noten in der Jeweiligen Klausur.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können
zur differenzierten Bewertung ZwIschenwerte gebildet werden; die No­
ten 0,7; 4,3; 4,7; und 5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(5) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" wird das Gesamturteil "mit
Auszeichnung" erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und der
Durchschnitt aller anderen Noten der DiplomprOfung nicht schlechter
als 1.5 ist.

§24
Bewertung der Prilfungslelstungen

(1) Die Noten !Ur die einzelnen PrOfungsleistungen in der Diplom­
prüfung werden von den jeweiligen PrOferinnen/Prüfem festgesetzt (§
12 Abs. 2 giil entsprechend). FOr die Bewertung sind folgende Noten zu
verwenden:

=sehr gut,
= gut,
=befriedigend
= ausreichend
=nicht ausreichend.

1,5
1.5 bis 2,5
2,5 bis 3,5
3,5 bis 4,0
4,0

=eine hervorragende Leistung;
= eine Leistung, die er'heblich Ober den

durchschnittlichen Anforderungen liegt;
= eine Leistung, die den durchschnittlichen

Anforderungen entspricht;
= eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch

den Anforderungen genügt;
5 = nicht ausreichend =eine Leistung, dIe wegen erheblicher Män·

gel den Anforderungen nicht mehr genügt.

3 = befriedigend

4 = ausreichend

1 =sehr gut
2 = gut

(2) Die Gesamtnote laulet:

bei einem Durchschnitt bis
bel einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt Ober
bei einem Durchschnitt über

(3) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berOcksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

(4) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der Diplom­
arbeit doppelt gewichtet wird. Im übrigen gilt Absatz 3 entsprechend.

(7) Ausnahmsweise kann die Abgabefrist von der/dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses im Einvemehmen mit der /dem Themen­
stelierinfThemenstelier höchstens um bis zu sechs Wochen verlängert
werden, wenn die /der Kandidatin/Kandidat eine Fragestellung unter­
sucht. für die Begleitarbeiten notwendig sind (z.B. empirische, experi­
mentelle etc. Arbeiten), die diese Frist erfordem.

(6) Das Thema und die AufgabensteIlung der Diplomarbeit mOssen so
lauten, dass die zur BearbeItung vorgesehene Frist eingehalten werden
kann, Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei
Wochen der Bearbeitungszelt zurückgegeben werden. Im Einzelfall
kann der Prüfungsausschuss aus begründeten persönlichen Anlässen
die Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zur Dauer von 6 Wochen bzw.
9 Wochen ver1ängern. Eine nach Absatz 7 gewährte Verlängerung ver~

längert nicht die ursprüngliche Bearbeitungszeit.

(9) Die Diplomarbeit des Diplomstudienganges I soll einen Umfang von
35 Seiten (10.000 Wörter), die des Diplomstudienganges 11 einen Um­
fang von 50 Seiten (14.000 Wörter) haben. Die Abweichung von diesen
Werten soll nicht mehr als 10 % betragen.

(4) Auf Antrag sorgt die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass die/der Kandidatin/Kandidat rechtzeitig ein Thema fOr die
Diplomarbeit erhält.

(5) Die DIplamarbeil kann erst nach der Zulassung der/des Kandida­
tin/Kandidaten zur DiplomprOfung ausgegeben werden. Die Ausgabe
erfolgt über die/den VorsitzendeNorsitzenden des PrOfungsausschus a

ses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(6) Die Bearbeitungszeit für die DIplamarbeil beträgt im Diplomstudien­
gang [ acht Wochen und im Diplomstudiengang 11 zwölf Wochen für
Vollzeitstudierende; für Teilzeitstudierende ver1ängern sich die jeweili·
gen Fristen auf die anderthalbfache Dauer der Bearbeitungszeit fOr
Vollzeitstudierende, Die Studierenden des Diplomstudienganges I kön­
nen auf Antrag eine Diplomarbeit des Diplomstudienganges 11 bearbei­
ten,

(10) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die/der Kandidatin/ Kandidat
schriftlich zu versichern, dass sie/er ihre/seine Arbeit selbständig ver­
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt hat.

§22
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit

•

•

(1) Die Diplomarbeit ist frislgemäß in gebundener Form beim Prü·
fungsausschuss In zweifacher Ausfertigung einzureichen; der Abgabe­
zeitpunkt Ist aktenkundig zu machen. Bei ZUstellung der Arbeit durch
die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei der Post maßgebend. Wird
die Diplomarbeit nicht fristgemäß vorgelegt, gilt sIe als mit -nicht aus~
reichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei prüfenden zu begutachten und zu
bewerten, Eine/einer der Prüfenden soll die/der Prüfende gem. § 6 Abs.
1 sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die/der zweite

§25
Bestehen der DlplomprOfung

(1) Die DiplomprOfung lader 11 mit den AbschlOssen Diplomkauf­
frau/Diplomkaufmann bzw. Diplom~VolkswirtinlDiplom-Volkswirt ist be­
standen, wenn die Diplomarbeit und die zum jeweiligen Abschluss ge­
hörenden Facher (§ 20 Abs. 2 bis 5) mit mindestens ausreichend (bis
4,0) bewertet worden sind.
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(2) Die DiplomprOfung I mit dem Abschluss Dlpiomkauf­
frau/Diplomkaufmann Ist auch bestanden, wenn 

1. die Diplomarbeit und das Kernfach "Aflgemeine Betriebswirt·
 
schaftslehre" mit mindestens ausreichend (bis 4,0) bewertet wor­

den sind
 
und
 
2, höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
 
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.
 

(3) Die Diplomprüfung 11 mit dem Abschluss Diplomkauf­
frau/Diplomkaufmann ist auch bestanden, wenn 

1. die Diplomarbeit, das Kernfach "Allgemeine Betriebswirtschafts­

lehre" und das betriebswirtschaftliehe Schwerpunktfach mit mindes­

tens ausreichend (bis 4.0) bewertet worden sind
 
und
 
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit 
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden 1st. 

(4) Die DiplomprOfung I mit dem Abschluss Diplom-Volkswirtin/Dlplom­
Volkswirt ist auch bestanden. wenn 

1. die Diplomarbeit und das Kernfach "Volkswirtschaftstheorieu mit 
mindestens ausreichend (bis 4,0) bewertet worden sind 
und 
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit 
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist. 

(5) Die DiplomprOfung 11 mit dem Abschluss Diplom-Volks­
wirtinlDiplom·Volkswirt Ist auch bestanden, wenn 

1. die Diplomarbeit, das Kemfach "Vorkswirtschaftstheorie" und das 
volkswirtschaftliche Schwerpunktfach mit mindestens ausreichend 
(bis 4,0) bewertet worden sind 
und 
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit 
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist. 

§26
 
Wiederholen der Dip\omprUfung, Freiversuch
 

(1)	 Die DiplomprOfung kann wie folgt wiederholt werden: 
a)	 Die Diplomarbeit kann bei "nicht ausreichender" Leistung ein· 

mal wiederholt werden. Eine ROckgabe des Themas der Dip· 
lomarbeit ist nur zulässig, wenn die/der Kandidatin/Kandidat bei 
der Anfertigung ihrer/seiner ersten Diplomarbeit von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte. 

b)	 Die Klausurarbeiten in den PrOfungsfächem können bei einer 
Bewertung mit "nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden. 

(2) Legt ein PrOfling innerhalb der vorgesehenen Regelstudienzeit zu 
dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt eine FachprOfung des Haupt­
studiums ab und besteht diese nicht, so gilt sie als nicht unternommen 
(Freiversuch), wenn die Bedingungen des § 93 HG erlOlit sind, 

(3) Wer eine Fachprtlfung des Hauptstudiums bel Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 93 HG innerhalb der Regelstudienzeit und zu dem 
in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt ablegt und besteht, kann zur Ver~ 
besserung des Fachnote die Prüfung im nächsten Prüftermin einmal 
wiederholen (Freiversuch zur Notenverbesserung). 

(4) Der Zeitpunkt für die Ablegung der Fachprüfungen des HauptstUdi­
ums wird wie folgt festgelegt: 

a)	 DlplomprOfung I
 
Erste Fachprüfung 6. Fachsemester
 
Zweite FachprOfung 6. Fachsemester
 
Dritte FachprOfung 7. Fachsemester
 
Vierte Fachprüfung 7. Fachsemester
 

b)	 Diplomprüfung 11
 
Erste Fachprüfung 6. Fachsemester
 
Zweite FachprOfung 7. Fachsemester
 
Dritte FachprOfung 7. Fachsemester
 
Vierte FachprOfung 8. Fachsemester
 
Fünfte FachprOfung 9. Fachsemester.
 

Bei TeilzeitsbJdierenden verdoppeln sich diese Zeitvorgaben. 

§27 
Zeugnis 

(1) Hat die/der Kandidatin/Kandidat die DiplomprOfung bestanden er­
hält sie/er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. § 17 gilt entsprechend. In 
das Zeugnis werden das Thema der Diplomarbeit und deren Note. die 
PrOfungsfächer und die darin erzielten Noten, die Namen der am PrO· 
fungsverfahren beteiligten PrOferinnen/PrOfer sowie der Umfang der 
absolvierten PrOfungsfächer in Semesterwochenstunden aufgenom· 
men. In dem Zeugnis Ist anzugeben, ob die DiplomprOfung I (Regel­
studienzeit sieben Studiensemester) oder die DiplomprOfung IJ (Regel· 
studienzeit neuen Studiensemester) bestanden wurde. 

(2) Das Zeugnis tragt das Datum des Tages an dem die letzte PrO· 
fungsleistung erbracht worden ist. Ist die Diplomarbeit die letzte Pro· 
fungsleistung, so wird das Zeugnis auf den Abgabetag der Diplomarbeit 
datiert. Es wird von der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses 
unterzeichnet. 

(3) Hat dleJder Kandidatin/Kandidat die Diplomprüfung nicht bestan­
den, wird IhrIihm auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nach· 
weise und - im Falle des endgOltigen Nichtbestehens - der E)(matriku· 
lationsbescheinigung eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausge· 
stelll, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die 
zum Bestehen der DiplomprOfung noch fehlenden PrOfungsleistungen 
enthalt und eJ1<ennen lasst, dass die DiplomprOfung nicht bestande. 

§28 
Diplom 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der/dem Kandldatln/Kandidaten 
ein Diptom mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird 
die Veneihung des Diplomgrades gemaß § 2 beurkundet. 

(2) Das Diplom wird von der/dem Dekanin/Dekan des FachbereichS 
und der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses unterzeichnet 
und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

IV. S chi u 5 s b e s tim m u n gen 

§29
 
Ungülligkeit der Diplom-Vorprüfung und der DiplomprOfung
 

(1) Hat die/der Kandidatin/Kandidat bei einer PrOfung getauscht und 
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejeni. 
gen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung die/der Kand. 
tin/Kandidat getauscht hat, entsprechend berichtigen und die Pru 
ganz oder teilweise fOr nicht bestanden el1<lären. 

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer PrOfung 
nicht erfüllt, ohne dass die/der Kandidatin/Kandidat hierOber tauschen 
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeug­
nisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung 
geheilt. Hat die/der Kandidatin/Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss unter Beachtung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes f()r das Land Nordrhein·Westfalen 
über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues PrOfungszeugnis zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 
1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach elner Frist von fOnf Jahren nach Aus· 
stellung des PrUfungszeugnisses ausgeschlossen. 

§30 
Einslchl In die PrOfungsaklen 

(1) Nach Abschluss des Prtifungsverfahrens wird der/dem Kandida· 
tin/Kandidaten auf Antrag Einsicht In ihre/seine schriftlichen Prüfungs· 
arbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die 
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Bei TeilzeitsbJdierenden verdoppeln sich diese Zeitvorgaben.

(4) Die DiplomprOfung I mit dem Abschluss Diplom-Volkswirtin/Dlplom­
Volkswirt ist auch bestanden. wenn

1. die Diplomarbeit und das Kernfach "Volkswirtschaftstheorieu mit
mindestens ausreichend (bis 4,0) bewertet worden sind
und
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.

IV. S chi u 5 s b e s tim m u n gen

(1) Nach Abschluss des Prtifungsverfahrens wird der/dem Kandida·
tin/Kandidaten auf Antrag Einsicht In ihre/seine schriftlichen Prüfungs·
arbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die

§30
Einslchl In die PrOfungsaklen

(2) Das Zeugnis tragt das Datum des Tages an dem die letzte PrO·
fungsleistung erbracht worden ist. Ist die Diplomarbeit die letzte Pro·
fungsleistung, so wird das Zeugnis auf den Abgabetag der Diplomarbeit
datiert. Es wird von der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses
unterzeichnet.

§28
Diplom

§27
Zeugnis

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues PrOfungszeugnis zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz
1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach elner Frist von fOnf Jahren nach Aus·
stellung des PrUfungszeugnisses ausgeschlossen.

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der/dem Kandldatln/Kandidaten
ein Diptom mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird
die Veneihung des Diplomgrades gemaß § 2 beurkundet.

(2) Das Diplom wird von der/dem Dekanin/Dekan des FachbereichS
und der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses unterzeichnet
und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

§29
Ungülligkeit der Diplom-Vorprüfung und der DiplomprOfung

(1) Hat die/der Kandidatin/Kandidat bei einer PrOfung getauscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejeni.
gen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung die/der Kand.
tin/Kandidat getauscht hat, entsprechend berichtigen und die Pru
ganz oder teilweise fOr nicht bestanden el1<lären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer PrOfung
nicht erfüllt, ohne dass die/der Kandidatin/Kandidat hierOber tauschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeug­
nisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung
geheilt. Hat die/der Kandidatin/Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu
Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss unter Beachtung
des Verwaltungsverfahrensgesetzes f()r das Land Nordrhein·Westfalen
über die Rechtsfolgen.

(3) Hat dleJder Kandidatin/Kandidat die Diplomprüfung nicht bestan­
den, wird IhrIihm auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nach·
weise und - im Falle des endgOltigen Nichtbestehens - der E)(matriku·
lationsbescheinigung eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausge·
stelll, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die
zum Bestehen der DiplomprOfung noch fehlenden PrOfungsleistungen
enthalt und eJ1<ennen lasst, dass die DiplomprOfung nicht bestande.

(1) Hat die/der Kandidatin/Kandidat die DiplomprOfung bestanden er­
hält sie/er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. § 17 gilt entsprechend. In
das Zeugnis werden das Thema der Diplomarbeit und deren Note. die
PrOfungsfächer und die darin erzielten Noten, die Namen der am PrO·
fungsverfahren beteiligten PrOferinnen/PrOfer sowie der Umfang der
absolvierten PrOfungsfächer in Semesterwochenstunden aufgenom·
men. In dem Zeugnis Ist anzugeben, ob die DiplomprOfung I (Regel­
studienzeit sieben Studiensemester) oder die DiplomprOfung IJ (Regel·
studienzeit neuen Studiensemester) bestanden wurde.

6. Fachsemester
6. Fachsemester
7. Fachsemester
7. Fachsemester

6. Fachsemester
7. Fachsemester
7. Fachsemester
8. Fachsemester
9. Fachsemester.

b) Diplomprüfung 11
Erste Fachprüfung
Zweite FachprOfung
Dritte FachprOfung
Vierte FachprOfung
Fünfte FachprOfung

(4) Der Zeitpunkt für die Ablegung der Fachprüfungen des HauptstUdi­
ums wird wie folgt festgelegt:

a) DlplomprOfung I
Erste Fachprüfung
Zweite FachprOfung
Dritte FachprOfung
Vierte Fachprüfung

(5) Die DiplomprOfung 11 mit dem Abschluss Diplom-Volks­
wirtinlDiplom·Volkswirt Ist auch bestanden, wenn

1. die Diplomarbeit, das Kemfach "Vorkswirtschaftstheorie" und das
volkswirtschaftliche Schwerpunktfach mit mindestens ausreichend
(bis 4,0) bewertet worden sind
und
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.

(3) Die Diplomprüfung 11 mit dem Abschluss Diplomkauf-
frau/Diplomkaufmann ist auch bestanden, wenn

1. die Diplomarbeit, das Kernfach "Allgemeine Betriebswirtschafts­
lehre" und das betriebswirtschaftliehe Schwerpunktfach mit mindes­
tens ausreichend (bis 4.0) bewertet worden sind
und
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden 1st.

§26
Wiederholen der Dip\omprUfung, Freiversuch

(1) Die DiplomprOfung kann wie folgt wiederholt werden:
a) Die Diplomarbeit kann bei "nicht ausreichender" Leistung ein·

mal wiederholt werden. Eine ROckgabe des Themas der Dip·
lomarbeit ist nur zulässig, wenn die/der Kandidatin/Kandidat bei
der Anfertigung ihrer/seiner ersten Diplomarbeit von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte.

b) Die Klausurarbeiten in den PrOfungsfächem können bei einer
Bewertung mit "nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden.

(2) Legt ein PrOfling innerhalb der vorgesehenen Regelstudienzeit zu
dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt eine FachprOfung des Haupt­
studiums ab und besteht diese nicht, so gilt sie als nicht unternommen
(Freiversuch), wenn die Bedingungen des § 93 HG erlOlit sind,

(3) Wer eine Fachprtlfung des Hauptstudiums bel Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 93 HG innerhalb der Regelstudienzeit und zu dem
in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt ablegt und besteht, kann zur Ver~
besserung des Fachnote die Prüfung im nächsten Prüftermin einmal
wiederholen (Freiversuch zur Notenverbesserung).

(2) Die DiplomprOfung I mit dem Abschluss Dlpiomkauf-
frau/Diplomkaufmann Ist auch bestanden, wenn

1. die Diplomarbeit und das Kernfach "Aflgemeine Betriebswirt·
schaftslehre" mit mindestens ausreichend (bis 4,0) bewertet wor­
den sind
und
2, höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.
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Bei TeilzeitsbJdierenden verdoppeln sich diese Zeitvorgaben.

(4) Die DiplomprOfung I mit dem Abschluss Diplom-Volkswirtin/Dlplom­
Volkswirt ist auch bestanden. wenn

1. die Diplomarbeit und das Kernfach "Volkswirtschaftstheorieu mit
mindestens ausreichend (bis 4,0) bewertet worden sind
und
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.

IV. S chi u 5 s b e s tim m u n gen

(1) Nach Abschluss des Prtifungsverfahrens wird der/dem Kandida·
tin/Kandidaten auf Antrag Einsicht In ihre/seine schriftlichen Prüfungs·
arbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die

§30
Einslchl In die PrOfungsaklen

§27
Zeugnis

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der/dem Kandldatln/Kandidaten
ein Diptom mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird
die Veneihung des Diplomgrades gemaß § 2 beurkundet.

(2) Das Diplom wird von der/dem Dekanin/Dekan des FachbereichS
und der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses unterzeichnet
und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

§28
Diplom

(3) Hat dleJder Kandidatin/Kandidat die Diplomprüfung nicht bestan­
den, wird IhrIihm auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nach·
weise und - im Falle des endgOltigen Nichtbestehens - der E)(matriku·
lationsbescheinigung eine schriftliche Leistungsbescheinigung ausge·
stelll, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die
zum Bestehen der DiplomprOfung noch fehlenden PrOfungsleistungen
enthalt und eJ1<ennen lasst, dass die DiplomprOfung nicht bestande.

(2) Das Zeugnis tragt das Datum des Tages an dem die letzte PrO·
fungsleistung erbracht worden ist. Ist die Diplomarbeit die letzte Pro·
fungsleistung, so wird das Zeugnis auf den Abgabetag der Diplomarbeit
datiert. Es wird von der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses
unterzeichnet.

§29
Ungülligkeit der Diplom-Vorprüfung und der DiplomprOfung

(1) Hat die/der Kandidatin/Kandidat bei einer PrOfung getauscht und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejeni.
gen PrOfungsleistungen, bei deren Erbringung die/der Kand.
tin/Kandidat getauscht hat, entsprechend berichtigen und die Pru
ganz oder teilweise fOr nicht bestanden el1<lären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer PrOfung
nicht erfüllt, ohne dass die/der Kandidatin/Kandidat hierOber tauschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeug­
nisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung
geheilt. Hat die/der Kandidatin/Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu
Unrecht erwirkt, entscheidet der PrOfungsausschuss unter Beachtung
des Verwaltungsverfahrensgesetzes f()r das Land Nordrhein·Westfalen
über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der/dem Betroffenen Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues PrOfungszeugnis zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz
1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach elner Frist von fOnf Jahren nach Aus·
stellung des PrUfungszeugnisses ausgeschlossen.

(1) Hat die/der Kandidatin/Kandidat die DiplomprOfung bestanden er­
hält sie/er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. § 17 gilt entsprechend. In
das Zeugnis werden das Thema der Diplomarbeit und deren Note. die
PrOfungsfächer und die darin erzielten Noten, die Namen der am PrO·
fungsverfahren beteiligten PrOferinnen/PrOfer sowie der Umfang der
absolvierten PrOfungsfächer in Semesterwochenstunden aufgenom·
men. In dem Zeugnis Ist anzugeben, ob die DiplomprOfung I (Regel­
studienzeit sieben Studiensemester) oder die DiplomprOfung IJ (Regel·
studienzeit neuen Studiensemester) bestanden wurde.

6. Fachsemester
7. Fachsemester
7. Fachsemester
8. Fachsemester
9. Fachsemester.

6. Fachsemester
6. Fachsemester
7. Fachsemester
7. Fachsemester

b) Diplomprüfung 11
Erste Fachprüfung
Zweite FachprOfung
Dritte FachprOfung
Vierte FachprOfung
Fünfte FachprOfung

(4) Der Zeitpunkt für die Ablegung der Fachprüfungen des HauptstUdi­
ums wird wie folgt festgelegt:

a) DlplomprOfung I
Erste Fachprüfung
Zweite FachprOfung
Dritte FachprOfung
Vierte Fachprüfung

§26
Wiederholen der Dip\omprUfung, Freiversuch

(1) Die DiplomprOfung kann wie folgt wiederholt werden:
a) Die Diplomarbeit kann bei "nicht ausreichender" Leistung ein·

mal wiederholt werden. Eine ROckgabe des Themas der Dip·
lomarbeit ist nur zulässig, wenn die/der Kandidatin/Kandidat bei
der Anfertigung ihrer/seiner ersten Diplomarbeit von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte.

b) Die Klausurarbeiten in den PrOfungsfächem können bei einer
Bewertung mit "nicht ausreichend" zweimal wiederholt werden.

(2) Legt ein PrOfling innerhalb der vorgesehenen Regelstudienzeit zu
dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt eine FachprOfung des Haupt­
studiums ab und besteht diese nicht, so gilt sie als nicht unternommen
(Freiversuch), wenn die Bedingungen des § 93 HG erlOlit sind,

(3) Wer eine Fachprtlfung des Hauptstudiums bel Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 93 HG innerhalb der Regelstudienzeit und zu dem
in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt ablegt und besteht, kann zur Ver~
besserung des Fachnote die Prüfung im nächsten Prüftermin einmal
wiederholen (Freiversuch zur Notenverbesserung).

(5) Die DiplomprOfung 11 mit dem Abschluss Diplom-Volks­
wirtinlDiplom·Volkswirt Ist auch bestanden, wenn

1. die Diplomarbeit, das Kemfach "Vorkswirtschaftstheorie" und das
volkswirtschaftliche Schwerpunktfach mit mindestens ausreichend
(bis 4,0) bewertet worden sind
und
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.

(3) Die Diplomprüfung 11 mit dem Abschluss Diplomkauf-
frau/Diplomkaufmann ist auch bestanden, wenn

1. die Diplomarbeit, das Kernfach "Allgemeine Betriebswirtschafts­
lehre" und das betriebswirtschaftliehe Schwerpunktfach mit mindes­
tens ausreichend (bis 4.0) bewertet worden sind
und
2. höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden 1st.

(2) Die DiplomprOfung I mit dem Abschluss Dlpiomkauf-
frau/Diplomkaufmann Ist auch bestanden, wenn

1. die Diplomarbeit und das Kernfach "Aflgemeine Betriebswirt·
schaftslehre" mit mindestens ausreichend (bis 4,0) bewertet wor­
den sind
und
2, höchstens ein Fach mit "nicht ausreichend" und ein Fach mit
mindestens "befriedigend" abgeschlossen worden ist.
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PrOfung.protokolie gewahrt. 

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach Aush3ndigung des PrO­
fungszeugnisses bei der/dem Vorsitzenden des PrOfungsausschusses 
zu stellen. Die/der Vorsitzende des PrOfungsausschusses bestimmt Ort 
und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 31 
Aberkennung des DIplomgrade. 

Die Aberkennung des DIplomgrades richtet sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. 

§ 32 
Übergangsbestimmungen 

(1) Diese PrOfungsordnung gilt für alle Studierenden, die sich zum 
Wintersemester 1996197 in den wirtschaftswissenschaftlichen Diplom. 
studiengang neu eingeschrieben oder für Studierende, die zum Winter· 
semester 1996/97 nach Abschluss der Diplom-VorprOfun9 das Haupt­
studium aufgenommen haben. 

•
(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den Studien­
abschnitt, in dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden. die Be­
stehensregelungen der Diplomprtlfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis 
zum Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen. 

§ 33 ') 
In·Krafl·Treten und Veröffentlichung 

(1) Diese PrOfungsordnun9 tritt durch die Veröffentlichun9 in den Amt­
lichen Mitteilungen der Fernuniversität - Gesamthochschule In Hagen 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kratt. 

Hagen, den 2Cf, ·11. Zi!o L 

Der Dekan 
Des Fachbereichs Wirtschaftswissenschatt der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 

• 

*) Urspr. In-Kratt-Treten; das Inkrafttreten der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssatzungen. 

9 

•

Prllfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach AuShandigung des Pr1l­
fungszeugnisses bei der/dem Vorsitzenden des Pr1ltungsausschusses
zu stellen. Die/der Vorsitzende des Prlltungsausschusses bestimmt Ort
und Zeit der Einsichtnahme.

§ 31
Aberkennung des DIplomgrades

Die Aberkennung des Diplomgrades richtet sich nach den gesetzlichen
Bestimmungen.

§ 32
Übergangsbestimmungen

(1) Diese PrOfungsordnung gilt für alle Studierenden. die sich zum
Wintersemester 1996/97 in den wirtschaftswissenschaftlIchen Diplom­
studiengang neu eingeschrieben oder für Studierende, die zum Winter­
semester 1996/97 nach Abschluss der Oip\om-Vorprllfung das Haupt­
studium aufgenommen haben.

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den Studien·
abschnitt, in dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden. die Be­
stehensregelungen der Diplomprilfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis
zum Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen.

§ 33°)
In·Kraft·Treten und Veröffentlichung

(1) Diese Prllfungsordnung tritt durch die Veröffentlichung In den Amt­
lichen Mitteilungen der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen
mit Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kraft.

Hagen, den 2q· ·11. tJJO L

Der Dekan
Des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

*) Urspr. In-Kraft·Treten: das Inkrafttreten der späteren Anderungen
ergibt sich aus den oben aufgefOhrten Änderungssatzungen.
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•

Prllfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach AuShandigung des Pr1l­
fungszeugnisses bei der/dem Vorsitzenden des Pr1ltungsausschusses
zu stellen. Die/der Vorsitzende des Prlltungsausschusses bestimmt Ort
und Zeit der Einsichtnahme.

§ 31
Aberkennung des DIplomgrades

Die Aberkennung des Diplomgrades richtet sich nach den gesetzlichen
Bestimmungen.

§ 32
Übergangsbestimmungen

(1) Diese PrOfungsordnung gilt für alle Studierenden. die sich zum
Wintersemester 1996/97 in den wirtschaftswissenschaftlIchen Diplom­
studiengang neu eingeschrieben oder für Studierende, die zum Winter­
semester 1996/97 nach Abschluss der Oip\om-Vorprllfung das Haupt­
studium aufgenommen haben.

(2) Alle eingeschriebenen Studierenden können für den Studien·
abschnitt, in dem sie sich im Sommersemester 1996 befinden. die Be­
stehensregelungen der Diplomprilfungsordnung vom 10. Mai 1995 bis
zum Ende des Studienjahres 1998/99 in Anspruch nehmen.

§ 33°)
In·Kraft·Treten und Veröffentlichung

(1) Diese Prllfungsordnung tritt durch die Veröffentlichung In den Amt­
lichen Mitteilungen der Fernuniversität - Gesamthochschule in Hagen
mit Wirkung vom 1. Oktober 1996 in Kraft.

Hagen, den 2q· ·11. tJJO L

Der Dekan
Des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

*) Urspr. In-Kraft·Treten: das Inkrafttreten der späteren Anderungen
ergibt sich aus den oben aufgefOhrten Änderungssatzungen.
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1. Satzung 

zur Änderung der Diplomprufungsordnung 
fiir den integrierten Studiengang 
Wirtschaftswissenschaft an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
Aug. 1993 (GV.NW S.552), geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1994 (GV.NW S. 428), hat 
die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: • 

Artikel I 

Die Diplomprufungsordnung filr den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 neuer Satz 1 erhält folgende Fassung: 
"PrüferinnenIPrufer sind die hauptamtlichen ProfessorinnenlProfessoren und 
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs." 

Der bisherige Satz 1 wird Satz 2 und erhält folgende Fassung: 
"Weitere PIiiferinnenIPrufer und die BeisitzerinnenlBeisitzer bestellt der PIii­
fungsausschuß." 

• 
2. § 13 Abs. 1es wird folgender Satz hinzugefiigt: 

"Stimmt die Punktebewertung der beiden PruferinnenIPrUfer nicht überein, 
wird die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte 
gebildet." 

3. § 14 Abs. 1Satz 1 erhält folgende Fassung: 
"Die Diplom-Vorprufung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit mindestens 
50 Punkten bewertet worden sind." 

Der bisherige Satzl wird Satz 2 
In Satz 2 ist hinter Diplom-Vorprufung das Wort "auch" einzufiigen. 

·-'

1. Satzung

zur Änderung der Diplomprufungsordnung
fiir den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des Landes
Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.
Aug. 1993 (GV.NW S.552), geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1994 (GV.NW S. 428), hat
die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: •

Artikel I

Die Diplomprufungsordnung filr den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 1 neuer Satz 1 erhält folgende Fassung:
"PrüferinnenIPrufer sind die hauptamtlichen ProfessorinnenlProfessoren und
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs."

Der bisherige Satz 1 wird Satz 2 und erhält folgende Fassung:
"Weitere PIiiferinnenIPrufer und die BeisitzerinnenlBeisitzer bestellt der PIii­
fungsausschuß."

2. § 13 Abs. 1es wird folgender Satz hinzugefiigt:
"Stimmt die Punktebewertung der beiden PruferinnenIPrUfer nicht überein,
wird die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte
gebildet."

3. § 14 Abs. 1Satz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Diplom-Vorprufung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit mindestens
50 Punkten bewertet worden sind."

Der bisherige Satzl wird Satz 2
In Satz 2 ist hinter Diplom-Vorprufung das Wort "auch" einzufiigen.
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1. Satzung

zur Änderung der Diplomprufungsordnung
fiir den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Universitäten des Landes
Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.
Aug. 1993 (GV.NW S.552), geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1994 (GV.NW S. 428), hat
die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: •

Artikel I

Die Diplomprufungsordnung filr den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 1 neuer Satz 1 erhält folgende Fassung:
"PrüferinnenIPrufer sind die hauptamtlichen ProfessorinnenlProfessoren und
die habilitierten Mitglieder des Fachbereichs."

Der bisherige Satz 1 wird Satz 2 und erhält folgende Fassung:
"Weitere PIiiferinnenIPrufer und die BeisitzerinnenlBeisitzer bestellt der PIii­
fungsausschuß."

2. § 13 Abs. 1es wird folgender Satz hinzugefiigt:
"Stimmt die Punktebewertung der beiden PruferinnenIPrUfer nicht überein,
wird die Punktzahl aus dem arithmetischen Mittel der festgesetzten Punkte
gebildet."

3. § 14 Abs. 1Satz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Diplom-Vorprufung ist bestanden, wenn alle Teilgebiete mit mindestens
50 Punkten bewertet worden sind."

Der bisherige Satzl wird Satz 2
In Satz 2 ist hinter Diplom-Vorprufung das Wort "auch" einzufiigen.

•



4.	 § 20 Abs. 2 Nr. 3 erhält Buchst. a) folgende Fassung:
 
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"
 

Abs. 3 Nr. 3. erhält Buchst. c) folgende Fassung:
 
"c) Bank- und Börsenwesen (16 SWS)"
 

Buchst. c) wird d) 
Buchst. d) wird e) 
Buchst. e) wird f) 
Buchst. f) wird g) 
Buchst. g) wird h) 

•
 
Nr. 4. erhält Buchst. a) folgende Fassung:
 

"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"
 

Abs. 4	 Nr. 4. erhält Buchst. a) folgende Fassung: 
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)" 

Abs. 5 Nr. 5. erhält Buchst. a) folgende Fassung 
"a) Bankbetriebslehre ( 12 SWS)" 

Abs.6 erhält Buchst. j) mit folgender Fassung: 
,j) Bankbetriebslehre (12 SWS) oder Bank· und Börsenwesen (16 SWS)" 

5. § 22 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
"Eine/einer der PrüferinnenIPrüfer soll die/der PrüferinIPrüfer gern. § 6 Abs. 1 
sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat." 

• 6. § 24 Abs. 1 letzter Satz hinzufügen mit folgender Fassung:
 
"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
 
PrüferinnenIPrüfern festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur."
 

Artikel II 

(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.1999 in Kraft. 

( 2) Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt un­
berührt. 

•

•

4. § 20 Abs. 2 Nr. 3 erhält Buchst. a) folgende Fassung:
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 3 Nr. 3. erhält Buchst. c) folgende Fassung:
"c) Bank- und Börsenwesen (16 SWS)"

Buchst. c) wird d)
Buchst. d) wird e)
Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)

Nr. 4. erhält Buchst. a) folgende Fassung:
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 4 Nr. 4. erhält Buchst. a) folgende Fassung:
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 5 Nr. 5. erhält Buchst. a) folgende Fassung
"a) Bankbetriebslehre ( 12 SWS)"

Abs.6 erhält Buchst. j) mit folgender Fassung:
,j) Bankbetriebslehre (12 SWS) oder Bank· und Börsenwesen (16 SWS)"

5. § 22 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
"Eine/einer der PrüferinnenIPrüfer soll die/der PrüferinIPrüfer gern. § 6 Abs. 1
sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat."

6. § 24 Abs. 1 letzter Satz hinzufügen mit folgender Fassung:
"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
PrüferinnenIPrüfern festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur."

Artikel II

(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.1999 in Kraft.

( 2) Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt un­
berührt.
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•

•

4. § 20 Abs. 2 Nr. 3 erhält Buchst. a) folgende Fassung:
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 3 Nr. 3. erhält Buchst. c) folgende Fassung:
"c) Bank- und Börsenwesen (16 SWS)"

Buchst. c) wird d)
Buchst. d) wird e)
Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)

Nr. 4. erhält Buchst. a) folgende Fassung:
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 4 Nr. 4. erhält Buchst. a) folgende Fassung:
"a) Bankbetriebslehre (12 SWS)"

Abs. 5 Nr. 5. erhält Buchst. a) folgende Fassung
"a) Bankbetriebslehre ( 12 SWS)"

Abs.6 erhält Buchst. j) mit folgender Fassung:
,j) Bankbetriebslehre (12 SWS) oder Bank· und Börsenwesen (16 SWS)"

5. § 22 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
"Eine/einer der PrüferinnenIPrüfer soll die/der PrüferinIPrüfer gern. § 6 Abs. 1
sein, die/der das Thema der Arbeit ausgegeben hat."

6. § 24 Abs. 1 letzter Satz hinzufügen mit folgender Fassung:
"Die Fachnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der von den beiden
PrüferinnenIPrüfern festgesetzten Noten in der jeweiligen Klausur."

Artikel II

(1) Diese Satzung tritt durch die Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der Fern­
Universität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.1999 in Kraft.

( 2) Die Veröffentlichung dieser Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt un­
berührt.



(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 16. Dezember 1998 und des Senats der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen vom 10. März 1999. 

•
 

•
 

(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaft vom 16. Dezember 1998 und des Senats der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen vom 10. März 1999.

•

•
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(3) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirt·
schaftswissenschaft vom 16. Dezember 1998 und des Senats der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen vom 10. März 1999.

•

•



2. Satzung 

zur Änderung der Diplomprilfungsordnung 
für den integrierten Studiengang 
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität ­
Gesamthochschule in Hagen 

vom 09. Juli 1997 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. 1 des Gesetzes über die Universitäten des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 

•
 
03. Aug. 1993 (GV.NW S. 552), geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1994 (GV.NW S. 428),
 
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:
 

Artikel I 

Die Diplomprüfung für den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert: 

1. § 20 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 

aus Buchst. i wird j 

•
 Buchst. e) erhält folgende Fassung:
 

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS)" 

Buchst. e) wird f) 
Buchst. f) wird g) 
Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 
Buchst. I) wird m) 
Buchst. m) wird n) 
Buchst. n) wird 0) 
Buchst. 0) wird p) 

Abs. 3 Nr. 3 Buchst. g) erhält folgende Fassung: 

•

•

2. Satzung

zur Änderung der Diplomprilfungsordnung
für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. 1 des Gesetzes über die Universitäten des Landes
Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG), in der Fassung der Bekanntmachung vom
03. Aug. 1993 (GV.NW S. 552), geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1994 (GV.NW S. 428),
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfung für den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1

aus Buchst. i wird j

Buchst. e) erhält folgende Fassung:

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)

Abs. 3 Nr. 3 Buchst. g) erhält folgende Fassung:
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2. Satzung
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FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1

aus Buchst. i wird j

Buchst. e) erhält folgende Fassung:

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)

Abs. 3 Nr. 3 Buchst. g) erhält folgende Fassung:



,,Personalfuhrung und Organisation (16 SWS)" 

Buchst. g) wird h)
 
Buchst. h) wird i)
 

Nr. 4 Satz 1 

aus Buchst. i wird j 

Buchst. e) erhält folgende Fassung 

"Personalfuhrung und Organisation (12 SWS)" 

Buchst. e) wird f) 
Buchst. f) wird g) 
Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 
Buchst. 1) wird m) 
Buchst. m) wird n) 
Buchst. n) wird 0) 
Buchst. 0) wird p) 
Buchst. p) wird q) 
Buchst. q) wird r) 

Abs. 4 Nr. 4 Buchst. e) erhält folgende Fassung: 

"Personalführung und Organisation (12 SWS)" 

Buchst. e) wird f) 
Buchst. f) wird g) 
Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wird j) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 
Buchst. I) wird m) 
Buchst. m) wird n) 
Buchst. n) wird 0) 
Buchst. 0) wird p) 

Abs. 5 Nr. 4 Buchst. c) erhält folgende Fassung: 

"Umwelt- und Institutionenäkonomik (16 SWS)" 

•
 

•
 

,,Personalfuhrung und Organisation (16 SWS)"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)

Nr. 4 Satz 1

aus Buchst. i wird j

Buchst. e) erhält folgende Fassung

"Personalfuhrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. 1) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)

Abs. 4 Nr. 4 Buchst. e) erhält folgende Fassung:

"Personalführung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)

Abs. 5 Nr. 4 Buchst. c) erhält folgende Fassung:

"Umwelt- und Institutionenäkonomik (16 SWS)"

•

•

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 5 / 2002 vom 20.12.2002 46

,,Personalfuhrung und Organisation (16 SWS)"

Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)

Nr. 4 Satz 1

aus Buchst. i wird j

Buchst. e) erhält folgende Fassung

"Personalfuhrung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. 1) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)

Abs. 4 Nr. 4 Buchst. e) erhält folgende Fassung:

"Personalführung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wird j)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)

Abs. 5 Nr. 4 Buchst. c) erhält folgende Fassung:

"Umwelt- und Institutionenäkonomik (16 SWS)"

•

•



Nr. 5 Buchst. e) erhält folgende Fassung: 

"Personalführung und Organisation (12 SWS)" 

Buchst. e) wird f) 
Buchst. f) wird g) 
Buchst. g) wird h) 
Buchst. h) wird i) 
Buchst. i) wirdj) 
Buchst. j) wird k) 
Buchst. k) wird I) 
Buchst. I) wird m) 
Buchst. m) wird n) 
Buchst. n) wird 0) 
Buchst. 0) wird p) 

•
 
Buchst. p) wird q)
 
Buchst. q) wird r) 

Abs. 6 Buchst. i) erhält folgende Fassung: 

,,Personalfiihrung und Organisation (12 SWS) oder Personalfiihrung und 
Organisation (16 SWS)" 

Buchst. j) erhält folgende Fassung: 

"Organisation und Planung (12 SWS) oder Personalfiihrung und Organisation 
(16 SWS)" 

Buchst. k) erhält folgende Fassung: 

• 
"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS) oder Organisation und Planung 
(16 SWS)" 

Buchst. i) wird I) 
Buchst. I) wird k) 

2. § 21 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefiigt: 

,,§ 6 Abs. 1 gilt entsprechend." 

Artikel 11 

(1) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vorn 1. Oktober 2000 in 
Kraft. 

•

•

Nr. 5 Buchst. e) erhält folgende Fassung:

"Personalführung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wirdj)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)

Abs. 6 Buchst. i) erhält folgende Fassung:

,,Personalfiihrung und Organisation (12 SWS) oder Personalfiihrung und
Organisation (16 SWS)"

Buchst. j) erhält folgende Fassung:

"Organisation und Planung (12 SWS) oder Personalfiihrung und Organisation
(16 SWS)"

Buchst. k) erhält folgende Fassung:

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS) oder Organisation und Planung
(16 SWS)"

Buchst. i) wird I)
Buchst. 1) wird k)

2. § 21 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefiigt:

,,§ 6 Abs. 1 gilt entsprechend."

Artikel 11

(1) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vorn 1. Oktober 2000 in
Kraft.
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•

•

Nr. 5 Buchst. e) erhält folgende Fassung:

"Personalführung und Organisation (12 SWS)"

Buchst. e) wird f)
Buchst. f) wird g)
Buchst. g) wird h)
Buchst. h) wird i)
Buchst. i) wirdj)
Buchst. j) wird k)
Buchst. k) wird I)
Buchst. I) wird m)
Buchst. m) wird n)
Buchst. n) wird 0)
Buchst. 0) wird p)
Buchst. p) wird q)
Buchst. q) wird r)

Abs. 6 Buchst. i) erhält folgende Fassung:

,,Personalfiihrung und Organisation (12 SWS) oder Personalfiihrung und
Organisation (16 SWS)"

Buchst. j) erhält folgende Fassung:

"Organisation und Planung (12 SWS) oder Personalfiihrung und Organisation
(16 SWS)"

Buchst. k) erhält folgende Fassung:

"Personalfiihrung und Organisation (12 SWS) oder Organisation und Planung
(16 SWS)"

Buchst. i) wird I)
Buchst. 1) wird k)

2. § 21 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefiigt:

,,§ 6 Abs. 1 gilt entsprechend."

Artikel 11

(1) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vorn 1. Oktober 2000 in
Kraft.



(2) Die Veröffentlichung diese Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt 
unberührt. 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft vom 29. März 2000. 

•
 

•
 

(2) Die Veröffentlichung diese Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt
unberührt.
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft vom 29. März 2000.

•

•
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(2) Die Veröffentlichung diese Satzungsänderung im Amtsblatt des Ministeriums für Schule
und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt
unberührt.
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft vom 29. März 2000.

•

•



3. Satzung 

zur Änderung der Diplomprüfungsordnung 
für den integrierten Studiengang 
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität ­
Gesamthochschule in Hagen 

vom 09.Juli 1997 

• 
Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190), hat die 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Diplomprüfungsordnung für den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert: 

•
 
1. § 20 Abs.. 3 Nr. 3 erhält folgenden Buchst.:
 

"j) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre (16 SWS)" 

Abs. 6 erhält neuen Buchst.: 

"n) Personalwirtschaft (12 SWS) oder Personalwirtschaft und 
Bildungsbetriebslehre(16 SWS)" 

•

•

3. Satzung

zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität ­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09.Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), vom 14. März 2000 (GV.NW S, 190), hat die
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs.. 3 Nr. 3 erhält folgenden Buchst.:

"j) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre (16 SWS)"

Abs. 6 erhält neuen Buchst.:

"n) Personalwirtschaft (12 SWS) oder Personalwirtschaft und
Bildungsbetriebslehre(16 SWS)"
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•

•

3. Satzung

zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität ­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09.Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 91 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), vom 14. März 2000 (GV.NW S, 190), hat die
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs.. 3 Nr. 3 erhält folgenden Buchst.:

"j) Personalwirtschaft und Bildungsbetriebslehre (16 SWS)"

Abs. 6 erhält neuen Buchst.:

"n) Personalwirtschaft (12 SWS) oder Personalwirtschaft und
Bildungsbetriebslehre(16 SWS)"



.' 

Artikel 11 

(I) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2001 in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
 
Wirtschaftswissenschaft vom 28.3.2001
 

• 

• 

.'

Artikel 11

(I) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2001 in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft vom 28.3.2001

•

•
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Artikel 11

(I) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2001 in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft vom 28.3.2001

•

•



4. Satzung 

zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
 
für den integrierten Studiengang
 
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität­

Gesamthochschule in Hagen
 

vom 09. Juli 1997 

• Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190), hat die 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Diplomprüfungsordnung filr den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert: 

• 
1. § 20 Abs.. 2 Nr. 3 Buchst. k) erhält folgende Fassung: 

"k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)" 

Buchst. I) erhält folgende Fassung: 

"I) Unternehmensgründung und Unternebmensnachfolge (12 SWS)" 

bisheriger Buchst. k) wird m) 

•

•

4. Satzung

zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190), hat die
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung filr den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs.. 2 Nr. 3 Buchst. k) erhält folgende Fassung:

"k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchst. I) erhält folgende Fassung:

"I) Unternehmensgründung und Unternebmensnachfolge (12 SWS)"

bisheriger Buchst. k) wird m)
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•

•

4. Satzung

zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaft an der Fernuniversität­
Gesamthochschule in Hagen

vom 09. Juli 1997

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94 Abs. I des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG), vom 14. März 2000 (GV.NW S. 190), hat die
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung filr den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 09.07.1997 wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs.. 2 Nr. 3 Buchst. k) erhält folgende Fassung:

"k) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchst. I) erhält folgende Fassung:

"I) Unternehmensgründung und Unternebmensnachfolge (12 SWS)"

bisheriger Buchst. k) wird m)



Olm) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)" 

bisheriger Buchst. I) wird n) 
bisheriger Buchst. m) wird 0) 
bisheriger Buchst. n) wird p) 
bisheriger Buchst. 0) wird q) 
bisheriger Buchst. p) wird r) 

Abs. 5 Nr. 5. Buchst. I) erhält folgende Fassung: 

"I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)" • 
Buchst. rn) erhält folgende Fassung: 

Olm) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)" 

bisheriger Buchst. I) wird n)
 
bisheriger Buchst. rn) wird 0)
 
bisheriger Buchst. n) wird p)
 
bisheriger Buchst. 0) wird q)
 
bisheriger Buchst. p) wird r)
 
bisheriger Buchst. q) wird s)
 
bisheriger Buchst. r) wird t)
 • 

Abs. 6 erhält folgende neue Buchst.: 

,,0) Dienstleistungsmanagement (12 SWS) oder
 
Dienstleistungsmanagement (16 SWS)"
 

"p) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS) oder 
Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (16 SWS)" 

Olm) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)"

bisheriger Buchst. I) wird n)
bisheriger Buchst. m) wird 0)
bisheriger Buchst. n) wird p)
bisheriger Buchst. 0) wird q)
bisheriger Buchst. p) wird r)

Abs. 5 Nr. 5. Buchst. I) erhält folgende Fassung:

"I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchst. rn) erhält folgende Fassung:

Olm) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)"

bisheriger Buchst. I) wird n)
bisheriger Buchst. rn) wird 0)
bisheriger Buchst. n) wird p)
bisheriger Buchst. 0) wird q)
bisheriger Buchst. p) wird r)
bisheriger Buchst. q) wird s)
bisheriger Buchst. r) wird t)

Abs. 6 erhält folgende neue Buchst.:

,,0) Dienstleistungsmanagement (12 SWS) oder
Dienstleistungsmanagement (16 SWS)"

"p) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS) oder
Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (16 SWS)"

•

•
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Olm) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)"

bisheriger Buchst. I) wird n)
bisheriger Buchst. m) wird 0)
bisheriger Buchst. n) wird p)
bisheriger Buchst. 0) wird q)
bisheriger Buchst. p) wird r)

Abs. 5 Nr. 5. Buchst. I) erhält folgende Fassung:

"I) Dienstleistungsmanagement (12 SWS)"

Buchst. rn) erhält folgende Fassung:

Olm) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS)"

bisheriger Buchst. I) wird n)
bisheriger Buchst. rn) wird 0)
bisheriger Buchst. n) wird p)
bisheriger Buchst. 0) wird q)
bisheriger Buchst. p) wird r)
bisheriger Buchst. q) wird s)
bisheriger Buchst. r) wird t)

Abs. 6 erhält folgende neue Buchst.:

,,0) Dienstleistungsmanagement (12 SWS) oder
Dienstleistungsmanagement (16 SWS)"

"p) Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (12 SWS) oder
Unternehmensgründung und Unternehmensnachfolge (16 SWS)"

•

•



Universitätsprofessor 

Artikel 11 

(I) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft. 

(2) Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002 

Zugleich für die 1.,2. und 3. Änderungssatzung: 

• Der Dekan 
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 

r. H. Wagner 

•
 

Artikel 11

(1) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft.

(2) Ausgefertigt aufgrond der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002

Hagen, den 29· 1!!, Lf){) l..

Zugleich für die 1.,2. und 3. Änderungssatzung:

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

Universitätsprofessor r. H. Wagner
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Artikel 11

(1) Diese Satzung tritt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen mit Wirkung vom 1.10.2002 in Kraft.

(2) Ausgefertigt aufgrond der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft vom 10. Juli 2002 und des Rektorates vom 29. Oktober 2002

Hagen, den 29· 1!!, Lf){) l..

Zugleich für die 1.,2. und 3. Änderungssatzung:

Der Dekan
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

Universitätsprofessor r. H. Wagner



PrOfungsordnung
 
tür den Model/studiengang Bachelor im Fach Mathematik
 

an der FernUniversität .. Gesamthochschule in Hagen
 
Vom 10. Juli 2000
 

(Stand 01.10.2002)
 

Autgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober 
die Universitäten des Landes Nordmein-Westfalen (Universitäts­
gesetz. - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
August 1993 (GV. NW. S. 532), geändert durch Gesetz vom 01. 
Juli 1997 (GV NW. S. 213), hat die FemUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung 
erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 
und 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Landes 
Nordrh9ln-Westfalen (Hochschulgesetz. - HG) vom 14. März 
2000 (GV. NRW S. 190), geändert durCh Gesetz vom 27. Nov. 
ember 2001 (GV. NRW S. 223) sich ergebenden Änderungen 
und die 

fÄnderungen durch In-Kraft-Tretenl 

1. Anderungssatzung 
2. Anderungssatzung 

• Inhaltsübersicht 

01.10.2002 
01.10.2002 

I. Allgemeines 

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 
§ 2 ZUlassungsvoraussetzungen 
§ 3 Bachelor~Grad 

§ 4 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 5 Prüfungen, PrOfungsfristen 
§ 6 Prüfungsausschuss 
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I. Allgemeines 

§1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

Die Bachelor~PrQfung bildet einen frühen berufsqualifizierenden 
Abschluss des Studiums im Studiengang Mathematik. Das Stu~ 
dium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der Anfor­
derungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, 

dass sie zu kompetentem und verantwortlichem Handeln befähigt 
werden. Durch die Bachelor-PrOfung soll festgestellt werden, ob 
die Kandidatin oder der Kandidat die für die Berufspraxis not­
wendigen grQndlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zu~ 

sammenhänge des Faches Oberblickt und die Fähigkeit besitzt, 
mit grundlegenden Techniken der Mathematik unter Verwendung 
von wissenschaftlichen Methoden zu arbeiten. 

§2 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) In den Modellstudiengang "Bachelor im Fach Mathematik" 
kann eingeschrieben werden oder als Zwelthörerin oder Zweit­
hörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder ein­
schlägige fachgebundene Hochschulreife), der Fach~ 

hoChschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder 
von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig 
anerkanntes Zeugnis besitzt und 

2.	 die Bachelor-Prüfung in Mathematik an einer wissen~ 

schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des 
HochschuJrahmengesetzes nicht endgültig nicht be­
standen hat. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle 
des § 8 Abs. 4 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis 
über die EinstufungsprOfung ganz oder teilweise ersetzt. 

§3 
Bachelor-Grad 

Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den 
Grad ..Bachelor of Scienco" tOr das Fach Mathematik ("B.Sc.) 

§4 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich 
der Bachelor-Prüfung drei Studienjahre (sechs Semester). Sie 
verlängert sich fOr das Teilzeitstudium entsprechend. 

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt 
höchstens 95 Semesterwochenstunden (SWS). Davon entfallen 
auf das Nebenfach etwa 20 SWS. In der Studienordnung sind die 
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das 
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 
Dabei ist zu gewShrleisten, dass die Studierenden im Rahmen 
dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte 
setzen können und Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen in 
einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung 
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen 
Lehrveranstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen. 

§5 
Prüfungen, Prüfungsfristen 

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus den FachprOfungen und 
der Abschlussarbeil, Die Bachelor-Prüfung soll einschließlich der 
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festge· 
legten Regelstudienzeit abgeschlossen sein. 

(2) Die Prüfungsleistungen fOr die BacheJorwPrüfung werden 
studienbegleitend erbracht. 

§6 
Prüfungsausschuss 

(1) Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungs­
ausschuss für den integrierten Diplomstudiengang Mathematik 
übernommen. Der Prtlfungsausschuss besteht aus der oder dem 
Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter und fünf weiteren 
Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder 

PrOfungsordnung
tür den Model/studiengang Bachelor im Fach Mathematik

an der FernUniversität .. Gesamthochschule in Hagen
Vom 10. Juli 2000

(Stand 01.10.2002)

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4
und 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Landes
Nordrh9ln-Westfalen (Hochschulgesetz. - HG) vom 14. März
2000 (GV. NRW S. 190), geändert durCh Gesetz vom 27. Nov.
ember 2001 (GV. NRW S. 223) sich ergebenden Änderungen
und die

Autgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober
die Universitäten des Landes Nordmein-Westfalen (Universitäts­
gesetz. - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
August 1993 (GV. NW. S. 532), geändert durch Gesetz vom 01.
Juli 1997 (GV NW. S. 213), hat die FemUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung
erlassen:

fÄnderungen durch

1. Anderungssatzung
2. Anderungssatzung

In-Kraft-Tretenl

01.10.2002
01.10.2002

dass sie zu kompetentem und verantwortlichem Handeln befähigt
werden. Durch die Bachelor-PrOfung soll festgestellt werden, ob
die Kandidatin oder der Kandidat die für die Berufspraxis not­
wendigen grQndlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zu~

sammenhänge des Faches Oberblickt und die Fähigkeit besitzt,
mit grundlegenden Techniken der Mathematik unter Verwendung
von wissenschaftlichen Methoden zu arbeiten.

§2
Zulassungsvoraussetzungen

(1) In den Modellstudiengang "Bachelor im Fach Mathematik"
kann eingeschrieben werden oder als Zwelthörerin oder Zweit­
hörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder ein­
schlägige fachgebundene Hochschulreife), der Fach~

hoChschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder
von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig
anerkanntes Zeugnis besitzt und

2. die Bachelor-Prüfung in Mathematik an einer wissen~

schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
HochschuJrahmengesetzes nicht endgültig nicht be­
standen hat.
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Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und PrQfungs­
leistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

11. Bachelorprütung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung
Abschlussarbeit
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit
Klausurarbeiten
Mündliche Prüfungen
Bewertung der Prüfungsleistungen
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch
Zeugnis
Bachelor-Urkunde

111. Schlussbestimmungen

Ungültigkeit der Bachelor-PrQfung, Aberkennung des
Bachelor~Grades
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Übergangsbestimmungen
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle
des § 8 Abs. 4 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis
über die EinstufungsprOfung ganz oder teilweise ersetzt.

§3
Bachelor-Grad

Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den
Grad ..Bachelor of Scienco" tOr das Fach Mathematik ("B.Sc.)

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich
der Bachelor-Prüfung drei Studienjahre (sechs Semester). Sie
verlängert sich fOr das Teilzeitstudium entsprechend.

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt
höchstens 95 Semesterwochenstunden (SWS). Davon entfallen
auf das Nebenfach etwa 20 SWS. In der Studienordnung sind die
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann.
Dabei ist zu gewShrleisten, dass die Studierenden im Rahmen
dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte
setzen können und Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen in
einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen
Lehrveranstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

§5
Prüfungen, Prüfungsfristen

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus den FachprOfungen und
der Abschlussarbeil, Die Bachelor-Prüfung soll einschließlich der
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festge·
legten Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(2) Die Prüfungsleistungen fOr die BacheJorwPrüfung werden
studienbegleitend erbracht.

I. Allgemeines

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

Die Bachelor~PrQfung bildet einen frühen berufsqualifizierenden
Abschluss des Studiums im Studiengang Mathematik. Das Stu~

dium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der Anfor­
derungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln,

§6
Prüfungsausschuss

(1) Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungs­
ausschuss für den integrierten Diplomstudiengang Mathematik
übernommen. Der Prtlfungsausschuss besteht aus der oder dem
Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter und fünf weiteren
Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder
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und 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Landes
Nordrh9ln-Westfalen (Hochschulgesetz. - HG) vom 14. März
2000 (GV. NRW S. 190), geändert durCh Gesetz vom 27. Nov.
ember 2001 (GV. NRW S. 223) sich ergebenden Änderungen
und die
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die Universitäten des Landes Nordmein-Westfalen (Universitäts­
gesetz. - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
August 1993 (GV. NW. S. 532), geändert durch Gesetz vom 01.
Juli 1997 (GV NW. S. 213), hat die FemUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung
erlassen:

fÄnderungen durch

1. Anderungssatzung
2. Anderungssatzung
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dass sie zu kompetentem und verantwortlichem Handeln befähigt
werden. Durch die Bachelor-PrOfung soll festgestellt werden, ob
die Kandidatin oder der Kandidat die für die Berufspraxis not­
wendigen grQndlichen Fachkenntnisse erworben hat, die Zu~

sammenhänge des Faches Oberblickt und die Fähigkeit besitzt,
mit grundlegenden Techniken der Mathematik unter Verwendung
von wissenschaftlichen Methoden zu arbeiten.

§2
Zulassungsvoraussetzungen

(1) In den Modellstudiengang "Bachelor im Fach Mathematik"
kann eingeschrieben werden oder als Zwelthörerin oder Zweit­
hörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder ein­
schlägige fachgebundene Hochschulreife), der Fach~

hoChschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder
von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig
anerkanntes Zeugnis besitzt und

2. die Bachelor-Prüfung in Mathematik an einer wissen~

schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
HochschuJrahmengesetzes nicht endgültig nicht be­
standen hat.

•
§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14
§ 15

e§ 16
§ 17
§ 18
§ 19
§ 20

§ 21

§ 22
§ 23
§ 24

Inhaltsübersicht

I. Allgemeines

Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums
ZUlassungsvoraussetzungen
Bachelor~Grad

Regelstudienzeit und Studienumfang
Prüfungen, PrOfungsfristen
Prüfungsausschuss
Prüfende und Beisitzende
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und PrQfungs­
leistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

11. Bachelorprütung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung
Abschlussarbeit
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit
Klausurarbeiten
Mündliche Prüfungen
Bewertung der Prüfungsleistungen
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch
Zeugnis
Bachelor-Urkunde

111. Schlussbestimmungen

Ungültigkeit der Bachelor-PrQfung, Aberkennung des
Bachelor~Grades

Einsicht in die PrOfungsakten
Übergangsbestimmungen
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle
des § 8 Abs. 4 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis
über die EinstufungsprOfung ganz oder teilweise ersetzt.

§3
Bachelor-Grad

Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den
Grad ..Bachelor of Scienco" tOr das Fach Mathematik ("B.Sc.)

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich
der Bachelor-Prüfung drei Studienjahre (sechs Semester). Sie
verlängert sich fOr das Teilzeitstudium entsprechend.

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt
höchstens 95 Semesterwochenstunden (SWS). Davon entfallen
auf das Nebenfach etwa 20 SWS. In der Studienordnung sind die
Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann.
Dabei ist zu gewShrleisten, dass die Studierenden im Rahmen
dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte
setzen können und Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen in
einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen
Lehrveranstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

§5
Prüfungen, Prüfungsfristen

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus den FachprOfungen und
der Abschlussarbeit, Die Bachelor-Prüfung soll einschließlich der
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festge·
legten Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(2) Die Prüfungsleistungen fOr die BacheJorwPrüfung werden
studienbegleitend erbracht.

I. Allgemeines

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

Die Bachelor~PrQfung bildet einen frühen berufsqualifizierenden
Abschluss des Studiums im Studiengang Mathematik. Das Stu~

dium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der Anfor­
derungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln,

§6
Prüfungsausschuss

(1) Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungs­
ausschuss für den integrierten Diplomstudiengang Mathematik
übernommen. Der Prtlfungsausschuss besteht aus der oder dem
Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter und fünf weiteren
Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder



der Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren, ein Mitglied wird 
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Gruppe der Stu­
dierenden gewählt. Entsprechend werden für die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden 
und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters Vertreterinnen 
oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren und aus der Gruppe 
der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt 
drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmun­
gen der Prüfungsordnung eingehalten werden, und sorgt für die 
ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbeson­
dere zuständig tor die Entscheidung über Widersprüche gegen in 
Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber hinaus 
hat der PrÜfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, min­
destens einmal im Jahr, über die Ent'oNicklung der Prüfungen und 
Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der 
Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne. Der 
Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle 
RegelfäUe auf die oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt 
nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an 
den Fachbereich. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der 
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stell· 
vertreter und zwei weiteren Professorinnen oder Professoren 
mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend 
sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studen­
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädago­
gisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der 
Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und 
Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und 
der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, 
der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. 

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. 

§7 
PrÜfende und Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und Bei­
sitzenden. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden 
übertragen. Prufungsberechtigt sind 

1.	 die Professorinnen und Professoren und die habilitierten 
Mitglieder des Fachbereichs Mather:natik; 

2.	 für die Nebenfächer die von den jeweiligen Prüfungsaus­
schüssen bestimmten Prüfenden. 

Zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer 
mindestens die Promotion im entsprechenden Fach erworben 
und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern, 
in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine selb­
ständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur oder zum Beisitzenden 
darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung 
oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder 
Angehöriger der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
ist. 

(2)	 Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die 
Abschlussarbeit Prüfende oder eine Gruppe von Prüfenden 
vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht 
genommen werden. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt 
dafOr, dass der Kandidalin oder dem Kandidaten die Namen der 
Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin 
der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden. 

§8 
Anrechnung von Studienzeiten. Studien· und
 

Prüfungsleistungen,
 
Einstufung in höhere Fachsemester
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die 
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in dem­
selben Studiengang, in anderen Studiengängen oder an anderen 
als wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Stu­
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an 
Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschul~ 

rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerech­
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit 
ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden 
Hochschule im wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein 
schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und 
Gesamtbewertung vorzunehmen. Die Leistungen im Nebenfach 
können auf Antrag durch eine bestandene Abschlussprüfung in 
einem wissenschaftlichen Studiengang an einer Hochschule im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes ersetzt werden. •Eine solche Ersetzung kann auch aufgrund von Zwischenprüfun­
gen oder Prüfungsleistungen in einem solchen Studiengang er­
folgen, die in Art und Umfang den Anforderungen an die Neben­
fächer entsprechen. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, 
Studienleistungen und PrOfungsleistungen an ausJ3ndischen 
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarun­
gen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner­
schaften zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht 
vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. Im übrigen kann 
bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für auslän­
disches Bildungswesen gehört werden. 

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten FernstudIen 
oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit 
den anderen Ländern und dem Bund ent'oNickelten Femstudien­
einheiten gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Aus­
bildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld im Wahlfach 
Mathematik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. 

(4)	 Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund •
einer Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das 
Studium in einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden 
die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten auf StudienJeistungen und auf Prüfungsleistungen 
der Bachelor-Prüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeug­
nis über die Einstufungsprüfung sind fOr den Prüfungsausschuss 
bindend. 

(5) Die Leistungsnachweise zum Praktikum in § 11 Abs. 1 Nr. 2 
und zum Grundpraktikum Programmierung in § 11 Abs. 1 Nr. 6a 
können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen einer be­
ruflichen Tätigkeit erbrachten Leistungen ersetzt werden. 

(6) Zuständig tor Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 ist 
der PrOfungsausschuss. Vor Feststellungen über die Gleich­
wertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter 
zu hören. 

(7) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, so 
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind 
die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind- zu über­
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestan· 
den" aufgenommen. Oie Anrechnung wird im Zeugnis gekenn­
zeichnet. 
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der Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren, ein Mitglied wird
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Gruppe der Stu­
dierenden gewählt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden
und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters Vertreterinnen
oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren und aus der Gruppe
der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt
drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein Jahr.
Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmun­
gen der Prüfungsordnung eingehalten werden, und sorgt für die
ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbeson­
dere zuständig tor die Entscheidung über Widersprüche gegen in
Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber hinaus
hat der PrÜfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, min­
destens einmal im Jahr, über die Ent'oNicklung der Prüfungen und
Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der
Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne. Der
Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle
RegelfäUe auf die oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt
nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an
den Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stell·
vertreter und zwei weiteren Professorinnen oder Professoren
mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend
sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studen­
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädago­
gisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der
Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und
Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und
der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht,
der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen.

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich.
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen
und Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

§7
PrÜfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und Bei­
sitzenden. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden
übertragen. Prufungsberechtigt sind

1. die Professorinnen und Professoren und die habilitierten
Mitglieder des Fachbereichs Mather:natik;

2. für die Nebenfächer die von den jeweiligen Prüfungsaus-
schüssen bestimmten Prüfenden.

Zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die Promotion im entsprechenden Fach erworben
und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern,
in dem Fachgebiet, auf das sich die prüfung bezieht, eine selb­
ständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur oder zum Beisitzenden
darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung
oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder
Angehöriger der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
ist.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die
Abschlussarbeit Prüfende oder eine Gruppe von Prüfenden
vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht
genommen werden.
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(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt
dafOr, dass der Kandidalin oder dem Kandidaten die Namen der
Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin
der jeweiligen prüfung, bekanntgegeben werden.

§8
Anrechnung von Studienzeiten. Studien· und

Prüfungsleistungen,
Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in dem-
selben Studiengang, in anderen Studiengängen oder an anderen
als wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Stu­
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an
Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschul~

rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit
ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden
Hochschule im wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein
schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und
Gesamtbewertung vorzunehmen. Die Leistungen im Nebenfach
können auf Antrag durch eine bestandene Abschlussprüfung in •
einem wissenschaftlichen Studiengang an einer Hochschule im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes ersetzt werden.
Eine solche Ersetzung kann auch aufgrund von Zwischenprüfun-
gen oder Prüfungsleistungen in einem solchen Studiengang er­
folgen, die in Art und Umfang den Anforderungen an die Neben-
fächer entsprechen. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten,
Studienleistungen und PrOfungsleistungen an ausJ3ndischen
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarun-
gen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner­
schaften zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht
vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. Im übrigen kann
bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für auslän­
disches Bildungswesen gehört werden.

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen
und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten FernstudIen
oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit
den anderen Ländern und dem Bund ent'oNickelten Femstudien­
einheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Aus­
bildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld im Wahlfach
Mathematik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. •

(4) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund
einer Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das
Studium in einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden
die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und
Fähigkeiten auf StudienJeistungen und auf Prüfungsleistungen
der Bachelor-Prüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeug-
nis über die Einstufungsprüfung sind fOr den Prüfungsausschuss
bindend.

(5) Die Leistungsnachweise zum Praktikum in § 11 Abs. 1 Nr. 2
und zum Grundpraktikum Programmierung in § 11 Abs. 1 Nr. 6a
können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen einer be­
ruflichen Tätigkeit erbrachten Leistungen ersetzt werden.

(6) Zuständig tor Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 ist
der PrOfungsausschuss. Vor Feststellungen über die Gleich­
wertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter
zu hören.

(7) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind
die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind- zu über­
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestan·
den" aufgenommen. Oie Anrechnung wird im Zeugnis gekenn­
zeichnet.
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der Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren, ein Mitglied wird
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Gruppe der Stu­
dierenden gewählt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden
und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters Vertreterinnen
oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren und aus der Gruppe
der wissenSChaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt
drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein Jahr.
Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmun­
gen der Prüfungsordnung eingehalten werden, und sorgt für die
ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbeson­
dere zuständig tor die Entscheidung über Widersprüche gegen in
Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber hinaus
hat der PrÜfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, min­
destens einmal im Jahr, über die Ent'oNicklung der Prüfungen und
Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der
Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne. Der
Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle
RegelfäUe auf die oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt
nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an
den Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stell·
vertreter und zwei weiteren Professorinnen oder Professoren
mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend
sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studen­
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädago­
gisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der
Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und
Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und
der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht,
der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen.

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich.
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen
und Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

§7
PrÜfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und Bei­
sitzenden. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden
übertragen. Pr'Üfungsberechtigt sind

1. die Professorinnen und Professoren und die habilitierten
Mitglieder des Fachbereichs Mather:natik;

2. für die Nebenfächer die von den jeweiligen Prüfungsaus-
schüssen bestimmten Prüfenden.

Zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die Promotion im entsprechenden Fach erworben
und, sofern nIcht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern,
in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine selb­
ständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur oder zum Beisitzenden
darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung
oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder
Angehöriger der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
ist.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die
Abschlussarbeit Prüfende oder eine Gruppe von Prüfenden
vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht
genommen werden.
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(4) Die oder der Vorsitzende des PrÜfungsausschusses sorgt
dafOr, dass der Kandidalin oder dem Kandidaten die Namen der
Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin
der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden.

§8
Anrechnung von Studienzeiten. Studien· und

Prüfungsleistungen,
Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen, die
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in dem­
selben Studiengang, in anderen Studiengängen oder an anderen
als wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Stu­
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an
Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschul~

rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerech­
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit
ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden
Hochschule im wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein
schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und
Gesamtbewertung vorzunehmen. Die Leistungen im Nebenfach
können auf Antrag durch eine bestandene Abschlussprüfung in
einem wissenschaftlichen Studiengang an einer Hochschule im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes ersetzt werden.
Eine solche Ersetzung kann auch aufgrund von Zwischenprüfun­
gen oder Prüfungsleistungen in einem solchen Studiengang er­
folgen, die in Art und Umfang den Anforderungen an die Neben­
fächer entsprechen. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten,
Studienleistungen und PrOfungsleistungen an ausJ3ndischen
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarun­
gen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner­
schaften zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht
vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. Im übrigen kann
bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für auslän­
disches Bildungswesen gehört werden.

(2) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen
und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten FernstudIen
oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit
den anderen Ländern und dem Bund ent'oNickelten Femstudien­
einheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Aus­
bildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld im Wahlfach
Mathematik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird.

(4) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund
einer Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das
Studium in einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden
die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und
Fähigkeiten auf Studienleistungen und auf Prüfungsleistungen
der Bachelor-Prüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeug­
nis über die Einstufungsprüfung sind fOr den Prüfungsausschuss
bindend.

(5) Die Leistungsnachweise zum Praktikum in § 11 Abs. 1 Nr. 2
und zum Grundpraktikum Programmierung in § 11 Abs. 1 Nr. 6a
können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen einer be­
ruflichen Tätigkeit erbrachten Leistungen ersetzt werden.

(6) Zuständig tor Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 ist
der PrOfungsausschuss. Vor Feststellungen über die Gleich­
wertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter
zu hören.

(7) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind
die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind- zu über­
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestan·
den" aufgenommen. Oie Anrechnung wird im Zeugnis gekenn­
zeichnet.

•

•



§9 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis sp~testens 

eine Woche vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prü· 
fung abmelden. Danach gilt eine PrOfungsleistung als mit ~nicht 
ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kan­
didat zu einem Prüfungstermln ohne triftige Gründe nicht er­
scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne 
triftige GrOnde von der Prüfung zurOcktritt. Dasselbe gilt, wenn 
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgesehe­
nen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemach­
ten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich 
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank­
heit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. 
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann im 
Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer vom Prüfungsaus­
schuss zu benennenden Vertrauensärztin oder eines vom Prü­
fungsausschuss zu benennenden Vertrauensarztes verlangen. 
Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandi­
datin oder dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein 
neuer Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden Prüfungs­
ergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis 
.einer Prilfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht 

zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die 
Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von der oder 
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und 
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder 
Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fort­
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem 
Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht aus­
reichend" (5,0) bewertet, die Gründe für den Ausschluss sind 
aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann der 
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 
Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 
und 2 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende 
Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatin 
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be· 
gründen und mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. Vor der 
Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

•	 11. Bachelor·PrOfung 

§ 10 
Zulassung und Zulassungsverfahren 

(1) Zur Bachelor-Prüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder ein­
schlägige fachgebundene Hochschulreife), der Fach· 
hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von 
der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig aner­
kanntes Zeugnis besitzt, 

2.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für 
den Modellstudiengang Bachelor im Fach Mathematik 
eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweit­
hörerin oder Zwelthörer zugelassen ist. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Fall 
des § 8 Abs. 4 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis 
über die EinstufungsprOfung ganz oder teilweise ersetzt. 

(3) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung 
werden studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist 
eine schriftliche Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforder­
lich, die spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin beim 
PrOfungsamt des Fachbereichs Mathematik erfolgen soll. Bei der 
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem 
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Bachelor-

Prüfung beim Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine 
Erklärung beizufügen, ob bereits eine Bachelor~Prüfung im 
Studiengang Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden 
worden ist oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem 
anderen Prüfungsverfahren befindet. 

(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(5)	 Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a)	 die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind oder 

b) die Unterlagen unvollständig sind oder 
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung 

im Studiengang Mathematik an einer wissenschaftlichen 
Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmen­
gesetzes endgültig nicht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer 
anderen Hochschule in einem Prüfungsverfahren im 
seiben Studiengang befindet. 

§ 11 
Leistungsnachweise 

(1) Im Bachelor-Studium müssen in folgenden Lehr­
veranstaltungen Leistungsnachweise nach näherer Bestimmung 
durch die Studienordnung erbracht werden. Für die Leistungs· 
nachweise werden Leistungspunkte nach dem ECTS1-System 
gemäß der folgenden Aufstellung vergeben: 

1.	 EinfOhrung in die imperative Programmierung (ein 
Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte), 

2.	 Praktikum unter Benutzung mathematischer Software· 
pakete (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte), 

3.	 Proseminar (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte) 
4.	 Mathematisches Praktikum (ein Leistungsnachweis, 

5 LeistungspLJnkte), 
5.	 Seminar (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte), 
6.	 a) im Nebenfach Informatik Leistungsnachweise im 

Umfang von mindestens 8 SWS (einschließlich 
Übungen) zu den Kursen Datenbanken lader Einführung 
in die objektorientierte Programmierung oder 
Grundpraktikum Programmierung oder Kursen aus dem 
Katalog B des Studiengangs Bachelor in Informatik, die 
nicht Gegenstand der Bachelor-Prüfung (siehe § 12 Abs. 
4) sind (zwei Leistungsnachweise, je 5 Leistungspunkte), 

b) im Nebenfach Volkswirtschaftslehre die Nachweise 
über die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendeaufgaben 
zu den Kursen Allokationstheorie und Wachstum, 
Verteilung, Konjunktur gemäß den Regelungen in der 
Diplomprüfungsordnung für den integrierten Studiengang 
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen (zwei Leistungsnachweise, 
je 5 Leistungspunkte). 

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben 
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrver­
anstallung eines früheren Semesters oder aus einer dafür ange­
rechneten Studien- oder Prüfungsleistung vorliegen. 

(2)	 Für die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend. 

§ 12
 
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung
 

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus den FachprGfungen, 
soweit sie nach Absatz 2 vorgeschrieben sind, und der 
Abschlussarbeit nach § 13. 

(2)	 Die FachprUfungen erstrecken sich auf die folgenden Fächer: 

1. Analysis, 
2. Uneare Algebra, 

1 European Community Course Credit Transfer System, 
ERASMUS-Bureau 1994, ISBN 92-826-6715-4 
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§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis sp~testens

eine Woche vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prü·
fung abmelden. Danach gilt eine PrOfungsleistung als mit ~nicht

ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kan­
didat zu einem Prüfungstermln ohne triftige Gründe nicht er­
scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne
triftige GrOnde von der Prüfung zurOcktritt. Dasselbe gilt, wenn
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgesehe­
nen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemach­
ten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank­
heit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden.
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann im
Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer vom Prüfungsaus­
schuss zu benennenden Vertrauensärztin oder eines vom Prü­
fungsausschuss zu benennenden Vertrauensarztes verlangen.
Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandi­
datin oder dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein
neuer Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden Prüfungs­
ergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis
.einer Prilfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht

zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die
Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von der oder
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder
Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fort­
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem
Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht aus­
reichend" (5,0) bewertet, die Gründe für den Ausschluss sind
aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann der
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14
Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1
und 2 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende
Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatin
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be·
gründen und mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. Vor der
Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Bachelor·PrOfung

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Bachelor-Prüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder ein­
schlägige fachgebundene Hochschulreife), der Fach·
hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von
der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig aner­
kanntes Zeugnis besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für
den Modellstudiengang Bachelor im Fach Mathematik
eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweit­
hörerin oder Zwelthörer zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Fall
des § 8 Abs. 4 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis
über die EinstufungsprOfung ganz oder teilweise ersetzt.

(3) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung
werden studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist
eine schriftliche Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforder­
lich, die spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin beim
PrOfungsamt des Fachbereichs Mathematik erfolgen soll. Bei der
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Bachelor-
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Prüfung beim Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine
Erklärung beizufügen, ob bereits eine Bachelor~Prüfung im
Studiengang Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden
worden ist oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem
anderen Prüfungsverfahren befindet.

(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(5) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung

im Studiengang Mathematik an einer wissenschaftlichen
Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmen­
gesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer
anderen Hochschule in einem Prüfungsverfahren im
seiben Studiengang befindet.

§ 11
Leistungsnachweise

(1) Im Bachelor-Studium müssen in folgenden Lehr­
veranstaltungen Leistungsnachweise nach näherer Bestimmung
durch die Studienordnung erbracht werden. Für die Leistungs·
nachweise werden Leistungspunkte nach dem ECTS1-System
gemäß der folgenden Aufstellung vergeben:

1. EinfOhrung in die imperative Programmierung (ein
Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte),

2. Praktikum unter Benutzung mathematischer Software·
pakete (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte),

3. Proseminar (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte)
4. Mathematisches Praktikum (ein Leistungsnachweis,

5 LeistungspLJnkte),
5. Seminar (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte),
6. a) im Nebenfach Informatik Leistungsnachweise im

Umfang von mindestens 8 SWS (einschließlich
Übungen) zu den Kursen Datenbanken lader Einführung
in die objektorientierte Programmierung oder
Grundpraktikum Programmierung oder Kursen aus dem
Katalog B des Studiengangs Bachelor in Informatik, die
nicht Gegenstand der Bachelor-Prüfung (siehe § 12 Abs.
4) sind (zwei Leistungsnachweise, je 5 Leistungspunkte),

b) im Nebenfach Volkswirtschaftslehre die Nachweise
über die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendeaufgaben
zu den Kursen Allokationstheorie und Wachstum,
Verteilung, Konjunktur gemäß den Regelungen in der
Diplomprüfungsordnung für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen (zwei Leistungsnachweise,
je 5 Leistungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrver­
anstallung eines früheren Semesters oder aus einer dafür ange­
rechneten Studien- oder Prüfungsleistung vorliegen.

(2) Für die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§ 12
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus den FachprGfungen,
soweit sie nach Absatz 2 vorgeschrieben sind, und der
Abschlussarbeit nach § 13.

(2) Die FachprUfungen erstrecken sich auf die folgenden Fächer:

1. Analysis,
2. Uneare Algebra,

1 European Community Course Credit Transfer System,
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§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis sp~testens

eine Woche vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prü·
fung abmelden. Danach gilt eine PrOfungsleistung als mit ~nicht

ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kan­
didat zu einem Prüfungstermln ohne triftige Gründe nicht er­
scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne
triftige GrOnde von der Prüfung zurOcktritt. Dasselbe gilt, wenn
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgesehe­
nen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemach­
ten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank­
heit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden.
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann im
Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer vom Prüfungsaus­
schuss zu benennenden Vertrauensärztin oder eines vom Prü­
fungsausschuss zu benennenden Vertrauensarztes verlangen.
Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandi­
datin oder dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein
neuer Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden Prüfungs­
ergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis
.einer Prilfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht

zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die
Feststellung Ober den Täuschungsversuch wird von der oder
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder
Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fort­
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem
Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht aus­
reichend" (5,0) bewertet, die Gründe für den Ausschluss sind
aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann der
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14
Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1
und 2 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende
Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatin
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be·
gründen und mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. Vor der
Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

11. Bachelor·PrOfung

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Bachelor-Prüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder ein­
schlägige fachgebundene Hochschulreife), der Fach·
hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von
der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig aner­
kanntes Zeugnis besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für
den Modellstudiengang Bachelor im Fach Mathematik
eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweit­
hörerin oder Zwelthörer zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Fall
des § 8 Abs. 4 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis
über die EinstufungsprOfung ganz oder teilweise ersetzt.

(3) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung
werden studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist
eine schriftliche Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforder­
lich, die spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin beim
PrOfungsamt des Fachbereichs Mathematik erfolgen soll. Bei der
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Bachelor-
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Prüfung beim Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine
Erklärung beizufügen, ob bereits eine Bachelor~Prüfung im
Studiengang Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden
worden ist oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem
anderen Prüfungsverfahren befindet.

(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(5) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung

im Studiengang Mathematik an einer wissenschaftlichen
Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmen­
gesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer
anderen Hochschule in einem Prüfungsverfahren im
seiben Studiengang befindet.

§ 11
Leistungsnachweise

(1) Im Bachelor-Studium müssen in folgenden Lehr­
veranstaltungen Leistungsnachweise nach näherer Bestimmung
durch die Studienordnung erbracht werden. Für die Leistungs·
nachweise werden Leistungspunkte nach dem ECTS1-System
gemäß der folgenden Aufstellung vergeben:

1. EinfOhrung in die imperative Programmierung (ein
Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte),

2. Praktikum unter Benutzung mathematischer Software·
pakete (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte),

3. Proseminar (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte)
4. Mathematisches Praktikum (ein Leistungsnachweis,

5 LeistungspLJnkte),
5. Seminar (ein Leistungsnachweis, 5 Leistungspunkte),
6. a) im Nebenfach Informatik Leistungsnachweise im

Umfang von mindestens 8 SWS (einschließlich
Übungen) zu den Kursen Datenbanken lader Einführung
in die objektorientierte Programmierung oder
Grundpraktikum Programmierung oder Kursen aus dem
Katalog B des Studiengangs Bachelor in Informatik, die
nicht Gegenstand der Bachelor-Prüfung (siehe § 12 Abs.
4) sind (zwei Leistungsnachweise, je 5 Leistungspunkte),

b) im Nebenfach Volkswirtschaftslehre die Nachweise
über die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendeaufgaben
zu den Kursen Allokationstheorie und Wachstum,
Verteilung, Konjunktur gemäß den Regelungen in der
Diplomprüfungsordnung für den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen (zwei Leistungsnachweise,
je 5 Leistungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrver­
anstallung eines früheren Semesters oder aus einer dafür ange­
rechneten Studien- oder Prüfungsleistung vorliegen.

(2) Für die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§ 12
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus den FachprGfungen,
soweit sie nach Absatz 2 vorgeschrieben sind, und der
Abschlussarbeit nach § 13.

(2) Die FachprUfungen erstrecken sich auf die folgenden Fächer:

1. Analysis,
2. Uneare Algebra,

1 European Community Course Credit Transfer System,
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3. Anwendungsorientierte Mathematik I, 
4. Anwendungsorientierte Mathematik 11, 
5. WahJgebiet der Mathematik, 
6. Nebenfach. 

FOr jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4,0) be­
wertete Prüfungsleistung einer Fachprüfung werden Leistungs­
punkte nach Absatz 3 und 4 vergeben. Wiederholungen bestan­
dener PrOfungslelstungen aufgrund eines Freiversuchs nach § 1B 
Abs. B werden dabei nicht berücksichtigt. 

(3) Die Fachprüfungen bestehen in den Fächem 1. - 4. aus je­
weils zwei studienbegleitenden Fachteilprüfungen, Diese sind 
zweistündige Klausurarbeiten zu den folgenden Kursen: 

1.	 bei der Fachprüfung Analysis zu den Kursen Analysis I 
und 11 Ge 10 Leislungspunkle); 

2.	 bei der FachprOfung Lineare Algebra zu den Kursen 
Lineare Algebra 1und 11 Ge 10 Leislungspunkle); 

3.	 bei der Fachprilfung Anwendungsorientierte Mathematik 1 
zu den Kursen Numerische Mathematik 1und 
Wahrscheinlichkeitstheorie I Oe 10 Leistungspunkte); 

4.	 bei der Fachprüfung Anwendungsorientierte Mathematik 
II zu den Kursen Optimierung und Angewandte Analysis 
unter besonderer BerOcksichtigung von Differential­
gleichungen üe 10 Leistungspunkte). 

Im Fach 5. besteht die FachprOfung aus zwei studienbegleiten­
den mündlichen Fachteilprüfungen zu Wahlpflichtkursen des 
Bachelor-Studiengangs Mathematik im Umfang von je 4+2 SWS 
Ge 10 Lelslungspunkle). 

(4) Als Nebenfach in der Bachelor-Prüfung kann gewählt 
werden: 

a)	 Informatik oder 
b)	 Betriebswirtschaftslehre oder 
c)	 Volkswirtschaftslehre. 

Die Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei studien­
begleitenden mündlichen Fachteilprüfungen üe 10 Leistungs· 
punkte). Gegenstände der Teilprufungen sind 

1.	 die beiden Kurse "Betriebssysteme und Rechnernetze" 
und "Datenstrukturen I" und 

2.	 weitere Kurse im Gesamtumfang von 4 SWS ohne 
Übungen aus dem Katalog B des Modellstudiengangs 
Bachelor in Informatik, die nicht Gegenstand eines 
Leistungsnachweises aus § 11 Abs. 1 Nr. 6a) sind. 

Die Nebenfachprüfung in Betriebswirtschaftlehre besteht aus drei 
studienbegleitenden schriftlichen Fachteilprüfungen in Form von 
je zweistündigen Klausurarbeiten zu "Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre I", "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11" 
und "GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre 111" Qe 10 Leistungs­
punkte). Die Teilnahme an diesen drei Klausurarbeiten setzt 
gemäß den Regelungen in der DipJomprOfungsordnung für den 
integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der Fern­
Universitat - Gesamthochschule in Hagen die erfolgreiche Bear­
beitung der Einsendeaufgaben zu diesen Teilgebieten voraus. 

Die NebenfachprOfung in Volkswirtschaftslehre besteht aus zwei 
studienbegleitenden schriftlichen Fachteilprüfungen in Form von 
je zweistündigen Klausurarbeiten zu "Mikroökonomik" und "Makro­
ökonomik" üe 10 Leislungspunkte). Die Teilnahme an diesen 
zwei Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der Diplom. 
prüfungsordnung für den integrierten Studiengang Wirt­
schaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendeauf­
gaben zu diesen Teilgebieten voraus. 

(5) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches 
Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder 
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die 
Prüfung ganz oder teilweise in der vorhergesehenen Form abzu­
legen, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen 
Form zu erbringen. 

§ 13 
Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Mathematik. 
Sie soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der 
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
ihrem bzw. seinem Fachgebiet selbständig nach wissenschaft­
lichen Methoden zu bearbeiten. Für eine nach § 14 mit mindes­
tens ausreichend (4,0) bewertete Abschlussarbeit werden 25 
Leistungspunkte vergeben. 

(2) Die Abschlussarbeit wird von einer oder einem 
PrOfungsberechtigten des Fachbereichs Mathematik gemäß § 7 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 ausgegeben und betreut. Soll die Abschluss­
arbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule durch­
geführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Der Kandidatin oder 
dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das 
Thema der Abschlussarbeit zu machen. 

(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat 
rechtzeitig ein Thema für eine Abschlussarbeit erhält. 

(4) Die Abschlussarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit 
zugelassen werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewer· 
tende Einzelbeitrag aufgrund der Angabe von Abschnitten, • 
Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine ein­
deutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und 
bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 

(5) Die Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt über 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Pr(jfungsausschus~ 

ses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 

(6) Die Bearbeitungszeit für die Abschlussarbeit beträgt 
höchstens zwei Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang 
der Abschlussarbeit müssen so beschaffen sein, dass die Arbeit 
innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen werden kann. 
Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten 
Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzel­
fall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag die 
Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen verlängem. Für Teilzeit­
studierende kann der Prüfungsausschuss darüberhinaus eine 
weitere Nachfrist von bis zu drei Wochen gewähren. 

(7) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder 
der Kandidat schriftlich zu versichem, dass sie oder er die Arbeit 
- bei Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzel­
anteil der Arbeit - selbständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kennt­
lich gemacht hat. • 

§ 14 
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen im Regelfall einen 
Umfang von 40 Selten nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß 
beim Prüfungsausschuss in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; 
der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wird die Ab­
schlussarbeil nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit ..nicht 
ausreichend" (5,0) bewertet. 

(2) Die Abschlussarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten 
und zu bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den 
Prüfenden gehören. Die oder der zweite Prüfende wird von der 
oder dem Vorsitzenden des PrÜfungsausschusses bestimmt. Die 
einzelne Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen 
und schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Be­
wertung durch die beiden Prüfenden wird die Note der Ab­
schlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden Noten 
gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt 
die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine 
dritte Prüfende oder ein dritter PrOfer zur Bewertung der Ab­
schlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Ab· 
schlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren 
Noten gebildet. Die Abschrussarbeit kann jedoch nur dann als 
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3. Anwendungsorientierte Mathematik I,
4. Anwendungsorientierte Mathematik 11,
5. WahJgebiet der Mathematik,
6. Nebenfach.

FOr jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4,0) be­
wertete Prüfungsleistung einer Fachprüfung werden Leistungs­
punkte nach Absatz 3 und 4 vergeben. Wiederholungen bestan­
dener PrOfungslelstungen aufgrund eines Freiversuchs nach § 1B
Abs. B werden dabei nicht berücksichtigt.

(3) Die Fachprüfungen bestehen in den Fächem 1. - 4. aus je­
weils zwei studienbegleitenden Fachteilprüfungen, Diese sind
zweistündige Klausurarbeiten zu den folgenden Kursen:

1. bei der Fachprüfung Analysis zu den Kursen Analysis I
und 11 Ge 10 Leislungspunkle);

2. bei der FachprOfung Lineare Algebra zu den Kursen
Lineare Algebra 1und 11 Ge 10 Leislungspunkle);

3. bei der Fachprilfung Anwendungsorientierte Mathematik 1
zu den Kursen Numerische Mathematik 1und
Wahrscheinlichkeitstheorie I Oe 10 Leistungspunkte);

4. bei der Fachprüfung Anwendungsorientierte Mathematik
II zu den Kursen Optimierung und Angewandte Analysis
unter besonderer BerOcksichtigung von Differential­
gleichungen üe 10 Leistungspunkte).

Im Fach 5. besteht die FachprOfung aus zwei studienbegleiten­
den mündlichen Fachteilprüfungen zu Wahlpflichtkursen des
Bachelor-Studiengangs Mathematik im Umfang von je 4+2 SWS
Ge 10 Lelslungspunkle).

(4) Als Nebenfach in der Bachelor-Prüfung kann gewählt
werden:

a) Informatik oder
b) Betriebswirtschaftslehre oder
c) Volkswirtschaftslehre.

Die Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei studien­
begleitenden mündlichen Fachteilprüfungen üe 10 Leistungs·
punkte). Gegenstände der Teilprufungen sind

1. die beiden Kurse "Betriebssysteme und Rechnernetze"
und "Datenstrukturen I" und

2. weitere Kurse im Gesamtumfang von 4 SWS ohne
Übungen aus dem Katalog B des Modellstudiengangs
Bachelor in Informatik, die nicht Gegenstand eines
Leistungsnachweises aus § 11 Abs. 1 Nr. 6a) sind.

Die Nebenfachprüfung in Betriebswirtschaftlehre besteht aus drei
studienbegleitenden schriftlichen Fachteilprüfungen in Form von
je zweistündigen Klausurarbeiten zu "Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre I", "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11"
und "GrundzOge der Betriebswirtschaftslehre 111" Qe 10 Leistungs­
punkte). Die Teilnahme an diesen drei Klausurarbeiten setzt
gemäß den Regelungen in der DipJomprOfungsordnung für den
integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der Fern­
Universitat - Gesamthochschule in Hagen die erfolgreiche Bear­
beitung der Einsendeaufgaben zu diesen Teilgebieten voraus.

Die NebenfachprOfung in Volkswirtschaftslehre besteht aus zwei
studienbegleitenden schriftlichen Fachteilprüfungen in Form von
je zweistündigen Klausurarbeiten zu "Mikroökonomik" und "Makro­
ökonomik" üe 10 Leislungspunkte). Die Teilnahme an diesen
zwei Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der Diplom.
prüfungsordnung für den integrierten Studiengang Wirt­
schaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendeauf­
gaben zu diesen Teilgebieten voraus.

(5) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches
Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die
Prüfung ganz oder teilweise in der vorhergesehenen Form abzu­
legen, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen
Form zu erbringen.
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§ 13
Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Mathematik.
Sie soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus
ihrem bzw. seinem Fachgebiet selbständig nach wissenschaft­
lichen Methoden zu bearbeiten. Für eine nach § 14 mit mindes­
tens ausreichend (4,0) bewertete Abschlussarbeit werden 25
Leistungspunkte vergeben.

(2) Die Abschlussarbeit wird von einer oder einem
PrOfungsberechtigten des Fachbereichs Mathematik gemäß § 7
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 ausgegeben und betreut. Soll die Abschluss­
arbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule durch­
geführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Der Kandidatin oder
dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das
Thema der Abschlussarbeit zu machen.

(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat
rechtzeitig ein Thema für eine Abschlussarbeit erhält.

(4) Die Abschlussarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit
zugelassen werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewer·
tende Einzelbeitrag aufgrund der Angabe von Abschnitten, •
Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine ein­
deutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und
bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt über
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Pr(jfungsausschus~

ses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(6) Die Bearbeitungszeit für die Abschlussarbeit beträgt
höchstens zwei Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang
der Abschlussarbeit müssen so beschaffen sein, dass die Arbeit
innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen werden kann.
Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten
Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzel­
fall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag die
Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen verlängem. Für Teilzeit­
studierende kann der Prüfungsausschuss darüberhinaus eine
weitere Nachfrist von bis zu drei Wochen gewähren.

(7) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder
der Kandidat schriftlich zu versichem, dass sie oder er die Arbeit
- bei Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzel­
anteil der Arbeit - selbständig verfasst und keine anderen als die
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kennt-
lich gemacht hat. •

§ 14
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Umfang von 40 Selten nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß
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schlussarbeil nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit ..nicht
ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Abschlussarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten
und zu bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den
Prüfenden gehören. Die oder der zweite Prüfende wird von der
oder dem Vorsitzenden des PrÜfungsausschusses bestimmt. Die
einzelne Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen
und schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Be­
wertung durch die beiden Prüfenden wird die Note der Ab­
schlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden Noten
gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt
die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine
dritte Prüfende oder ein dritter PrOfer zur Bewertung der Ab­
schlussarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Ab·
schlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren
Noten gebildet. Die Abschrussarbeit kann jedoch nur dann als
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.,ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindes­
tens zwei Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind. 

(3) Die Bewertung der Abschlussarbeit ist der Kandidatin oder 
dem Kandidaten spätestens nach acht Wochen mitzuteilen. 

§ 15 
Klausurarbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten 
Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des 
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 17 
Abs. 1 zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen 
abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen. 
Bei einem der Prüfenden kann abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 4 
auf die selbständige Lehrtätigkeit und auf die Promotion ver­
zichtet werden, sofern er die Diplomprüfung im Fach Mathematik 
oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder 
Angehöriger der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
ist. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem arith­
metischen Mittel der Einzelbewertungen. Sie wird der Kandidatin 
oder dem Kandidaten durch die erste PrOfende oder den ersten 

• Prüfenden nach spätestens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt. 

§ 16 
MOndliehe PrOfungen 

(1) Mündliche Prüfungen nach § 12 Abs. 3 und 4 werden vor 
einer oder einem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines sach­
kundigen Beisitzenden (§ 7 Abs. 1 Satz 5) abgelegl. Vor der 
Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs. 1 hat der oder die 
Prüfende den Beisitzenden oder die Beisitzende zu hören. 

(2) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von bis 
zu 4 SWS ohne Übungen in der Regel mindestens 15 und 
höchstens 25 Minuten. 

(3) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung 
in den einzelnen Fächern sind in einem Protokoll festzuhalten. 
Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandidatin oder dem 
Kandidaten im Anschluss an die mündliche PnJfung bekannt­
zugeben. 

(4) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, sofern 
nicht die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die 

• Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe 
des PnJfungsergebnisses. 

§ 17 
Bewertung der PrUfungsleistungen 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind 
folgende Noten zu verwenden: 

1 =sehr gut = eine hervorragende Leistung; 
2 =guf =eine Leistung, die erheblich über 

den durchschnittlichen Anforderun­
gen liegt; 

3 =befriedigend =eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht; 

4 = ausreichend =eine Leistung, die trotz ihrer 
Mangel noch den Anforderungen 
genügt; 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 
können zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet 
werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei ausgeschlossen. 

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen 
Fachteilprüfungen (gemäß § 12 Abs. 3 und 4) bestanden sind. 
Eine Fachteilprüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens 
,.ausreichend" (4,0) bewertet ist. Für eine bestandene Fach­
prüfung errechnet sich die Fachnote aus dem arithmetischen 
Mittel der Noten der einzelnen Fachteilprüfungen. Die Fachnote 
lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut. 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =ausreichend. 

(3) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leis­
tungsnachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachteil­
prOfungen nach § 12 Abs. 3 und 4 mit mindestens "ausreichend" 
(4,0) bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 14 mit min­
destens "ausreichend" (4,0) bewertet wurde. 

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Bachelor-Prüfung errech­
net sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten und der Note der 
Abschlußarbeit. Die Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 = gut, 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend. 

(5) Bei der Bildung der Klausurnoten, der Fachnoten und der 
Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berüCksichtigt alle weiteren Stellen werden ohne Rundung ge~ 

strichen. 

(6) Anstelle der Gesamtnote ,,sehr gur' nach Absatz 4 wird das 
Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die 
Abschlußarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller Fach­
noten nicht schlechter als 1,5 ist. 

§ 18 
Wiederholung von PrUfungsleistungen, Freiversuch 

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrüfungsJeis­
tung der Bachelor-Prüfung, die nicht bestanden ist oder als nicht 
bestanden gilt, zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht aus­
reichend" bewertete Abschlussarbeit kann einmal wiederholt 
werden. Eine Rückgabe des Themas der Abschlussarbeit in der 
in § 13 Abs. 6 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die 
Kandidatin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Ab­
schlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
hat. Fehlversuche im selben Studiengang an anderen Hoch­
schulen werden angerechnet. Außer bei Freiversuchen nach 
Abs. 8 ist die Wiederholung einer bestandenen PrOfungsleistung 
nicht zulässig. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen 
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die 
Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausge­
schlossen. 

(3) Bevor nach Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkeiten 
fOr eine Fachteilprüfung nach § 12 Abs. 3 Nr. 1, bis 4. die Note 
"nicht ausreichend" festgesetzt wird, hat sich die Kandidatin oder 
der Kandidat einer mündlichen ErgänzungsprOfung zu unter­
ziehen. Die Mitteilung Ober das Ergebnis der Klausurarbeit nennt 
auch den Termin für die mündliche Ergänzungsprüfung, die 
innerhalb von zwei Monaten nach Mitteilung über das Ergebnis 
der Klausur stattgefunden haben soll. Die mOndliche Er­
gänzungsprOfung wird von der oder dem ersten Prüfenden in 
Gegenwart einer oder eines Beisitzenden abgelegt; § 16 gilt 
entsprechend. Ist die mündliche ErgänzungsprQfung mit 
mindestens "ausreichend" (bis 4,0) bewertet, so wird die Note der 
FachteilprOfung mit "ausreichend" (4,0), andernfalls mit "nicht 
ausreichend" (5,0) festgesetzt. 

(4) Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der Regel­
studienzeit zu dem in Absatz 6 vorgesehenen Zeitpunkt und nach 
ununterbrochenem Studium eine Fachteilprüfung ab und besteht 
er oder sie diese Pn1fungsleistung nicht, so gilt sie als nicht un­
temommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist ausge~ 
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= sehr gut,
= gut,
= befriedigend,
= ausreichend.

= sehr gut,
= gut.
= befriedigend,
=ausreichend.

.,ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindes­
tens zwei Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bewertung der Abschlussarbeit ist der Kandidatin oder
dem Kandidaten spätestens nach acht Wochen mitzuteilen.

§ 15
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten
Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 17
Abs. 1 zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen.
Bei einem der Prüfenden kann abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 4
auf die selbständige Lehrtätigkeit und auf die Promotion ver­
zichtet werden, sofern er die Diplomprüfung im Fach Mathematik
oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder
Angehöriger der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
ist. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem arith­
metischen Mittel der Einzelbewertungen. Sie wird der Kandidatin
oder dem Kandidaten durch die erste PrOfende oder den ersten

• Prüfenden nach spätestens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt.

§ 16
MOndliehe PrOfungen

(1) Mündliche Prüfungen nach § 12 Abs. 3 und 4 werden vor
einer oder einem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines sach­
kundigen Beisitzenden (§ 7 Abs. 1 Satz 5) abgelegl. Vor der
Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs. 1 hat der oder die
Prüfende den Beisitzenden oder die Beisitzende zu hören.

(2) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von bis
zu 4 SWS ohne Übungen in der Regel mindestens 15 und
höchstens 25 Minuten.

(3) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung
in den einzelnen Fächern sind in einem Protokoll festzuhalten.
Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandidatin oder dem
Kandidaten im Anschluss an die mündliche PnJfung bekannt­
zugeben.

(4) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen
Prüfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, sofern

•
nicht die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe
des PnJfungsergebnisses.

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen
Fachteilprüfungen (gemäß § 12 Abs. 3 und 4) bestanden sind.
Eine Fachteilprüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens
,.ausreichend" (4,0) bewertet ist. Für eine bestandene Fach­
prüfung errechnet sich die Fachnote aus dem arithmetischen
Mittel der Noten der einzelnen Fachteilprüfungen. Die Fachnote
lautet

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

(3) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leis­
tungsnachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachteil­
prOfungen nach § 12 Abs. 3 und 4 mit mindestens "ausreichend"
(4,0) bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 14 mit min­
destens "ausreichend" (4,0) bewertet wurde.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Bachelor-Prüfung errech­
net sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten und der Note der
Abschlußarbeit. Die Gesamtnote lautet

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

(5) Bei der Bildung der Klausurnoten, der Fachnoten und der
Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berüCksichtigt alle weiteren Stellen werden ohne Rundung ge~

strichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote ,,sehr gur' nach Absatz 4 wird das
Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlußarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller Fach­
noten nicht schlechter als 1,5 ist.

§ 18
Wiederholung von PrUfungsleistungen, Freiversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrüfungsJeis­
tung der Bachelor-Prüfung, die nicht bestanden ist oder als nicht
bestanden gilt, zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht aus­
reichend" bewertete Abschlussarbeit kann einmal wiederholt
werden. Eine Rückgabe des Themas der Abschlussarbeit in der
in § 13 Abs. 6 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Ab­
schlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht
hat. Fehlversuche im selben Studiengang an anderen Hoch­
schulen werden angerechnet. Außer bei Freiversuchen nach
Abs. 8 ist die Wiederholung einer bestandenen PrOfungsleistung
nicht zulässig. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die
Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

§ 17
Bewertung der PrUfungsleistungen

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausge­
schlossen.

4 = ausreichend

5 = nicht ausreichend

3 =befriedigend

1 =sehr gut
2 =guf

(3) Bevor nach Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkeiten
fOr eine Fachteilprüfung nach § 12 Abs. 3 Nr. 1, bis 4. die Note
"nicht ausreichend" festgesetzt wird, hat sich die Kandidatin oder
der Kandidat einer mündlichen ErgänzungsprOfung zu unter­
ziehen. Die Mitteilung Ober das Ergebnis der Klausurarbeit nennt
auch den Termin für die mündliche Ergänzungsprüfung, die
innerhalb von zwei Monaten nach Mitteilung über das Ergebnis
der Klausur stattgefunden haben soll. Die mOndliche Er­
gänzungsprOfung wird von der oder dem ersten Prüfenden in
Gegenwart einer oder eines Beisitzenden abgelegt; § 16 gilt
entsprechend. Ist die mündliche ErgänzungsprQfung mit
mindestens "ausreichend" (bis 4,0) bewertet, so wird die Note der
FachteilprOfung mit "ausreichend" (4,0), andernfalls mit "nicht
ausreichend" (5,0) festgesetzt.

(4) Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der Regel­
studienzeit zu dem in Absatz 6 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine Fachteilprüfung ab und besteht
er oder sie diese Pn1fungsleistung nicht, so gilt sie als nicht un­
temommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist ausge~

= eine hervorragende Leistung;
=eine Leistung, die erheblich über

den durchschnittlichen Anforderun­
gen liegt;

=eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht;

=eine Leistung, die trotz ihrer
Mangel noch den Anforderungen
genügt;

= eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen
nicht mehr genügt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3
können zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet
werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei ausgeschlossen.

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind
folgende Noten zu verwenden:
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= sehr gut,
= gut,
= befriedigend,
= ausreichend.

= sehr gut,
= gut.
= befriedigend,
=ausreichend.

.,ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindes­
tens zwei Noten "ausreichend" (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bewertung der Abschlussarbeit ist der Kandidatin oder
dem Kandidaten spätestens nach acht Wochen mitzuteilen.

§ 15
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten
Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 17
Abs. 1 zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen.
Bei einem der Prüfenden kann abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 4
auf die selbständige Lehrtätigkeit und auf die Promotion ver­
zichtet werden, sofern er die Diplomprüfung im Fach Mathematik
oder eine gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder
Angehöriger der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
ist. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem arith­
metischen Mittel der Einzelbewertungen. Sie wird der Kandidatin
oder dem Kandidaten durch die erste PrOfende oder den ersten

• Prüfenden nach spätestens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt.

§ 16
MOndliehe PrOfungen

(1) Mündliche Prüfungen nach § 12 Abs. 3 und 4 werden vor
einer oder einem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines sach­
kundigen Beisitzenden (§ 7 Abs. 1 Satz 5) abgelegl. Vor der
Festsetzung der Note gemäß § 17 Abs. 1 hat der oder die
Prüfende den Beisitzenden oder die Beisitzende zu hören.

(2) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von bis
zu 4 SWS ohne Übungen in der Regel mindestens 15 und
höchstens 25 Minuten.

(3) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung
in den einzelnen Fächern sind in einem Protokoll festzuhalten.
Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandidatin oder dem
Kandidaten im Anschluss an die mündliche PnJfung bekannt­
zugeben.

(4) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen
Prüfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, sofern

•
nicht die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe
des PnJfungsergebnisses.

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen
Fachteilprüfungen (gemäß § 12 Abs. 3 und 4) bestanden sind.
Eine Fachteilprüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens
,.ausreichend" (4,0) bewertet ist. Für eine bestandene Fach­
prüfung errechnet sich die Fachnote aus dem arithmetischen
Mittel der Noten der einzelnen Fachteilprüfungen. Die Fachnote
lautet

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

(3) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leis­
tungsnachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachteil­
prOfungen nach § 12 Abs. 3 und 4 mit mindestens "ausreichend"
(4,0) bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 14 mit min­
destens "ausreichend" (4,0) bewertet wurde.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Bachelor-Prüfung errech­
net sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten und der Note der
Abschlußarbeit. Die Gesamtnote lautet

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

(5) Bei der Bildung der Klausurnoten, der Fachnoten und der
Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berüCksichtigt alle weiteren Stellen werden ohne Rundung ge~

strichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote ,,sehr gur' nach Absatz 4 wird das
Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlußarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller Fach­
noten nicht schlechter als 1,5 ist.

§ 18
Wiederholung von PrUfungsleistungen, Freiversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine PrüfungsJeis­
tung der Bachelor-Prüfung, die nicht bestanden ist oder als nicht
bestanden gilt, zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht aus­
reichend" bewertete Abschlussarbeit kann einmal wiederholt
werden. Eine Rückgabe des Themas der Abschlussarbeit in der
in § 13 Abs. 6 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Ab­
schlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht
hat. Fehlversuche im selben Studiengang an anderen Hoch­
schulen werden angerechnet. Außer bei Freiversuchen nach
Abs. 8 ist die Wiederholung einer bestandenen PrOfungsleistung
nicht zulässig. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die
Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

§ 17
Bewertung der PrUfungsleistungen

(2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausge­
schlossen.

4 = ausreichend

5 = nicht ausreichend

3 =befriedigend

1 =sehr gut
2 =guf

(3) Bevor nach Ausschöpfen der Wiederholungsmöglichkeiten
fOr eine Fachteilprüfung nach § 12 Abs. 3 Nr. 1, bis 4. die Note
"nicht ausreichend" festgesetzt wird, hat sich die Kandidatin oder
der Kandidat einer mündlichen ErgänzungsprOfung zu unter­
ziehen. Die Mitteilung Ober das Ergebnis der Klausurarbeit nennt
auch den Termin für die mündliche Ergänzungsprüfung, die
innerhalb von zwei Monaten nach Mitteilung über das Ergebnis
der Klausur stattgefunden haben soll. Die mOndliche Er­
gänzungsprOfung wird von der oder dem ersten Prüfenden in
Gegenwart einer oder eines Beisitzenden abgelegt; § 16 gilt
entsprechend. Ist die mündliche ErgänzungsprQfung mit
mindestens "ausreichend" (bis 4,0) bewertet, so wird die Note der
FachteilprOfung mit "ausreichend" (4,0), andernfalls mit "nicht
ausreichend" (5,0) festgesetzt.

(4) Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der Regel­
studienzeit zu dem in Absatz 6 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine Fachteilprüfung ab und besteht
er oder sie diese Pn1fungsleistung nicht, so gilt sie als nicht un­
temommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist ausge~

= eine hervorragende Leistung;
=eine Leistung, die erheblich über

den durchschnittlichen Anforderun­
gen liegt;

=eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht;

=eine Leistung, die trotz ihrer
Mangel noch den Anforderungen
genügt;

= eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen
nicht mehr genügt.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3
können zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet
werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei ausgeschlossen.

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind
folgende Noten zu verwenden:
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schlossen. Satz 1 gilt nicht. wenn die Prüfungs\eistung nach § 9 
Abs. 3 als nicht bestanden gilt. 

(5) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine 
FachleilprOfung nach § 12 Abs. 3 

bei Nr. 1 und 2 spätestens im zweiten Semester, 
bei Nr. 3 und 4 spätestens im vierten Semester, 
bei Nr. 6 spätestens im fünften Semester, 
bei Nr. 5 spätestens im sechsten Semester 

abgelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium 
nur zur Hälfte gezählt. 

(6) Bei der Berechnung des in Absatz 6 genannten Zeitpunktes 
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als 
Unterbrechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweislich wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem 
anderen zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein Hin­
derungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn mindestens 
vier Wochen der Mutterschutzfrist in die Vorlesungszeit fallen. 
Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass die Kandidatin 
oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche Untersuchung 
herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsär2.tliche Zeugnis 
vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus 
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. Ebenso sind .Unter­
brechungen des Studiums durch das Ableisten des Wehr- oder 
Zivildienstes zu berücksichtigen. Unberücksichtigt bleibt auch ein 
Auslandsstudium bis zu drei Semestern, wenn die Kandidatin 
oder der Kandidat nachweislich an einer ausländischen Hoch­
schule für das Studienfach, in dem sie bzw. er die Freiversuchs­
regelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben war und 
darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfang, in der 
Regel von mindestens acht SemesteIWochenstunden, besucht 
und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis elWorben 
hat. Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, 
höchstens jedoch bis zu zwei Semestern, unberücksichtigt, wenn 
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich während dieser 
Zeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien 
oder satzungsgemäßen Organen der Hochschule tätig war. 
Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge 
einer Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern. 

(7) Wer eine FachteilprOfung bei Vorliegen der Vorausset­
zungen nach den Absätzen 4 bis 6 bestanden hat, kann diese zur 
Verbesserung der Note die Prüfung an derselben Hochschule 
einmal wiederholen. Es gilt dann die bessere der beiden Noten. 
Die Prüfung ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen. 

§19 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung 
bestanden, erhält er oder sie über die Ergebnisse ein zeugnis. In 
das Zeugnis werden die Gesamtnote, die Fachnoten sowie das 
Thema der Abschlussarbeit und deren Note aufgenommen. Auf 
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der 
Bachelor-Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Das Zeugnis wird innerhalb von vier Wochen nach dem 
Erbringen der letzten Studien~ oder Prüfungsleistung ausgestellt. 
Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung erbracht worden 
ist. 

(3) Ist die Bachelor-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als 
nicht bestanden, erteilt der oder die Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen 
schriftlichen Bescheid. Die Bachelor-Prüfung ist nicht bestanden 
(bzw. gilt als nicht bestanden), sobald eine Kursabschluss­
prüfung oder die Abschlussarbeit nach AUSSChöpfen der Wieder­
holungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht be­
standen gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene Bachelor­
Prüfung ist mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-PrOfung 
nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage 
der entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung 
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen, deren Noten 

und die zugehörigen ECTS-Leistungspunkte sowie die nicht er­
brachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass 
die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist. 

§20 
Bachelor-Urkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnis­
ses ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Gra­
des gemäß § 3 beurkundet. 

(2) Oie Bachelor-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan 
des Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des Fach­
bereichs versehen. 

III.Schlussbestimmungen 

§ 21 
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung, 
Aberkennung des Bachelor-Grades 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung 
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des • 
Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich 
die Noten für diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbrin­
gung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprech~ 
end berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise tur nicht 
bestanden erklaren. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer 
Prüfung nicht erfOllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat 
hierüber t~uschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus· 
händigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch 
das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der 
Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, ent· 
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein·Westfalen Ober 
die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Ge­
legenheit zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebe­
nenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 
und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach 
Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Ist die Prüfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, • 
ist der Bachelor-Grad abzuerkennen und die Bachelor-Urkunde 
einzuziehen. 

§22 
Einsicht in die Prüfungsakten 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs­
verfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag 
Einsicht in die schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf be­
zogenen Gutachten der Prüfenden und in die PrOfungsprotokolle 
gewährt. 

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§23 
Übergangsbestimmungen 

(1) Oie bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der Prü­
fungsordsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 im 
Studiengang für das Nebenfach Informatik bereits erworbenen 
oder angerechneten Leistungsnachweise zu Kursen der 
Schwerpunktfächer des Studiengangs Bachelor in Informatik 
werden als Leistungsnachweise zu Kursen aus dem Katalog B 
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schlossen. Satz 1 gilt nicht. wenn die Prüfungs\eistung nach § 9
Abs. 3 als nicht bestanden gilt.

(5) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine
FachleilprOfung nach § 12 Abs. 3

bei Nr. 1 und 2 spätestens im zweiten Semester,
bei Nr. 3 und 4 spätestens im vierten Semester,
bei Nr. 6 spätestens im fünften Semester,
bei Nr. 5 spätestens im sechsten Semester

abgelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium
nur zur Hälfte gezählt.

(6) Bei der Berechnung des in Absatz 6 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als
Unterbrechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat
nachweislich wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem
anderen zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein Hin­
derungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn mindestens
vier Wochen der Mutterschutzfrist in die Vorlesungszeit fallen.
Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass die Kandidatin
oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche Untersuchung
herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsär2.tliche Zeugnis
vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. Ebenso sind .Unter­
brechungen des Studiums durch das Ableisten des Wehr- oder
Zivildienstes zu berücksichtigen. Unberücksichtigt bleibt auch ein
Auslandsstudium bis zu drei Semestern, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich an einer ausländischen Hoch­
schule für das Studienfach, in dem sie bzw. er die Freiversuchs­
regelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben war und
darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfang, in der
Regel von mindestens acht SemesteIWochenstunden, besucht
und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis elWorben
hat. Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang,
höchstens jedoch bis zu zwei Semestern, unberücksichtigt, wenn
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich während dieser
Zeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien
oder satzungsgemäßen Organen der Hochschule tätig war.
Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge
einer Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(7) Wer eine FachteilprOfung bei Vorliegen der Vorausset­
zungen nach den Absätzen 4 bis 6 bestanden hat, kann diese zur
Verbesserung der Note die Prüfung an derselben Hochschule
einmal wiederholen. Es gilt dann die bessere der beiden Noten.
Die Prüfung ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen.

§19
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung
bestanden, erhält er oder sie über die Ergebnisse ein zeugnis. In
das Zeugnis werden die Gesamtnote, die Fachnoten sowie das
Thema der Abschlussarbeit und deren Note aufgenommen. Auf
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der
Bachelor-Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis wird innerhalb von vier Wochen nach dem
Erbringen der letzten Studien~ oder Prüfungsleistung ausgestellt.
Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
zu unterzeichnen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an
dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung erbracht worden
ist.

(3) Ist die Bachelor-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als
nicht bestanden, erteilt der oder die Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen
schriftlichen Bescheid. Die Bachelor-Prüfung ist nicht bestanden
(bzw. gilt als nicht bestanden), sobald eine Kursabschluss­
prüfung oder die Abschlussarbeit nach AUSSChöpfen der Wieder­
holungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht be­
standen gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene Bachelor­
Prüfung ist mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-PrOfung
nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage
der entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen, deren Noten
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und die zugehörigen ECTS-Leistungspunkte sowie die nicht er­
brachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass
die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist.

§20
Bachelor-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnis­
ses ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Gra­
des gemäß § 3 beurkundet.

(2) Oie Bachelor-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan
des Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des Fach­
bereichs versehen.

III.Schlussbestimmungen

§ 21
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung,
Aberkennung des Bachelor-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des •
Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich
die Noten für diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Erbrin-
gung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprech~

end berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise tur nicht
bestanden erklaren.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer
Prüfung nicht erfOllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat
hierüber t~uschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus·
händigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch
das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der
Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, ent·
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein·Westfalen Ober
die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Ge­
legenheit zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebe­
nenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1
und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach
Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt fOr nicht bestanden erklärt worden, •
ist der Bachelor-Grad abzuerkennen und die Bachelor-Urkunde
einzuziehen.

§22
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs­
verfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag
Einsicht in die schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf be­
zogenen Gutachten der Prüfenden und in die PrOfungsprotokolle
gewährt.

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§23
Übergangsbestimmungen

(1) Oie bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der Prü­
fungsordsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 im
Studiengang für das Nebenfach Informatik bereits erworbenen
oder angerechneten Leistungsnachweise zu Kursen der
Schwerpunktfächer des Studiengangs Bachelor in Informatik
werden als Leistungsnachweise zu Kursen aus dem Katalog B
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schlossen. Satz 1 gilt nicht. wenn die Prüfungs\eistung nach § 9
Abs. 3 als nicht bestanden gilt.

(5) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine
FachleilprOfung nach § 12 Abs. 3

bei Nr. 1 und 2 spätestens im zweiten Semester,
bei Nr. 3 und 4 spätestens im vierten Semester,
bei Nr. 6 spätestens im fünften Semester,
bei Nr. 5 spätestens im sechsten Semester

abgelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium
nur zur Hälfte gezählt.

(6) Bei der Berechnung des in Absatz 6 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als
Unterbrechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat
nachweislich wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem
anderen zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein Hin­
derungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn mindestens
vier Wochen der Mutterschutzfrist in die Vorlesungszeit fallen.
Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass die Kandidatin
oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche Untersuchung
herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsär2.tliche Zeugnis
vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. Ebenso sind .Unter­
brechungen des Studiums durch das Ableisten des Wehr- oder
Zivildienstes zu berücksichtigen. Unberücksichtigt bleibt auch ein
Auslandsstudium bis zu drei Semestern, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich an einer ausländischen Hoch­
schule für das Studienfach, in dem sie bzw. er die Freiversuchs­
regelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben war und
darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfang, in der
Regel von mindestens acht SemesteIWochenstunden, besucht
und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis elWorben
hat. Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang,
höchstens jedoch bis zu zwei Semestern, unberücksichtigt, wenn
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich während dieser
Zeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien
oder satzungsgemäßen Organen der Hochschule tätig war.
Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge
einer Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(7) Wer eine FachteilprOfung bei Vorliegen der Vorausset­
zungen nach den Absätzen 4 bis 6 bestanden hat, kann diese zur
Verbesserung der Note die Prüfung an derselben Hochschule
einmal wiederholen. Es gilt dann die bessere der beiden Noten.
Die Prüfung ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen.

§19
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung
bestanden, erhält er oder sie über die Ergebnisse ein zeugnis. In
das Zeugnis werden die Gesamtnote, die Fachnoten sowie das
Thema der Abschlussarbeit und deren Note aufgenommen. Auf
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der
Bachelor-Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis wird innerhalb von vier Wochen nach dem
Erbringen der letzten Studien~ oder Prüfungsleistung ausgestellt.
Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
zu unterzeichnen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an
dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung erbracht worden
ist.

(3) Ist die Bachelor-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als
nicht bestanden, erteilt der oder die Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen
schriftlichen Bescheid. Die Bachelor-Prüfung ist nicht bestanden
(bzw. gilt als nicht bestanden), sobald eine Kursabschluss­
prüfung oder die Abschlussarbeit nach AUSSChöpfen der Wieder­
holungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht be­
standen gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene Bachelor­
Prüfung ist mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-PrOfung
nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage
der entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen, deren Noten
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und die zugehörigen ECTS-Leistungspunkte sowie die nicht er­
brachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass
die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist.

§20
Bachelor-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnis­
ses ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Gra­
des gemäß § 3 beurkundet.

(2) Die Bachelor-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan
des Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des Fach­
bereichs versehen.

III.Schlussbestimmungen

§ 21
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung,
Aberkennung des Bachelor-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des •
Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich
die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbrin-
gung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprech~

end berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise tur nicht
bestanden erklaren.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer
Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat
hierüber t~uschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus·
händigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch
das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der
Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, ent·
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein·Westfalen über
die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Ge­
legenheit zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebe­
nenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1
und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach
Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, •
ist der Bachelor-Grad abzuerkennen und die Bachelor-Urkunde
einzuziehen.

§22
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs­
verfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag
Einsicht in die schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf be­
zogenen Gutachten der Prüfenden und in die PrOfungsprotokolle
gewährt.

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§23
Übergangsbestimmungen

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der Prü­
fungsordsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 im
Studiengang für das Nebenfach Informatik bereits erworbenen
oder angerechneten Leistungsnachweise zu Kursen der
Schwerpunktfächer des Studiengangs Bachelor in Informatik
werden als Leistungsnachweise zu Kursen aus dem Katalog B



des Studiengangs Bachelor in Informatik im entsprechenden 
SWS-Umfang übernommen. 

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der PrOf­
ungsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 für das 
Nebenfach Informatik bereits abgelegte oder angerechnete 
Fachteilprüfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4 
SWS ohne Übungen aus einem Schwerpunktfach des 
ModeJistudiengangs Bachelor in Informatik wird fOr die 
Fachtellprüfung Ober weitere Kurse im Gesamtumfang von 4 
SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des MOdellstudiengangs 
Bachelor in Informatik übernommen. 

(3) Studierende, die im Sommersemester 2002 im Studiengang 
eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 oder frOher 
im Studiengang Kurse aus einem bisherigen Schwerpunktfach 
des ModelJstudiengangs Bachelor in Informatik belegt haben, die 
nicht zum Katalog B des Modellstudiengangs Bachelor in 
Informatik gehören, können diese in der noch ausstehenden 
FachteilprOfung Ober Kurse im Umfang von 4 SWS ohne 
Übungen aus dem Katalog B des Modellstudiengangs Bachelor 
in Informatik verwenden. Die Belegung der entsprechenden 
Kurse im Studiengang im Sommersemester 2002 oder frOher ist 
bei der Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen. 

• § 24·)
 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung
 

Diese PrOfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2000
 
in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der
 
FernUniversität - Gesamthochschule veröffentlicht.
 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom
 
21.10.1999 und des Senats der FernUniversität - Gesamthoch­

schule in Hagen vom 1.12.1999.
 

Hagen, den 20. November 2002
 

Der Dekan des
 
Fachbereichs Mathematik der
 

FemUniversität - Gesamthochschule in
 
Hagen
 

Universitätsprofessor Dr. Franz Locher 

•
 

*) Urspr. ln-Kratt-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Ände­
rungen ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssat­
zungen. 
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des Studiengangs Bachelor in Informatik im entsprechenden
SWS-Umfang übernommen.

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der PrOf­
ungsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 für das
Nebenfach Informatik bereits abgelegte oder angerechnete
Fachteilprüfung Ober weitere Kurse im Gesamtumfang von 4
SWS ohne Übungen aus einem Schwerpunktfach des
ModeJistudiengangs Bachelor in Informatik wird für die
Fachteilprüfung Ober weitere Kurse im Gesamtumtang von 4
SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des MOdellstudiengangs
Bachelor in Informatik Obernommen.

(3) Studierende. die im Sommersemester 2002 im Studiengang
eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 oder frOher
im Studiengang Kurse aus einem bisherigen Schwerpunktfach
des ModelJstudiengangs Bachelor in Informatik belegt haben. die
nicht zum Katalog B des Modellstudiengangs Bachelor in
Informatik gehören, können diese in der noch ausstehenden
FachteilprOfung über Kurse im Umfang von 4 SWS ohne
Übungen aus dem Katalog B des Modellstudiengangs Bachelor
in Informatik verwenden. Die Belegung der entsprechenden
Kurse im Studiengang im Sommersemester 2002 oder frOher ist
bei der Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.

§ 24")
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese PrOfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2000
in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrales des Fachbereichs Mathematik vom
21.10.1999 und des Senats der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen vom 1.12.1999.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Mathematik der

FemUniversität· Gesamthochschule in
Hagen

Universitätsprofessor Dr. Franz Locher

") Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Ände­
rungen ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssat­
zungen.
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SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des MOdellstudiengangs
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bei der Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.
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In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese PrOfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2000
in Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der
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21.10.1999 und des Senats der FernUniversität - Gesamthoch­
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Satzung
 
zur Änderung der
 
Prüfungsordnung
 

für den Modellstudiengang Bachelor 
im Fach Mathematik 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artlkall 

Die Prüfungsordnung tur den Modellstudiengang Bachelor im Fach 
Mathematik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen 
vom 1Q. Juli 2000 wird wie folgt geändert: 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

... Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine 
Bachelor-Prüfung im Studiengang Mathematik nicht oder 
endgultlg nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin 
oder der Kandidat sich in einem anderen PrOfungsverfahren 
befindet." 

b) Abs, 5 Satz 2 wird gestrichen. 

§ 18 wird wie folgt geändert: 

a) Abs 1 Satz 6 erhäit folgende Fassung: 

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der 
Kandldatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid. der auch darüber Auskunft gibt, ob die PrOfungs­
leistung wiederholt werden kann." 

b) Abs. 3 wird aufgehoben. 

c) Abs. 4 Satz 3 wird gestrichen. 

Arlikelll 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. 

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität- Ge~ 

samthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002 
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen vom 16.07.2002. 

•
 

•
 

Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

für den Modellstudiengang Bachelor
im Fach Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artlkall

Die Prüfungsordnung tur den Modellstudiengang Bachelor im Fach
Mathematik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen
vom 1Q. Juli 2000 wird wie folgt geändert:

§ 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung:

... Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine
Bachelor-Prüfung im Studiengang Mathematik nicht oder
endgultlg nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin
oder der Kandidat sich in einem anderen PrOfungsverfahren
befindet."

b) Abs, 5 Satz 2 wird gestrichen.

2 § 18 wird wie folgt geändert:

a) Abs 1 Satz 6 erhäit folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandldatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid. der auch darüber Auskunft gibt, ob die PrOfungs­
leistung wiederholt werden kann."

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

c) Abs. 4 Satz 3 wird gestrichen.

Arlikelll

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft.

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität- Ge~
samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002.

•

•
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Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

für den Modellstudiengang Bachelor
im Fach Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artlkall

Die Prüfungsordnung tur den Modellstudiengang Bachelor im Fach
Mathematik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen
vom 1Q. Juli 2000 wird wie folgt geändert:

§ 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung:

... Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine
Bachelor-Prüfung im Studiengang Mathematik nicht oder
endgultlg nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin
oder der Kandidat sich in einem anderen PrOfungsverfahren
befindet."

b) Abs, 5 Satz 2 wird gestrichen.

2 § 18 wird wie folgt geändert:

a) Abs 1 Satz 6 erhäit folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandldatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid. der auch darüber Auskunft gibt, ob die PrOfungs­
leistung wiederholt werden kann."

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

c) Abs. 4 Satz 3 wird gestrichen.

Arlikelll

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft.

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität- Ge~
samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002.

•

•



Zweite Satzung 
zur Änderung der 
Prüfungsordnung 

tur den Modellstudiengang Bachelor 
im Fach Mathematik 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hai die FemUniversitäl ­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor im Fach 
Mathematik an der FernUniversit::lt- Gesamthochschule in Hagen 
vom 10. Juli 2000 wird wie folgt geändert: 

§ B Abs. 5 erhall folgende Fassung: 

"Die Leistungsnachweise zum Praktikum in § 11 Abs. 1 Nr. 2 
und zum Grundpraktikum Programmierung in § 11 Abs. 1 Nr. 
6a können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen 
einer beruflichen Tätigkeit erbrachten Leistungen ersetzt 
werden."•2. In § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6a werden die Worte "oder Kursen 
der Schwerpunktfächer" durch die Worte "oder Kursen aus dem 
Katalog B" ersetzt. 

3.	 In § 12 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte "aus einem 
Schwerpunktfach" durch die Worte "aus dem Katalog 8" 
ersetzt. 

4.	 Nach § 22 wird folgender § 23 eingefOgt: 

,,§ 23 Übergangsbestimmungen 

(1)	 Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der 
Prüfungsordnung in der Fassung vom 10 Juli 2000 im 
Studiengang für das Nebenfach Infonnatik bereits erNorbenen 
oder angerechneten Leistungsnachweise zu Kursen der 
Schwerpunktfächer des Studiengangs Bachelor in Informatik 
werden als Leistungsnachweise zu Kursen aus dem Katalog 8 
des Studiengangs Bachelor in Informatik im entsprechenden 

• SWS-Umfang übernommen. 

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der 
PrOfungsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 für das 
Nebenfach Informatik bereits abgelegte oder angerechnete 
F"achteilprOfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4 
SWS ohne Übungen aus einem Schwerpunktfach des 
Modellstudiengangs Bachelor in Infonnatik wird für die 
Fachteilprüfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4 
SWS ohne Übungen aus dem Katalog 8 des 
Modellstudiengangs Bachelor in Informatik übernommen. 

(3) Studierende, die bereits im Sommersemester 2002 im Stu­
diengang eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 
oder früher im Studiengang Kurse aus einem bisherigen 
Schwerpunktfach des Modellstudiengangs Bachelor in [nfonna­
tik belegt haben, die nicht zum Katalog B des Modellstudien­

gangs Bachelor in Informatik gehören, können diese in der noch 
ausstehenden Fachteilprüfung über Kurse im Umfang vom 4 
SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des ModellstudIen­
gangs Bachelor in Informatik verNenden. Die Belegung der 
entsprechenden Kurse im Studiengang im Sommersemester 
2002 oder früher ist bei der Anmeldung zur Prüfung nachzuwei. 
isen." 

§ 23 wird § 24 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung VOm 01. Oktober 2002 in Kraft-

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge~ 

samthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002 
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen vom 16.07.2002. 

Zweite Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

tur den Modellstudiengang Bachelor
im Fach Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hai die FemUniversitäl­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor im Fach
Mathematik an der FernUniversit::lt- Gesamthochschule in Hagen
vom 10. Juli 2000 wird wie folgt geändert:

§ B Abs. 5 erhall folgende Fassung:

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung VOm 01. Oktober 2002 in Kraft-

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge~

samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002.

•2.

"Die Leistungsnachweise zum Praktikum in § 11 Abs. 1 Nr. 2
und zum Grundpraktikum Programmierung in § 11 Abs. 1 Nr.
6a können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen
einer beruflichen Tätigkeit erbrachten Leistungen ersetzt
werden."

In § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6a werden die Worte "oder Kursen
der Schwerpunktfächer" durch die Worte "oder Kursen aus dem
Katalog B" ersetzt.

3. In § 12 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte "aus einem
Schwerpunktfach" durch die Worte "aus dem Katalog 8"
ersetzt.

4. Nach § 22 wird folgender § 23 eingefOgt:

,,§ 23 Übergangsbestimmungen

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
Prüfungsordnung in der Fassung vom 10 Juli 2000 im
Studiengang für das Nebenfach Infonnatik bereits erNorbenen
oder angerechneten Leistungsnachweise zu Kursen der
Schwerpunktfächer des Studiengangs Bachelor in Informatik
werden als Leistungsnachweise zu Kursen aus dem Katalog 8
des Studiengangs Bachelor in Informatik im entsprechenden

• SWS-Umfang übernommen.

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
PrOfungsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 für das
Nebenfach Informatik bereits abgelegte oder angerechnete
F"achteilprOfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4
SWS ohne Übungen aus einem Schwerpunktfach des
Modellstudiengangs Bachelor in Infonnatik wird für die
Fachteilprüfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4
SWS ohne Übungen aus dem Katalog 8 des
Modellstudiengangs Bachelor in Informatik übernommen.

(3) Studierende, die bereits im Sommersemester 2002 im Stu­
diengang eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002
oder früher im Studiengang Kurse aus einem bisherigen
Schwerpunktfach des Modellstudiengangs Bachelor in [nfonna­
tik belegt haben, die nicht zum Katalog B des Modellstudien­

gangs Bachelor in Informatik gehören, können diese in der noch
ausstehenden Fachteilprüfung über Kurse im Umfang vom 4
SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des ModellstudIen­
gangs Bachelor in Informatik verNenden. Die Belegung der
entsprechenden Kurse im Studiengang im Sommersemester
2002 oder früher ist bei der Anmeldung zur Prüfung nachzuwei.
isen."

§ 23 wird § 24
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Zweite Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

tur den Modellstudiengang Bachelor
im Fach Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hai die FemUniversitäl­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor im Fach
Mathematik an der FernUniversit::lt- Gesamthochschule in Hagen
vom 10. Juli 2000 wird wie folgt geändert:

§ B Abs. 5 erhall folgende Fassung:

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung VOm 01. Oktober 2002 in Kraft-

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge~

samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002.

•2.

"Die Leistungsnachweise zum Praktikum in § 11 Abs. 1 Nr. 2
und zum Grundpraktikum Programmierung in § 11 Abs. 1 Nr.
6a können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen
einer beruflichen Tätigkeit erbrachten Leistungen ersetzt
werden."

In § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6a werden die Worte "oder Kursen
der Schwerpunktfächer" durch die Worte "oder Kursen aus dem
Katalog B" ersetzt.

3. In § 12 Abs. 4 Satz 3 werden die Worte "aus einem
Schwerpunktfach" durch die Worte "aus dem Katalog 8"
ersetzt.

4. Nach § 22 wird folgender § 23 eingefOgt:

,,§ 23 Übergangsbestimmungen

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
Prüfungsordnung in der Fassung vom 10 Juli 2000 im
Studiengang für das Nebenfach Infonnatik bereits erNorbenen
oder angerechneten Leistungsnachweise zu Kursen der
Schwerpunktfächer des Studiengangs Bachelor in Informatik
werden als Leistungsnachweise zu Kursen aus dem Katalog 8
des Studiengangs Bachelor in Informatik im entsprechenden

• SWS-Umfang übernommen.

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
PrOfungsordnung in der Fassung vom 10. Juli 2000 für das
Nebenfach Informatik bereits abgelegte oder angerechnete
F"achteilprOfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4
SWS ohne Übungen aus einem Schwerpunktfach des
Modellstudiengangs Bachelor in Infonnatik wird für die
Fachteilprüfung über weitere Kurse im Gesamtumfang von 4
SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des
Modellstudiengangs Bachelor in Informatik übernommen.

(3) Studierende, die bereits im Sommersemester 2002 im Stu­
diengang eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002
oder früher im Studiengang Kurse aus einem bisherigen
Schwerpunktfach des Modellstudiengangs Bachelor in [nfonna­
tik belegt haben, die nicht zum Katalog B des Modellstudien­

gangs Bachelor in Informatik gehören, können diese in der noch
ausstehenden Fachteilprüfung über Kurse im Umfang vom 4
SWS ohne Übungen aus dem Katalog B des ModellstudIen­
gangs Bachelor in Informatik verNenden. Die Belegung der
entsprechenden Kurse im Studiengang im Sommersemester
2002 oder früher ist bei der Anmeldung zur Prüfung nachzuwei.
isen."

§ 23 wird § 24



Diplomprüfungsordnung
 
für den integrierten Studiengang Mathematik
 

an der FernUniversität - Gesamthochschule In Hagen
 
Vom 28. März 1996
 
(Stand: 01.10.2002)
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. NW. S. 
532), geändert durch Gesetz vom '9. Juni 1994 (GV. NW. S. 428), hat 
die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende 
DiplomprOfungsordnung als Satzung erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 
94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Wesfalen (Hochschulgesetz - HG) vom '4. März 2000 (GV. NRW S. 
'90) sich ergebenden Änderungen und die 

Änderungen durch ln-Kraft-Treten 

1. Änderungssatzung 01.04.2001 
2. Änderungssatzung 01.10.2002 

Inhaltsübersicht 

I. Allgemeinese§ 1 Zweck der Prllfung und Ziel des Studiums 
§ 2 Diplomgrad 
§ 3 Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 4 Prüfungen, Prüfungsfristen 
§ 5 Prüfungsausschuss 
§ 6 PrOfende und Beisitzende 
§ 7 Anrechnung von Studien- und PrOfungsleistungen, Einstufung in 

höhere Fachsemester 
§ 8 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

11. Diplom-Vorprüfung 

§ 9 Zulassung 
§ 10 Zulassungsverfahren 
§ 11 Leistungsnach'Naise 
§ 12 Ziel, Umfang und Art der Prüfung 
§ 13 Klausurarbeiten 
§ 14 Mündliche PrOfungen 
§ 15 Bewertung der PrClfungsleistungen 
§ 16 Wiederholung von PrOfungsleistungen der Diplom-VorprClfung 
§ 17 Erwerb der fachgebundenen HOChschulreife 

.§
§ 18 Zeugnis 
§ 19 Wechsel des Studienziels 

111. DiplomprUfung 

20 Zulassung 
§ 21 Leistungsnachweise 
§ 22 Umfang und Art der Diplomprüfung 
§ 23 Diplomarbeit 
§ 24 Annahme und Bewertung der Diplomarbeit 
§ 25 Zusatzrächer 
§ 26 Bewertung der Prüfungsleistungen 
§ 27 Freiversuch, Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung 
§ 28 Zeugnis 
§ 29 Diplom 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 30 UngOltigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung, 
Aberkennung des Diplomgrades 

§ 31 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 32 Übergangsbestimmungen 
§ 33 ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

I. Allgemeines 

§ 1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

(1) Die Diplomprüfungsordnung bildet den berufsqualifizierenden Ab­
schluss des Studiums im integrieten Studiengang Mathematik. Das 
Studium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen 

fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass 
sie zu Wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der 
wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt 
werden. Durch die DiplomprOfung soll feststellt werden, ob die 
Kandidatin oder der Kandidat die für den Übergang in die Berufspraxis 
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworden hat, die Zu­
sammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, 
wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Das Studium, das mit der Diplomprüfung IA abgeschlossen wird. 
vermittelt insbesondere breite Kenntnisse im an'Nandungsorientierten 
Bereich der Mathematik und die zum selbständigen wissenschaftlichen 
Arbeiten notwendigen Grundlagen. 

(3) Das Studium, das mit der Diplomprüfung IB ("Mathematische 
Systemanalyse") abgeschlossen wird, beinhaltet neben einer breiten 
mathematischen Ausbildung die Vermittlung von gründlichen 
Kenntnissen der praktischen Informatik und soll dazu befähigen, 
Probleme aus der Berufspraxis einer konstruktiven mathematischen und 
computergerechten Lösung zuzuführen. 

(4) Das Studium, das mit der DipJomprOfung 11 abgeschlossen wird, um­
faßt im Rahmen einer fundierten mathematischen Ausbildung insbeson­
dere den Erwerb vertiefter Kenntnisse in einem Teilgebiet der 
Mathematik und den Erwerb der Fähigkeit, dort ein Problem 
mathematisch selbständig zu bearbeiten. 

§2 
Diplomgrad 

Ist die Diplomprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den 
Diplomgrad "Diplom-Mathematiker" bzw. "Diplom-Mathematikerin" 
(..Dipl.-Malh."). 

§3 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich der 
DiplomprOfung IA oder einschließlich der Diplomprüfung IB 
(HMathematische Systemanalyse") sieben Semester und einschließlich 
der Diplomprüfung 11 neun Semester. Diese Regelstudienzeit verlängert 
sich fOr das Teilzeitstudium entsprechend. 

(2) Der Studienumfang im PfIicht-, Wahlpflicht- und im Wahlbereich be­
trägt bei einer Regelstudienzeit von sieben Semestern insgesamt 120 
Semesterwochenstunden. Davon entfallen auf das Nebenfach etwa 30 
Semesterwochenstunden und auf den Wahlbereich etwa 15 Semester­
wochenstunden. Bei einer Regelstudienzeit von neun Semestem beträgt 
der Studienumfang insgesamt 160 Semesterwochenstunden. Davon ent­
fallen auf das Nebenfach etwa 40 Semesterwochenstunden und auf den 
Wahlbereich etwa 20 Semesterwochenstunden. In der Studienordnung 
sind die Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das 
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen 'Narden kann. Dabei ist 
zu gewährleisten, dass die Studierenden im Rahmen dieser 
Priifungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen können und 
Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen 
Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes 
und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in 
anderen Studiengängen, stehen. 

§4
 
Prüfungen, Prüfungsfristen
 

(1) Der Diplomprüfung geht die Diplom-Vorprüfung voraus. Sie soll im 
Vollzeitstudium in der Regel vor Beginn des fünften Studiensemesters 
abgeschlossen sein. Die DiplomprOfung soll einschließlich der Diplom­
arbeit grundsätzlich innerhalb der in § 3 Abs. 1 festgelegten Regelstudi­
enzeit abgeschlossen sein. Im Rahmen eines Teilzeitstudiums verlängert 
sich diese Frist entsprechend. 

(2) Die Prüfungsleistungen für die Diplom-Vorprüfung und die Diplom­
prüfung werden studienbegteitend erbracht. 

(3) Für jede Prüfungsleistung werden in jedem Semester ZlNei Termine 
angeboten, sofem die Kapazität und die technischen Möglichkeiten dafur 
gegeben sind. Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn des Studienjahres 
die schriftlichen PrQfungstermine fest. 

(4) Die Meldung zu den Prüfungen soll jeweils mindestens sechs 
Wochen vor dem je'Nailigen Prüfungstermin (§ 9 bzw. § 20) beim Prü­
fungsausschuss erfOlgen. 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und
94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Wesfalen (Hochschulgesetz - HG) vom '4. März 2000 (GV. NRW S.
'90) sich ergebenden Änderungen und die

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Mathematik

an der FernUniversität - Gesamthochschule In Hagen
Vom 28. März 1996
(Stand: 01.10.2002)

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. NW. S.
532), geändert durch Gesetz vom '9. Juni 1994 (GV. NW. S. 428), hat
die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende
DiplomprOfungsordnung als Satzung erlassen:

Änderungen durch ln-Kraft-Treten

fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie zu Wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der
wissenschaftlichen Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt
werden. Durch die DiplomprOfung soll feststellt werden, ob die
Kandidatin oder der Kandidat die für den Übergang in die Berufspraxis
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworden hat, die Zu­
sammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt,
wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.

(2) Das Studium, das mit der Diplomprüfung IA abgeschlossen wird.
vermittelt insbesondere breite Kenntnisse im an'Nandungsorientierten
Bereich der Mathematik und die zum selbständigen wissenschaftlichen
Arbeiten notwendigen Grundlagen.

(3) Das Studium, das mit der Diplomprüfung IB ("Mathematische
Systemanalyse") abgeschlossen wird, beinhaltet neben einer breiten
mathematischen Ausbildung die Vermittlung von gründlichen
Kenntnissen der praktischen Informatik und soll dazu befähigen,
Probleme aus der Berufspraxis einer konstruktiven mathematischen und
computergerechten Lösung zuzuführen.

1. Änderungssatzung
2. Änderungssatzung

Inhaltsübersicht

01.04.2001
01.10.2002 (4) Das Studium, das mit der DipJomprOfung 11 abgeschlossen wird, um­

faßt im Rahmen einer fundierten mathematischen Ausbildung insbeson­
dere den Erwerb vertiefter Kenntnisse in einem Teilgebiet der
Mathematik und den Erwerb der Fähigkeit, dort ein Problem
mathematisch selbständig zu bearbeiten.

(1) Die Diplomprüfungsordnung bildet den berufsqualifizierenden Ab­
schluss des Studiums im integrieten Studiengang Mathematik. Das
Studium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen

§4
Prüfungen, Prüfungsfristen

§3
Regelstudienzeit und Studienumfang

§2
Diplomgrad

verleiht der Fachbereich den
bzw. "Diplom-Mathematikerin"

Ist die Diplomprüfung bestanden,
Diplomgrad "Diplom-Mathematiker"
(..Dipl.-Malh.").

(1) Der Diplomprüfung geht die Diplom-Vorprüfung voraus. Sie soll im
Vollzeitstudium in der Regel vor Beginn des fünften Studiensemesters
abgeschlossen sein. Die DiplomprOfung soll einschließlich der Diplom­
arbeit grundsätzlich innerhalb der in § 3 Abs. 1 festgelegten Regelstudi­
enzeit abgeschlossen sein. Im Rahmen eines Teilzeitstudiums verlängert
sich diese Frist entsprechend.

(2) Die Prüfungsleistungen für die Diplom-Vorprüfung und die Diplom­
prüfung werden studienbegteitend erbracht.

(3) Für jede Prüfungsleistung werden in jedem Semester ZlNei Termine
angeboten, sofem die Kapazität und die technischen Möglichkeiten dafur
gegeben sind. Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn des Studienjahres
die schriftlichen PrQfungstermine fest.

(4) Die Meldung zu den Prüfungen soll jeweils mindestens sechs
Wochen vor dem je'Nailigen Prüfungstermin (§ 9 bzw. § 20) beim Prü­
fungsausschuss erfOlgen.

(2) Der Studienumfang im PfIicht-, Wahlpflicht- und im Wahlbereich be­
trägt bei einer Regelstudienzeit von sieben Semestern insgesamt 120
Semesterwochenstunden. Davon entfallen auf das Nebenfach etwa 30
Semesterwochenstunden und auf den Wahlbereich etwa 15 Semester­
wochenstunden. Bei einer Regelstudienzeit von neun Semestem beträgt
der Studienumfang insgesamt 160 Semesterwochenstunden. Davon ent­
fallen auf das Nebenfach etwa 40 Semesterwochenstunden und auf den
Wahlbereich etwa 20 Semesterwochenstunden. In der Studienordnung
sind die Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass das
Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen 'Narden kann. Dabei ist
zu gewährleisten, dass die Studierenden im Rahmen dieser
Priifungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte setzen können und
Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen
Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes
und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in
anderen Studiengängen, stehen.

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich der
DiplomprOfung IA oder einschließlich der Diplomprüfung IB
(HMathematische Systemanalyse") sieben Semester und einschließlich
der Diplomprüfung 11 neun Semester. Diese Regelstudienzeit verlängert
sich fOr das Teilzeitstudium entsprechend.
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In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und
94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Wesfalen (Hochschulgesetz - HG) vom '4. März 2000 (GV. NRW S.
'90) sich ergebenden Änderungen und die

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Mathematik

an der FernUniversität - Gesamthochschule In Hagen
Vom 28. März 1996
(Stand: 01.10.2002)

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen (Universitätsgesetz - UG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. NW. S.
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§5 
Prüfungsausachuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungs­
ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Mathematik 
einen Prllfungsausschuss. Der Prüfungsausschuss besteht aus der oder 
dem Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter und IOnf weiteren 
Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder der Stell· 
vertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der Profes­
sorinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus der Gruppe der wissen­
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden 
aus der Gruppe der Studierenden gewählt. Entsprechend werden tor die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses mit Ausnahme der ader des Vor­
sitzenden und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters Vertreterinnen 
oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der 
Professorinnen und Professoren und aus der Gruppe der wissenschaft­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt drei Jahre, die Amtszeit 
der studentischen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der 
PrOfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße 
Durchführung der PrOfungen. Er ist insbesondere zuständig für die Ent­
scheidung über Widersprüche gegen in prüfungsverfahren getroffene 
Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fach­
bereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung 
der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur 
Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studien­
pläne. Der PrOfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für 
aUe Regelfälle auf die oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht 
für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an den 
Fachbereich. 

(3) Der PrOfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder 
dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stellvertreter und 
zwei weiteren Professorinnen oder Professoren mindestens zwei weitere 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des 
Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses 
wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbeson­
dere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien­
und Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und der 
Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit. 

(4) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der PrOfungen beizuwohnen. 

(5) Die Sitzungen des PrOfungsausschusses sind nichtöffentlich. Die 
Mitglieder des PrOfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, 
sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§6 
PrOfende und Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden. 
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. 
Prüfungsberechtigt sind: 

1.	 die Professorinnen und Professoren und die habilitierten Mitglie­
der des Fachbereichs Mathematik; 

2.	 für die Nebenfächer die von den jeweiligen 
PrOfungsausschüssen bestimmten PrOfenden. 

Zur/zum Prüfenden darf daraber hinaus nur bestellt werden, wer 
mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare 
PrOfung abgelegt und, sofern nicht zwingende Grande eine Abweichung 
erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine 
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur!zum Beisitzenden darf nur 
bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine 
gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder Angehörige!r der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ist. 

(2)	 Die Prüfenden sind in ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann fi.lr die Diplomarbeit und die 
mündlichen PrOfungen PrOfende oder eine Gruppe von Prüfenden 
vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit RQckSichl 
genommen werden. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, 
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der PrOfenden 

rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen 
Prüfung, bekanntgegeben werden. 

§7
 
Anrechnung von Studien- und Prüfungs leistungen,
 

Einstufung in höhere Fachsemester
 

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissenschaft­
lichen Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
und dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen ange­
rechnet. 

(2) StUdienzeiten in anderen Studiengängen oder an anderen als 
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes sowie dabei erbrachte Studienleistungen 
werden von Amts wegen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit 
festgestellt wird. Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen, 
die an Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. FOr die 
Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an 
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz 
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver­
einbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht 
vortiegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. Im übrigen kann bei 
Z'Neifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle tor ausländisches 
Bildungswesen gehört werden. 

(3) Diplom-Vorprüfungen und entsprechende Prüfungen sowie einzelne • 
Prüfungs leistungen, die an wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in demselben Studiengang 
bestanden wurden, werden von Amts wegen angerechnet. Diplom-Vor­
prOfungen und einzelne PrOfungsleistungen in anderen Studiengängen 
oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden von Amts 
wegen angerechnet, sO'Neit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Anstelle 
der Diplom-Vorprüfung können in begründeten Ausnahmefällen andere 
PrOfungsleistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit 
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(4) PrOfungsleistungen in DiplompfÜfungen, die an wissenschaftlichen 
Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
erbracht wurden, werden von Amts wegen angerechnet. Das gleiche gilt 
fOr PrUfungsleistungen in Abschlussprüfungen anderer Studiengänge 
oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes, sO'Neit die Gleichwertigkeit 
festgestellt wird. 

(5) Das Nebenfach gemäß § 12 Abs. 4 bzw. Abs. 7 und § 22 Abs. 2 bis 
5 wird auf Antrag ersetzt durch ein abgeschlossenes wissenschaftliches 
StUdium an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul­
rahmengesetzes oder durch Prüfungsleistungen in einem solchen Studi­
engang, die in Art und Umfang den Anforderungen der Nebenfächer im 
Studiengang Mathematik entsprechen. Im letzteren Fall entscheidet der • 
Prüfungsausschuss. 

(6) In staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land Nordrhein­
Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und dem Bund 
entwickelten Fernstudieneinheiten erworbene Leistungsnach'Neise wer­
den, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prüfungsleistungen 
von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit 
sind gemeinsame BeSChlüsse der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz zu beachten. 

(7) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung 
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach 
Mathematik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen auf das 
Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen 
wird. 

(8) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund einer 
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in 
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der 
EinstufungsprOfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf 
Studienleistungen des Grundstudiums und auf die Prufungsleistungen 
der Diplom-Vorprüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis Ober 
die Einstufungsprufung sind fOr den PrOfungsausschuss bindend. 

(9) Die Leistungsnachweise zu den Praktika in § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 a 
oder Nr. 2.4 a und in § 21 Abs. 1 Nr. 1.3 a oder Nr. 2.3 bader Nr. 3.3 
können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen einer 
beruflichen Tätigkeit erbrachter Leistung ersetzt werden. 
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Fachbereich.

(3) Der PrOfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder
dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stellvertreter und
zwei weiteren Professorinnen oder Professoren mindestens zwei weitere
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit einfacher
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des
Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses
wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbeson­
dere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien­
und Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und der
Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der PrOfungen beizuwohnen.

(5) Die Sitzungen des PrOfungsausschusses sind nichtöffentlich. Die
Mitglieder des PrOfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen und
Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen,
sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§6
PrOfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden.
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen.
Prüfungsberechtigt sind:

1. die Professorinnen und Professoren und die habilitierten Mitglie­
der des Fachbereichs Mathematik;

2. für die Nebenfächer die von den jeweiligen
PrOfungsausschüssen bestimmten PrOfenden.

Zur/zum Prüfenden darf darUber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare
PrOfung abgelegt und, sofern nicht zwingende GrUnde eine Abweichung
erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur!zum Beisitzenden darf nur
bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine
gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder Angehörige!r der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ist.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann fi.lr die Diplomarbeit und die
mündlichen PrOfungen PrOfende oder eine Gruppe von Prüfenden
vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit RQckSichl
genommen werden.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der PrOfenden
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rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen
Prüfung, bekanntgegeben werden.

§7
Anrechnung von Studien- und Prüfungs leistungen,

Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissenschaft­
lichen Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
und dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen ange­
rechnet.

(2) StUdienzeiten in anderen Studiengängen oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes sowie dabei erbrachte Studienleistungen
werden von Amts wegen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit
festgestellt wird. Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen,
die an Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. FOr die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver­
einbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht
vortiegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. Im übrigen kann bei
Z'Neifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle tor ausländisches
Bildungswesen gehört werden.

(3) Diplom-Vorprüfungen und entsprechende Prüfungen sowie einzelne •
Prüfungs leistungen, die an wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in demselben Studiengang
bestanden wurden, werden von Amts wegen angerechnet. Diplom-Vor­
prOfungen und einzelne PrOfungsleistungen in anderen Studiengängen
oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden von Amts
wegen angerechnet, sO'Neit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Anstelle
der Diplom-Vorprüfung können in begründeten Ausnahmefällen andere
PrOfungsleistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) PrOfungsleistungen in DiplompfÜfungen, die an wissenschaftlichen
Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden von Amts wegen angerechnet. Das gleiche gilt
fOr PrUfungsleistungen in Abschlussprüfungen anderer Studiengänge
oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes, sO'Neit die Gleichwertigkeit
festgestellt wird.

(5) Das Nebenfach gemäß § 12 Abs. 4 bzw. Abs. 7 und § 22 Abs. 2 bis
5 wird auf Antrag ersetzt durch ein abgeschlossenes wissenschaftliches
StUdium an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul­
rahmengesetzes oder durch Prüfungsleistungen in einem solchen Studi­
engang, die in Art und Umfang den Anforderungen der Nebenfächer im
Studiengang Mathematik entsprechen. Im letzteren Fall entscheidet der •
Prüfungsausschuss.

(6) In staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land Nordrhein­
Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und dem Bund
entwickelten Fernstudieneinheiten erworbene Leistungsnach'Neise wer­
den, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prüfungsleistungen
von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit
sind gemeinsame BeSChlüsse der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz zu beachten.

(7) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach
Mathematik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen auf das
Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen
wird.

(8) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund einer
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der
EinstufungsprOfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf
Studienleistungen des Grundstudiums und auf die Prufungsleistungen
der Diplom-Vorprüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis Ober
die Einstufungsprufung sind fOr den PrOfungsausschuss bindend.

(9) Die Leistungsnachweise zu den Praktika in § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 a
oder Nr. 2.4 a und in § 21 Abs. 1 Nr. 1.3 a oder Nr. 2.3 bader Nr. 3.3
können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen einer
beruflichen Tätigkeit erbrachter Leistung ersetzt werden.
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§5
Prüfungsausachuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungs­
ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich Mathematik
einen Prllfungsausschuss. Der Prüfungsausschuss besteht aus der oder
dem Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter und IOnf weiteren
Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder der Stell·
vertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der Profes­
sorinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus der Gruppe der wissen­
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden
aus der Gruppe der Studierenden gewählt. Entsprechend werden tor die
Mitglieder des Prüfungsausschusses mit Ausnahme der ader des Vor­
sitzenden und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters Vertreterinnen
oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der
Professorinnen und Professoren und aus der Gruppe der wissenschaft­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt drei Jahre, die Amtszeit
der studentischen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der
PrOfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße
Durchführung der PrOfungen. Er ist insbesondere zuständig für die Ent­
scheidung über Widersprüche gegen in prüfungsverfahren getroffene
Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fach­
bereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung
der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur
Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studien­
pläne. Der PrOfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für
aUe Regelfälle auf die oder den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht
für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an den
Fachbereich.

(3) Der PrOfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder
dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stellvertreter und
zwei weiteren Professorinnen oder Professoren mindestens zwei weitere
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit einfacher
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des
Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses
wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbeson­
dere bei der Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien­
und Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und der
Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des PrOfungsausschusses haben das Recht, der Ab­
nahme der PrOfungen beizuwohnen.

(5) Die Sitzungen des PrOfungsausschusses sind nichtöffentlich. Die
Mitglieder des PrOfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen und
Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen,
sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§6
PrOfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden.
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen.
Prüfungsberechtigt sind:

1. die Professorinnen und Professoren und die habilitierten Mitglie­
der des Fachbereichs Mathematik;

2. für die Nebenfächer die von den jeweiligen
PrOfungsausschüssen bestimmten PrOfenden.

Zur/zum Prüfenden darf darUber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare
PrOfung abgelegt und, sofern nicht zwingende GrUnde eine Abweichung
erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur!zum Beisitzenden darf nur
bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine
gleichwertige Prüfung abgelegt hat und Mitglied oder Angehörige!r der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ist.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer PrOfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann fi.lr die Diplomarbeit und die
mündlichen PrOfungen PrOfende oder eine Gruppe von Prüfenden
vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit RQckSichl
genommen werden.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der PrOfenden
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rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen
Prüfung, bekanntgegeben werden.

§7
Anrechnung von Studien- und Prüfungs leistungen,

Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten in demselben Studiengang an anderen wissenschaft­
lichen Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
und dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen ange­
rechnet.

(2) StUdienzeiten in anderen Studiengängen oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes sowie dabei erbrachte Studienleistungen
werden von Amts wegen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit
festgestellt wird. Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen,
die an Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. FOr die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver­
einbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht
vortiegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. Im übrigen kann bei
Z'Neifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle tor ausländisches
Bildungswesen gehört werden.

(3) Diplom-Vorprüfungen und entsprechende Prüfungen sowie einzelne •
Prüfungs leistungen, die an wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in demselben Studiengang
bestanden wurden, werden von Amts wegen angerechnet. Diplom-Vor­
prOfungen und einzelne PrOfungsleistungen in anderen Studiengängen
oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden von Amts
wegen angerechnet, sO'Neit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Anstelle
der Diplom-Vorprüfung können in begründeten Ausnahmefällen andere
PrOfungsleistungen angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit
nachgewiesen wird. Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) PrOfungsleistungen in DiplompfÜfungen, die an wissenschaftlichen
Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden von Amts wegen angerechnet. Das gleiche gilt
fOr PrUfungsleistungen in Abschlussprüfungen anderer Studiengänge
oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes, sO'Neit die Gleichwertigkeit
festgestellt wird.

(5) Das Nebenfach gemäß § 12 Abs. 4 bzw. Abs. 7 und § 22 Abs. 2 bis
5 wird auf Antrag ersetzt durch ein abgeschlossenes wissenschaftliches
StUdium an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul­
rahmengesetzes oder durch Prüfungsleistungen in einem solchen Studi­
engang, die in Art und Umfang den Anforderungen der Nebenfächer im
Studiengang Mathematik entsprechen. Im letzteren Fall entscheidet der •
Prüfungsausschuss.

(6) In staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land Nordrhein­
Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und dem Bund
entwickelten Fernstudieneinheiten erworbene Leistungsnach'Neise wer­
den, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prüfungsleistungen
von Amts wegen angerechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit
sind gemeinsame BeSChlüsse der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz zu beachten.

(7) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach
Mathematik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen auf das
Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen
wird.

(8) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund einer
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der
EinstufungsprOfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf
Studienleistungen des Grundstudiums und auf die Prufungsleistungen
der Diplom-Vorprüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis Ober
die Einstufungsprufung sind fOr den PrOfungsausschuss bindend.

(9) Die Leistungsnachweise zu den Praktika in § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 a
oder Nr. 2.4 a und in § 21 Abs. 1 Nr. 1.3 a oder Nr. 2.3 bader Nr. 3.3
können durch den Nachweis gleichwertiger, im Rahmen einer
beruflichen Tätigkeit erbrachter Leistung ersetzt werden.



(10) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 9 ist der 
Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind 
zuständige Fachvertreter zu hOren. 

(11) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die 
Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und 
in die Berechnung der Gesamlnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren 
Notensystemen wird der Vennerk "bestanden" aufgenommen. Eine 
Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 

§B 
Versäumnis. Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens eine 
Woche vor dem jeweiligen Prüfungstennin von FachprOfungen 
abmelden. Danach gilt eine Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
(5.0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem 
Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie oder 
er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung 
zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht 
innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe mOssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. 
Die bereits vol1iegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 

• anzurechnen. 

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidal, das Ergebnis einer Prü­
fungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit 
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf 
der Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder 
AufsichtfOhrenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung 
der Prüfungsleis(ung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die 
betreffende Prürungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die 
Kandidatin oder der Kandidat von der weiteren Erbringung einer 
Prüfungsleistung ausgeschlossen, kann sie oder er verlangen, dass 
diese Entscheidung von dem Prüfungsausschuss überprüft wird. Dies 
gilt entsprechend bei Feststellungen einer oder eines PrOfenden oder 
Aufsichtführenden gemäß Satz 1. 

(4) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der 
Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und 
zu begründen. Vor der Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen 
Gehör zu geben. 

11. Diplom-Vorprüfung 

§9
• Zulassung
 

(1)	 Zur Diplom-Vorprüfung IA oder 11 bZW". zur Diplom-Vorprüfung 18 
kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige 
fachgebunde Hochschulreife), der Fachhochschulreife oder eine 
als gleichwertig anerkannte Vorbildung besitzt. 

2.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den in­
tegrierten Studiengang Mathematik eingeschrieben oder gemaß 
§ 71 Abs. 2 HG als Z\Aleithörerin oder Zweithörer zugelassen ist. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Fall des § 7 
Abs. B durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis über die Ein­
stufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt. 

(3) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfungen wer­
den studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine 
schriftliche Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die 
spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der 
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem 
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Diplom-Vorprüfung 
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung 
beizufügen, ob bereits eine Diplomvorprüfung oder eine Diplomprüfung 
im Studiengang Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden worden 
ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen 
Prüfungsverfahren befindet. 

§ 10 
Zulassungsverfahren 

(1) Ober die Zulassung entSCheidet der Prüfungsausschuss oder 
gemäß § 5 Abs. 2 Satz 5 dessen Vorsitzende oder Vorsitzender. 

(2)	 Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a)	 die in § 9 Abs. 1 bZW". 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind oder 

b) die Unterlagen unvollst~ndig sind oder 
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder 

die Diplomprüfung in dem Studiengang Mathematik an einer 
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen 
Hochschule in einem Prt.ifungsverfahren im selben Studiengang 
befindet. 

§ 11 
Leistungsnachweise 

(1) Im Grundstudium muss zu folgenden Lehrveranstaltungen nach 
näherer Bestimmung durch die Studienordnung jeweils ein 
Leistungsnach\Aleis erbracht werden: 

1.	 für die Diplom.vorprüfung IA oder 11: 
1.1	 zu einem der zwei Kurse Lineare Algebra I, Lineare Algebra 11 (ein 

Leistungsnach'Neis), 
1,2 zu einem der z:wei Kurse Analysis I, Analysis 11 (ein Leistungsnach­

weis). 
1.3 zu zwei der drei Kurse Numerische Mathematik	 I, Wahrscheinlich­

keitstheorie I, Mathematische Methoden der Physik und Technik I 
(zwei Leistungsnachweise), 

1.4 zu	 einem Proseminar der Mathematik oder einem einfOhrenden 
mathematischen Praktikum (ein Leistungsnachweis). 

1.5 zum Pascal-Programmierkurs (ein Leistungsnachweis), 
1.6 a)	 im Nebenfach Elektrotechnik 

zum Praktikum Elektrotechnik für Nebenfächler I (ein Leistungs­
nachweis), 

b}	 im Nebenfach Informatik 
zu einem der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder 
Datenstrukturen (ein Leistungsnachweis) (in diesem Fall entfällt 
der Leistungsnachweis aus Punkt 1.5); 

2.	 für die Diplom-Vorprüfung 18: 
2.1	 zu drei der vier Kurse Mathematik bis IV (drei 

Leistungsnachweise), 
2.2	 zu einem Proseminar der Mathematik oder einem einfOhrenden 

mathematischen Praktikum (ein Leistungsnachweis), 
2.3	 zu einem der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder 

Datenstrukturen (ein Leistungsnachweis), 
2.4 a)	 im Nebenfach Elektrotechnik 

zum Praktikum Elektrotechnik für Nebenfächler I (ein Leistungs· 
nachlN8ls), 

b)	 im Nebenfach Informatik 
zum Kurs Einführung in die Theoretische Infonnatik A oder zum 
Kurs Einführung in die Theoretische Infonnatik 8 (ein Leistungs· 
nachweis). 

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen, 
damit das Zeugnis über die bestandene DiplomNorpfÜfung 
ausgehändigt 'Nerden kann. 

(3) Auf § 12 Abs. 4 Satz 5 Nr. 1 und § 12 Abs. 6 Satz 3 wird hinge­
wiesen. 

§12
 
Ziel, Umfang und Art der Prüfung
 

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat 
und dass sie oder er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen des 
Faches, ein methodisches Instrumentarium und die systematische 
Orientierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere Studium 
mit Erfolg zu betreiben. 

(2) Die Diplom-Vorprüfung IA oder 11 erstreckt sich auf die folgenden 
Fächer: 

1.	 Analysis, 
2.	 Lineare Algebra. 
3.	 Anwendungsorientierte Mathematik, 
4.	 Nebenfach gemaß Absatz 4. 
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•

(10) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 9 ist der
Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind
zuständige Fachvertreter zu hOren.

(11) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die
Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und
in die Berechnung der Gesamlnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird der Vennerk "bestanden" aufgenommen. Eine
Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig.

§B
Versäumnis. Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens eine
Woche vor dem jeweiligen Prüfungstennin von FachprOfungen
abmelden. Danach gilt eine Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5.0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem
Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie oder
er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung
zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht
innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe mOssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt.

•
Die bereits vol1iegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall
anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidal, das Ergebnis einer Prü­
fungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf
der Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder
AufsichtfOhrenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung
der Prüfungsleis(ung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die
betreffende Prürungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die
Kandidatin oder der Kandidat von der weiteren Erbringung einer
Prüfungsleistung ausgeschlossen, kann sie oder er verlangen, dass
diese Entscheidung von dem Prüfungsausschuss überprüft wird. Dies
gilt entsprechend bei Feststellungen einer oder eines PrOfenden oder
Aufsichtführenden gemäß Satz 1.

(4) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der
Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und
zu begründen. Vor der Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen
Gehör zu geben.

11. Diplom-Vorprüfung

§9
Zulassung

(1) Zur Diplom-Vorprüfung IA oder 11 bZW". zur Diplom-Vorprüfung 18
kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebunde Hochschulreife), der Fachhochschulreife oder eine
als gleichwertig anerkannte Vorbildung besitzt.

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den in­
tegrierten Studiengang Mathematik eingeschrieben oder gemaß
§ 71 Abs. 2 HG als Z\Aleithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Fall des § 7
Abs. B durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis über die Ein­
stufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt.

(3) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfungen wer­
den studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine
schriftliche Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die
spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Diplom-Vorprüfung
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung
beizufügen, ob bereits eine Diplomvorprüfung oder eine Diplomprüfung
im Studiengang Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden worden
ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen
Prüfungsverfahren befindet.
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§ 10
Zulassungsverfahren

(1) Ober die Zulassung entSCheidet der Prüfungsausschuss oder
gemäß § 5 Abs. 2 Satz 5 dessen Vorsitzende oder Vorsitzender.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in § 9 Abs. 1 bZW". 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unterlagen unvollst~ndig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder

die Diplomprüfung in dem Studiengang Mathematik an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen
Hochschule in einem Prt.ifungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

§ 11
Leistungsnachweise

(1) Im Grundstudium muss zu folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer Bestimmung durch die Studienordnung jeweils ein
Leistungsnach\Aleis erbracht werden:

1. für die Diplom.vorprüfung IA oder 11:
1.1 zu einem der zwei Kurse Lineare Algebra I, Lineare Algebra 11 (ein

Leistungsnach'Neis),
1,2 zu einem der z:wei Kurse Analysis I, Analysis 11 (ein Leistungsnach­

weis).
1.3 zu zwei der drei Kurse Numerische Mathematik I, Wahrscheinlich­

keitstheorie I, Mathematische Methoden der Physik und Technik I
(zwei Leistungsnachweise),

1.4 zu einem Proseminar der Mathematik oder einem einfOhrenden
mathematischen Praktikum (ein Leistungsnachweis).

1.5 zum Pascal-Programmierkurs (ein Leistungsnachweis),
1.6 a) im Nebenfach Elektrotechnik

zum Praktikum Elektrotechnik für Nebenfächler I (ein Leistungs­
nachweis),

b} im Nebenfach Informatik
zu einem der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder
Datenstrukturen (ein Leistungsnachweis) (in diesem Fall entfällt
der Leistungsnachweis aus Punkt 1.5);

2. für die Diplom-Vorprüfung 18:
2.1 zu drei der vier Kurse Mathematik bis IV (drei

Leistungsnachweise),
2.2 zu einem Proseminar der Mathematik oder einem einfOhrenden

mathematischen Praktikum (ein Leistungsnachweis),
2.3 zu einem der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder

Datenstrukturen (ein Leistungsnachweis),
2.4 a) im Nebenfach Elektrotechnik

zum Praktikum Elektrotechnik für Nebenfächler I (ein Leistungs·
nachlN8ls),

b) im Nebenfach Informatik
zum Kurs Einführung in die Theoretische Infonnatik A oder zum
Kurs Einführung in die Theoretische Infonnatik 8 (ein Leistungs·
nachweis).

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen,
damit das Zeugnis über die bestandene DiplomNorpfÜfung
ausgehändigt 'Nerden kann.

(3) Auf § 12 Abs. 4 Satz 5 Nr. 1 und § 12 Abs. 6 Satz 3 wird hinge­
wiesen.

§12
Ziel, Umfang und Art der Prüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat
und dass sie oder er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen des
Faches, ein methodisches Instrumentarium und die systematische
Orientierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere Studium
mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Diplom-Vorprüfung IA oder 11 erstreckt sich auf die folgenden
Fächer:

1. Analysis,
2. Lineare Algebra.
3. Anwendungsorientierte Mathematik,
4. Nebenfach gemaß Absatz 4.
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•

(10) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 9 ist der
Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind
zuständige Fachvertreter zu hOren.

(11) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die
Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und
in die Berechnung der Gesamlnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird der Vennerk "bestanden" aufgenommen. Eine
Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig.

§B
Versäumnis. Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens eine
Woche vor dem jeweiligen Prüfungstennin von FachprOfungen
abmelden. Danach gilt eine Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5.0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem
Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie oder
er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung
zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht
innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe mOssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt.

•
Die bereits vol1iegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall
anzurechnen.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidal, das Ergebnis einer Prü­
fungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf
der Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder
AufsichtfOhrenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung
der Prüfungsleis(ung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die
betreffende Prürungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.
Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die
Kandidatin oder der Kandidat von der weiteren Erbringung einer
Prüfungsleistung ausgeschlossen, kann sie oder er verlangen, dass
diese Entscheidung von dem Prüfungsausschuss überprüft wird. Dies
gilt entsprechend bei Feststellungen einer oder eines PrOfenden oder
Aufsichtführenden gemäß Satz 1.

(4) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der
Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und
zu begründen. Vor der Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen
Gehör zu geben.

11. Diplom-Vorprüfung

§9
Zulassung

(1) Zur Diplom-Vorprüfung IA oder 11 bZW". zur Diplom-Vorprüfung 18
kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebunde Hochschulreife), der Fachhochschulreife oder eine
als gleichwertig anerkannte Vorbildung besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den in­
tegrierten Studiengang Mathematik eingeschrieben oder gemaß
§ 71 Abs. 2 HG als Z\Aleithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Fall des § 7
Abs. B durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis über die Ein­
stufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt.

(3) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfungen wer­
den studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine
schriftliche Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die
spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Diplom-Vorprüfung
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung
beizufügen, ob bereits eine Diplomvorprüfung oder eine Diplomprüfung
im Studiengang Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden worden
ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen
Prüfungsverfahren befindet.
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§ 10
Zulassungsverfahren

(1) Ober die Zulassung entSCheidet der Prüfungsausschuss oder
gemäß § 5 Abs. 2 Satz 5 dessen Vorsitzende oder Vorsitzender.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in § 9 Abs. 1 bZW". 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unterlagen unvollst~ndig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder

die Diplomprüfung in dem Studiengang Mathematik an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen
Hochschule in einem Prt.ifungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

§ 11
Leistungsnachweise

(1) Im Grundstudium muss zu folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer Bestimmung durch die Studienordnung jeweils ein
Leistungsnach\Aleis erbracht werden:

1. für die Diplom.vorprüfung IA oder 11:
1.1 zu einem der zwei Kurse Lineare Algebra I, Lineare Algebra 11 (ein

Leistungsnach'Neis),
1,2 zu einem der z:wei Kurse Analysis I, Analysis 11 (ein Leistungsnach­

weis).
1.3 zu zwei der drei Kurse Numerische Mathematik I, Wahrscheinlich­

keitstheorie I, Mathematische Methoden der Physik und Technik I
(zwei Leistungsnachweise),

1.4 zu einem Proseminar der Mathematik oder einem einfOhrenden
mathematischen Praktikum (ein Leistungsnachweis).

1.5 zum Pascal-Programmierkurs (ein Leistungsnachweis),
1.6 a) im Nebenfach Elektrotechnik

zum Praktikum Elektrotechnik für Nebenfächler I (ein Leistungs­
nachweis),

b) im Nebenfach Informatik
zu einem der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder
Datenstrukturen (ein Leistungsnachweis) (in diesem Fall entfällt
der Leistungsnachweis aus Punkt 1.5);

2. für die Diplom-Vorprüfung 18:
2.1 zu drei der vier Kurse Mathematik bis IV (drei

Leistungsnachweise),
2.2 zu einem Proseminar der Mathematik oder einem einfOhrenden

mathematischen Praktikum (ein Leistungsnachweis),
2.3 zu einem der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder

Datenstrukturen (ein Leistungsnachweis),
2.4 a) im Nebenfach Elektrotechnik

zum Praktikum Elektrotechnik für Nebenfächler I (ein Leistungs·
nachlN8ls),

b) im Nebenfach Informatik
zum Kurs Einführung in die Theoretische Infonnatik A oder zum
Kurs Einführung in die Theoretische Infonnatik 8 (ein Leistungs·
nachweis).

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen,
damit das Zeugnis über die bestandene DiplomNorpfÜfung
ausgehändigt 'NBrden kann,

(3) Auf § 12 Abs. 4 Satz 5 Nr. 1 und § 12 Abs. 6 Satz 3 wird hinge­
wiesen.

§12
Ziel, Umfang und Art der Prüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat
und dass sie oder er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen des
Faches, ein methodisches Instrumentarium und die systematische
Orientierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere Studium
mit Erfolg zu betreiben.

(2) Die Diplom-Vorprüfung IA oder 11 erstreckt sich auf die folgenden
Fächer:

1. Analysis,
2. Lineare Algebra.
3. Anwendungsorientierte Mathematik,
4. Nebenfach gemaß Absatz 4.



(3) Oie Diplom-Vorprüfung IA oder tI besteht in jedem PrOfungsfach mit 
Ausnahme des Nebenfachs aus je zwei studienbegleitenden mündlichen 
Fachteilprüfungen (Stoftumfang mindestens 4 SWS ohne Übungen). Oie 
Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind die Inhalte der folgenden 
Kurse: 

1.	 (Analysis):
 
Analysis I und Analysis 11;
 

2.	 (Lineare Algebra):
 
Lineare Algebra I und Lineare Algebra 11;
 

3.	 (Anwendungsorientierte Mathematik): 
Zvwei der drei Kurse Numerische Mathematik I, Wahrscheinlich­
keitstheorie I, Mathematische Methoden der Physik und Technik 
I. 

(4) Als Nebenfach in der Diplom-Vorprüfung IA oder 11 kann gewählt 
vwerden: 

a)	 Elektrotechnik oder 
b)	 Informatik oder 
c)	 Betriebswirtschaftslehre. 

Oie Nebenfachprüfung in Elektrotechnik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von Klausurarbeiten 
zu 

1.	 Grundlagen der Elektrotechnik I, 11, 
2.	 Werkstoffe und Bauelemente I, 11. 

Oie Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu "Grundlagen der Elektrotechnik 
I, 11", und "Werkstoffe und Bauelemente I, W jeweils 1 112 Stunden. 

Oie Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei 
studienbegleitenden mündliChen Fachteilprufungen (Stoffumfang je 4 
SWS ohne Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind: 

1.	 einer der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder Da­
tenstrukturen, der von dem in § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 b gewählten 
Kurs verschieden ist, 

2.	 die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische 
Informatik 11 (übergangsweise kann an die SteUe des Kurses 
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die Rech­
nerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische 
Informatik II der Kurs Mikrorechner-Technik treten). 

Die NebenfachprOfung in Betriebswirtschaftslehre besteht aus drei stu­
dienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von je zwei­
stündigen Klausurarbeiten zu "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I", 
"Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11", "GrundzOge der 
Betriebswirtschaftslehre 11I". Die Teilnahme an diesen drei 
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der 
DiplomprOfungsordnung f(Jr den integrierten Studiengang 
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthochschule 
in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesen 
Teilgebieten voraus. 

(5) Die Diplom-Vorprüfung IB (,.Mathematische Systemanalyse") 
erstreckt sich auf die folgenden Fächer: 

1.	 Lineare Algebra und Analysis, 
2.	 Numerische Mathematik und Wahrscheinlichkeitstheorie, 
3.	 Praktische Informatik, 
4.	 Nebenfach gemäß Absatz 7. 

(6) Die Diplom-Vorprüfung IB besteht in den Prüfungsfächern 1. und 2. 
aus je zwei studienbegleilenden mündlichen Fachteilprüfungen 
(Stoffumfang 4 SWS ohne Übungen). Oie Gegenstände dieser Fachteil­
prüfungen sind die Inhalte der folgenden Kurse: 

1.	 (Lineare Algebra und Analysis):
 
Mathematik I und Mathematik 11;
 

2.	 (Numerische Mathemalik und Wahrscheinlichkeitstheorie): 
Mathematik 111 und Mathematik IV. 

Im Prüfungsfach Praktische Informatik besteht die Fachprüfung aus 
einer mündlichen Prüfung (Stoffumfang 4 SWS ohne Übungen) über 
einen der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder 
DatenstrUkturen, der von dem in § 11 Abs. 1 Nr. 2.3 gewählten Kurs 
verschieden ist. 

(7)	 Als Nebenfach in der Diplom-Vorprüfung IB ("Mathematische Sy­
stemanalyse") kann gewählt werden: 

a) Elektrotechnik oder 
b) Informatik oder 
c) Betriebswirtschaftslehre. 

Die Nebenfachprufung in Elektrotechnik besteht aus zwei studienbeglei­

tenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von Klausurarbeiten zu
 

1.	 Grundlagen der Elektrotechnik 1,11, 
2.	 Werkstoffe und Bauelemente I, 11. 

Oie Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu "Grundlagen der Elektrotechnik
 
I, 11", und "Werkstoffe und Bauelemente I, 11" jeweils 1 112 Stunden.
 

Die Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei
 
studienbegleitenden mUndlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4
 
SWS ohne Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:
 

1.	 die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische 
Informatik 11 (übergangs'Heise kann an die Stelle des Kurses 
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die Rech· 
nerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische 
Informatik II der Kurs Mikrorechner-Technik treten), 

2.	 die beiden Kurse Einführung in die Theoretische Informatik A 
und Einführung in die Theoretische Informatik B. 

Oie Nebenfachprüfung in Betriebswirtschaftslehre besteht aus drei stu­
dienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von je zwei­
stündigen Klausurarbeiten zu nGrundzüge der Betriebswirtschaftslehre I", 
"Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11", "Grundzüge der 
Betriebswirtschaftslehre 111". Die Teilnahme an diesen drei 
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der 
Diplomprüfungsordnung für dan integrierten Studiengang 
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthochschule 
in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesen 
Teilgebieten voraus. • 
(8) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie oder er wegen ständiger körperlicher Behinderung 
nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder leifvweise in der 
vorhergesehenen Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in 
einer anderen Form zu erbringen. 

(9) PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung können durch gleich­
'Hertige Leistungen im Rahmen einer Einslufungspl'Üfung gemäß § 67 
Abs. 1 HG ersetzt werden. 

§ 13 
Klausurarbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat nach­
weisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfs· 
mitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des Faches erkennen 
und Wege zu einer Lösung finden kann. 

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 15 Abs. 1 zu be­
werten. Hiervon kann nur aus rMngenden Gründen abgewichen IN6rden; 
die Gründe sind aktenkundig zu maChen. Die Note der Klausurarbeit er­
gibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Sie wird • 
der Kandidatin oder dem Kandidaten durch die oder den ersten 
Prüfenden nach spätestens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt. 

§ 14 
Mündliche Prüfungen 

(1) Mündliche Prüfungen vwerden entweder vor zwei Prüfenden 
(Kollegialprufung) oder vor einem Prüfenden in Gegenwart eines sach­
kundigen Beisitzenden (§ 6 Abs. 1 Satz 5) als EinzelprOfungen abgelegt. 
Hierbei wird die Kandidatin oder der Kandidat in einem Prüfungsfach 
grundsätzliCh nur von einem Prüfenden geprüft. Vor der Festsetzung der 
Note gemäß § 15 Abs. 1 hat der PrOfende den zweiten Prüfenden oder 
den Beisitzenden zu hören. 

(2) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 8 SWS in 
der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem Stoftum­
fang von bis zu 5 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15 und höch­
stens 25 Minuten. 

(3) Oie wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der PrOfung in den 
einzelnen Fächern sind in einem Protokoll festzUhalten. Das Ergebnis 
der Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die 
mündliche Prüfung bekanntzugeben. 

(4) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen PrOfung 
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumliChen Verhältnisse als ZU­
hörende oder Zuhörender zugelassen, sofem nicht die Kandidat!n oder 
der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die 
Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 
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(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 15 Abs. 1 zu be­
werten. Hiervon kann nur aus rMngenden Gründen abgewichen IN6rden;
die Gründe sind aktenkundig zu maChen. Die Note der Klausurarbeit er-
gibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Sie wird •
der Kandidatin oder dem Kandidaten durch die oder den ersten
Prüfenden nach spätestens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt.

(3) Oie Diplom-Vorprüfung IA oder tI besteht in jedem PrOfungsfach mit
Ausnahme des Nebenfachs aus je zwei studienbegleitenden mündlichen
Fachteilprüfungen (Stoftumfang mindestens 4 SWS ohne Übungen). Oie
Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind die Inhalte der folgenden
Kurse:

1. (Analysis):
Analysis I und Analysis 11;

2. (Lineare Algebra):
Lineare Algebra I und Lineare Algebra 11;

3. (Anwendungsorientierte Mathematik):
Zvwei der drei Kurse Numerische Mathematik I, Wahrscheinlich­
keitstheorie I, Mathematische Methoden der Physik und Technik
I.

(4) Als Nebenfach in der Diplom-Vorprüfung IA oder 11 kann gewählt
vwerden:

a) Elektrotechnik oder
b) Informatik oder
c) Betriebswirtschaftslehre.

Oie Nebenfachprüfung in Elektrotechnik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von Klausurarbeiten
zu

1. Grundlagen der Elektrotechnik I, 11,
2. Werkstoffe und Bauelemente I, 11.

Oie Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu "Grundlagen der Elektrotechnik
I, 11", und "Werkstoffe und Bauelemente I, W jeweils 1 112 Stunden.

Oie Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei
studienbegleitenden mündliChen Fachteilprufungen (Stoffumfang je 4
SWS ohne Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:

1. einer der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder Da­
tenstrukturen, der von dem in § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 b gewählten
Kurs verschieden ist,

2. die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangsweise kann an die SteUe des Kurses
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die Rech­
nerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik II der Kurs Mikrorechner-Technik treten).

Die NebenfachprOfung in Betriebswirtschaftslehre besteht aus drei stu­
dienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von je zwei­
stündigen Klausurarbeiten zu "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I",
"Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11", "GrundzOge der
Betriebswirtschaftslehre 111". Die Teilnahme an diesen drei
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der
DiplomprOfungsordnung f(Jr den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthochschule
in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesen
Teilgebieten voraus.

(5) Die Diplom-Vorprüfung IB (,.Mathematische Systemanalyse")
erstreckt sich auf die folgenden Fächer:

1. Lineare Algebra und Analysis,
2. Numerische Mathematik und Wahrscheinlichkeitstheorie,
3. Praktische Informatik,
4. Nebenfach gemäß Absatz 7.

(6) Die Diplom-Vorprüfung IB besteht in den Prüfungsfächern 1. und 2.
aus je zwei studienbegleilenden mündlichen Fachteilprüfungen
(Stoffumfang 4 SWS ohne Übungen). Oie Gegenstände dieser Fachteil­
prüfungen sind die Inhalte der folgenden Kurse:

1. (Lineare Algebra und Analysis):
Mathematik I und Mathematik 11;

2. (Numerische Mathemalik und Wahrscheinlichkeitstheorie):
Mathematik 111 und Mathematik IV.

Im Prüfungsfach Praktische Informatik besteht die Fachprüfung aus
einer mündlichen Prüfung (Stoffumfang 4 SWS ohne Übungen) über
einen der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder
DatenstrUkturen, der von dem in § 11 Abs. 1 Nr. 2.3 gewählten Kurs
verschieden ist.

(7) Als Nebenfach in der Diplom-Vorprüfung IB ("Mathematische Sy­
stemanalyse") kann gewählt werden:

a) Elektrotechnik oder
b) Informatik oder
c) Betriebswirtschaftslehre.
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Die Nebenfachprufung in Elektrotechnik besteht aus zwei studienbeglei­
tenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von Klausurarbeiten zu

1. Grundlagen der Elektrotechnik 1,11,
2. Werkstoffe und Bauelemente I, 11.

Oie Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu "Grundlagen der Elektrotechnik
I, 11", und "Werkstoffe und Bauelemente I, 11" jeweils 1 112 Stunden.

Die Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei
studienbegleitenden mUndlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4
SWS ohne Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:

1. die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangs'Heise kann an die Stelle des Kurses
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die Rech·
nerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik II der Kurs Mikrorechner-Technik treten),

2. die beiden Kurse Einführung in die Theoretische Informatik A
und Einführung in die Theoretische Informatik B.

Oie Nebenfachprüfung in Betriebswirtschaftslehre besteht aus drei stu­
dienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von je zwei­
stündigen Klausurarbeiten zu nGrundzüge der Betriebswirtschaftslehre I",
"Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11", "Grundzüge der
Betriebswirtschaftslehre 111". Die Teilnahme an diesen drei
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der
Diplomprüfungsordnung für dan integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthochschule
in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesen
Teilgebieten voraus.

(8) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen ständiger körperlicher Behinderung
nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder leifvweise in der
vorhergesehenen Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in
einer anderen Form zu erbringen.

(9) PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung können durch gleich­
'Hertige Leistungen im Rahmen einer Einslufungspl'Üfung gemäß § 67
Abs. 1 HG ersetzt werden.

§ 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat nach­
weisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfs·
mitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des Faches erkennen
und Wege zu einer Lösung finden kann.

§ 14
Mündliche Prüfungen

(1) Mündliche Prüfungen vwerden entweder vor zwei Prüfenden
(Kollegialprufung) oder vor einem Prüfenden in Gegenwart eines sach­
kundigen Beisitzenden (§ 6 Abs. 1 Satz 5) als EinzelprOfungen abgelegt.
Hierbei wird die Kandidatin oder der Kandidat in einem Prüfungsfach
grundsätzliCh nur von einem Prüfenden geprüft. Vor der Festsetzung der
Note gemäß § 15 Abs. 1 hat der PrOfende den zweiten Prüfenden oder
den Beisitzenden zu hören.

(2) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 8 SWS in
der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem Stoftum­
fang von bis zu 5 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15 und höch­
stens 25 Minuten.

(3) Oie wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der PrOfung in den
einzelnen Fächern sind in einem Protokoll festzUhalten. Das Ergebnis
der Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die
mündliche Prüfung bekanntzugeben.

(4) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen PrOfung
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumliChen Verhältnisse als ZU­
hörende oder Zuhörender zugelassen, sofem nicht die Kandidat!n oder
der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.
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(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 15 Abs. 1 zu be­
werten. Hiervon kann nur aus rMngenden Gründen abgewichen IN6rden;
die Gründe sind aktenkundig zu maChen. Die Note der Klausurarbeit er-
gibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Sie wird •
der Kandidatin oder dem Kandidaten durch die oder den ersten
Prüfenden nach spätestens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt.

(3) Oie Diplom-Vorprüfung IA oder tI besteht in jedem PrOfungsfach mit
Ausnahme des Nebenfachs aus je zwei studienbegleitenden mündlichen
Fachteilprüfungen (Stoftumfang mindestens 4 SWS ohne Übungen). Oie
Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind die Inhalte der folgenden
Kurse:

1. (Analysis):
Analysis I und Analysis 11;

2. (Lineare Algebra):
Lineare Algebra I und Lineare Algebra 11;

3. (Anwendungsorientierte Mathematik):
Zvwei der drei Kurse Numerische Mathematik I, Wahrscheinlich­
keitstheorie I, Mathematische Methoden der Physik und Technik
I.

(4) Als Nebenfach in der Diplom-Vorprüfung IA oder 11 kann gewählt
vwerden:

a) Elektrotechnik oder
b) Informatik oder
c) Betriebswirtschaftslehre.

Oie Nebenfachprüfung in Elektrotechnik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von Klausurarbeiten
zu

1. Grundlagen der Elektrotechnik I, 11,
2. Werkstoffe und Bauelemente I, 11.

Oie Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu "Grundlagen der Elektrotechnik
I, 11", und "Werkstoffe und Bauelemente I, W jeweils 1 112 Stunden.

Oie Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei
studienbegleitenden mündliChen Fachteilprufungen (Stoffumfang je 4
SWS ohne Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:

1. einer der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder Da·
tenstrukturen, der von dem in § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 b gewählten
Kurs verschieden ist,

2. die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangsweise kann an die SteUe des Kurses
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die Rech­
nerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik II der Kurs Mikrorechner-Technik treten).

Die NebenfachprOfung in Betriebswirtschaftslehre besteht aus drei stu­
dienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von je zwei­
stündigen Klausurarbeiten zu "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I",
"Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11", "GrundzOge der
Betriebswirtschaftslehre 111". Die Teilnahme an diesen drei
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der
DiplomprOfungsordnung f(Jr den integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthochschule
in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesen
Teilgebieten voraus.

(5) Die Diplom-Vorprüfung IB (,.Mathematische Systemanalyse")
erstreckt sich auf die folgenden Fächer:

1. Lineare Algebra und Analysis,
2. Numerische Mathematik und Wahrscheinlichkeitstheorie,
3. Praktische Informatik,
4. Nebenfach gemäß Absatz 7.

(6) Die Diplom-Vorprüfung IB besteht in den Prüfungsfächern 1. und 2.
aus je zwei studienbegleilenden mündlichen Fachteilprüfungen
(Stoffumfang 4 SWS ohne Übungen). Oie Gegenstände dieser Fachteil­
prüfungen sind die Inhalte der folgenden Kurse:

1. (Lineare Algebra und Analysis):
Mathematik I und Mathematik 11;

2. (Numerische Mathemalik und Wahrscheinlichkeitstheorie):
Mathematik 111 und Mathematik IV.

Im Prüfungsfach Praktische Informatik besteht die Fachprüfung aus
einer mündlichen Prüfung (Stoffumfang 4 SWS ohne Übungen) über
einen der Kurse Konzepte imperativer Programmierung oder
DatenstrUkturen, der von dem in § 11 Abs. 1 Nr. 2.3 gewählten Kurs
verschieden ist.

(7) Als Nebenfach in der Diplom-Vorprüfung IB ("Mathematische Sy­
stemanalyse") kann gewählt werden:

a) Elektrotechnik oder
b) Informatik oder
c) Betriebswirtschaftslehre.
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Die Nebenfachprufung in Elektrotechnik besteht aus zwei studienbeglei­
tenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von Klausurarbeiten zu

1. Grundlagen der Elektrotechnik 1,11,
2. Werkstoffe und Bauelemente I, 11.

Oie Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu "Grundlagen der Elektrotechnik
I, 11", und "Werkstoffe und Bauelemente I, 11" jeweils 1 112 Stunden.

Die Nebenfachprüfung in Informatik besteht aus zwei
studienbegleitenden mUndlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4
SWS ohne Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:

1. die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangs'Heise kann an die Stelle des Kurses
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die Rech·
nerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik II der Kurs Mikrorechner-Technik treten),

2. die beiden Kurse Einführung in die Theoretische Informatik A
und Einführung in die Theoretische Informatik B.

Oie Nebenfachprüfung in Betriebswirtschaftslehre besteht aus drei stu­
dienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen in Form von je zwei·
stündigen Klausurarbeiten zu nGrundzüge der Betriebswirtschaftslehre I",
"Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11", "Grundzüge der
Betriebswirtschaftslehre 111". Die Teilnahme an diesen drei
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der
Diplomprüfungsordnung für dan integrierten Studiengang
Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Gesamthochschule
in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesen
Teilgebieten voraus.

(8) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen ständiger körperlicher Behinderung
nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder leifvweise in der
vorhergesehenen Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in
einer anderen Form zu erbringen.

(9) PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung können durch gleich­
'Hertige Leistungen im Rahmen einer Einslufungspl'Üfung gemäß § 67
Abs. 1 HG ersetzt werden.

§ 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat nach­
weisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfs·
mitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des Faches erkennen
und Wege zu einer Lösung finden kann.

§ 14
Mündliche Prüfungen

(1) Mündliche Prüfungen vwerden entweder vor zwei Prüfenden
(Kollegialprufung) oder vor einem Prüfenden in Gegenwart eines sach­
kundigen Beisitzenden (§ 6 Abs. 1 Satz 5) als EinzelprOfungen abgelegt.
Hierbei wird die Kandidatin oder der Kandidat in einem Prüfungsfach
grundsätzliCh nur von einem Prüfenden geprüft. Vor der Festsetzung der
Note gemäß § 15 Abs. 1 hat der PrOfende den zweiten Prüfenden oder
den Beisitzenden zu hören.

(2) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 8 SWS in
der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem Stoftum­
fang von bis zu 5 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15 und höch­
stens 25 Minuten.

(3) Oie wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der PrOfung in den
einzelnen Fächern sind in einem Protokoll festzUhalten. Das Ergebnis
der Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die
mündliche Prüfung bekanntzugeben.

(4) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen PrOfung
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumliChen Verhältnisse als ZU­
hörende oder Zuhörender zugelassen, sofem nicht die Kandidat!n oder
der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.
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§ 15 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den je~ 

wailigen PrQfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten 
zu verwenden: 

1 sehr gut eine hervorragende Leistung; 
2 gut eine Leistung, die erheblich Ober den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen An~ 

forderungen entspricht; 
4 ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

noch den Anforderungen genügt; 
5 nicht ausreichend eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können zur 
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7 
und 4,3 sind dabei ausgeschlossen. 

(2) Die Fachnote errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Noten der einzelnen Prüfungsleistungen bzw. Wird aufgrund der 
Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen festgesetzt. Die Fachnote 
lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut, 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

•	 bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 
bei einem Durchschnitt Ober 4,0 nicht ausreichend. 

(3) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen und wenn sämtliche Fachnoten 
und Noten für die einzelnen PrOfungsleistungen mindestens 
"ausreichend" (4,0) sind. Abweichend von Satz 1 ist die Fachprüfung 
Betriebswirtschaftslehre auch dann bestanden, wenn mindestens zwei 
Teilgebiete mit mindestens ,,ausreichend" (4,0) absolviert worden sind 
und das arithmetische Mittel der Noten der drei Teilgebiete mindestens 
"ausreichend" (4,0) lautet. 

(4) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der
 
Fachnoten in den einzelnen PrOfungsfächern. Die Gesamtnole einer
 
bestandenen PrOfung lautet
 
bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,
 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2.5 gut,
 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend,
 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend.
 

•
(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren 
SteUen werden ohne Rundung gestrichen. 

§ 16 
Wiederholung von Teilen der Diplom-Vorprüfung 

Eine PrOfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden 
gilt. kann Z'Neimal wiederflolt werden. Fehlversuche im selben Fach an 
anderen Hochschulen werden angerechnet. Die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten 
hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 

§17 
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife 

Studenten, die die Fachhochschulreife besitzen, erwerben nach 
Maßgabe der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen 
Hochschulreife während des Studiums in integrierten Studiengängen 
vom 23. September 1981 (GV. NW. S. 596), in der jeweils gültigen 
Form, die fachgebundene Hochschulreife, wenn sie nach dem 
Grundstudium in dem integrierten Studiengang Mathematik den 
erfolgreichen Abschluss von Brückenkursen in drei Fächern nachweisen 
und die für das Hauptstudium 11 qualifizierende Diplom-Vorprüfung 
bestanden haben. In das Zeugnis über die bestandene Diplom­
VorprOfung ist ein entsprechender Vermerk aufzunehmen. 

§ 18 
Zeugnis 

(1) Über die bestandene Diptom-Vorprüfung wird unverzOglich nach 
dem Erbringen der letzten PrOfungsleistung ein Zeugnis ausgestellt, das 

die einzelnen Fachnoten und die Gesamtnote sowie die Angabe enthält, 
ob sich die Kandidatin oder der Kandidat fOr die Diplomprüfung IA oder 
IB oder die DiplomprOfung IJ qualifiziert hat. Das Zeugnis ist von der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Da­
tum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien­
oder Prüfungsleistung erbracht ist. In den Fällen des § 17 ist das 
Zeugnis erst nach Eintragung des Vermerks über den Erwerb der 
fachgebundenen Hochschulreife auszuhändigen. 

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. 
Die Diplom-Vorprüfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht 
bestanden), sobald eine Prüfungsleistung nach Ausschöpfen der beiden 
Wiederholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. ars nicht 
bestanden gilt). 

(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom~Vorprüfung ist mit 
einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die DiplomNorprOfung nicht 
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten PrOfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht er­
brachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen läßt, daß die Diplom­
Vorprüfung nicht bestanden ist. 

§ 19 
Wechsel des Studienziels 

(1) Die Diplom-Vorprüfung IA oder die DiplolTPVorprOfung II in Verbin­
dung mit einer zusätzlichen mündlichen Fachpriifung in Praktischer 
Informatik ist der Diplom-Vorprüfung IB gleichwertig. § 12 Abs. 6 gilt ent­
sprechend. Bei einer DiplomvorprOfung IA oder einer DiplomvorprOfung 
11 mit Nebenfach Informatik ist die zusätzliche mündliche Prüfung nach 
Satz 1 in Theoretischer Informatik abzulegen. § 12 Abs. 7 Satz 5 Nr. 2 
gilt entsprechend. 

(2) Die DiplomNorprüfung IB in Verbindung mit zwei zusätzlichen Fach­
prüfungen in 

1.	 Linearer Algebra II und Analysis 11, 
2.	 Anwendungsorientierter Mathematik 

ist der Diplom-Vorprilfung IA oder der Diplom-Vorprüfung 11 gleichwertig. 
§ 12 Abs. 3 gilt entsprechend. 

111. DIplomprüfung 

§ 20 
Zulassung 

(1)	 Zur DiplomprOfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Fachhochschulreife oder einer als gleichwertig 
anerkannten Vorbildung als Voraussetzung für die Zulassung 
zur DiplomprOfung IA oder 18 (wMathematische Systemanalyse") 
bzw. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 
Hochschulreife oder einschlägige fachgebunde Hochschulreife) 
oder einer als gleichwertig anerkannten Vorbildung als 
Voraussetzung für die Zulassung zur DiplomprOfung I oder 
Diplomprtlfung 11 besitzt oder die EinstufungsprOfung (§ 7 Abs. 
8) bestanden hat; 

2.	 die entsprechend qualifizierende Diplom.vorprüfung in dem inte­
grierten Studiengang Mathematik oder eine gemäß § 7 Abs. 3 
als gleichwertig angerechnete Prüfung bestanden hat; 

3.	 an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 
integrierten Studiengang Mathematik eingeschrieben oder 
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer 
zugelassen ist. 

(2) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Diplomprüfungen werden 
studienbegleitend erbracht. Filr jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich, die spätestens sechs 
Wochen vor dem Priifungsterrnin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprtlfung beim Prüfungsausschuss 
zu stellen. In dem Antrag sind das gewählte Nebenfach und gegebenen­
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§ 15
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den je~

wailigen PrQfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können zur
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7
und 4,3 sind dabei ausgeschlossen.

(2) Die Fachnote errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der
Noten der einzelnen Prüfungsleistungen bzw. Wird aufgrund der
Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen festgesetzt. Die Fachnote
lautet

die einzelnen Fachnoten und die Gesamtnote sowie die Angabe enthält,
ob sich die Kandidatin oder der Kandidat fOr die Diplomprüfung IA oder
IB oder die DiplomprOfung IJ qualifiziert hat. Das Zeugnis ist von der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Da­
tum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien­
oder Prüfungsleistung erbracht ist. In den Fällen des § 17 ist das
Zeugnis erst nach Eintragung des Vermerks über den Erwerb der
fachgebundenen Hochschulreife auszuhändigen.

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
Die Diplom-Vorprüfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht
bestanden), sobald eine Prüfungsleistung nach Ausschöpfen der beiden
Wiederholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. ars nicht
bestanden gilt).

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die DiplomNorprOfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die
die erbrachten PrOfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht er­
brachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen läßt, daß die Diplom­
Vorprüfung nicht bestanden ist.

(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom~Vorprüfung ist mit
einer Rechtshilfebelehrung zu versehen.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen An~

forderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt.

sehr gut
gut

nicht ausreichend

befriedigend

ausreichend

3

4

1
2
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(3) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen und wenn sämtliche Fachnoten
und Noten für die einzelnen PrOfungsleistungen mindestens
"ausreichend" (4,0) sind. Abweichend von Satz 1 ist die Fachprüfung
Betriebswirtschaftslehre auch dann bestanden, wenn mindestens zwei
Teilgebiete mit mindestens ,,ausreichend" (4,0) absolviert worden sind
und das arithmetische Mittel der Noten der drei Teilgebiete mindestens
"ausreichend" (4,0) lautet.

bei einem Durchschnitt bis 1,5

•
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0
bei einem Durchschnitt Ober 4,0

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend,
nicht ausreichend.

§ 19
Wechsel des Studienziels

(1) Die Diplom-Vorprüfung IA oder die DiplolTPVorprOfung II in Verbin­
dung mit einer zusätzlichen mündlichen Fachpriifung in Praktischer
Informatik ist der Diplom-Vorprüfung IB gleichwertig. § 12 Abs. 6 gilt ent­
sprechend. Bei einer DiplomvorprOfung IA oder einer DiplomvorprOfung
11 mit Nebenfach Informatik ist die zusätzliche mündliche Prüfung nach
Satz 1 in Theoretischer Informatik abzulegen. § 12 Abs. 7 Satz 5 Nr. 2
gilt entsprechend.

(2) Die DiplomNorprüfung IB in Verbindung mit zwei zusätzlichen Fach­
prüfungen in

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

(4) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem
Fachnoten in den einzelnen PrOfungsfächern. Die
bestandenen PrOfung lautet
bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2.5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

Durchschnitt der
Gesamtnole einer

1. Linearer Algebra II und Analysis 11,
2. Anwendungsorientierter Mathematik

ist der Diplom-Vorprilfung IA oder der Diplom-Vorprüfung 11 gleichwertig.
§ 12 Abs. 3 gilt entsprechend.

•
(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
SteUen werden ohne Rundung gestrichen.

§ 16
Wiederholung von Teilen der Diplom-Vorprüfung

Eine PrOfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt. kann Z'Neimal wiederflolt werden. Fehlversuche im selben Fach an
anderen Hochschulen werden angerechnet. Die oder der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten
hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

§17
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife

Studenten, die die Fachhochschulreife besitzen, erwerben nach
Maßgabe der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen
Hochschulreife während des Studiums in integrierten Studiengängen
vom 23. September 1981 (GV. NW. S. 596), in der jeweils gültigen
Form, die fachgebundene Hochschulreife, wenn sie nach dem
Grundstudium in dem integrierten Studiengang Mathematik den
erfolgreichen Abschluss von Brückenkursen in drei Fächern nachweisen
und die für das Hauptstudium 11 qualifizierende Diplom-Vorprüfung
bestanden haben. In das Zeugnis über die bestandene Diplom­
VorprOfung ist ein entsprechender Vermerk aufzunehmen.

§ 18
Zeugnis

(1) Über die bestandene Diptom-Vorprüfung wird unverzOglich nach
dem Erbringen der letzten PrOfungsleistung ein Zeugnis ausgestellt, das

111. DIplomprüfung

§ 20
Zulassung

(1) Zur DiplomprOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Fachhochschulreife oder einer als gleichwertig
anerkannten Vorbildung als Voraussetzung für die Zulassung
zur DiplomprOfung IA oder 18 (wMathematische Systemanalyse")
bzw. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine
Hochschulreife oder einschlägige fachgebunde Hochschulreife)
oder einer als gleichwertig anerkannten Vorbildung als
Voraussetzung für die Zulassung zur DiplomprOfung I oder
Diplomprtlfung 11 besitzt oder die EinstufungsprOfung (§ 7 Abs.
8) bestanden hat;

2. die entsprechend qualifizierende Diplom.vorprüfung in dem inte­
grierten Studiengang Mathematik oder eine gemäß § 7 Abs. 3
als gleichwertig angerechnete Prüfung bestanden hat;

3. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
integrierten Studiengang Mathematik eingeschrieben oder
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer
zugelassen ist.

(2) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Diplomprüfungen werden
studienbegleitend erbracht. Filr jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich, die spätestens sechs
Wochen vor dem Priifungsterrnin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprtlfung beim Prüfungsausschuss
zu stellen. In dem Antrag sind das gewählte Nebenfach und gegebenen-
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§ 15
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den je~

wailigen PrQfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 können zur
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7
und 4,3 sind dabei ausgeschlossen.

(2) Die Fachnote errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der
Noten der einzelnen Prüfungsleistungen bzw. Wird aufgrund der
Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen festgesetzt. Die Fachnote
lautet

die einzelnen Fachnoten und die Gesamtnote sowie die Angabe enthält,
ob sich die Kandidatin oder der Kandidat fOr die Diplomprüfung IA oder
IB oder die DiplomprOfung IJ qualifiziert hat. Das Zeugnis ist von der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Da­
tum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien­
oder Prüfungsleistung erbracht ist. In den Fällen des § 17 ist das
Zeugnis erst nach Eintragung des Vermerks über den Erwerb der
fachgebundenen Hochschulreife auszuhändigen.

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
Die Diplom-Vorprüfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht
bestanden), sobald eine Prüfungsleistung nach Ausschöpfen der beiden
Wiederholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. ars nicht
bestanden gilt).

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die DiplomNorprOfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die
die erbrachten PrOfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht er­
brachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen läßt, daß die Diplom­
Vorprüfung nicht bestanden ist.

(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom~Vorprüfung ist mit
einer Rechtshilfebelehrung zu versehen.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen An~

forderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt.

sehr gut
gut

nicht ausreichend

befriedigend

ausreichend

3

4

1
2

5

(3) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen und wenn sämtliche Fachnoten
und Noten für die einzelnen PrOfungsleistungen mindestens
"ausreichend" (4,0) sind. Abweichend von Satz 1 ist die Fachprüfung
Betriebswirtschaftslehre auch dann bestanden, wenn mindestens zwei
Teilgebiete mit mindestens ,,ausreichend" (4,0) absolviert worden sind
und das arithmetische Mittel der Noten der drei Teilgebiete mindestens
"ausreichend" (4,0) lautet.

bei einem Durchschnitt bis 1,5

•
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0
bei einem Durchschnitt Ober 4,0

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend,
nicht ausreichend.

§ 19
Wechsel des Studienziels

(1) Die Diplom-Vorprüfung IA oder die DiplolTPVorprOfung II in Verbin­
dung mit einer zusätzlichen mündlichen Fachpriifung in Praktischer
Informatik ist der Diplom-Vorprüfung IB gleichwertig. § 12 Abs. 6 gilt ent­
sprechend. Bei einer DiplomvorprOfung IA oder einer DiplomvorprOfung
11 mit Nebenfach Informatik ist die zusätzliche mündliche Prüfung nach
Satz 1 in Theoretischer Informatik abzulegen. § 12 Abs. 7 Satz 5 Nr. 2
gilt entsprechend.

(2) Die DiplomNorprüfung IB in Verbindung mit zwei zusätzlichen Fach­
prüfungen in

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

(4) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem
Fachnoten in den einzelnen PrOfungsfächern. Die
bestandenen PrOfung lautet
bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2.5
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

Durchschnitt der
Gesamtnole einer

1. Linearer Algebra II und Analysis 11,
2. Anwendungsorientierter Mathematik

ist der Diplom-Vorprilfung IA oder der Diplom-Vorprüfung 11 gleichwertig.
§ 12 Abs. 3 gilt entsprechend.

•
(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
SteUen werden ohne Rundung gestrichen.

§ 16
Wiederholung von Teilen der Diplom-Vorprüfung

Eine PrOfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt. kann Z'Neimal wiederflolt werden. Fehlversuche im selben Fach an
anderen Hochschulen werden angerechnet. Die oder der Vorsitzende
des PrOfungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten
hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

§17
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife

Studenten, die die Fachhochschulreife besitzen, erwerben nach
Maßgabe der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen
Hochschulreife während des Studiums in integrierten Studiengängen
vom 23. September 1981 (GV. NW. S. 596), in der jeweils gültigen
Form, die fachgebundene Hochschulreife, wenn sie nach dem
Grundstudium in dem integrierten Studiengang Mathematik den
erfolgreichen Abschluss von Brückenkursen in drei Fächern nachweisen
und die für das Hauptstudium 11 qualifizierende Diplom-Vorprüfung
bestanden haben. In das Zeugnis über die bestandene Diplom­
VorprOfung ist ein entsprechender Vermerk aufzunehmen.

§ 18
Zeugnis

(1) Über die bestandene Diptam-Vorprüfung wird unverzOglich nach
dem Erbringen der letzten PrOfungsleistung ein Zeugnis ausgestellt, das

111. DIplomprüfung

§ 20
Zulassung

(1) Zur DiplomprOfung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Fachhochschulreife oder einer als gleichwertig
anerkannten Vorbildung als Voraussetzung für die Zulassung
zur DiplomprOfung IA oder 16 (wMathematische Systemanalyse")
bzw. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine
Hochschulreife oder einschlägige fachgebunde Hochschulreife)
oder einer als gleichwertig anerkannten Vorbildung als
Voraussetzung für die Zulassung zur DiplomprOfung I oder
Diplomprtlfung 11 besitzt oder die EinstufungsprOfung (§ 7 Abs.
8) bestanden hat;

2. die entsprechend qualifizierende Diplom.vorprüfung in dem inte­
grierten Studiengang Mathematik oder eine gemäß § 7 Abs. 3
als gleichwertig angerechnete Prüfung bestanden hat;

3. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
integrierten Studiengang Mathematik eingeschrieben oder
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin ader Zweithörer
zugelassen ist.

(2) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Diplomprüfungen werden
studienbegleitend erbracht. Filr jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich, die sp~Hestens sechs
Wachen vor dem Priifungsterrnin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprtlfung beim Prüfungsausschuss
zu stellen. In dem Antrag sind das gewählte Nebenfach und gegebenen-
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falls die Zusatzt'ächer gemäß § 25 zu bezeichnen. Im übrigen gelten die 
§§ 9 und 10 entsprechend. 

§ 21 
Leistungsnachweise 

(1) Im Hauptstudlum muss zu folgenden Lehrveranstaltungen nach 
näherer Bestimmung durch die Studienordnung jeweils ein 
Leistungsnachmis erbracht werden, der inhaltlich auf eine 
Lehrveranstaltung von höchstens vier Semesterwochenstunden oder auf 
eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist 

1.	 für die Diplomprüfung IA: 
1.1	 zu zwei Kursen des Hauptstudiums der Mathematik im Umfang von 

jeweils mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen) (zwei 
Leistungsnachweise), 

1,2 zu	 einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen 
Praktikum (ein Leistungsnachweis), 

1.3 a)	 im Nebenfach Informatik 
zum Programmierpraktikum fOr Nebenfächler (ein Leistungs­
nachweis); 

2.	 für die DiplomprUfung 11: 
2,1	 zu zwei Kursen des Hauptstudiums der Mathematik im Umfang von 

jeweils mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen), von denen 
einer aus der reinen und einer aus der anwendungsorientierten 
Mathematik stammen muß (zwei Leistungsnachweise), 

2.2	 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
 
Praktikum und einem zusätzlichen Seminar der Mathematik (zwei
 
Leistungsnachweise),
 

2,3 a)	 im Nebenfach Elektrotechnik
 
zu Wahlpflichtveranstaltungen im Umfang von mindestens 3
 
SWS (einschließlich Übungen) aus Katalog 11 der Diplom­

prüfungsordnung Elektrotechnik (ein Leistungsnachweis),
 

b}	 im Nebenfach Informatik 
zum Programmierpraktikum für Nebenfächler und zu einem Kurs 
aus dem Hauptstudium des Diplomstudiengangs Informatik im 
Umfang von 6 SWS (einschließlich Übungen) (zwei Leistungs­
nachweise); 

3.	 fOr die Diplomprüfung 18: 
3.1	 zu einem anlNE!ndungsorientierten Kurs des Hauptstudiums Mathe­

matik im Umfang von mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen) 
(ein Leistungsnachweisl, 

3.2	 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
 
Praktikum (ein Leistungsnachweis),
 

3.3	 zum Programmierpraktikum für Nebennichler (ein Leistungsnach­
......eis). 

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen, 
damit das Zeugnis über die bestandene Diplomprüfung ausgehändigt 
werden kann. 

(3) DarOber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungsleistun­
gen der Diplomprüfung gekoppelt (gemäß § 22 Abs. 3). 

§ 22 
Umfang und Art der DIplomprüfung 

(1) Die Diplomprüfung besteht aus den Fachprüfungen und der Diplom­
arbeit. Die Fachprüfungen bestehen aus 

1.	 den Klausurarbeiten (nur für die Nebenfächer Elektrotechnik und 
Betriebswirtschaftslehre) und 

2.	 den mündlichen Prüfungen. 

(2) Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen im Rahmen der Diplom­
prQfung IA erstrecken sich auf folgende Fächer: 

1.	 Anwendungsorientierte Mathematik, 
2.	 Wahlgebiet der Mathematik, 
3.	 Nebenfach gemäß Absatz 5. 

Die Fachprüfungen der Diplomprüfung IA bestehen in jedem 
Prüfungsfach mit Ausnahme der Nebenfächer in je einer 
studienbegleitenden mündlichen PrOfung von in der Regel mindestens 
30 und höchstens 40 Minuten Dauer Ober Inhalte des Hauptstudiums im 
Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen. 

Oie Fachprüfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen PrOfungsteiUeistungen in Form von Klausur· 
arbeiten zu den Kursen Elektronische Schaltungen I, 11 und Nachrichten· 
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und 
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu 

6 

nElektronische Schaltungen I, It" und ,,Nachrichtentechnik I, IIn bzw.
 
nEnergietechnik I, 11" und "Regelungstechnik I, 11" je 1 1/2 Stunden.
 

Oie Fachprüfung im Nebenfach Infonnatik besteht aus zwei studienbe­

gleitenden mündlichen Fachteilprürungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
 
Übungen) Oie Gegenstände dieser FachteilprQfungen sind:
 

1.	 ein Kurs aus dem um den Kurs Software Engineering I erweiter· 
ten Katalog P (Praktische Informatik) der 
Diplomprüfungsordnung Infonnatik, 

2.	 ein weiterer Kurs aus dem Hauptstudium des Diplomstudien­
gangs Infonnatik. 

Oie FachprOfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
 
studienbegleitenden vierstündigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
 
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt ge­

mäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den integrierten
 
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Ge·
 
samthochschule in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der
 
Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.
 

(3) Die schriftlichen und mündlichen PrOfungen im Rahmen der Diplom­

prüfung 11 erstrecken sich auf folgende Fächer:
 

1.	 Reine Mathematik, 
2.	 Anwendungsorientierte Mathematik, 
3.	 Wahlgebiet der Mathematik, 
4.	 Nebenfach gemäß Absatz 5. 

Oie Fachprüfungen der Diplomprüfung 11 bestehen in jedem
 
Prüfungsfach mit Ausnahme der Nebenfächer in je einer
 
studienbegleitenden mündlichen Prüfung von in der Regel mindestens
 •
30 und höchstens 40 Minuten Dauer über Inhalte des Hauptstudiums im 
Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen. Der Stoff der Kurse aus 
§ 21 Abs. 1 Nr. 2.1 soll nicht zum Inhalt der Fachprüfungen Nr. 1 bis 3 
gehören. 

Oie FachprOfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen PrOfungsteilleistungen in Form von Klausur­
arbeiten zu den Kursen Elektronische SchalLungen I, 11 und Nachrichten­
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und 
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu 
"Elektronische Schaltungen I, 11" und "Nachrichtentechnik I, It" bzw. 
"Energietechnik I, It" und "Regelungstechnik I, IJ" je 1 1/2 Stunden. 

Oie Fachprüfung im Nebenfach Infonnatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne 
Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind: 

1.	 ein Kurs aus dem um den Kurs Software Engineering I erweiter­
ten Katalog P (Praktische Infonnatik) der 
DiplomprOfungsordnung Infonnatik, 

2.	 ein weiterer Kurs aus dem Hauptstudium des Diplomstudien­

gangs Informatik.
 

Der Stoff des Kurses aus § 21 Abs. 1 Nr. 2.3b) soll nicht zum Inhelt 
dieser Fachprüfung gehören. • 
Die Fachprüfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer 
studienbegleilenden vierstOndigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt ge­
mäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den integrierten 
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen die erfolgreiChe Bearbeitung der 
Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus. 

(4) Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen im Rahmen der Diplom­
prüfung 18 erstrecken sich auf folgende Fächer: 

1.	 Anwendungsorientierte Mathematik, 
2.	 Wahlgebiet der Mathematik, 
3.	 Praktische Informatik, 
4.	 Nebenfach gemäß Absatz 5. 

Die Fachprüfungen der Diplomprüfung lB bestehen in jedem 
Prüfungsfach mit Ausnahme des Faches Praktische Infonnatik und der 
Nebenfächer in je einer studienbegleitenden mündlichen Prüfung von in 
der Regel mindestens 30 und höchstens 40 Minuten Dauer über Inhalte 
des Hauptstudiums im Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen. 

Die Fachprorung Praktische Informatik besteht aus zwei 
studienbegle!.tenden mündliche Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 
SWS ohne Ubungen) über jeweils einen Kurs aus dem um den Kurs 

falls die Zusatzt'ächer gemäß § 25 zu bezeichnen. Im übrigen gelten die
§§ 9 und 10 entsprechend.

§ 21
Leistungsnachweise

(1) Im Hauptstudlum muss zu folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer Bestimmung durch die Studienordnung jeweils ein
Leistungsnachmis erbracht werden, der inhaltlich auf eine
Lehrveranstaltung von höchstens vier Semesterwochenstunden oder auf
eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist

1. für die Diplomprüfung IA:
1.1 zu zwei Kursen des Hauptstudiums der Mathematik im Umfang von

jeweils mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen) (zwei
Leistungsnachweise),

1,2 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
Praktikum (ein Leistungsnachweis),

1.3 a) im Nebenfach Informatik
zum Programmierpraktikum fOr Nebenfächler (ein Leistungs­
nachweis);

2. für die DiplomprUfung 11:
2,1 zu zwei Kursen des Hauptstudiums der Mathematik im Umfang von

jeweils mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen), von denen
einer aus der reinen und einer aus der anwendungsorientierten
Mathematik stammen muß (zwei Leistungsnachweise),

2.2 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
Praktikum und einem zusätzlichen Seminar der Mathematik (zwei
Leistungsnachweise),

2,3 a) im Nebenfach Elektrotechnik
zu Wahlpflichtveranstaltungen im Umfang von mindestens 3
SWS (einschließlich Übungen) aus Katalog 11 der Diplom­
prüfungsordnung Elektrotechnik (ein Leistungsnachweis),

b} im Nebenfach Informatik
zum Programmierpraktikum für Nebenfächler und zu einem Kurs
aus dem Hauptstudium des Diplomstudiengangs Informatik im
Umfang von 6 SWS (einschließlich Übungen) (zwei Leistungs­
nachweise);

3. fOr die Diplomprüfung 18:
3.1 zu einem anlNE!ndungsorientierten Kurs des Hauptstudiums Mathe­

matik im Umfang von mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen)
(ein Leistungsnachweisl,

3.2 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
Praktikum (ein Leistungsnachweis),

3.3 zum Programmierpraktikum für Nebennichler (ein Leistungsnach­
......eis).

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen,
damit das Zeugnis über die bestandene Diplomprüfung ausgehändigt
werden kann.

(3) DarOber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungsleistun­
gen der Diplomprüfung gekoppelt (gemäß § 22 Abs. 3).

§ 22
Umfang und Art der DIplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus den Fachprüfungen und der Diplom­
arbeit. Die Fachprüfungen bestehen aus

1. den Klausurarbeiten (nur für die Nebenfächer Elektrotechnik und
Betriebswirtschaftslehre) und

2. den mündlichen Prüfungen.

(2) Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen im Rahmen der Diplom­
prQfung IA erstrecken sich auf folgende Fächer:

1. Anwendungsorientierte Mathematik,
2. Wahlgebiet der Mathematik,
3. Nebenfach gemäß Absatz 5.

Die Fachprüfungen der Diplomprüfung IA bestehen in jedem
Prüfungsfach mit Ausnahme der Nebenfächer in je einer
studienbegleitenden mündlichen PrOfung von in der Regel mindestens
30 und höchstens 40 Minuten Dauer Ober Inhalte des Hauptstudiums im
Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen.

Oie Fachprüfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen PrOfungsteiUeistungen in Form von Klausur·
arbeiten zu den Kursen Elektronische Schaltungen I, 11 und Nachrichten·
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu
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nElektronische Schaltungen I, It" und ,,Nachrichtentechnik I, IIn bzw.
nEnergietechnik I, 11" und "Regelungstechnik I, 11" je 1 1/2 Stunden.

Oie Fachprüfung im Nebenfach Infonnatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprürungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
Übungen) Oie Gegenstände dieser FachteilprQfungen sind:

1. ein Kurs aus dem um den Kurs Software Engineering I erweiter·
ten Katalog P (Praktische Informatik) der
Diplomprüfungsordnung Infonnatik,

2. ein weiterer Kurs aus dem Hauptstudium des Diplomstudien­
gangs Infonnatik.

Oie FachprOfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
studienbegleitenden vierstündigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt ge­
mäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Ge·
samthochschule in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der
Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.

(3) Die schriftlichen und mündlichen PrOfungen im Rahmen der Diplom­
prüfung 11 erstrecken sich auf folgende Fächer:

1. Reine Mathematik,
2. Anwendungsorientierte Mathematik,
3. Wahlgebiet der Mathematik,
4. Nebenfach gemäß Absatz 5.

Oie Fachprüfungen der Diplomprüfung 11 bestehen in jedem
Prüfungsfach mit Ausnahme der Nebenfächer in je einer
studienbegleitenden mündlichen Prüfung von in der Regel mindestens
30 und höchstens 40 Minuten Dauer über Inhalte des Hauptstudiums im
Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen. Der Stoff der Kurse aus
§ 21 Abs. 1 Nr. 2.1 soll nicht zum Inhalt der Fachprüfungen Nr. 1 bis 3
gehören.

Oie FachprOfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen PrOfungsteilleistungen in Form von Klausur­
arbeiten zu den Kursen Elektronische SchalLungen I, 11 und Nachrichten­
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu
"Elektronische Schaltungen I, 11" und "Nachrichtentechnik I, It" bzw.
"Energietechnik I, It" und "Regelungstechnik I, IJ" je 1 1/2 Stunden.

Oie Fachprüfung im Nebenfach Infonnatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:

1. ein Kurs aus dem um den Kurs Software Engineering I erweiter-
ten Katalog P (Praktische Infonnatik) der
DiplomprOfungsordnung Infonnatik,

2. ein weiterer Kurs aus dem Hauptstudium des Diplomstudien­
gangs Informatik.

Der Stoff des Kurses aus § 21 Abs. 1 Nr. 2.3b) soll nicht zum Inhelt
dieser Fachprüfung gehören.

Die Fachprüfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
studienbegleilenden vierstOndigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt ge­
mäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen die erfolgreiChe Bearbeitung der
Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.

(4) Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen im Rahmen der Diplom­
prüfung 18 erstrecken sich auf folgende Fächer:

1. Anwendungsorientierte Mathematik,
2. Wahlgebiet der Mathematik,
3. Praktische Informatik,
4. Nebenfach gemäß Absatz 5.

Die Fachprüfungen der Diplomprüfung lB bestehen in jedem
Prüfungsfach mit Ausnahme des Faches Praktische Infonnatik und der
Nebenfächer in je einer studienbegleitenden mündlichen Prüfung von in
der Regel mindestens 30 und höchstens 40 Minuten Dauer über Inhalte
des Hauptstudiums im Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen.

Die Fachprorung Praktische Informatik besteht aus zwei
studienbegle!.tenden mündliche Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4
SWS ohne Ubungen) über jeweils einen Kurs aus dem um den Kurs

•

•
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falls die Zusatzt'ächer gemäß § 25 zu bezeichnen. Im übrigen gelten die
§§ 9 und 10 entsprechend.

§ 21
Leistungsnachweise

(1) Im Hauptstudlum muss zu folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer Bestimmung durch die Studienordnung jeweils ein
Leistungsnachmis erbracht werden, der inhaltlich auf eine
Lehrveranstaltung von höchstens vier Semesterwochenstunden oder auf
eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist

1. für die Diplomprüfung IA:
1.1 zu zwei Kursen des Hauptstudiums der Mathematik im Umfang von

jeweils mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen) (zwei
Leistungsnachweise),

1,2 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
Praktikum (ein Leistungsnachweis),

1.3 a) im Nebenfach Informatik
zum Programmierpraktikum fOr Nebenfächler (ein Leistungs­
nachweis);

2. für die DiplomprUfung 11:
2,1 zu zwei Kursen des Hauptstudiums der Mathematik im Umfang von

jeweils mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen), von denen
einer aus der reinen und einer aus der anwendungsorientierten
Mathematik stammen muß (zwei Leistungsnachweise),

2.2 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
Praktikum und einem zusätzlichen Seminar der Mathematik (zwei
Leistungsnachweise),

2,3 a) im Nebenfach Elektrotechnik
zu Wahlpflichtveranstaltungen im Umfang von mindestens 3
SWS (einschließlich Übungen) aus Katalog 11 der Diplom­
prüfungsordnung Elektrotechnik (ein Leistungsnachweis),

b} im Nebenfach Informatik
zum Programmierpraktikum für Nebenfächler und zu einem Kurs
aus dem Hauptstudium des Diplomstudiengangs Informatik im
Umfang von 6 SWS (einschließlich Übungen) (zwei Leistungs­
nachweise);

3. fOr die Diplomprüfung 18:
3.1 zu einem anlNE!ndungsorientierten Kurs des Hauptstudiums Mathe­

matik im Umfang von mindestens 6 SWS (einschließlich Übungen)
(ein Leistungsnachweisl,

3.2 zu einem Seminar der Mathematik oder einem Mathematischen
Praktikum (ein Leistungsnachweis),

3.3 zum Programmierpraktikum für Nebennichler (ein Leistungsnach­
......eis).

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen,
damit das Zeugnis über die bestandene Diplomprüfung ausgehändigt
werden kann.

(3) DarOber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungsleistun­
gen der Diplomprüfung gekoppelt (gemäß § 22 Abs. 3).

§ 22
Umfang und Art der DIplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus den Fachprüfungen und der Diplom­
arbeit. Die Fachprüfungen bestehen aus

1. den Klausurarbeiten (nur für die Nebenfächer Elektrotechnik und
Betriebswirtschaftslehre) und

2. den mündlichen Prüfungen.

(2) Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen im Rahmen der Diplom­
prQfung IA erstrecken sich auf folgende Fächer:

1. Anwendungsorientierte Mathematik,
2. Wahlgebiet der Mathematik,
3. Nebenfach gemäß Absatz 5.

Die Fachprüfungen der Diplomprüfung IA bestehen in jedem
Prüfungsfach mit Ausnahme der Nebenfächer in je einer
studienbegleitenden mündlichen PrOfung von in der Regel mindestens
30 und höchstens 40 Minuten Dauer Ober Inhalte des Hauptstudiums im
Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen.

Oie Fachprüfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen PrOfungsteiUeistungen in Form von Klausur·
arbeiten zu den Kursen Elektronische Schaltungen I, 11 und Nachrichten·
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu
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nElektronische Schaltungen I, It" und ,,Nachrichtentechnik I, IIn bzw.
nEnergietechnik I, 11" und "Regelungstechnik I, 11" je 1 1/2 Stunden.

Oie Fachprüfung im Nebenfach Infonnatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprürungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
Übungen) Oie Gegenstände dieser FachteilprQfungen sind:

1. ein Kurs aus dem um den Kurs Software Engineering I erweiter·
ten Katalog P (Praktische Informatik) der
Diplomprüfungsordnung Infonnatik,

2. ein weiterer Kurs aus dem Hauptstudium des Diplomstudien­
gangs Infonnatik.

Oie FachprOfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
studienbegleitenden vierstündigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt ge­
mäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Ge·
samthochschule in Hagen die erfolgreiche Bearbeitung der
Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.

(3) Die schriftlichen und mündlichen PrOfungen im Rahmen der Diplom­
prüfung 11 erstrecken sich auf folgende Fächer:

1. Reine Mathematik,
2. Anwendungsorientierte Mathematik,
3. Wahlgebiet der Mathematik,
4. Nebenfach gemäß Absatz 5.

Oie Fachprüfungen der Diplomprüfung 11 bestehen in jedem
Prüfungsfach mit Ausnahme der Nebenfächer in je einer
studienbegleitenden mündlichen Prüfung von in der Regel mindestens
30 und höchstens 40 Minuten Dauer über Inhalte des Hauptstudiums im
Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen. Der Stoff der Kurse aus
§ 21 Abs. 1 Nr. 2.1 soll nicht zum Inhalt der Fachprüfungen Nr. 1 bis 3
gehören.

Oie FachprOfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen PrOfungsteilleistungen in Form von Klausur­
arbeiten zu den Kursen Elektronische SchalLungen I, 11 und Nachrichten­
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu
"Elektronische Schaltungen I, 11" und "Nachrichtentechnik I, It" bzw.
"Energietechnik I, It" und "Regelungstechnik I, IJ" je 1 1/2 Stunden.

Oie Fachprüfung im Nebenfach Infonnatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
Übungen). Die Gegenstände dieser Fachteilprüfungen sind:

1. ein Kurs aus dem um den Kurs Software Engineering I erweiter-
ten Katalog P (Praktische Infonnatik) der
DiplomprOfungsordnung Infonnatik,

2. ein weiterer Kurs aus dem Hauptstudium des Diplomstudien­
gangs Informatik.

Der Stoff des Kurses aus § 21 Abs. 1 Nr. 2.3b) soll nicht zum Inhelt
dieser Fachprüfung gehören.

Die Fachprüfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
studienbegleilenden vierstOndigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt ge­
mäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen die erfolgreiChe Bearbeitung der
Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.

(4) Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen im Rahmen der Diplom­
prüfung 18 erstrecken sich auf folgende Fächer:

1. Anwendungsorientierte Mathematik,
2. Wahlgebiet der Mathematik,
3. Praktische Informatik,
4. Nebenfach gemäß Absatz 5.

Die Fachprüfungen der Diplomprüfung lB bestehen in jedem
Prüfungsfach mit Ausnahme des Faches Praktische Infonnatik und der
Nebenfächer in je einer studienbegleitenden mündlichen Prüfung von in
der Regel mindestens 30 und höchstens 40 Minuten Dauer über Inhalte
des Hauptstudiums im Umfang von mindestens 8 SWS ohne Übungen.

Die Fachprorung Praktische Informatik besteht aus zwei
studienbegle!.tenden mündliche Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4
SWS ohne Ubungen) über jeweils einen Kurs aus dem um den Kurs

•
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Software Engineering erweiterten Katalog P (Praktische Informatik) der 
DiplomprOfungsordnung Informatik. 

Die Fachprüfung im Nebenfach Informatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne 
Übungen) Ober jeweils einen Kurs der technischen und theoretischen 
Infonnatik aus dem Hauptstudium des Diplomstudiengangs Informatik. 

Die Fachprüfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen Prüfungsteilleistungen in Form von Klausur­
arbeiten zu den Kursen Elektronische Schaltungen I, 11 und Nachrichten­
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und 
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu 
"Elektronische Schaltungen I, 11" und "Nachrichtentechnik I, 11" bzw. 
"Energietechnik I, 11" und "Regelungstechnik I, 11" je 1 1/2 Stunden. 

Die Fachprüfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer 
studienbegleitenden vierstündigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt 
gemäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den 
integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der 
FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen die erfolgreiche 
Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus. 

(5) Als Nebenfach in der DiplomprOfung kann gewählt werden: 

a) Elektrotechnik oder
 
b) Informatik oder
 
c)Betriebswirtschaftslehre.
•(6) Anstelle des Wahlgebietes der Mathematik kann die Kandidatin oder 

der Kandidat mit Zustimmung des PrOfungsausschusses ein anderes 
Fach wählen, das in einem sinnvollen Zusammenhang mit dem Studium 
der Mathematik steht. 

(7) Die Gegenstande der FachprOfungen werden durch die Inhalte der 
den jeweiligen Teilgebieten zuzuordnenden Kurse oder sonstige Lehrver­
anstaltungen bestimmt. 

(8) FOr die Klausurarbeiten und die mOndlichen PrOfungen im Rahmen 
der Diplomprüfung gelten die §§ 13 und 14 entsprechend. 

(9)	 Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie oder er wegen ständiger körperlicher 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise 
in der vorhergesehenen Form abzulegen, kann die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 

•
 § 23
 
Diplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Mathematik, die die wis­
senschaftliche Ausbildung abschließt. Sie soll zeigen, daß die Kandidatin 
oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem aus ihrem bzw. seinem Fachgebiet selbständig nach wissen­
schaftlichen Methoden zu bearbeiten. 

(2) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs­
nachweise zu den im einschlägigen Abschnitt des § 21 Abs. 1 
genannten Lehrveranstaltungen vorliegen. 

(3) Die Diplomarbeit kann von jedem Prüfungsberechtigten gemäß § 6 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 betreut werden. Soll die Diplomarbeit in einer Einrich­
tung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu 
der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. 
Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, 
Vorschläge für das Thema der Diplomarbeit zu machen. 

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema für 
eine Diplomarbeit erhält. 

(5) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen 
werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewertende Einzelbeitrag 
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen 
objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, 
deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach 
Absatz 1 erfüllt. 
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(6) Die Ausgabe des Themas der Diplomarbeit erfolgt Ober die oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, Der Zeitpunkt der Ausgabe ist 
aktenkundig zu machen. 

(7)	 Die Bearbeitungszeit tor die Diplomarbeit beträgt tor die Diplom­
prOfung IA und tor die DiplomprOfung IB ("Mathematische System­
analyse") drei Monate und tor die Diplomprüfung 1I bei einem 
mathematischen Thema sechs, sonst vier Monate. Das Thema und 
die AufgabensteIlung müssen so beschaffen sein, dass die 
Diplomarbeit innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen 
werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des 
ersten Monats zurOckgegeben werden. Im Einzelfall kann der 
Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag die Bearbeitungszeit 
um bis zu vier Wochen, bei einem mathematischen Thema um bis 
zu sechs Wochen verlängem. FOr Teilzeitstudierende kann der 
Prüfungsausschuß darüber hinaus eine Verdoppelung dieser 
Nachfristen gewähren. 

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der 
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit - bei 
Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzelanteil der 
Arbeit - selbständig verfaßt und keine anderen als die angegebenen 
Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 

§ 24 
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit soll ohne Anlagen im Regetfall einen Umfang von 
80 Seiten im Rahmen der Diplomprüfung JI und 60 Seiten im Rahmen 
der DiplomprOfung IA oder der DiplomprOfung IB ("Mathematische 
Systemanalyse") nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß beim 
Prüfungsausschuss in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wird die Diplomarbeit nicht 
fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden gehören. 
Die oder der ZlNeite Prüfende wird von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung ist 
entsprechend § 15 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. 
Bei nicht übereinstimmender Bewertung durch die beiden Prüfenden 
wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden 
Noten gebildet, sofem die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt 
die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte 
Prüfende oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Diplomarbeit 
bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Diplomarbeit aus dem 
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die 
Diplomarbeit kann jedoch nur dann als ,,ausreichend" (4,0) oder besser 
bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten "ausreichend" (4,0) oder 
besser sind. 

(2)Die Bewertung der Diplomarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandida­
ten spätestens nach acht Wochen mitzuteilen. 

§ 25 
Zusatzfächer 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als den vor­
geschriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfächer). Die 
Anforderungen an eine Prüfung in einem Zusatzfach sollen denjenigen in 
einem Nebenfach entsprechen. 

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der 
Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

§ 26 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die DiplomprOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungsnach­
weise nach § 21 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen bestanden 
sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" bewertet wurde. 
Für die Bewertung der einzelnen PrOfungsleistungen in der Diplom· 
prüfung, der Leistungen in den einzelnen PrOfungsfächern und für die 
Bildung der Fachnoten gilt § 15 (mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 2) 
entsprechend. 

(2) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten 
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der Diplomarbeit 
doppelt gewichtet wird. Im übrigen gilt § 15 Abs. 4 und 5 entsprechend. 

(3) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach § 15 Abs. 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung" erteilt, wenn die DIplomarbeit mit 1,0 be· 

a) Elektrotechnik oder
b) Informatik oder
c)Betriebswirtschaftslehre.

(5) Als Nebenfach in der DiplomprOfung kann gewählt werden:

•

Software Engineering erweiterten Katalog P (Praktische Informatik) der
DiplomprOfungsordnung Informatik.

Die Fachprüfung im Nebenfach Informatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
Übungen) Ober jeweils einen Kurs der technischen und theoretischen
Infonnatik aus dem Hauptstudium des Diplomstudiengangs Informatik.

Die Fachprüfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen Prüfungsteilleistungen in Form von Klausur­
arbeiten zu den Kursen Elektronische Schaltungen I, 11 und Nachrichten­
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu
"Elektronische Schaltungen I, 11" und "Nachrichtentechnik I, 11" bzw.
"Energietechnik I, 11" und "Regelungstechnik I, 11" je 1 1/2 Stunden.

Die Fachprüfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
studienbegleitenden vierstündigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt
gemäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der
FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen die erfolgreiche
Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.

•(6) Anstelle des Wahlgebietes der Mathematik kann die Kandidatin oder
der Kandidat mit Zustimmung des PrOfungsausschusses ein anderes
Fach wählen, das in einem sinnvollen Zusammenhang mit dem Studium
der Mathematik steht.

(7) Die Gegenstande der FachprOfungen werden durch die Inhalte der
den jeweiligen Teilgebieten zuzuordnenden Kurse oder sonstige Lehrver­
anstaltungen bestimmt.

(8) FOr die Klausurarbeiten und die mOndlichen PrOfungen im Rahmen
der Diplomprüfung gelten die §§ 13 und 14 entsprechend.

(9) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen ständiger körperlicher
Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise
in der vorhergesehenen Form abzulegen, kann die oder der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen.

§ 23
Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Mathematik, die die wis­
senschaftliche Ausbildung abschließt. Sie soll zeigen, daß die Kandidatin
oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein
Problem aus ihrem bzw. seinem Fachgebiet selbständig nach wissen­
schaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs­
nachweise zu den im einschlägigen Abschnitt des § 21 Abs. 1
genannten Lehrveranstaltungen vorliegen.

(3) Die Diplomarbeit kann von jedem Prüfungsberechtigten gemäß § 6
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 betreut werden. Soll die Diplomarbeit in einer Einrich­
tung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu
der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.
Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben,
Vorschläge für das Thema der Diplomarbeit zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema für
eine Diplomarbeit erhält.

(5) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen
werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewertende Einzelbeitrag
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen
objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen,
deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach
Absatz 1 erfüllt.
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(6) Die Ausgabe des Themas der Diplomarbeit erfolgt Ober die oder den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, Der Zeitpunkt der Ausgabe ist
aktenkundig zu machen.

(7) Die Bearbeitungszeit tor die Diplomarbeit beträgt tor die Diplom­
prOfung IA und tor die DiplomprOfung IB ("Mathematische System­
analyse") drei Monate und tor die Diplomprüfung 1I bei einem
mathematischen Thema sechs, sonst vier Monate. Das Thema und
die AufgabensteIlung müssen so beschaffen sein, dass die
Diplomarbeit innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen
werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des
ersten Monats zurOckgegeben werden. Im Einzelfall kann der
Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag die Bearbeitungszeit
um bis zu vier Wochen, bei einem mathematischen Thema um bis
zu sechs Wochen verlängem. FOr Teilzeitstudierende kann der
Prüfungsausschuß darüber hinaus eine Verdoppelung dieser
Nachfristen gewähren.

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit - bei
Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzelanteil der
Arbeit - selbständig verfaßt und keine anderen als die angegebenen
Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 24
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll ohne Anlagen im Regetfall einen Umfang von
80 Seiten im Rahmen der Diplomprüfung JI und 60 Seiten im Rahmen
der DiplomprOfung IA oder der DiplomprOfung IB ("Mathematische
Systemanalyse") nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß beim
Prüfungsausschuss in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wird die Diplomarbeit nicht
fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden gehören.
Die oder der ZlNeite Prüfende wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung ist
entsprechend § 15 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen.
Bei nicht übereinstimmender Bewertung durch die beiden Prüfenden
wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden
Noten gebildet, sofem die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt
die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte
Prüfende oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Diplomarbeit
bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Diplomarbeit aus dem
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die
Diplomarbeit kann jedoch nur dann als ,,ausreichend" (4,0) oder besser
bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten "ausreichend" (4,0) oder
besser sind.

(2)Die Bewertung der Diplomarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandida­
ten spätestens nach acht Wochen mitzuteilen.

§ 25
Zusatzfächer

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als den vor­
geschriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfächer). Die
Anforderungen an eine Prüfung in einem Zusatzfach sollen denjenigen in
einem Nebenfach entsprechen.

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der
Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 26
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die DiplomprOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungsnach­
weise nach § 21 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen bestanden
sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" bewertet wurde.
Für die Bewertung der einzelnen PrOfungsleistungen in der Diplom·
prüfung, der Leistungen in den einzelnen PrOfungsfächern und für die
Bildung der Fachnoten gilt § 15 (mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 2)
entsprechend.

(2) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der Diplomarbeit
doppelt gewichtet wird. Im übrigen gilt § 15 Abs. 4 und 5 entsprechend.

(3) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach § 15 Abs. 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung" erteilt, wenn die DIplomarbeit mit 1,0 be·

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 5 / 2002 vom 20.12.2002 69

a) Elektrotechnik oder
b) Informatik oder
c)Betriebswirtschaftslehre.

(5) Als Nebenfach in der DiplomprOfung kann gewählt werden:

•

Software Engineering erweiterten Katalog P (Praktische Informatik) der
DiplomprOfungsordnung Informatik.

Die Fachprüfung im Nebenfach Informatik besteht aus zwei studienbe­
gleitenden mündlichen Fachteilprüfungen (Stoffumfang je 4 SWS ohne
Übungen) Ober jeweils einen Kurs der technischen und theoretischen
Infonnatik aus dem Hauptstudium des Diplomstudiengangs Informatik.

Die Fachprüfung im Nebenfach Elektrotechnik besteht aus zwei studien­
begleitenden schriftlichen Prüfungsteilleistungen in Form von Klausur­
arbeiten zu den Kursen Elektronische Schaltungen I, 11 und Nachrichten­
technik I, 11 oder zu den Kursen Energietechnik I, 11 und
Regelungstechnik I, 11. Die Dauer der Klausurarbeiten beträgt zu
"Elektronische Schaltungen I, 11" und "Nachrichtentechnik I, 11" bzw.
"Energietechnik I, 11" und "Regelungstechnik I, 11" je 1 1/2 Stunden.

Die Fachprüfung im Nebenfach Betriebswirtschaftslehre besteht in einer
studienbegleitenden vierstündigen Klausurarbeit zum Fach Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre. Die Teilnahme an dieser Klausurarbeit setzt
gemäß den Regelungen in der Diplomprüfungsordnung für den
integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaften an der
FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen die erfolgreiche
Bearbeitung der Einsendearbeiten zu diesem Fach voraus.

•(6) Anstelle des Wahlgebietes der Mathematik kann die Kandidatin oder
der Kandidat mit Zustimmung des PrOfungsausschusses ein anderes
Fach wählen, das in einem sinnvollen Zusammenhang mit dem Studium
der Mathematik steht.

(7) Die Gegenstande der FachprOfungen werden durch die Inhalte der
den jeweiligen Teilgebieten zuzuordnenden Kurse oder sonstige Lehrver­
anstaltungen bestimmt.

(8) FOr die Klausurarbeiten und die mOndlichen PrOfungen im Rahmen
der Diplomprüfung gelten die §§ 13 und 14 entsprechend.

(9) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen ständiger körperlicher
Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise
in der vorhergesehenen Form abzulegen, kann die oder der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen.

§ 23
Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Mathematik, die die wis­
senschaftliche Ausbildung abschließt. Sie soll zeigen, daß die Kandidatin
oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein
Problem aus ihrem bzw. seinem Fachgebiet selbständig nach wissen­
schaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs­
nachweise zu den im einschlägigen Abschnitt des § 21 Abs. 1
genannten Lehrveranstaltungen vorliegen.

(3) Die Diplomarbeit kann von jedem Prüfungsberechtigten gemäß § 6
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 betreut werden. Soll die Diplomarbeit in einer Einrich­
tung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu
der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.
Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben,
Vorschläge für das Thema der Diplomarbeit zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema für
eine Diplomarbeit erhält.

(5) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen
werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewertende Einzelbeitrag
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen
objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen,
deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach
Absatz 1 erfüllt.
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(6) Die Ausgabe des Themas der Diplomarbeit erfolgt Ober die oder den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, Der Zeitpunkt der Ausgabe ist
aktenkundig zu machen.

(7) Die Bearbeitungszeit tor die Diplomarbeit beträgt tor die Diplom­
prOfung IA und tor die DiplomprOfung IB ("Mathematische System­
analyse") drei Monate und tor die Diplomprüfung 1I bei einem
mathematischen Thema sechs, sonst vier Monate. Das Thema und
die AufgabensteIlung müssen so beschaffen sein, dass die
Diplomarbeit innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen
werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des
ersten Monats zurOckgegeben werden. Im Einzelfall kann der
Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag die Bearbeitungszeit
um bis zu vier Wochen, bei einem mathematischen Thema um bis
zu sechs Wochen verlängem. FOr Teilzeitstudierende kann der
Prüfungsausschuß darüber hinaus eine Verdoppelung dieser
Nachfristen gewähren.

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit - bei
Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzelanteil der
Arbeit - selbständig verfaßt und keine anderen als die angegebenen
Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 24
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll ohne Anlagen im Regetfall einen Umfang von
80 Seiten im Rahmen der Diplomprüfung JI und 60 Seiten im Rahmen
der DiplomprOfung IA oder der DiplomprOfung IB ("Mathematische
Systemanalyse") nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß beim
Prüfungsausschuss in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wird die Diplomarbeit nicht
fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden gehören.
Die oder der ZlNeite Prüfende wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung ist
entsprechend § 15 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen.
Bei nicht übereinstimmender Bewertung durch die beiden Prüfenden
wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden
Noten gebildet, sofem die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt
die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte
Prüfende oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Diplomarbeit
bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Diplomarbeit aus dem
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die
Diplomarbeit kann jedoch nur dann als ,,ausreichend" (4,0) oder besser
bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten "ausreichend" (4,0) oder
besser sind.

(2)Die Bewertung der Diplomarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandida­
ten spätestens nach acht Wochen mitzuteilen.

§ 25
Zusatzfächer

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als den vor­
geschriebenen Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfächer). Die
Anforderungen an eine Prüfung in einem Zusatzfach sollen denjenigen in
einem Nebenfach entsprechen.

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der
Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 26
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die DiplomprOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungsnach­
weise nach § 21 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen bestanden
sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" bewertet wurde.
Für die Bewertung der einzelnen PrOfungsleistungen in der Diplom·
prüfung, der Leistungen in den einzelnen PrOfungsfächern und für die
Bildung der Fachnoten gilt § 15 (mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 2)
entsprechend.

(2) Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeit gebildet, wobei die Note der Diplomarbeit
doppelt gewichtet wird. Im übrigen gilt § 15 Abs. 4 und 5 entsprechend.

(3) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach § 15 Abs. 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung" erteilt, wenn die DIplomarbeit mit 1,0 be·



wertet und der Durchschnitt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht 
schlechter als 1,5 Ist. 

§ 27 
Freiversuch, Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung 

(1)Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der Regelstudienzeit 
zu dem in Absatz 2 vorgesehenen Zeitpunkt und nach 
ununterbrochenem Studium eine PrOfungsleistung des Hauptstudiums 
mit Ausnahme der DipJomarbeit ab und besteht er oder sie diese 
Prüfungsleistung nicht, so gilt sie als nicht untemommen (Freiversuch). 
Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Prllfungsleistung nach § 8 Abs. 3 als nicht bestanden gilt. 

(2) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine Prilfungs· 
leistung der DiplomprDfung 11 vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im 
achten Semester, nach Abgabe der Diplomarbeit spätestens im neunten 
Semester, eine Prilfungsleistung der Diplomprilfungen IA oder IB vor 
Abgabe der Diplomarbeit spätestens im sechsten Semester, nach 
Abgabe der Diplomarbeit spätestens im siebenten Semester abgelegt 
werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium nur zur Hälfte 
gezählt. 

(3) Bei der Berechnung des in Absatz 1 genannten Zeitpunktes bleiben 
Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unterbrechung, 
während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich wegen 
längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden Grund 
am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere 
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die 
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass 
die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche 
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche 
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus 
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. Ebenso sind Unterbrechungen 
des Studiums durch das Ableisten des Wehr· oder Zivildienstes zu 
berücksichtigen. Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis 
zu drei Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich 
an einer ausländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie bzw. 
er die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, 
eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem 
Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, 
besucht und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis 
erworben hat. Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, 
höchstens jedoch bis zu drei Semestem, unberücksichtigt, wenn die 
Kandidatin oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als 
gevrclhltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsgemäßen Organen der Hochschule tätig war. Unberllcksichtigt 
bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer Behinderung, 
höchstens jedoch biszu vier Semestern, 

(4) Wer eine PrOfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note 
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Es gilt dann 
die bessere der beiden Noten. Die PrOfung ist zum nächsten 
Prüfungstermin abzulegen, bei mündlichen Prilfungen innerhalb von 
sechs Monaten. 

(5) Darüber hinaus können bei "nicht ausreichenden" Leistungen PrO­
fungsleistungen zweimal und die Diplomarbeit einmal wiederholt werden. 
Eine Rückgabe des Themas der Diplomarbeit in der in § 23 Abs. 7 Satz 
3 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte. § 6 Abs. 3 findet 
Anwendung. 

(6) Eine Z'Neite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen. 

§ 28 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplomprüfung bestanden, 
erhält er oder sie Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis 
werden die Noten der Fachprüfungen, das Thema der DipJomarbeit und 
deren Note sowie die Art der Diplomprüfung und die dafür vorgesehene 
Regelstudienzeit aufgenommen. Auf Antrag werden in das Zeugnis auch 
die Ergebnisse der Prüfung in den Zusatzfächem und die bis zum 
Abschluß der Diplomprüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Studien­
oder Prüfungsleistung erbracht worden ist. Im übrigen gilt § 18 entspre­
chend. 

§ 29 
Diplom 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandida­

ten ein Diplom mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird
 
die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 2 beurkundet.
 

(2) Das Diplom wird von der Dekanin oder dem Dekan des
 
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
 
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.
 

IV.Schlußbestimmungen 

§ 30 
Ungültigkeit der Diplom·VorprOfung und der DlplomprOfung, 

Aberkennung des Diplomgrades 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prllfung getäuscht
 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
 
bekannt. kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
 
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder
 
der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung
 
ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.
 

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber 
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung • 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der 
Diplomgrad abzuerkennen und die Diplomurkunde einzuziehen. 

§ 31 
Einsicht in die Prüfungsakten 

(1) Nach Abschluß des Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin oder 
dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in die schriftlichen 
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfer und in die 
Prüfungsprotokolle gewährt. 

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach Aushändigung des PrO­
fungszeugnisses bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus- • 
ses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be­
stimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 32 
Übergangsbestimmungen 

(1) Diese Prüfungsordnung gilt fOr aUe Studierenden, die sich zum Win· 
tersemester 1996/97 in den integrierten Studiengang Mathematik an der 
FernUniversiUlt - Gesamthochschule in Hagen neu eingeschrieben oder 
rückgemeldet haben. 

(2) Nach der Prilfungsordnung vom 7. Juni 1988 (GAB!. NW. S. 319) 
(bisherige Prüfungsordnung) in der jeweils gültigen Fassung erbrachte 
Leislungsnachweise behalten ihre Gültigkeit. Liegen nach bisheriger 
Prüfungsordnung bereits drei Leistungsnachweise zu den Kursen 
Lineare Algebra I, Lineare Algebra 11, Analysis I, Analysis 11 vor, so wird 
der dritte Leistungsnachweis auf Antrag auf den Leistungsnachweis zum 
Pascal-Programmierkurs gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1.5 angerechnet. 
Liegen nach bisheriger Prüfungsordnung bereits zwei 
Leistungsnachweise zu Grundlagen der Technischen Informatik und 
Mikroprogrammierte Schaltwerke und Mikrorechner 
(Mikrorechnersysteme, Mikrorechner·Technik) oder ein 
Leistungsnachweis zum Praktikum Technische Informatik vor, so werden 
diese für die Diplom·VorprOfung JA oder 11 auf Antrag auf den Leistungs· 
nachweis zum Kurs Konzepte imperativer Programmierung oder zum 
Kurs Datenstrukturen gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 b angerechnet. Ein 
nach bisheriger PrOfungsordnung bereits erbrachter Leistungsnachweis 
zu den Kursen Grundlagen der Technischen Informatik oder 
Mikroprogrammierte Schaltwerke und Mikrorechner 

8 

wertet und der Durchschnitt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht
schlechter als 1,5 Ist.

§ 27
Freiversuch, Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung

(1)Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der Regelstudienzeit
zu dem in Absatz 2 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine PrOfungsleistung des Hauptstudiums
mit Ausnahme der DipJomarbeit ab und besteht er oder sie diese
Prüfungsleistung nicht, so gilt sie als nicht untemommen (Freiversuch).
Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Prllfungsleistung nach § 8 Abs. 3 als nicht bestanden gilt.

(2) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine Prilfungs·
leistung der DiplomprDfung 11 vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im
achten Semester, nach Abgabe der Diplomarbeit spätestens im neunten
Semester, eine Prilfungsleistung der Diplomprilfungen IA oder IB vor
Abgabe der Diplomarbeit spätestens im sechsten Semester, nach
Abgabe der Diplomarbeit spätestens im siebenten Semester abgelegt
werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium nur zur Hälfte
gezählt.

(3) Bei der Berechnung des in Absatz 1 genannten Zeitpunktes bleiben
Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unterbrechung,
während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich wegen
längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden Grund
am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass
die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. Ebenso sind Unterbrechungen
des Studiums durch das Ableisten des Wehr· oder Zivildienstes zu
berücksichtigen. Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis
zu drei Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
an einer ausländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie bzw.
er die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte,
eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem
Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden,
besucht und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis
erworben hat. Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang,
höchstens jedoch bis zu drei Semestem, unberücksichtigt, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als
gevrclhltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder
satzungsgemäßen Organen der Hochschule tätig war. Unberllcksichtigt
bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer Behinderung,
höchstens jedoch biszu vier Semestern,

(4) Wer eine PrOfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 1 bis 3 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Es gilt dann
die bessere der beiden Noten. Die PrOfung ist zum nächsten
Prüfungstermin abzulegen, bei mündlichen Prilfungen innerhalb von
sechs Monaten.

(5) Darüber hinaus können bei "nicht ausreichenden" Leistungen PrO­
fungsleistungen zweimal und die Diplomarbeit einmal wiederholt werden.
Eine Rückgabe des Themas der Diplomarbeit in der in § 23 Abs. 7 Satz
3 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte. § 6 Abs. 3 findet
Anwendung.

(6) Eine Z'Neite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen.

§ 28
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplomprüfung bestanden,
erhält er oder sie Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis
werden die Noten der Fachprüfungen, das Thema der DipJomarbeit und
deren Note sowie die Art der Diplomprüfung und die dafür vorgesehene
Regelstudienzeit aufgenommen. Auf Antrag werden in das Zeugnis auch
die Ergebnisse der Prüfung in den Zusatzfächem und die bis zum
Abschluß der Diplomprüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Studien­
oder Prüfungsleistung erbracht worden ist. Im übrigen gilt § 18 entspre­
chend.
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§ 29
Diplom

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandida­
ten ein Diplom mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird
die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 2 beurkundet.

(2) Das Diplom wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV.Schlußbestimmungen

§ 30
Ungültigkeit der Diplom·VorprOfung und der DlplomprOfung,

Aberkennung des Diplomgrades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prllfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
bekannt. kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder
der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung
ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung •
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der
Diplomgrad abzuerkennen und die Diplomurkunde einzuziehen.

§ 31
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Nach Abschluß des Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin oder
dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in die schriftlichen
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfer und in die
Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach Aushändigung des PrO-
fungszeugnisses bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus- •
ses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be-
stimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 32
Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung gilt fOr aUe Studierenden, die sich zum Win·
tersemester 1996/97 in den integrierten Studiengang Mathematik an der
FernUniversiUlt - Gesamthochschule in Hagen neu eingeschrieben oder
rückgemeldet haben.

(2) Nach der Prilfungsordnung vom 7. Juni 1988 (GAB!. NW. S. 319)
(bisherige Prüfungsordnung) in der jeweils gültigen Fassung erbrachte
Leislungsnachweise behalten ihre Gültigkeit. Liegen nach bisheriger
Prüfungsordnung bereits drei Leistungsnachweise zu den Kursen
Lineare Algebra I, Lineare Algebra 11, Analysis I, Analysis 11 vor, so wird
der dritte Leistungsnachweis auf Antrag auf den Leistungsnachweis zum
Pascal-Programmierkurs gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1.5 angerechnet.
Liegen nach bisheriger Prüfungsordnung bereits zwei
Leistungsnachweise zu Grundlagen der Technischen Informatik und
Mikroprogrammierte Schaltwerke und Mikrorechner
(Mikrorechnersysteme, Mikrorechner·Technik) oder ein
Leistungsnachweis zum Praktikum Technische Informatik vor, so werden
diese für die Diplom·VorprOfung JA oder 11 auf Antrag auf den Leistungs·
nachweis zum Kurs Konzepte imperativer Programmierung oder zum
Kurs Datenstrukturen gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 b angerechnet. Ein
nach bisheriger PrOfungsordnung bereits erbrachter Leistungsnachweis
zu den Kursen Grundlagen der Technischen Informatik oder
Mikroprogrammierte Schaltwerke und Mikrorechner
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wertet und der Durchschnitt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht
schlechter als 1,5 Ist.

§ 27
Freiversuch, Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung

(1)Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der Regelstudienzeit
zu dem in Absatz 2 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine PrOfungsleistung des Hauptstudiums
mit Ausnahme der DipJomarbeit ab und besteht er oder sie diese
Prüfungsleistung nicht, so gilt sie als nicht untemommen (Freiversuch).
Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Prllfungsleistung nach § 8 Abs. 3 als nicht bestanden gilt.

(2) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine Prilfungs·
leistung der DiplomprDfung 11 vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im
achten Semester, nach Abgabe der Diplomarbeit spätestens im neunten
Semester, eine Prilfungsleistung der Diplomprilfungen IA oder IB vor
Abgabe der Diplomarbeit spätestens im sechsten Semester, nach
Abgabe der Diplomarbeit spätestens im siebenten Semester abgelegt
werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium nur zur Hälfte
gezählt.

(3) Bei der Berechnung des in Absatz 1 genannten Zeitpunktes bleiben
Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unterbrechung,
während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich wegen
längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden Grund
am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass
die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. Ebenso sind Unterbrechungen
des Studiums durch das Ableisten des Wehr· oder Zivildienstes zu
berücksichtigen. Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis
zu drei Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
an einer ausländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie bzw.
er die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte,
eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem
Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden,
besucht und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis
erworben hat. Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang,
höchstens jedoch bis zu drei Semestem, unberücksichtigt, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als
gevrclhltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder
satzungsgemäßen Organen der Hochschule tätig war. Unberllcksichtigt
bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer Behinderung,
höchstens jedoch biszu vier Semestern,

(4) Wer eine PrOfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 1 bis 3 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Es gilt dann
die bessere der beiden Noten. Die PrOfung ist zum nächsten
Prüfungstermin abzulegen, bei mündlichen Prilfungen innerhalb von
sechs Monaten.

(5) Darüber hinaus können bei "nicht ausreichenden" Leistungen PrO­
fungsleistungen zweimal und die Diplomarbeit einmal wiederholt werden.
Eine Rückgabe des Themas der Diplomarbeit in der in § 23 Abs. 7 Satz
3 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte. § 6 Abs. 3 findet
Anwendung.

(6) Eine Z'Neite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen.

§ 28
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplomprüfung bestanden,
erhält er oder sie Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis
werden die Noten der Fachprüfungen, das Thema der DipJomarbeit und
deren Note sowie die Art der Diplomprüfung und die dafür vorgesehene
Regelstudienzeit aufgenommen. Auf Antrag werden in das Zeugnis auch
die Ergebnisse der Prüfung in den Zusatzfächem und die bis zum
Abschluß der Diplomprüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Studien­
oder Prüfungsleistung erbracht worden ist. Im übrigen gilt § 18 entspre­
chend.
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§ 29
Diplom

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandida­
ten ein Diplom mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird
die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 2 beurkundet.

(2) Das Diplom wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV.Schlußbestimmungen

§ 30
Ungültigkeit der Diplom·VorprOfung und der DlplomprOfung,

Aberkennung des Diplomgrades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prllfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
bekannt. kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder
der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung
ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung •
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der
Diplomgrad abzuerkennen und die Diplomurkunde einzuziehen.

§ 31
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Nach Abschluß des Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin oder
dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in die schriftlichen
Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfer und in die
Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Der Antrag ist binnen einem Monat nach Aushändigung des PrO-
fungszeugnisses bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus- •
ses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be-
stimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 32
Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung gilt fOr aUe Studierenden, die sich zum Win·
tersemester 1996/97 in den integrierten Studiengang Mathematik an der
FernUniversiUlt - Gesamthochschule in Hagen neu eingeschrieben oder
rückgemeldet haben.

(2) Nach der Prilfungsordnung vom 7. Juni 1988 (GAB!. NW. S. 319)
(bisherige Prüfungsordnung) in der jeweils gültigen Fassung erbrachte
Leislungsnachweise behalten ihre Gültigkeit. Liegen nach bisheriger
Prüfungsordnung bereits drei Leistungsnachweise zu den Kursen
Lineare Algebra I, Lineare Algebra 11, Analysis I, Analysis 11 vor, so wird
der dritte Leistungsnachweis auf Antrag auf den Leistungsnachweis zum
Pascal-Programmierkurs gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1.5 angerechnet.
Liegen nach bisheriger Prüfungsordnung bereits zwei
Leistungsnachweise zu Grundlagen der Technischen Informatik und
Mikroprogrammierte Schaltwerke und Mikrorechner
(Mikrorechnersysteme, Mikrorechner·Technik) oder ein
Leistungsnachweis zum Praktikum Technische Informatik vor, so werden
diese für die Diplom·VorprOfung JA oder 11 auf Antrag auf den Leistungs·
nachweis zum Kurs Konzepte imperativer Programmierung oder zum
Kurs Datenstrukturen gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1.6 b angerechnet. Ein
nach bisheriger PrOfungsordnung bereits erbrachter Leistungsnachweis
zu den Kursen Grundlagen der Technischen Informatik oder
Mikroprogrammierte Schaltwerke und Mikrorechner



(Mikrorechnersysteme, Mikrorechner-Technik) oder zum Praktikum 
Technische Informatik wird fOr die Diplom-Vorprtifung IB auf Antrag auf 
den Leistungsnachweis zum Kurs Einführung in die Theoretlsche 
Informatik A gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 2.4 b angerechnet. Ein 
Leistungsnachweis zum Praktikum Elektrotechnik IJ für Nebenfächler 
wird auf Antrag auf den Leistungsnachweis zu einer Wahlpflichtver­
anstaltung in Elektrotechnik gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2.3 a angerechnet. 

(3) FLlr die Übernahme der nach bisheriger Prüfungsordnung erbrachten 
prLlfungsleistungen in der Diplomvorprüfung gilt: 

a)	 Die in den Prüfungsfächern Analysis, Lineare Algebra, Anwendungs­
orientIerte Mathematik, Nebenfach Informatik der Diplomvorprüfung 
IA bzw der Diplomvorprufung 1I erzielten Leistungen werden von 
Amts wegen übernommen. Die in den Prufungsfächem Lineare 
Algebra und Analysis, Numerische Mathematik und 
Wahrscheinlichkeitstheorie, Praktische Informatik und Nebenfach 
Informatik der Diplomvorprüfung IB erzielten Leistungen werden von 
Amis wegen übernommen. 

b)	 Fur das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre in der Diplomvorprüfung 
gilt 
1 DIe Im Teilgebiet "Betriebswirtschaftstheorie I" erzielten Leistun­

gen werden auf Antrag für das Teilgebiet "Grundzüge der Be­
tnebswlrtschaftslehre 11" übernommen. 

•
 
2 Die Im Teilgebiet "Betriebswirtschaftstheorie 11" erzielten Leistun­


gen werden auf Antrag fOr das Teilgebiet "Grundzüge der Be­

tnebswirtschaftslehre 111" übernommen.
 

3	 Die im Teilgebiet "Mikroökonomik" oder im Teilgebiet 
"Makroökonomik I und 11" erzielten Leistungen werden auf 
Antrag fljr das Teilgebiet "Grundzüge der 
Betnebswirtschaftslehre I" übernommen. 

4 Sofern Sie nicht nach Nr. 3 übernommen werden, werden die im 
TeIlgebiet "Mikroökonomik" erzielten Leistungen auf Antrag für 
das Teilgebiet "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111" über­
nommen. 

c) Fur das Nebenfach Elektrotechnik in derVordiplomprüfung gilt 
1.	 Die In "Grundlagen der Elektrotechnik I, 11" erzielten Leistungen 

werden von Amts wegen übernommen. 
2	 Eine in ..Theoretische Elektrotechnik I" oder "Theoretische Elek­

trotechnik 11" oder "Grundlagen der Halbleiterelektronik I, lJ" be­
standene PrOfungsleistung wird auf Antrag für "Werkstoffe und 
Bauelemente I, 11" übernommen. 

(4) Für die LJbernahme der nach bisheriger Prüfungsordnung erbrachten 
Prüfungsleistungen in der Diplomprüfung gilt 
a) Das Ergebnis einer abgeschlossenen Diplomarbeit wird von Amts 

'Negen übernommen. 

• 
b) Die in den Prüfungsfächem ..Anwendungsorientierte Mathematik", 

"Wahlgebiet der Mathematik" und "Nebenfach Informatik" der 
Diplomprufung IA erzielten Leistungen werden von Amts wegen 
übernommen. Die in den PrOfungsfächern "Reine Mathematik", 
,Anwendungsorientierte Mathematik", "Wahlgebiet der Mathematik" 
und "Nebenfach Informatik" der DiplompfÜfung II erzielten 
Leistungen werden von Amts wegen übernommen. Die in den 
Prilfungsfächern ,Anwendungsorientierte Mathematik", "Wahlgebiet 
der Mathematik", "Praktische Informatik" und "Nebenfach Informatik" 
der Diplomprüfung IB erzielten Leistungen werden von Amts wegen 
übernommen. 

c) Für das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre in der DiplomprOfung 
gilt Die für das bisherige Nebenfach Wirtschaftswissenschaften 
erzielten Leistungen in einem Schwerpunktfach I werden auf Antrag 
für das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre Obernommen, 

d) Für das Nebenfach Elektrotechnik in der Diplomprufung gilt: 
1.	 Die in den Pflichtfächern 

Elektronische Schaltungen I, I1 
Nachrichtentechnik I, It 
Energietechnik I, 11 
Regelungstechnik I, 11 
Großintegrationstechnik I, II 
Datenverarbeitungstechnik I, 11 
Digitale Signalverarbeitung I, 11 
des Studiengangs Elektrotechnik erzielten Leistungen werden 
auf Antrag für Prüfungsteilleistungen im Nebenfach 
Elektrotechnik übemommen. 

2.	 Werden Leistungen nach Nr. 1 übernommen, besteht die Fach­
prüfung im Nebenfach Elektrotechnik abweichend von den 
Regelungen in § 22 Abs. 2 bis 4 aus zwei PrüfungsteilJeistungen 
in den Pflichtfächern nach Nr. 1. 

(5) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder Stu­
dent, die oder der bereits im Sommersemester 1996 im integrierten 
Studiengang Mathematik an der FemUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen eingeschrieben war, bis zum Abschluss der Diplomvorprüfung 
bzw., wenn diese bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bereits 

9 

abgeschlossen ist, der DiplomprOfung in der Prtifungsordnung vom 7. 
Juni 1988 verbleiben. Dies muss sie oder er innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung schriftUch und unwiderruflich 
gegenüber der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
erklären. Beim Verbleib in der bisherigen PrOfungsordnung gelten die 
Regelungen zum Freiversuch nach § 27 entsprechend. 

§ 33') 
In-Kraft-Treten und VeröffentliChung 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 1996 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Prufungsordnung für den integrierten Studiengang 
Mathematik vom 7, Juni 1988 in der Fassung vom 19. März 1993, 
veröffentliCht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und 
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrllein·Westlalen • (GAB!. NW S. 319) • außer Kraft. § 32 bleibt 
unberührt. 

(2) Diese Prüfungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Mini­
steriums für Schule und Weiterbildung und des Ministeriums für Wissen­
schaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westtalen (GAB!. NW.) 
veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Mathematik vom 10. 10. 1995 und vom 16. 1. 
1996 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
vom 13. 3. 1996. 

Hagen, den 20. November 2002 

Der Dekan des
 
Fachbereichs Mathematik
 

der FernUniversität - Gesamthochschule in
 
Hagen
 

~J--
Universitätsprofessor Dr. Franz Locher 

*) Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Trelen der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den oben angeführten Änderungssatzungen. 

•

•

(Mikrorechnersysteme, Mikrorechner-Technik) oder zum Praktikum
Technische Informatik wird fOr die Diplom-Vorprtifung IB auf Antrag auf
den Leistungsnachweis zum Kurs Einführung in die Theoretlsche
Informatik A gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 2.4 b angerechnet. Ein
Leistungsnachweis zum Praktikum Elektrotechnik IJ für Nebenfächler
wird auf Antrag auf den Leistungsnachweis zu einer Wahlpflichtver­
anstaltung in Elektrotechnik gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2.3 a angerechnet.

(3) FLlr die Übernahme der nach bisheriger Prüfungsordnung erbrachten
prLlfungsleistungen in der Diplomvorprüfung gilt:

a) Die in den Prüfungsfächern Analysis, Lineare Algebra, Anwendungs­
orientIerte Mathematik, Nebenfach Informatik der Diplomvorprüfung
IA bzw der Diplomvorprufung 1I erzielten Leistungen werden von
Amts wegen übernommen. Die in den Prufungsfächem Lineare
Algebra und Analysis, Numerische Mathematik und
Wahrscheinlichkeitstheorie, Praktische Informatik und Nebenfach
Informatik der Diplomvorprüfung IB erzielten Leistungen werden von
Amis wegen übernommen.

b) Fur das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre in der Diplomvorprüfung
gilt
1 DIe Im Teilgebiet "Betriebswirtschaftstheorie I" erzielten Leistun­

gen werden auf Antrag für das Teilgebiet "Grundzüge der Be­
tnebswlrtschaftslehre 11" übernommen.

2 Die Im Teilgebiet "Betriebswirtschaftstheorie 11" erzielten Leistun­
gen werden auf Antrag fOr das Teilgebiet "Grundzüge der Be­
tnebswirtschaftslehre 111" übernommen.

3 Die im Teilgebiet "Mikroökonomik" oder im Teilgebiet
"Makroökonomik I und 11" erzielten Leistungen werden auf
Antrag fUr das Teilgebiet "Grundzüge der
Betnebswirtschaftslehre I" übernommen.

4 Sofern Sie nicht nach Nr. 3 übernommen werden, werden die im
TeIlgebiet "Mikroökonomik" erzielten Leistungen auf Antrag für
das Teilgebiet "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111" über­
nommen.

c) Fur das Nebenfach Elektrotechnik in derVordiplomprüfung gilt
1. Die In "Grundlagen der Elektrotechnik I, 11" erzielten Leistungen

werden von Amts wegen übernommen.
2 Eine in ..Theoretische Elektrotechnik I" oder "Theoretische Elek­

trotechnik 11" oder "Grundlagen der Halbleiterelektronik I, lJ" be­
standene PrOfungsleistung wird auf Antrag für "Werkstoffe und
Bauelemente I, 11" übernommen.

(4) Für die LJbernahme der nach bisheriger Prüfungsordnung erbrachten
Prüfungsleistungen in der Diplomprüfung gilt
a) Das Ergebnis einer abgeschlossenen Diplomarbeit wird von Amts

'Negen übernommen.
b) Die in den Prüfungsfächem ..Anwendungsorientierte Mathematik",

"Wahlgebiet der Mathematik" und "Nebenfach Informatik" der
Diplomprufung IA erzielten Leistungen werden von Amts wegen
übernommen. Die in den PrOfungsfächern "Reine Mathematik",
,Anwendungsorientierte Mathematik", "Wahlgebiet der Mathematik"
und "Nebenfach Informatik" der DiplompfÜfung II erzielten
Leistungen werden von Amts wegen übernommen. Die in den
Prilfungsfächern ,Anwendungsorientierte Mathematik", "Wahlgebiet
der Mathematik", "Praktische Informatik" und "Nebenfach Informatik"
der Diplomprüfung IB erzielten Leistungen werden von Amts wegen
übernommen.

c) Für das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre in der DiplomprOfung
gilt Die für das bisherige Nebenfach Wirtschaftswissenschaften
erzielten Leistungen in einem Schwerpunktfach I werden auf Antrag
für das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre Obernommen,

d) Für das Nebenfach Elektrotechnik in der Diplomprufung gilt:
1. Die in den Pflichtfächern

Elektronische Schaltungen I, I1
Nachrichtentechnik I, It
Energietechnik I, 11
Regelungstechnik I, 11
Großintegrationstechnik I, II
Datenverarbeitungstechnik I, 11
Digitale Signalverarbeitung I, 11
des Studiengangs Elektrotechnik erzielten Leistungen werden
auf Antrag für Prüfungsteilleistungen im Nebenfach
Elektrotechnik übemommen.

2. Werden Leistungen nach Nr. 1 übernommen, besteht die Fach­
prüfung im Nebenfach Elektrotechnik abweichend von den
Regelungen in § 22 Abs. 2 bis 4 aus zwei PrüfungsteilJeistungen
in den Pflichtfächern nach Nr. 1.

(5) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder Stu­
dent, die oder der bereits im Sommersemester 1996 im integrierten
Studiengang Mathematik an der FemUniversität - Gesamthochschule in
Hagen eingeschrieben war, bis zum Abschluss der Diplomvorprüfung
bzw., wenn diese bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bereits
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abgeschlossen ist, der DiplomprOfung in der Prtifungsordnung vom 7.
Juni 1988 verbleiben. Dies muss sie oder er innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung schriftUch und unwiderruflich
gegenüber der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
erklären. Beim Verbleib in der bisherigen PrOfungsordnung gelten die
Regelungen zum Freiversuch nach § 27 entsprechend.

§ 33')
In-Kraft-Treten und VeröffentliChung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 1996 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Prufungsordnung für den integrierten Studiengang
Mathematik vom 7, Juni 1988 in der Fassung vom 19. März 1993,
veröffentliCht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrllein·Westlalen • (GAB!. NW S. 319) • außer Kraft. § 32 bleibt
unberührt.

(2) Diese Prüfungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Mini­
steriums für Schule und Weiterbildung und des Ministeriums für Wissen­
schaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westtalen (GAB!. NW.)
veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Mathematik vom 10. 10. 1995 und vom 16. 1.
1996 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 13. 3. 1996.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Mathematik

der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen

~J--
Universitätsprofessor Dr. Franz Locher

*) Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Trelen der späteren Änderungen
ergibt sich aus den oben angeführten Änderungssatzungen.
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•

(Mikrorechnersysteme, Mikrorechner-Technik) oder zum Praktikum
Technische Informatik wird fOr die Diplom-Vorprtifung IB auf Antrag auf
den Leistungsnachweis zum Kurs Einführung in die Theoretlsche
Informatik A gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 2.4 b angerechnet. Ein
Leistungsnachweis zum Praktikum Elektrotechnik IJ für Nebenfächler
wird auf Antrag auf den Leistungsnachweis zu einer Wahlpflichtver­
anstaltung in Elektrotechnik gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2.3 a angerechnet.

(3) FLlr die Übernahme der nach bisheriger Prüfungsordnung erbrachten
prLlfungsleistungen in der Diplomvorprüfung gilt:

a) Die in den Prüfungsfächern Analysis, Lineare Algebra, Anwendungs­
orientIerte Mathematik, Nebenfach Informatik der Diplomvorprüfung
IA bzw der Diplomvorprufung 1I erzielten Leistungen werden von
Amts wegen übernommen. Die in den Prufungsfächem Lineare
Algebra und Analysis, Numerische Mathematik und
Wahrscheinlichkeitstheorie, Praktische Informatik und Nebenfach
Informatik der Diplomvorprüfung IB erzielten Leistungen werden von
Amis wegen übernommen.

b) Fur das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre in der Diplomvorprüfung
gilt
1 DIe Im Teilgebiet "Betriebswirtschaftstheorie I" erzielten Leistun­

gen werden auf Antrag für das Teilgebiet "Grundzüge der Be­
tnebswlrtschaftslehre 11" übernommen.

2 Die Im Teilgebiet "Betriebswirtschaftstheorie 11" erzielten Leistun­
gen werden auf Antrag fOr das Teilgebiet "Grundzüge der Be­
tnebswirtschaftslehre 111" übernommen.

3 Die im Teilgebiet "Mikroökonomik" oder im Teilgebiet
"Makroökonomik I und 11" erzielten Leistungen werden auf
Antrag fUr das Teilgebiet "Grundzüge der
Betnebswirtschaftslehre I" übernommen.

4 Sofern Sie nicht nach Nr. 3 übernommen werden, werden die im
TeIlgebiet "Mikroökonomik" erzielten Leistungen auf Antrag für
das Teilgebiet "Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 111" über­
nommen.

c) Fur das Nebenfach Elektrotechnik in derVordiplomprüfung gilt
1. Die In "Grundlagen der Elektrotechnik I, 11" erzielten Leistungen

werden von Amts wegen übernommen.
2 Eine in ..Theoretische Elektrotechnik I" oder "Theoretische Elek­

trotechnik 11" oder "Grundlagen der Halbleiterelektronik I, lJ" be­
standene PrOfungsleistung wird auf Antrag für "Werkstoffe und
Bauelemente I, 11" übernommen.

(4) Für die LJbernahme der nach bisheriger Prüfungsordnung erbrachten
Prüfungsleistungen in der Diplomprüfung gilt
a) Das Ergebnis einer abgeschlossenen Diplomarbeit wird von Amts

'Negen übernommen.
b) Die in den Prüfungsfächem ..Anwendungsorientierte Mathematik",

"Wahlgebiet der Mathematik" und "Nebenfach Informatik" der
Diplomprufung IA erzielten Leistungen werden von Amts wegen
übernommen. Die in den PrOfungsfächern "Reine Mathematik",
,Anwendungsorientierte Mathematik", "Wahlgebiet der Mathematik"
und "Nebenfach Informatik" der DiplompfÜfung II erzielten
Leistungen werden von Amts wegen übernommen. Die in den
Prilfungsfächern ,Anwendungsorientierte Mathematik", "Wahlgebiet
der Mathematik", "Praktische Informatik" und "Nebenfach Informatik"
der Diplomprüfung IB erzielten Leistungen werden von Amts wegen
übernommen.

c) Für das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre in der DiplomprOfung
gilt Die für das bisherige Nebenfach Wirtschaftswissenschaften
erzielten Leistungen in einem Schwerpunktfach I werden auf Antrag
für das Nebenfach Betriebswirtschaftslehre Obernommen,

d) Für das Nebenfach Elektrotechnik in der Diplomprufung gilt:
1. Die in den Pflichtfächern

Elektronische Schaltungen I, I1
Nachrichtentechnik I, It
Energietechnik I, 11
Regelungstechnik I, 11
Großintegrationstechnik I, II
Datenverarbeitungstechnik I, 11
Digitale Signalverarbeitung I, 11
des Studiengangs Elektrotechnik erzielten Leistungen werden
auf Antrag für Prüfungsteilleistungen im Nebenfach
Elektrotechnik übemommen.

2. Werden Leistungen nach Nr. 1 übernommen, besteht die Fach­
prüfung im Nebenfach Elektrotechnik abweichend von den
Regelungen in § 22 Abs. 2 bis 4 aus zwei PrüfungsteilJeistungen
in den Pflichtfächern nach Nr. 1.

(5) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder Stu­
dent, die oder der bereits im Sommersemester 1996 im integrierten
Studiengang Mathematik an der FemUniversität - Gesamthochschule in
Hagen eingeschrieben war, bis zum Abschluss der Diplomvorprüfung
bzw., wenn diese bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bereits
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abgeschlossen ist, der DiplomprOfung in der Prtifungsordnung vom 7.
Juni 1988 verbleiben. Dies muss sie oder er innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung schriftUch und unwiderruflich
gegenüber der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
erklären. Beim Verbleib in der bisherigen PrOfungsordnung gelten die
Regelungen zum Freiversuch nach § 27 entsprechend.

§ 33')
In-Kraft-Treten und VeröffentliChung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 1996 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Prufungsordnung für den integrierten Studiengang
Mathematik vom 7, Juni 1988 in der Fassung vom 19. März 1993,
veröffentliCht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrllein·Westlalen • (GAB!. NW S. 319) • außer Kraft. § 32 bleibt
unberührt.

(2) Diese Prüfungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Mini­
steriums für Schule und Weiterbildung und des Ministeriums für Wissen­
schaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westtalen (GAB!. NW.)
veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des Fachbereichs­
rates des Fachbereichs Mathematik vom 10. 10. 1995 und vom 16. 1.
1996 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 13. 3. 1996.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Mathematik

der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen

~J--
Universitätsprofessor Dr. Franz Locher

*) Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Trelen der späteren Änderungen
ergibt sich aus den oben angeführten Änderungssatzungen.



Satzung 
zur Änderung der
 

Diplomprüfungsordnung
 
für den integrierten Studiengang Mathematik
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. April 2001 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Diplomprüfungsordnung für den Integrierten Studiengang Mathe­
matik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 28. 
März 1996 wird wie folgt geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

Abs. 4 Satz 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

ft2.die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische 
Informatik 11 (übergangsweise kann an die Stelle des Kurses 
Technische Informatik 1 der Kurs EinfOhrung in die 
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische 
Informatik 11 der Kurs Mikrorechner·Technik treten)." 

2. Abs. 7 Satz 4 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. Die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische 
Informatik 11 (übergangsweise kann an die Stelle des Kurses 
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die 
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische 
Informatik 1I der Kurs MikrorechnerMTechnik treten)." 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.04.2001 in Kraft. Sie wird in 
den Amtlichen Mitteilungen der FemUniversität - Gesamthochschule 
In Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 21.06.1999, 
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 30.10.2000 
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen vom 09.01.2001. 

•
 

•
 

Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. April 2001

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den Integrierten Studiengang Mathe­
matik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 28.
März 1996 wird wie folgt geändert:

1. § 12 wird wie folgt geändert:

Abs. 4 Satz 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

ft2.die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangsweise kann an die Stelle des Kurses
Technische Informatik 1 der Kurs EinfOhrung in die
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik 11 der Kurs Mikrorechner·Technik treten)."

2. Abs. 7 Satz 4 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

,,1. Die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangsweise kann an die Stelle des Kurses
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik 1I der Kurs MikrorechnerMTechnik treten)."

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.04.2001 in Kraft. Sie wird in
den Amtlichen Mitteilungen der FemUniversität - Gesamthochschule
In Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 21.06.1999,
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 30.10.2000
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 09.01.2001.

•

•
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Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. April 2001

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den Integrierten Studiengang Mathe­
matik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 28.
März 1996 wird wie folgt geändert:

1. § 12 wird wie folgt geändert:

Abs. 4 Satz 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

ft2.die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangsweise kann an die Stelle des Kurses
Technische Informatik 1 der Kurs EinfOhrung in die
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik 11 der Kurs Mikrorechner·Technik treten)."

2. Abs. 7 Satz 4 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

,,1. Die beiden Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (übergangsweise kann an die Stelle des Kurses
Technische Informatik I der Kurs Einführung in die
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische
Informatik 1I der Kurs MikrorechnerMTechnik treten)."

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.04.2001 in Kraft. Sie wird in
den Amtlichen Mitteilungen der FemUniversität - Gesamthochschule
In Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 21.06.1999,
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 30.10.2000
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 09.01.2001.

•

•



Zweite Satzung
 
zur Änderung der
 

Diplomprüfungsordnung
 
für den integrierten Studiengang Mathematik
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschu!gesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die DiplomprOfungsordnung für den Integrierten Studiengang Mathe~ 

matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 28. 
März 1996 wird wie folgt geändert: 

§ 9 wird wie folgt geändert: 

Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine 
Diplomvorprüfung oder eine Diplomprüfung im Studiengang 
Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden worden ist oder 
ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen 
Prüfungsverfahren befindet." 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die 
Prüfungsleistung wiederhol! werden kann." 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

4. § 27 wird wie folgt geändert: 

Abs. 7 wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. Sie 
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­

esamthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002 
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen vom 16.07.2002. 

Zweite Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschu!gesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die DiplomprOfungsordnung für den Integrierten Studiengang Mathe~

matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 28.
März 1996 wird wie folgt geändert:

§ 9 wird wie folgt geändert:

Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine
Diplomvorprüfung oder eine Diplomprüfung im Studiengang
Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden worden ist oder
ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen
Prüfungsverfahren befindet."

§ 10 wird wie folgt geändert:

Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

3. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die
Prüfungsleistung wiederhol! werden kann."

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

4. § 27 wird wie folgt geändert:

Abs. 7 wird aufgehoben.

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. Sie
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge-

esamthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002.
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Zweite Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Mathematik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01, Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs, 4 und des § 94 Abs, 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschu!gesetz ­
HG) vom 14, März 2000 (GV. NRW S, 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die DiplomprOfungsordnung für den Integrierten Studiengang Mathe~

matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 28.
März 1996 wird wie folgt geändert:

§ 9 wird wie folgt geändert:

Abs, 3 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine
Diplomvorprüfung oder eine Diplomprüfung im Studiengang
Mathematik nicht oder endgültig nicht bestanden worden ist oder
ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen
Prüfungsverfahren befindet."

§ 10 wird wie folgt geändert:

Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

3, § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs, 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die
Prüfungsleistung wiederhol! werden kann."

b) Abs, 2 wird aufgehoben,

4, § 27 wird wie folgt geändert:

Abs. 7 wird aufgehoben.

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. Sie
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge-

esamthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16,07,2002,



PrUfungsordnung
 
für den Zusatzstudiengang Master im Fach
 

Mathematik - Methoden und Modelle
 
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
 

Vom 1B. Dezember 2001
 
(Stand 01.10.2002)
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschul­
gesetzgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NW. S. 190) hat die 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende 
Prüfungsordnung als Satzung erlassen: 

In diese Fasssung eingearbeitet ist die 

Änderung In·Kraft-Treten 

1. Änderungssatzung 01.10.2002 

Inhaltsübersicht 

I. Allgemeines 

§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 
§ 2 ZUlassungsvoraussetzungen en Master-Grad 

Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 5 Prüfungen, Prüfungsfristen 
§ 6 Prüfungsausschuss 
§ 7 Prüfende 
§ 8 Anrechnung von Studienzeiten, Studien~ und Prüfungs­

leistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

11. Masterprüfung 

§ 10 Zulassung und Zulassungsverfahren 
§ 11 Leistungsnachweise 
§ 12 Umfang und Art der Zusatzprüfung 
§ 13 Klausurarbeiten 
§ 14 Mündliche Prüfung 
§ 15 Bewertung der PnJfungsleistungen 
§ 16 Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch 
§ 17 Zeugnis 
§ 18 Master-Urkunde 

111. Schlussbestimmungen 

§ 19 Ungültigkeit der Master-Prüfung, Aberkennung des 
Master-Grades 

.20 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 21 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

I. Allgemeines 

§1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

(1) Durch die Zusatzprüfung im Studiengang Master Mathematik 
- Methoden und Modelle soll festgestellt werden. ob die 
Kandidatin oder der Kandidat die für die Berufspraxis 
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse elWorben hat. die 
Zusammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit 
besitzt, mit grundlegenden Techniken der Mathematik unter 
VelWendung von wissenschaftlichen Methoden zu arbeiten. 

(2) Insbesondere entsprechen die Studieninhalte und Prüfungs· 
leistungen den Anforderungen einer ElWeiterungsprüfung für das 
Lehramt für die Sekundarstufe II bzw, für die Sekundarstufen 11 
und I im Fach Mathematik nach § 29 der Lehramtsprüfungs­
ordnung NW (LPO). Der Abschluss kann vom Staatlichen 

Prüfungsamt Dortmund - Außensteile Bochum als entsprechende 
ElWeiterungsprüfung anerkannt werden. 

§2 
Zulassungsvoraussetzungen 

In den Zusatzstudiengang "Master im Fach Mathematik - Me­
thoden und Modelle" kann eingeschrieben werden oder als 
Zweithörerin oder Zweithörer gem. § 71 Abs, 2 HG zugelassen 
werden, wer ein grundständiges wissenschaftliches Studium an 
einer Hochschule mit einer Regelstudienzeit von mindestens 
sechs Semestern erfolgreich abgeschlossen hat. 

§3 
Master-Grad 

Ist die Zusatzprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den 
Grad "Master of Science" für das Fach Mathematik - Methoden 
und Modelle ("M. Sc."). 

§4 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich 
der Zusatzprüfung zwei Studienjahre (vier Semester). Sie 
verlängert sich für das Teilzeitstudium auf drei Studienjahre 
(sechs Semester). 

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt 
etwa 50 SemesteIWochenstunden (SWS). In der Studienordnung 
sind die S.tudieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass 
das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden 
kann. Dabei ist zu gewährleisten, dass die Studierenden im 
Rahmen dieser PrOfungsordnung nach eigener Wahl Schwer­
punkte setzen können und Pflicht- und Wahlpflichtveran­
staltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen 
Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an 
zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen Studien­
gängen, stehen. 

§5 
Prüfungen, PrUfungsfristen 

(1) Die ZusatzprOfung besteht aus den schriftlichen Arbeiten und 
der mündlichen PnJfung. Die Zusatzprüfung soll grundsätzlich 
innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten Regelstudienzeit abge­
schlossen sein. 

(2) Die Prüfungsleistungen für die Zusatzprüfung werden 
studienbegleitend erbracht. 

§6 
Prüfungsausschuss 

(1) Die Organisation der Prüfungen und die durch diese 
PnJfungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom 
Prüfungsausschuss für den integrierten Diplomstudiengang 
Mathematik Obernommen, Der Prüfungsausschuss besteht aus 
der oder dem Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter 
und fünf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende die 
Stellvertreterin oder der Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder 
werden aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, ein 
Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der 
Gruppe der Studierenden gewählt. Entsprechend werden für die 
Mitglieder des PrOfungsausschusses mit Ausnahme der oder des 
Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters 

PrUfungsordnung
für den Zusatzstudiengang Master im Fach

Mathematik - Methoden und Modelle
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

Vom 1B. Dezember 2001
(Stand 01.10.2002)

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschul­
gesetzgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NW. S. 190) hat die
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende
Prüfungsordnung als Satzung erlassen:

In diese Fasssung eingearbeitet ist die

Änderung

1. Änderungssatzung

Inhaltsübersicht

I. Allgemeines

In·Kraft-Treten

01.10.2002

Prüfungsamt Dortmund - Außensteile Bochum als entsprechende
ElWeiterungsprüfung anerkannt werden.

§2
Zulassungsvoraussetzungen

In den Zusatzstudiengang "Master im Fach Mathematik - Me­
thoden und Modelle" kann eingeschrieben werden oder als
Zweithörerin oder Zweithörer gem. § 71 Abs, 2 HG zugelassen
werden, wer ein grundständiges wissenschaftliches Studium an
einer Hochschule mit einer Regelstudienzeit von mindestens
sechs Semestern erfolgreich abgeschlossen hat.

§3
Master-Grad

§ 1
§ 2en
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§ 16
§ 17
§ 18

§ 19

"-20
~21

Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums
ZUlassungsvoraussetzungen
Master-Grad
Regelstudienzeit und Studienumfang
Prüfungen, Prüfungsfristen
Prüfungsausschuss
Prüfende
Anrechnung von Studienzeiten, Studien~ und Prüfungs­
leistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
Versäumnis, Rücktritt Täuschung, Ordnungsverstoß

11. Masterprüfung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Zusatzprüfung
Klausurarbeiten
Mündliche Prüfung
Bewertung der PnJfungsleistungen
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch
Zeugnis
Master-Urkunde

111. Schlussbestimmungen

Ungültigkeit der Master-Prüfung, Aberkennung des
Master-Grades
Einsicht in die Prüfungsakten
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

I. Allgemeines

Ist die Zusatzprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den
Grad "Master of Science" für das Fach Mathematik - Methoden
und Modelle ("M. Sc.").

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich
der Zusatzprüfung zwei Studienjahre (vier Semester). Sie
verlängert sich für das Teilzeitstudium auf drei Studienjahre
(sechs Semester).

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt
etwa 50 SemesteIWochenstunden (SWS). In der Studienordnung
sind die Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass
das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden
kann. Dabei ist zu gewährleisten, dass die Studierenden im
Rahmen dieser PrOfungsordnung nach eigener Wahl Schwer­
punkte setzen können und Pflicht- und Wahlpflichtveran­
staltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen
Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an
zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen Studien­
gängen, stehen.

§5
Prüfungen, PrUfungsfristen

(1) Die ZusatzprOfung besteht aus den schriftlichen Arbeiten und
der mündlichen PnJfung. Die Zusatzprüfung soll grundsätzlich
innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten Regelstudienzeit abge­
schlossen sein.

(2) Die Prüfungsleistungen für die Zusatzprüfung werden
studienbegleitend erbracht.

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Zusatzprüfung im Studiengang Master Mathematik
- Methoden und Modelle soll festgestellt werden. ob die
Kandidatin oder der Kandidat die für die Berufspraxis
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse elWorben hat. die
Zusammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit
besitzt, mit grundlegenden Techniken der Mathematik unter
VelWendung von wissenschaftlichen Methoden zu arbeiten.

(2) Insbesondere entsprechen die Studieninhalte und Prüfungs·
leistungen den Anforderungen einer ElWellerungsprüfung für das
Lehramt für die Sekundarstufe II bzw, für die Sekundarstufen 11
und I im Fach Mathematik nach § 29 der Lehramtsprüfungs­
ordnung NW (LPO). Der Abschluss kann vom Staatlichen

§6
Prüfungsausschuss

(1) Die Organisation der Prüfungen und die durch diese
PnJfungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom
Prüfungsausschuss für den integrierten Diplomstudiengang
Mathematik übernommen, Der Prüfungsausschuss besteht aus
der oder dem Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter
und fünf we.iteren Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die
Stellvertretenn oder der Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder
werden aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, ein
Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der
Gruppe der Studierenden gewählt. Entsprechend werden für die
Mitglieder des PrOfungsausschusses mit Ausnahme der oder des
Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters
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PrUfungsordnung
für den Zusatzstudiengang Master im Fach

Mathematik - Methoden und Modelle
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

Vom 1B. Dezember 2001
(Stand 01.10.2002)

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschul­
gesetzgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NW. S. 190) hat die
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen die folgende
Prüfungsordnung als Satzung erlassen:

In diese Fasssung eingearbeitet ist die

Änderung

1. Änderungssatzung

Inhaltsübersicht

I. Allgemeines

In·Kraft-Treten

01.10.2002

Prüfungsamt Dortmund - Außensteile Bochum als entsprechende
ElWeiterungsprufung anerkannt werden.

§2
Zulassungsvoraussetzungen

In den Zusatzstudiengang "Master im Fach Mathematik - Me­
thoden und Modelle" kann eingeschrieben werden oder als
Zweithörerin oder Zweithörer gem. § 71 Abs, 2 HG zugelassen
werden, wer ein grundständiges wissenschaftliches Studium an
einer Hochschule mit einer Regelstudienzeit von mindestens
sechs Semestern erfolgreich abgeschlossen hat.

§3
Master-Grad

§ 1
§ 2en
§ 5
§ 6
§ 7
§ 8

§ 9

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§ 16
§ 17
§ 18

§ 19

"-20
~21

Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums
ZUlassungsvoraussetzungen
Master-Grad
Regelstudienzeit und Studienumfang
Prüfungen, Prüfungsfristen
Prüfungsausschuss
Prüfende
Anrechnung von Studienzeiten, Studien~ und Prüfungs­
leistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
Versäumnis, Rücktritt Täuschung, Ordnungsverstoß

11. Masterprüfung

Zulassung und Zulassungsverfahren
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Zusatzprüfung
Klausurarbeiten
Mündliche Prüfung
Bewertung der PnJfungsleistungen
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch
Zeugnis
Master-Urkunde

111. Schlussbestimmungen

Ungültigkeit der Master-Prüfung, Aberkennung des
Master-Grades
Einsicht in die Prüfungsakten
In-Kraft-Treten und VeröffentliChung

I. Allgemeines

Ist die Zusatzprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich den
Grad "Master of Science" für das Fach Mathematik - Methoden
und Modelle ("M. Sc.").

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudium einschließlich
der Zusatzprüfung zwei Studienjahre (vier Semester). Sie
verlängert sich für das Teilzeitstudium auf drei Studienjahre
(sechs Semester).

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt
etwa 50 SemesteIWochenstunden (SWS). In der Studienordnung
sind die Studieninhalte so auszuwählen und zu begrenzen, dass
das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden
kann. Dabei ist zu gewährleisten, dass die Studierenden im
Rahmen dieser PrOfungsordnung nach eigener Wahl Schwer­
punkte setzen können und Pflicht- und Wahlpflichtveran­
staltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen
Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an
zusätzlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen Studien­
gängen, stehen.

§5
Prüfungen, PrUfungsfristen

(1) Die ZusatzprOfung besteht aus den schriftlichen Arbeiten und
der mündlichen PnJfung. Die Zusatzprüfung soll grundsätzlich
innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten Regelstudienzeit abge­
schlossen sein.

(2) Die Prüfungsleistungen für die Zusatzprüfung werden
studienbegleitend erbracht.

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Zusatzprüfung im Studiengang Master Mathematik
- Methoden und Modelle soll festgestellt werden. ob die
Kandidatin oder der Kandidat die für die Berufspraxis
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse elWorben hat. die
Zusammenhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit
besitzt, mit grundlegenden Techniken der Mathematik unter
VelWendung von wissenschaftlichen Methoden zu arbeiten.

(2) Insbesondere entsprechen die Studieninhalte und Prüfungs·
leistungen den Anforderungen einer ElWellerungsprüfung für das
Lehramt für die Sekundarstufe II bzw, für die Sekundarstufen 11
und I im Fach Mathematik nach § 29 der Lehramtsprüfungs­
ordnung NW (LPO). Der Abschluss kann vom Staatlichen

§6
Prüfungsausschuss

(1) Die Organisation der Prüfungen und die durch diese
PnJfungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom
Prüfungsausschuss für den integrierten Diplomstudiengang
Mathematik übernommen, Der Prüfungsausschuss besteht aus
der oder dem Vorsitzenden, Stellvertreterin oder Stellvertreter
und fünf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, die
Stellvertreterin oder der Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder
werden aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, ein
Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der
Gruppe der Studierenden gewählt. Entsprechend werden für die
Mitglieder des PrOfungsausschusses mit Ausnahme der oder des
Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters



Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder 
aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren und aus der 
Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein 
Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 
(2) Der prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be­
stimmungen der PrOfungsordnung eingehalten werden, und sorgt 
für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist 
insbesondere zuständig für die Entscheidung über WidersprOche 
gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber 
hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig, 
mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen 
und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform 
der PrOfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne. 
Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für 
alle Regelfälle auf die oder den Vorsitzenden übertragen: dies gilt 
nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an 
den Fachbereich. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der 
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stell­
vertreter und zwei weiteren Professorinnen oder Professoren 
mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend 
sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit, Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studen­
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädago­
gisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der 
Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und 
Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und 
der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht. 
der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. 

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des PrÜfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. 

§7 
Prüfende 

(1) Der PrOfungsausschuss bestellt die Prüfenden. Er kann die 
Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. Prüfungs­
berechtigt sind die Professorinnen und Professoren und die 
habilitierten Mitglieder des Fachbereichs Mathematik. Zum oder 
zur Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer 
mindestens die Promotion im entsprechenden Fach erworben 
und, sofern nicht zwIngende Gründe eine Abweichung erfordern. 
in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht. eine 
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Die Prüfenden sollen 
nach § 9 Abs. 5, 6 LPO zu Mitgliedern des Staatlichen PrOfungs­
amtes Dortmund für Erste Staatsprüfungen für Lehrämter an 
Schulen tor das Fach Mathematik berufen sein; Ausnahmen sind 
in besonderen Fällen zulässig. 

(2) Die PrOfenden sind in ihrer PrDfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die mündliche 
Prüfung Prüfende oder eine Gruppe von PrOfenden vorschlagen. 
Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen 
werden. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt 
dafür, dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der 
Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin 
der jeweiligen PrOfung, bekanntgegeben werden. 

§8 
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und
 

Prilfungsleistungen.
 
Einstufung in höhere Fachsemester
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die 
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in dem­
selben Studiengang, in anderen Studiengängen (mit Ausnahme 
des Studiengangs, dessen Abschluss nach § 2 Zulassungsvor­
aussetzung ist) oder an anderen als wissenschaftlichen Hoch­
schulen erbracht wurden, werden angerechnet, soweit die Gleich­
wertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht 
wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertig­
keit festgestellt wird. Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn 
Studienzeiten, Sludienleistungen und Prüfungsleistungen in 
Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des 
entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hochschule im 
wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer 
Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und Gesamt­
bewertung vorzunehmen. Für die Gleichwertigkeit von Studien­
zeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen an aus­
ländischen Hochschulen sind die von der Kultusminister­
konferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui~ 
valenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Soweit Äquivalenzverein- • 
barungen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss. 
Im übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentral­
steIle tur ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 
und PrOfungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien 
oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit 
den anderen Ländern und dem Bund entwickelten Fernstudien· 
einheiten gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen 
Ausbildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld im 
Wahlfach Mathematik erbracht worden sind, werden als Studien­
leistungen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachge­
wiesen wird. 

(4) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist 
der Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleich­
wertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter 
zu hören, 

(5) Werden Studien- und PrOfungsleistungen angerechnet, so 
sind die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu 
übemehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzu­
beziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der • 
Vermerk ,.bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung wird im 
Zeugnis gekennzeichnet. 

§9 
Versäumnis. ROcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens 
eine Woche vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer 
Prüfung abmelden. Danach gilt eine Prüfungsleistung als mit 
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht 
erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne 
triftige Grande von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn 
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorge­
sehenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(2) Die für den ROcktritt oder das Versäumnis geltend 
gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
Bei Krankheit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt 
werden. Im Einzelfall kann die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses die Vor1age eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird 
der Kandidatin oder dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt 
und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden 
Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 
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Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder
aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren und aus der
Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein
Jahr. Wiederwahl ist zulässig.
(2) Der prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be­
stimmungen der PrOfungsordnung eingehalten werden, und sorgt
für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist
insbesondere zuständig für die Entscheidung über WidersprOche
gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber
hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig,
mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen
und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform
der PrOfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne.
Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für
alle Regelfälle auf die oder den Vorsitzenden übertragen: dies gilt
nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an
den Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stell­
vertreter und zwei weiteren Professorinnen oder Professoren
mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend
sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit, Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studen­
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädago­
gisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der
Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und
Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und
der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht.
der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen.

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich.
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen
und Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden des PrÜfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

§7
Prüfende

(1) Der PrOfungsausschuss bestellt die Prüfenden. Er kann die
Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. Prüfungs­
berechtigt sind die Professorinnen und Professoren und die
habilitierten Mitglieder des Fachbereichs Mathematik. Zum oder
zur Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die Promotion im entsprechenden Fach erworben
und, sofern nicht zwIngende Gründe eine Abweichung erfordern.
in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht. eine
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Die Prüfenden sollen
nach § 9 Abs. 5, 6 LPO zu Mitgliedern des Staatlichen PrOfungs­
amtes Dortmund für Erste Staatsprüfungen für Lehrämter an
Schulen tor das Fach Mathematik berufen sein; Ausnahmen sind
in besonderen Fällen zulässig.

(2) Die PrOfenden sind in ihrer PrDfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die mündliche
Prüfung Prüfende oder eine Gruppe von PrOfenden vorschlagen.
Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen
werden.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt
dafür, dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der
Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin
der jeweiligen PrOfung, bekanntgegeben werden.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und

Prilfungsleistungen.
Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in dem-
selben Studiengang, in anderen Studiengängen (mit Ausnahme
des Studiengangs, dessen Abschluss nach § 2 Zulassungsvor­
aussetzung ist) oder an anderen als wissenschaftlichen Hoch­
schulen erbracht wurden, werden angerechnet, soweit die Gleich­
wertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht
wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertig-
keit festgestellt wird. Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Sludienleistungen und Prüfungsleistungen in
Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des
entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hochschule im
wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer
Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und Gesamt­
bewertung vorzunehmen. Für die Gleichwertigkeit von Studien-
zeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen an aus­
ländischen Hochschulen sind die von der Kultusminister­
konferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui~

valenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Soweit Äquivalenzverein- •
barungen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss.
Im übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentral-
steIle tur ausländisches Bildungswesen gehört werden.

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen
und PrOfungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien
oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit
den anderen Ländern und dem Bund entwickelten Fernstudien·
einheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen
Ausbildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld im
Wahlfach Mathematik erbracht worden sind, werden als Studien­
leistungen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachge­
wiesen wird.

(4) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist
der Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleich­
wertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter
zu hören,

(5) Werden Studien- und PrOfungsleistungen angerechnet, so
sind die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu
übemehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzu-
beziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der •
Vermerk ,.bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung wird im
Zeugnis gekennzeichnet.

§9
Versäumnis. ROcktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens
eine Woche vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer
Prüfung abmelden. Danach gilt eine Prüfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht
erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne
triftige Grande von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorge­
sehenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den ROcktritt oder das Versäumnis geltend
gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt
werden. Im Einzelfall kann die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses die Vor1age eines amtsärztlichen Attestes
verlangen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird
der Kandidatin oder dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt
und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden
Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.
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Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder
aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren und aus der
Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein
Jahr. Wiederwahl ist zulässig.
(2) Der prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be­
stimmungen der PrOfungsordnung eingehalten werden, und sorgt
für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist
insbesondere zuständig für die Entscheidung über WidersprOche
gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber
hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fachbereich regelmäßig,
mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen
und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform
der PrOfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne.
Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für
alle Regelfälle auf die oder den Vorsitzenden übertragen: dies gilt
nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an
den Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der
oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin bzw. dem Stell­
vertreter und zwei weiteren Professorinnen oder Professoren
mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend
sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit, Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studen­
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädago­
gisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der
Beurteilung, Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und
Prüfungsleistungen, der Festlegung von Prüfungsaufgaben und
der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden, nicht mit.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht.
der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen.

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich.
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, ihre Stellvertreterinnen
und Stellvertreter, die Prüfenden und die Beisitzenden unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden des PrÜfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

§7
Prüfende

(1) Der PrOfungsausschuss bestellt die Prüfenden. Er kann die
Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. Prüfungs­
berechtigt sind die Professorinnen und Professoren und die
habilitierten Mitglieder des Fachbereichs Mathematik. Zum oder
zur Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die Promotion im entsprechenden Fach erworben
und, sofern nicht zwIngende Gründe eine Abweichung erfordern.
in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht. eine
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Die Prüfenden sollen
nach § 9 Abs. 5, 6 LPO zu Mitgliedern des Staatlichen PrOfungs­
amtes Dortmund für Erste Staatsprüfungen für Lehrämter an
Schulen fOr das Fach Mathematik berufen sein; Ausnahmen sind
in besonderen Fällen zulässig.

(2) Die PrOfenden sind in ihrer PrDfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die mündliche
Prüfung Prüfende oder eine Gruppe von PrOfenden vorschlagen.
Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen
werden.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt
dafür, dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der
Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin
der jeweiligen PrOfung, bekanntgegeben werden.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und

Prilfungsleistungen.
Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes in dem-
selben Studiengang, in anderen Studiengängen (mit Ausnahme
des Studiengangs, dessen Abschluss nach § 2 Zulassungsvor­
aussetzung ist) oder an anderen als wissenschaftlichen Hoch­
schulen erbracht wurden, werden angerechnet, soweit die Gleich­
wertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht
wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertig-
keit festgestellt wird. Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Sludienleistungen und Prüfungsleistungen in
Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des
entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hochschule im
wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer
Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und Gesamt­
bewertung vorzunehmen. Für die Gleichwertigkeit von Studien-
zeiten, Studienleistungen und PrOfungsleistungen an aus­
ländischen Hochschulen sind die von der Kultusminister­
konferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui~

valenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Soweit Äquivalenzverein- •
barungen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss.
Im übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentral-
steIle tur ausländisches Bildungswesen gehört werden.

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen
und PrOfungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien
oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit
den anderen Ländern und dem Bund entwickelten Fernstudien·
einheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen
Ausbildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld im
Wahlfach Mathematik erbracht worden sind, werden als Studien­
leistungen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachge­
wiesen wird.

(4) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist
der Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleich­
wertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter
zu hören,

(5) Werden Studien- und PrOfungsleistungen angerechnet, so
sind die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu
übemehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzu-
beziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der •
Vermerk ,.bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung wird im
Zeugnis gekennzeichnet.

§9
Versäumnis. ROcktrilt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens
eine Woche vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer
Prüfung abmelden. Danach gilt eine Prüfungsleistung als mit
"nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht
erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne
triftige Grande von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorge­
sehenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für den ROcktritt oder das Versäumnis geltend
gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt
werden. Im Einzelfall kann die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses die Vor1age eines amtsärztlichen Attestes
verlangen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, wird
der Kandidatin oder dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt
und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vorliegenden
Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.
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(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis 
einer PrOfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht 
zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen. gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die 
Feststellung über den Täuschungsversuch wird von der oder 
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und 
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der 
PrOfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder 
Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der 
Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in 
diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht 
ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe fUr den Ausschluss sind 
aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann der 
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der 
Erbringung weiterer PrOfungsleistungen ausschließen. Die 
Gründe sind aktenkundig zu machen. 

•

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 
Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 
und 2 vom Prüfungsausschuss OberprOft werden. Belastende 
Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatln 
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu 
begrOnden und mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. Vor 
der Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 
geben. 

11. ZusalzprOfung 

§ 10 
Zulassung und Zulassungsverfahren 

(1)	 Zur Zusatzprüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen 
ertünt, 

2.	 an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen tor 
den Zusatzstudiengang Master im Fach Mathematik ­
Methoden und Modelle eingeschrieben oder gemäß § 71 
Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen 
ist. 

(2) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Zusatzprüfung 
werden studienbegleitend erbracht. Für jede PrOfungsleistung ist 
eine schriftliche Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforder­
lich, die spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin beim 
Prüfungsamt des Fachbereichs Mathematik erfolgen soll. Bei der 
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem 
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Zusatz· 
prüfung beim PrOfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine 
Erklärung beizufügen, ob bereits eine ZusatzprOfung im Studien­

• gang Mathematik - Methoden und Modelle oder einem ver­
wandten Studiengang nicht oder endgültig nicht bestanden 
worden ist oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem 
anderen PrOfungsverlahren befindet. 

(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a)	 die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind oder 

b) die Unter1agen unvollständig sind oder 
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Zusatzprüfung im 

Studiengang Mathematik - Methoden und Modelle an 
einer wissenschaftlichen Hochschule im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgOltig 
nicht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer 
anderen Hochschule in einem PrOfungsverfahren im 
seiben Studiengang befindet. 

(5) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die 
Kandidatin oder der Kandidat bei der Anmeldung zu jeder der in 
§ 12 genannten schriftlichen Arbeiten bzw. der mündlichen 
Prüfung alle Lelstungsnachweise gemäß § 11 vorlegt, die sich 
gemäß § 12 bzw. § 14 auf die jeweiligen PrOfungsleistungen 
beziehen. 

§ 11 
Leistungsnachweise 

(1) Im Zusatzstudium mOssen in folgenden Lehrveranstaltungen 
Leistungsnachweise nach näherer Bestimmung durch die 
Studienordnung erbracht werden: 

1.	 zu drei der sechs Kurse Lineare Algebra 1,11, Analysis 1,11, 
Wahrscheinlichkeitstheorie, Numerik I (drei Leistungs­
nachweise) 

2.	 a) zum Kurs Diskrete Stochastik oder zum Proseminar 
über Didaktik der Mathematik für die Sekundarstufe I 

oder
 
b) zu einem weiteren Kurs aus Nr. 1
 
(ein Leistungsnachweis)
 

3.	 zu je einer Veranstaltung aus drei der fünf Bereiche 
A) - E) gemäß Anlage H zu dieser PTOfungsordnung (drei 
Leistungsnachweise) 

4.	 zu je einer Veranstaltung aus zwei weiteren der sechs 
Bereiche A) - F) gemäß Anlage H zu dieser PrOfungs­
ordnung (zwei Leistungsnachweise; diese Leistungs~ 

nachweise können durch qualifizierte Studiennachweise 
gemäß LPO § 8 Abs. 2 ersetzt werden). 

(2) Für die Bewertung gil' § 15 Abs. 1 entsprechend. 

(3) Für die Anerkennung als Erweiterungsprüfung nach § 1 
Abs. 2 mOssen 

1.	 in Abs. 1 Nr. 2 die Alternative a) ge'W'ählt sein 
2,	 in Abs. 1 Nr. 3 und 4 die Bereiche A), B) und CI 

abgedeckt sein 
3.	 in Abs. 1 Nr. 4 der Bereich F) abgedeckt sein. 

§ 12
 
Umfang und Art der ZusatzprOfung
 

(1) Die ZusatzprOfung besteht aus den beiden schriftlichen 
Arbeiten, soweit sie nach Absatz 2 vorgeschrieben sind, und der 
mündlichen Prüfung nach § 14. 

(2) FOr die schriftlichen Arbeiten sind von der Kandidatin oder 
dem Kandidaten mit der Anmeldung zur ersten schriftlichen 
Arbeit vier der maximal fünf Bereiche A) bis E) zu wählen, zu 
denen gemäß § 11 Abs 1 Nr 3 und 4 Leistungsnachweise 
erworben wurden. Die schriftlichen Arbeiten sind jeweils studien­
begleitende vierstOndige Klausurarbeiten zu den Veranstal~ 

tungen, zu denen Leistungsnachweise vorgelegt werden, und 
zwar 

1.	 zu den Veranstaltungen aus den ersten beiden 
BereiChen (A), B) oder ggl. C») 

2.	 zu den Veranstaltungen aus den anderen beiden 
Bereichen ( Cl, D) oder E) ). 

(3) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches 
Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauemder 
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die 
Prüfung ganz oder teilweise in der vorhergesehenen Form abzu­
legen, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen 
Form zu erbringen. 

(4) Für die Anerkennung als Erweiterungsprüfung nach § 1 
Abs.2 müssen in Abs. 2 die Bereiche A), B) und C) abgedeck' 
sein. 

§ 13 
Klausurarbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenz· 
ten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des 
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 15 
Abs. 1 zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen 
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(1) Zur Zusatzprüfung kann nur zugelassen werden, wer

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14
Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1
und 2 vom Prüfungsausschuss OberprOft werden. Belastende
Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatln
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu
begrOnden und mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. Vor
der Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu
geben.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis
einer PrOfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen. gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die
Feststellung über den Täuschungsversuch wird von der oder
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der
PrOfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder
Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der
Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in
diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht
ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe fUr den Ausschluss sind
aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann der
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der
Erbringung weiterer PrOfungsleistungen ausschließen. Die
Gründe sind aktenkundig zu machen.

• 11. ZusalzprOfung

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

1. die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen
ertünt,

2. an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen tor
den Zusatzstudiengang Master im Fach Mathematik ­
Methoden und Modelle eingeschrieben oder gemäß § 71
Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen
ist.

§ 11
Leistungsnachweise

(1) Im Zusatzstudium mOssen in folgenden Lehrveranstaltungen
Leistungsnachweise nach näherer Bestimmung durch die
Studienordnung erbracht werden:

1. zu drei der sechs Kurse Lineare Algebra 1,11, Analysis 1,11,
Wahrscheinlichkeitstheorie, Numerik I (drei Leistungs­
nachweise)

2. a) zum Kurs Diskrete Stochastik oder zum Proseminar
über Didaktik der Mathematik für die Sekundarstufe I

oder
b) zu einem weiteren Kurs aus Nr. 1
(ein Leistungsnachweis)

3. zu je einer Veranstaltung aus drei der fünf Bereiche
A) - E) gemäß Anlage H zu dieser PTOfungsordnung (drei
Leistungsnachweise)

4. zu je einer Veranstaltung aus zwei weiteren der sechs
Bereiche A) - F) gemäß Anlage H zu dieser PrOfungs­
ordnung (zwei Leistungsnachweise; diese Leistungs~

nachweise können durch qualifizierte Studiennachweise
gemäß LPO § 8 Abs. 2 ersetzt werden).

(2) Für die Bewertung gil' § 15 Abs. 1 entsprechend.

(3) Für die Anerkennung als Erweiterungsprüfung nach § 1
Abs. 2 mOssen

1. in Abs. 1 Nr. 2 die Alternative a) ge'W'ählt sein
2, in Abs. 1 Nr. 3 und 4 die Bereiche A), B) und CI

abgedeckt sein
3. in Abs. 1 Nr. 4 der Bereich F) abgedeckt sein.

§ 12
Umfang und Art der ZusatzprOfung

(1) Die ZusatzprOfung besteht aus den beiden schriftlichen
Arbeiten, soweit sie nach Absatz 2 vorgeschrieben sind, und der
mündlichen Prüfung nach § 14.

(2) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Zusatzprüfung
werden studienbegleitend erbracht. Für jede PrOfungsleistung ist
eine schriftliche Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforder­
lich, die spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin beim
Prüfungsamt des Fachbereichs Mathematik erfolgen soll. Bei der
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Zusatz·
prüfung beim PrOfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine

•
Erklärung beizufügen, ob bereits eine ZusatzprOfung im Studien­
gang Mathematik - Methoden und Modelle oder einem ver­
wandten Studiengang nicht oder endgültig nicht bestanden
worden ist oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem
anderen PrOfungsverlahren befindet.

(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unter1agen unvollständig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Zusatzprüfung im

Studiengang Mathematik - Methoden und Modelle an
einer wissenschaftlichen Hochschule im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgOltig
nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer
anderen Hochschule in einem PrOfungsverfahren im
seiben Studiengang befindet.

(5) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die
Kandidatin oder der Kandidat bei der Anmeldung zu jeder der in
§ 12 genannten schriftlichen Arbeiten bzw. der mündlichen
Prüfung alle Lelstungsnachweise gemäß § 11 vorlegt, die sich
gemäß § 12 bzw. § 14 auf die jeweiligen PrOfungsleistungen
beziehen.

(2) FOr die schriftlichen Arbeiten sind von der Kandidatin oder
dem Kandidaten mit der Anmeldung zur ersten schriftlichen
Arbeit vier der maximal fünf Bereiche A) bis E) zu wählen, zu
denen gemäß § 11 Abs 1 Nr 3 und 4 Leistungsnachweise
erworben wurden. Die schriftlichen Arbeiten sind jeweils studien­
begleitende vierstOndige Klausurarbeiten zu den Veranstal~

tungen, zu denen Leistungsnachweise vorgelegt werden, und
zwar

1. zu den Veranstaltungen aus den ersten beiden
BereiChen (A), B) oder ggl. C»)

2. zu den Veranstaltungen aus den anderen beiden
Bereichen ( Cl, D) oder E) ).

(3) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches
Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauemder
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die
Prüfung ganz oder teilweise in der vorhergesehenen Form abzu­
legen, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen
Form zu erbringen.

(4) Für die Anerkennung als Erweiterungsprüfung nach § 1
Abs.2 müssen in Abs. 2 die Bereiche A), B) und C) abgedeck'
sein.

§ 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenz·
ten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 15
Abs. 1 zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen

3

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 5 / 2002 vom 20.12.2002 76

(1) Zur Zusatzprüfung kann nur zugelassen werden, wer

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14
Tagen verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1
und 2 vom Prüfungsausschuss OberprOft werden. Belastende
Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatln
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu
begrOnden und mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. Vor
der Entscheidung ist Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu
geben.

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis
einer PrOfungsleistung durch Täuschung, z.B. Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen. gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die
Feststellung über den Täuschungsversuch wird von der oder
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der
PrOfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder
Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der
Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in
diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht
ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe fUr den Ausschluss sind
aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann der
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der
Erbringung weiterer PrOfungsleistungen ausschließen. Die
Gründe sind aktenkundig zu machen.

• 11. ZusalzprOfung

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

1. die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen
ertünt,

2. an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen tor
den Zusatzstudiengang Master im Fach Mathematik ­
Methoden und Modelle eingeschrieben oder gemäß § 71
Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen
ist.

§ 11
Leistungsnachweise

(1) Im Zusatzstudium mOssen in folgenden Lehrveranstaltungen
Leistungsnachweise nach näherer Bestimmung durch die
Studienordnung erbracht werden:

1. zu drei der sechs Kurse Lineare Algebra 1,11, Analysis 1,11,
Wahrscheinlichkeitstheorie, Numerik I (drei Leistungs­
nachweise)

2. a) zum Kurs Diskrete Stochastik oder zum Proseminar
über Didaktik der Mathematik für die Sekundarstufe I

oder
b) zu einem weiteren Kurs aus Nr. 1
(ein Leistungsnachweis)

3. zu je einer Veranstaltung aus drei der fünf Bereiche
A) - E) gemäß Anlage H zu dieser PTOfungsordnung (drei
Leistungsnachweise)

4. zu je einer Veranstaltung aus zwei weiteren der sechs
Bereiche A) - F) gemäß Anlage H zu dieser PrOfungs­
ordnung (zwei Leistungsnachweise; diese Leistungs~

nachweise können durch qualifizierte Studiennachweise
gemäß LPO § 8 Abs. 2 ersetzt werden).

(2) Für die Bewertung gil' § 15 Abs. 1 entsprechend.

(3) Für die Anerkennung als Erweiterungsprüfung nach § 1
Abs. 2 mOssen

1. in Abs. 1 Nr. 2 die Alternative a) ge'W'ählt sein
2, in Abs. 1 Nr. 3 und 4 die Bereiche A), B) und CI

abgedeckt sein
3. in Abs. 1 Nr. 4 der Bereich F) abgedeckt sein.

§ 12
Umfang und Art der ZusatzprOfung

(1) Die ZusatzprOfung besteht aus den beiden schriftlichen
Arbeiten, soweit sie nach Absatz 2 vorgeschrieben sind, und der
mündlichen Prüfung nach § 14.

(2) Die Studien- und Prüfungsleistungen der Zusatzprüfung
werden studienbegleitend erbracht. Für jede PrOfungsleistung ist
eine schriftliche Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforder­
lich, die spätestens sechs Wochen vor dem Prüfungstermin beim
Prüfungsamt des Fachbereichs Mathematik erfolgen soll. Bei der
Anmeldung zur ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem
Kandidaten ein schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Zusatz·
prüfung beim PrOfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine

•
Erklärung beizufügen, ob bereits eine ZusatzprOfung im Studien­
gang Mathematik - Methoden und Modelle oder einem ver­
wandten Studiengang nicht oder endgültig nicht bestanden
worden ist oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem
anderen PrOfungsverlahren befindet.

(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unter1agen unvollständig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Zusatzprüfung im

Studiengang Mathematik - Methoden und Modelle an
einer wissenschaftlichen Hochschule im Gel­
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgOltig
nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer
anderen Hochschule in einem PrOfungsverfahren im
seiben Studiengang befindet.

(5) Die Zulassung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die
Kandidatin oder der Kandidat bei der Anmeldung zu jeder der in
§ 12 genannten schriftlichen Arbeiten bzw. der mündlichen
Prüfung alle Lelstungsnachweise gemäß § 11 vorlegt, die sich
gemäß § 12 bzw. § 14 auf die jeweiligen PrOfungsleistungen
beziehen.

(2) FOr die schriftlichen Arbeiten sind von der Kandidatin oder
dem Kandidaten mit der Anmeldung zur ersten schriftlichen
Arbeit vier der maximal fünf Bereiche A) bis E) zu wählen, zu
denen gemäß § 11 Abs 1 Nr 3 und 4 Leistungsnachweise
erworben wurden. Die schriftlichen Arbeiten sind jeweils studien­
begleitende vierstOndige Klausurarbeiten zu den Veranstal~

tungen, zu denen Leistungsnachweise vorgelegt werden, und
zwar

1. zu den Veranstaltungen aus den ersten beiden
BereiChen (A), B) oder ggl. C»)

2. zu den Veranstaltungen aus den anderen beiden
Bereichen ( Cl, D) oder E) ).

(3) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches
Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauemder
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die
Prüfung ganz oder teilweise in der vorhergesehenen Form abzu­
legen, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer anderen
Form zu erbringen.

(4) Für die Anerkennung als Erweiterungsprüfung nach § 1
Abs.2 müssen in Abs. 2 die Bereiche A), B) und C) abgedeck'
sein.

§ 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenz·
ten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 15
Abs. 1 zu bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen
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abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen, 
Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen 
Mittel der Einzelbewertungen, Sie wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten durch die erste Prüfende oder den ersten Prüfenden 
nach sp~testens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt. 

§ 14 
Mündliche Prüfung 

(1) In der mündlichen Prüfung soll die Kandidatin oder der 
Kandidat nachweisen, dass sie oder er in der Lage ist, 
ausgehend von vertieften Kenntnissen zu den angegebenen 
Teilgebieten (die durch die entsprechenden Veranstaltungen 
definiert sind) Aufgaben und Probleme zu lösen und den Bezug 
zwischen den Gegenst~nden dieser Teilgebiete und den Gegen­
ständen des Fachs Mathematik insgesamt darzulegen. 

(2) Der Prüfungsausschuss bildet tor jede mündliche Prüfung 
eine aus drei Prüfenden gem~ß § 7 bestehende Prüfungs­
kommission und bestellt eines der Mitglieder der Kommission zur 
oder zum Vorsitzenden. 

(3) Die mündliche Prüfung dauert 60 Minuten. Gegenstand der 
Prüfung sind die Veranstaltungen, zu denen gemäß § 11 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 Leistungsnachweise vorgelegt wurden. 

(4) Erklärt die Kandidatin oder der Kandidat, dass sie oder er 
beabsichtigt, die Zusatzprüfung gemäß § 1 Abs, 2 als kombi­
nierte Erweiterungsprüfung für das Lehramt für die Sekundar­
stufe 11 und die Sekundarstufe I anerkennen zu lassen, verl~ngert 

sich die Prüfung um 15 Minuten für die integrierte Prüfung nach 
§ 47 LPO, Dazu sind zwei zusätzliche Teilgebiete zu benennen, 
von denen eines aus dem Bereich F) sein sollte. Dieser Teil der 
Prüfung ist überwiegend fachdidaktisch. 

(5) Die Prüfungskommission setzt mit einfacher Mehrheit die 
Note der Prüfung gemäß § 15 Abs. 1 fest. Die wesentlichen 
Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung in den einzelnen 
F~chern sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der 
Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an 
die mündliche Prüfung bekanntzugeben. 

(6) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen 
Verh~ltnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, sofern 
nicht die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses. 

§15 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind 
folgende Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut =	 eine hervorragende Leistung; 
2 = gut	 eine Leistung, die erheblich Ober 

den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt; 

3 ::; befriedigend ::;	 eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht; 

4 ::; ausreichend ::;	 eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderungen 
genügt; 

5 ::; nicht ausreichend::;	 eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 
können zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet 
werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei ausgeschlossen. 

(3)Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen und beide schriftlichen 
Arbeiten nach § 12 Abs. 2 und die mündliche PrOfung nach § 14 
mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet wurden. 

(4) Die Gesamtnote der bestandenen ZusatzprOfung errechnet 
sich aus dem Durchschnitt der Noten der schriftlichen Arbeiten 
und der Note der mündlichen Prüfung; dabei wird die mündliche 
Prüfung mit dem Faktor 2 gewichtet. Die Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 ;;; sehr gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5 = gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 ::; befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ::; ausreichend. 

(5) Bei der Bildung der Noten der schriftlichen Arbeiten, der Note 
der mündlichen Prüfung und der Gesamtnote wird nur die erste 
Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen, 

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gur nach Absatz 4 wird das 
Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die 
mündliche Prüfung mit 1,0 bewertet und der Durchsxchnitt der 
Noten der schriftlichen Arbeiten nicht schlechter als 1,5 ist. 

§ 16 
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch 

(1) Eine Prüfungsleistung der Zusatzprüfung, die nicht 
bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann zweimal wieder­
holt werden. Fehlversuche im selben Studiengang an anderen • 
Hochschulen werden angerechnet. Außer bei Freiversuchen 
nach Abs. 6 ist die Wiederholung einer bestandenen Prüfungs­
leistung nicht zulässig. Die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hier­
über einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft 
gibt, ob die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 

(2) Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der 
Regelstudienzeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt 
und nach ununterbrochenem Studium eine Prüfungsleistung ab 
und besteht er oder sie diese Prüfungsleistung nicht, so gilt sie 
als nicht unternommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist 
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfungsleistung 
nach § 9 Abs. 3 als nicht bestanden gilt. 

(3) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine 
Prüfungsleistung sp~testens im vierten Semester abgelegt 
werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium nur zu 
zwei Dritteln gezählt. 

(4) Bei der Berechnung des in Absatz 4 genannten Zeitpunktes 
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als 
Unterbrechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweislich wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem 
anderen zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein • 
Hinderungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn mindes­
tens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die Vonesungszeit 
fallen, Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass die 
Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche 
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amts· 
ärztliche Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtat~ 

sachen enthält, aus denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. 
Ebenso sind Unterbrechungen des Studiums durch das Ableisten 
des Wehr- oder Zivildienstes zu berücksichtigen. Unberücksich­
tigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu drei Semestem, wenn 
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an einer aus­
ländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie bzw. er 
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte. einge­
schrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem 
Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochen. 
stunden, besucht und je Semester mindestens einen Leistungs­
nachweis erworben hat. Ferner bleiben Fachsemester in ange­
messenem Umfang, höchstens jedoch bis zu zwei Semestern, 
unberücksichtigt, wenn die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweislich während dieser Zeit als gewähltes Mitglied in 
gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsgemäßen 
Organen der Hochschule tätig war. Unberücksichtigt bleiben 
Studiengangsverzögerungen infolge einer Behinderung, 
höchstens jedoch bis zu vier Semestern. 

(5) Wer eine Prüfungsleistung bei Vorliegen der 
Voraussetzungen nach den Absätzen 3 und 4 bestanden hat, 
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(4) Die Gesamtnote der bestandenen ZusatzprOfung errechnet
sich aus dem Durchschnitt der Noten der schriftlichen Arbeiten
und der Note der mündlichen Prüfung; dabei wird die mündliche
Prüfung mit dem Faktor 2 gewichtet. Die Gesamtnote lautet

abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen,
Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen
Mittel der Einzelbewertungen, Sie wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten durch die erste Prüfende oder den ersten Prüfenden
nach sp~testens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt.

§ 14
Mündliche Prüfung

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

;;; sehr gut,
= gut,
::; befriedigend,
::; ausreichend.

§15
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind
folgende Noten zu verwenden:

(3) Die mündliche Prüfung dauert 60 Minuten. Gegenstand der
Prüfung sind die Veranstaltungen, zu denen gemäß § 11 Abs. 1
Nr. 3 und 4 Leistungsnachweise vorgelegt wurden.

(2) Der Prüfungsausschuss bildet tor jede mündliche Prüfung
eine aus drei Prüfenden gem~ß § 7 bestehende Prüfungs­
kommission und bestellt eines der Mitglieder der Kommission zur
oder zum Vorsitzenden.

(1) Eine Prüfungsleistung der Zusatzprüfung, die nicht
bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann zweimal wieder-
holt werden. Fehlversuche im selben Studiengang an anderen •
Hochschulen werden angerechnet. Außer bei Freiversuchen
nach Abs. 6 ist die Wiederholung einer bestandenen Prüfungs­
leistung nicht zulässig. Die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hier-
über einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft
gibt, ob die Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der
Regelstudienzeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt
und nach ununterbrochenem Studium eine Prüfungsleistung ab
und besteht er oder sie diese Prüfungsleistung nicht, so gilt sie
als nicht unternommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfungsleistung
nach § 9 Abs. 3 als nicht bestanden gilt.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gur nach Absatz 4 wird das
Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
mündliche Prüfung mit 1,0 bewertet und der Durchsxchnitt der
Noten der schriftlichen Arbeiten nicht schlechter als 1,5 ist.

(5) Bei der Bildung der Noten der schriftlichen Arbeiten, der Note
der mündlichen Prüfung und der Gesamtnote wird nur die erste
Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen,

(3) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine
Prüfungsleistung sp~testens im vierten Semester abgelegt
werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium nur zu
zwei Dritteln gezählt.

§ 16
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch

(4) Bei der Berechnung des in Absatz 4 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als
Unterbrechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat
nachweislich wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem
anderen zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein •
Hinderungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn mindes-
tens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die Vonesungszeit
fallen, Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass die
Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amts·
ärztliche Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtat~

sachen enthält, aus denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.
Ebenso sind Unterbrechungen des Studiums durch das Ableisten
des Wehr- oder Zivildienstes zu berücksichtigen. Unberücksich-
tigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu drei Semestem, wenn
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an einer aus­
ländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie bzw. er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte. einge­
schrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem
Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochen.
stunden, besucht und je Semester mindestens einen Leistungs­
nachweis erworben hat. Ferner bleiben Fachsemester in ange­
messenem Umfang, höchstens jedoch bis zu zwei Semestern,
unberücksichtigt, wenn die Kandidatin oder der Kandidat
nachweislich während dieser Zeit als gewähltes Mitglied in
gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsgemäßen
Organen der Hochschule tätig war. Unberücksichtigt bleiben
Studiengangsverzögerungen infolge einer Behinderung,
höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(5) Wer eine Prüfungsleistung bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach den Absätzen 3 und 4 bestanden hat,

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober
den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt;
eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderungen
genügt;
eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen
nicht mehr genügt.

3 ::; befriedigend ::;

5 ::; nicht ausreichend::;

1 =sehr gut =
2 = gut

4 ::; ausreichend ::;

(5) Die Prüfungskommission setzt mit einfacher Mehrheit die
Note der Prüfung gemäß § 15 Abs. 1 fest. Die wesentlichen
Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung in den einzelnen
F~chern sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der
Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an
die mündliche Prüfung bekanntzugeben.

(4) Erklärt die Kandidatin oder der Kandidat, dass sie oder er
beabsichtigt, die Zusatzprüfung gemäß § 1 Abs, 2 als kombi­
nierte Erweiterungsprüfung für das Lehramt für die Sekundar­
stufe 11 und die Sekundarstufe I anerkennen zu lassen, verl~ngert

sich die Prüfung um 15 Minuten für die integrierte Prüfung nach
§ 47 LPO, Dazu sind zwei zusätzliche Teilgebiete zu benennen,
von denen eines aus dem Bereich F) sein sollte. Dieser Teil der
Prüfung ist überwiegend fachdidaktisch.

(1) In der mündlichen Prüfung soll die Kandidatin oder der
Kandidat nachweisen, dass sie oder er in der Lage ist,
ausgehend von vertieften Kenntnissen zu den angegebenen
Teilgebieten (die durch die entsprechenden Veranstaltungen
definiert sind) Aufgaben und Probleme zu lösen und den Bezug
zwischen den Gegenst~nden dieser Teilgebiete und den Gegen­
ständen des Fachs Mathematik insgesamt darzulegen.

(6) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen
Prüfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verh~ltnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, sofern
nicht die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe
des Prüfungsergebnisses.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3
können zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet
werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei ausgeschlossen.

(3)Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen und beide schriftlichen
Arbeiten nach § 12 Abs. 2 und die mündliche PrOfung nach § 14
mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet wurden.
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(4) Die Gesamtnote der bestandenen ZusatzprOfung errechnet
sich aus dem Durchschnitt der Noten der schriftlichen Arbeiten
und der Note der mündlichen Prüfung; dabei wird die mündliche
Prüfung mit dem Faktor 2 gewichtet. Die Gesamtnote lautet

abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen,
Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen
Mittel der Einzelbewertungen, Sie wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten durch die erste Prüfende oder den ersten Prüfenden
nach sp~testens sechs Wochen schriftlich mitgeteilt.

§ 14
Mündliche Prüfung

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Ober 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0

;;; sehr gut,
= gut,
::; befriedigend,
::; ausreichend.

§15
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind
folgende Noten zu verwenden:

(3) Die mündliche Prüfung dauert 60 Minuten. Gegenstand der
Prüfung sind die Veranstaltungen, zu denen gemäß § 11 Abs. 1
Nr. 3 und 4 Leistungsnachweise vorgelegt wurden.

(2) Der Prüfungsausschuss bildet tor jede mündliche Prüfung
eine aus drei Prüfenden gem~ß § 7 bestehende Prüfungs­
kommission und bestellt eines der Mitglieder der Kommission zur
oder zum Vorsitzenden.

(1) Eine Prüfungsleistung der Zusatzprüfung, die nicht
bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann zweimal wieder-
holt werden. Fehlversuche im selben Studiengang an anderen •
Hochschulen werden angerechnet. Außer bei Freiversuchen
nach Abs. 6 ist die Wiederholung einer bestandenen Prüfungs­
leistung nicht zulässig. Die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hier-
über einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft
gibt, ob die Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Legt eine Studentin oder ein Student innerhalb der
Regelstudienzeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt
und nach ununterbrochenem Studium eine Prüfungsleistung ab
und besteht er oder sie diese Prüfungsleistung nicht, so gilt sie
als nicht unternommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfungsleistung
nach § 9 Abs. 3 als nicht bestanden gilt.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gur nach Absatz 4 wird das
Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
mündliche Prüfung mit 1,0 bewertet und der Durchsxchnitt der
Noten der schriftlichen Arbeiten nicht schlechter als 1,5 ist.

(5) Bei der Bildung der Noten der schriftlichen Arbeiten, der Note
der mündlichen Prüfung und der Gesamtnote wird nur die erste
Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen,

(3) Um für einen Freiversuch in Frage zu kommen, muss eine
Prüfungsleistung sp~testens im vierten Semester abgelegt
werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstudium nur zu
zwei Dritteln gezählt.

§ 16
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Freiversuch

(4) Bei der Berechnung des in Absatz 4 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als
Unterbrechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat
nachweislich wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem
anderen zwingenden Grund am Studium gehindert war. Ein •
Hinderungsgrund ist insbesondere anzunehmen, wenn mindes-
tens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die Vonesungszeit
fallen, Für den Fall der Erkrankung ist erforderlich, dass die
Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amts·
ärztliche Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtat~

sachen enthält, aus denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.
Ebenso sind Unterbrechungen des Studiums durch das Ableisten
des Wehr- oder Zivildienstes zu berücksichtigen. Unberücksich-
tigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu drei Semestem, wenn
die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an einer aus­
ländischen Hochschule für das Studienfach, in dem sie bzw. er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte. einge­
schrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem
Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochen.
stunden, besucht und je Semester mindestens einen Leistungs­
nachweis erworben hat. Ferner bleiben Fachsemester in ange­
messenem Umfang, höchstens jedoch bis zu zwei Semestern,
unberücksichtigt, wenn die Kandidatin oder der Kandidat
nachweislich während dieser Zeit als gewähltes Mitglied in
gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsgemäßen
Organen der Hochschule tätig war. Unberücksichtigt bleiben
Studiengangsverzögerungen infolge einer Behinderung,
höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(5) Wer eine Prüfungsleistung bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach den Absätzen 3 und 4 bestanden hat,

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober
den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt;
eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderungen
genügt;
eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen
nicht mehr genügt.

3 ::; befriedigend ::;

5 ::; nicht ausreichend::;

1 =sehr gut =
2 = gut

4 ::; ausreichend ::;

(5) Die Prüfungskommission setzt mit einfacher Mehrheit die
Note der Prüfung gemäß § 15 Abs. 1 fest. Die wesentlichen
Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung in den einzelnen
F~chern sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der
Prüfung ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an
die mündliche Prüfung bekanntzugeben.

(4) Erklärt die Kandidatin oder der Kandidat, dass sie oder er
beabsichtigt, die Zusatzprüfung gemäß § 1 Abs, 2 als kombi­
nierte Erweiterungsprüfung für das Lehramt für die Sekundar­
stufe 11 und die Sekundarstufe I anerkennen zu lassen, verl~ngert

sich die Prüfung um 15 Minuten für die integrierte Prüfung nach
§ 47 LPO, Dazu sind zwei zusätzliche Teilgebiete zu benennen,
von denen eines aus dem Bereich F) sein sollte. Dieser Teil der
Prüfung ist überwiegend fachdidaktisch.

(1) In der mündlichen Prüfung soll die Kandidatin oder der
Kandidat nachweisen, dass sie oder er in der Lage ist,
ausgehend von vertieften Kenntnissen zu den angegebenen
Teilgebieten (die durch die entsprechenden Veranstaltungen
definiert sind) Aufgaben und Probleme zu lösen und den Bezug
zwischen den Gegenst~nden dieser Teilgebiete und den Gegen­
ständen des Fachs Mathematik insgesamt darzulegen.

(6) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen
Prüfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verh~ltnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, sofern
nicht die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe
des Prüfungsergebnisses.

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten 1 bis 4 um 0,3
können zur differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet
werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei ausgeschlossen.

(3)Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen und beide schriftlichen
Arbeiten nach § 12 Abs. 2 und die mündliche PrOfung nach § 14
mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet wurden.
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kann zur Verbesserung der Note die Prüfung an derselben Hoch· 
schule einmal wiederholen. Es gilt dann die bessere der beiden 
Noten. Die Prüfung ist zum nächsten PrOfungstermin abzulegen. 

§17 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zusatzprüfung 
bestanden, erhält er oder sie Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In 
das Zeugnis werden die Gesamtnote, die Noten der schrftllchen 
Arbeit sowie die Note der mündlichen Prüfung aufgenommen. 
Auf Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der 
Zusatzprüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Bei Vorliegen der Voraussetzungen, die fOr die Anerkennung 
des Abschlusses als Erweiterungsprüfung gemäß § 1 Abs. 2 
notwendig sind (§ 11 Abs. 3, § 12 Abs. 4 sowie ggf. § 14 Abs. 4), 
erhält die Kandidatin oder der Kandidat mit dem Zeugnis eine 
entsprechende Bescheinigung, die auch die Vorgehensweise zur 
Erlangung der Anerkennung erläutert. 

(3) Das Zeugnis wird innerhalb von vier Wochen nach dem 
Erbringen der letzten Studien- oder PrOfungsleistung ausgestellt. 
Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung erbracht worden 
ist.• 

(4) Ist die Zusatzprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht 
bestanden, erteilt der oder die Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses der Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen 
schriftlichen Bescheid. Die Zusatzprüfung ist nicht bestanden 
(bzw. gilt als nicht bestanden), sobald eine schriftliche Arbeit 
oder die mündliche Prüfung nach Ausschöpfen der Wieder~ 

holungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht 
bestanden gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene Zusatz­
prüfung ist mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen. 

(5) Hat die Kandidatin Oder der Kandidat die ZusatzprOfung nicht 
bestanden, YArd ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der 
entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung 
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren 
Noten sowie die nicht erbrachten PrOfungsleistungen enthält und 
erkennen lässt, dass die Zusatzprofung nicht bestanden ist. 

§ 18 
Master-Urkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten die Master~Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses

• ausgehändigt. Darin wird die Ver1eihung des Master-Grades 
gemäß § 3 beurkundet. 

(2) Die Master·Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan 
des Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des Fach­
bereichs versehen. Auf Antrag wird eine englischsprachlge 
Fassung beigefügt. 

III.Schlussbestimmungen 

§ 19 
Ungültigkeit der ZusalzprOfung, 

Aberkennung des Master-Grades 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung 
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich 
die Noten für diejenigen PrOfungsleistungen, bei deren Er­
bringung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, ent­
sprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer 
PrOfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat 
hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus~ 

händigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch 
das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der 
Kandidat die ZUlassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, ent· 
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Ver­
waltungsverlahrensgesetzes für das land Nordrhein-Westfalen 
über die Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und 
gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach 
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren 
nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Ist die PrOfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, 
ist der Master~Grad abzuerkennen und die Master~Urkunde 

einzuziehen. 

§20
 
Einsicht in die PrOfungsakten
 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des 
Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten 
auf Antrag Einsicht in die schriftlichen PrLlfungsarbeiten, die 
darauf bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die 
PrüfungsprotokoUe gewährt. 

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 21")
 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung
 

Diese Prüfungsordnung tritt am 01.10.2001 in Kraft. Sie wird in 
den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität ~ Gesamthoch~ 

schule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach. 
bereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 12.12.2000 
und des Rektorates der FernUniversität - Gesamthochschule 
vom 27.02.2001. 

Hagen, den 20. November 2002 

Der Dekan des
 
Fachbereichs Mathematik der
 

FernUniversität - Gesamthochschule
 
in Hagen
 

uJ-
Universitätsprofessor Dr Franz Locher 

+) Urspr. In~Kraft-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Än­
derung ergibt aus der oben aufgeführten Änderungssatzung.­
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erhält die Kandidatin oder der Kandidat mit dem Zeugnis eine
entsprechende Bescheinigung, die auch die Vorgehensweise zur
Erlangung der Anerkennung erläutert.

(3) Das Zeugnis wird innerhalb von vier Wochen nach dem
Erbringen der letzten Studien- oder PrOfungsleistung ausgestellt.
Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
zu unterzeichnen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an

•

dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung erbracht worden
ist.

(4) Ist die Zusatzprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht
bestanden, erteilt der oder die Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses der Kandidatin oder dem Kandidaten hierOber einen
schriftlichen Bescheid. Die Zusatzprüfung ist nicht bestanden
(bzw. gilt als nicht bestanden), sobald eine schriftliche Arbeit
oder die mündliche Prüfung nach Ausschöpfen der Wieder~

holungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht
bestanden gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene Zusatz­
prüfung ist mit einer Rechtshilfebelehrung zu versehen.

(5) Hat die Kandidatin Oder der Kandidat die ZusatzprOfung nicht
bestanden, YArd ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der
entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren
Noten sowie die nicht erbrachten PrOfungsleistungen enthält und
erkennen lässt, dass die Zusatzprofung nicht bestanden ist.

§ 18
Master-Urkunde

•

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten die Master~Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Ver1eihung des Master-Grades
gemäß § 3 beurkundet.

(2) Die Master·Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan
des Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des Fach­
bereichs versehen. Auf Antrag wird eine englischsprachlge
Fassung beigefügt.

III.Schlussbestimmungen

§ 19
Ungültigkeit der ZusalzprOfung,

Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer PrOfung
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
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sprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für
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PrOfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat
hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus~
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das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der
Kandidat die ZUlassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, ent·
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Ver­
waltungsverlahrensgesetzes für das land Nordrhein-Westfalen
über die Rechtsfolgen.
(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen
Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und
gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren
nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die PrOfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden,
ist der Master~Grad abzuerkennen und die Master~Urkunde
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Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten
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ausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.
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Diese Prüfungsordnung tritt am 01.10.2001 in Kraft. Sie wird in
den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität ~ Gesamthoch~
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bereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 12.12.2000
und des Rektorates der FernUniversität - Gesamthochschule
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Der Dekan des
Fachbereichs Mathematik der

FernUniversität - Gesamthochschule
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uJ-
Universitätsprofessor Dr Franz Locher

+) Urspr. In~Kraft-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Än­
derung ergibt aus der oben aufgeführten Änderungssatzung.-
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Anlage Hzur 

PrOfungsordnung
 
für den Zusatzstudiengang Master im Fach
 

Mathematik - Methoden und Modelle
 
an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
 

Bereiche des Hauptstudiums und zugeordnete Kurse 
(Teilgebiete) (SWS in Klammern): 

A) (Analysis): 

Funktionentheorie (4+2)
 
Funktionalanalysis (4+2)
 
Gewöhnliche Differentialgleichungen (4+2)
 

B) (Grundlagen der Mathematik und Algebra): 

Algebra I (4+2)
 
Elementare Zahlentheorie (4+2)
 
Konzepte imperativer Programmierung (4+2) (s.u..!)
 
Kryptografie (4+2)
 

C) (Geometrie und Topologie): 

Einführung in die Topologie (4+2)
 
Netze und Graphen (4+2)
 
Optimierungstheorie (4+2)
 

D) (Numerik): 

Mathematische Aspekte von Multimedia (4+2)
 
Mathematische Methoden der Physik und Technik (4+2)
 
Numerik I1 (4+2)
 

E) (Stochastik): 

Angewandte Statistik (4+2)
 
Experimental Stochastics (4+2)
 

F) (Didaktik der Mathematik): 

Didaktik der Mathematik fOr die Sekundarstufe 1I (Seminar) (2)
 
Umgang mit Computeralgebrasystemen
 
(Behandlung analytischer Fragen mit MAPLE) (2)
 

Anmerkung:
 
Der Kurs "Konzepte imperativer Programmierung" aus Bereich B)
 
ist nicht Gegenstand der mündlichen Prüfung.
 

•
 

•
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PrOfungsordnung
für den Zusatzstudiengang Master im Fach
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ist nicht Gegenstand der mündlichen Prüfung.
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-------

Satzung
 
zur Änderung der
 
PrOfungsordnung
 

für den Zusab:studiengang Master im Fach 
Mathematik - Methoden und Modelle 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversitat­
Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erfassen: 

Artikel' 

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Master im Fach 
Mathematik - Methoden und Modelle an der FernUniversitat - Ge­
samthochschule in Hagen vom 1B. Dezember 2001 wird wie folgt ge­
ändert: 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

• 
"Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine 
Prüfung im Zusatzstudiengang Mathematik - Methoden und 
Modelle oder in einem verwandten Studiengang nicht oder 
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin 
oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren 
befindet." 

b)	 Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen. 

2	 § 16 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abo. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann." 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.10.2002 in Kraft. 

•	 Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002 
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen vom 16.07.2002. 

-------

Satzung
zur Änderung der
PrOfungsordnung

für den Zusab:studiengang Master im Fach
Mathematik - Methoden und Modelle

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversitat­
Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erfassen:

Artikel'

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Master im Fach
Mathematik - Methoden und Modelle an der FernUniversitat - Ge­
samthochschule in Hagen vom 1B. Dezember 2001 wird wie folgt ge­
ändert:

§ 10 wird wie folgt geändert:

•
a) Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine
Prüfung im Zusatzstudiengang Mathematik - Methoden und
Modelle oder in einem verwandten Studiengang nicht oder
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin
oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren
befindet."

b) Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen.

2 § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abo. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann."

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.10.2002 in Kraft.

• Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002.
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Satzung
zur Änderung der
PrOfungsordnung

für den Zusab:studiengang Master im Fach
Mathematik - Methoden und Modelle

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14, März 2000 (GV, NRW S. 190) hat die FernUniversitat­
Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erfassen:

Artikel'

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Master im Fach
Mathematik - Methoden und Modelle an der FernUniversitat - Ge­
samthochschule in Hagen vom 1B. Dezember 2001 wird wie folgt ge­
ändert:

§ 10 wird wie folgt geändert:

•
a) Abs, 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob bereits eine
Prüfung im Zusatzstudiengang Mathematik - Methoden und
Modelle oder in einem verwandten Studiengang nicht oder
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin
oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren
befindet."

b) Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen.

2 § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abo, 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des PrOfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der auch dari.lber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann."

b) Abs, 2 wird aufgehoben.

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.10.2002 in Kraft.

• Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik vom 26.02.2002
und des Rektorats der FernUniversitat - Gesamthochschule in
Hagen vom 16.07.2002,



Verwaltungs- und Benutzungsordnung des
 
"Instituts für Europa-Studien"
 

des Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften
 
der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
 

vom 10.02.1999
 
in der Fassung
 

Vom 15. November 2002
 

Aufgrund § 2 Abs. 4 und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190), geändert durch 
Gesetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 223) hat die FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen die folgende VelWaltungs- und Benutzungsordnung erlassen: 

•	 
§ 1 

Name 

Das "Institut fiir Europa-Studien" ist eine wissenschaftliche Einrichtung des Fachbereichs 
Kultur- und Sozialwissenschaften gemäß § 23 der Grundordnung der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

§2 

•	 
Aufgaben 

Das Institut bündelt Forschung und Lehre zu Europathemen und koordiniert interdisziplinäre 
Studienangebote. Das Institut leistet damit einen Beitrag zur ElWeiterung der europäischen 
Perspektive in der Lehre der beteiligten Fächer. 

Hieraus ergeben sich insbesondere folgende Aufgaben: 
I. Analyse der europäischen Integration und des Umfeldes mit den Mitteln der beteiligten 

Disziplinen 
2.	 Einfiihrungen in die europäische Vielfalt durch mehrperspektivische und/oder mehr­

sprachige Angebote zum "Lernen fiir Europa". 
3.	 Wissenschafts- und Wissenschaftleraustausch, Kontaktpflege mit Institutionen der EU 

sowie anderen europäischen Fernuniversitäten (z. B. innerhalb der EADTU) 

•

•

Verwaltungs- und Benutzungsordnung des
"Instituts für Europa-Studien"

des Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften
der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 10.02.1999
in der Fassung

Vom 15. November 2002

Aufgrund § 2 Abs. 4 und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190), geändert durch
Gesetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 223) hat die FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen die folgende VelWaltungs- und Benutzungsordnung erlassen:

§ 1

Name

Das "Institut fiir Europa-Studien" ist eine wissenschaftliche Einrichtung des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften gemäß § 23 der Grundordnung der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen.

§2

Aufgaben

Das Institut bündelt Forschung und Lehre zu Europathemen und koordiniert interdisziplinäre
Studienangebote. Das Institut leistet damit einen Beitrag zur ElWeiterung der europäischen
Perspektive in der Lehre der beteiligten Fächer.

Hieraus ergeben sich insbesondere folgende Aufgaben:
I. Analyse der europäischen Integration und des Umfeldes mit den Mitteln der beteiligten

Disziplinen
2. Einfiihrungen in die europäische Vielfalt durch mehrperspektivische und/oder mehr­

sprachige Angebote zum "Lernen fiir Europa".
3. Wissenschafts- und Wissenschaftleraustausch, Kontaktpflege mit Institutionen der EU

sowie anderen europäischen Fernuniversitäten (z. B. innerhalb der EADTU)
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•

•

Verwaltungs- und Benutzungsordnung des
"Instituts für Europa-Studien"

des Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften
der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen

vom 10.02.1999
in der Fassung

Vom 15. November 2002

Aufgrund § 2 Abs. 4 und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190), geändert durch
Gesetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 223) hat die FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen die folgende VelWaltungs- und Benutzungsordnung erlassen:

§ 1

Name

Das "Institut fiir Europa-Studien" ist eine wissenschaftliche Einrichtung des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften gemäß § 23 der Grundordnung der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen und § 29 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen.

§2

Aufgaben

Das Institut bündelt Forschung und Lehre zu Europathemen und koordiniert interdisziplinäre
Studienangebote. Das Institut leistet damit einen Beitrag zur ElWeiterung der europäischen
Perspektive in der Lehre der beteiligten Fächer.

Hieraus ergeben sich insbesondere folgende Aufgaben:
I. Analyse der europäischen Integration und des Umfeldes mit den Mitteln der beteiligten

Disziplinen
2. Einfiihrungen in die europäische Vielfalt durch mehrperspektivische und/oder mehr­

sprachige Angebote zum "Lernen fiir Europa".
3. Wissenschafts- und Wissenschaftleraustausch, Kontaktpflege mit Institutionen der EU

sowie anderen europäischen Fernuniversitäten (z. B. innerhalb der EADTU)



§3 

Mitglieder 

Dem Institut gehören das Direktorium, die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer sowie 
die wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an, die 
dem Institut unmittelbar zugewiesen werden. Die Zuweisung erfolgt gern. § 103 HG. Die 
Zuordnung von wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter kann nur mit deren Zustimmung erfolgen. 

§4 

Direktorium und geschäftsführender Direktor 

(I) Dem Direktorium des Instituts gehören die am Institut tätigen Professorinnen oder 
Professoren sowie habilitierten Mitglieder des Lehrkörpers des Fachbereichs Kultur- und 
Sozialwissenschaften an. • 
(2) Der Fachbereichsrat wählt nach Gruppen getrennt je ein Mitglied des Instituts aus der 
Gruppe der wissenschaftlichen und der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie eine Vertreterin oder einen Vertreter der Gruppe der Studierenden in den 
Vorstand. Sie haben beratende Stimme. Thre Amtszeit beträgt zwei Jahre. 

(3) Das Direktorium entscheidet über alle Angelegenheiten des Instituts von allgemeiner oder 
grundsätzlicher Bedeutung. Es tritt mindestens einmal pro Semester zusammen. 

(4) Das Direktorium wählt aus seiner Mitte eine Professorin, einen Professor oder ein 
habilitiertes Mitglied des Lehrkörpers als geschäftsführende wissenschaftliche Leiterin oder 
geschäftsführenden wissenschaftlichen Leiter. Sie oder er leitet das Institut im Auftrag des 
Direktoriums. Sie oder er nimmt die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Instituts in 
eigener Zuständigkeit wahr. Sie oder er vertritt, unbeschadet der Rechte des Fachbereichs, das 
Direktorium in den Gremien der Universität und nach außen. Sie oder er ist den Mitgliedern 
des Vorstandes auskunfts- und rechenschaftspflichtig. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. 

(5) Der Fachbereichsrat kann Professorinnen und Professoren anderer Fachbereiche der •
FernUniversität mit deren Zustimmung auf Vorschlag des Direktoriums zu Mitgliedern des 
Direktoriums wählen. 

§5 

Beirat 

(I) Der Fachbereichsrat wählt auf Vorschlag des Direktoriums einen Beirat. Dem Beirat sollen 
Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Praxis angehören. Die Amtszeit der Beiratsmitglieder 
beträgt drei Jahre. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. Das Nähere regelt der 
Fachbereichsrat durch Beschluß. 

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, das Direktorium bei der Führung des Instituts wissenschaftlich 
zu beraten und zu unterstützen. 

§3

Mitglieder

Dem Institut gehören das Direktorium, die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer sowie
die wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an, die
dem Institut unmittelbar zugewiesen werden. Die Zuweisung erfolgt gern. § 103 HG. Die
Zuordnung von wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter kann nur mit deren Zustimmung erfolgen.

§4

Direktorium und geschäftsführender Direktor

(I) Dem Direktorium des Instituts gehören die am Institut tätigen Professorinnen oder
Professoren sowie habilitierten Mitglieder des Lehrkörpers des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften an.

(2) Der Fachbereichsrat wählt nach Gruppen getrennt je ein Mitglied des Instituts aus der
Gruppe der wissenschaftlichen und der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie eine Vertreterin oder einen Vertreter der Gruppe der Studierenden in den
Vorstand. Sie haben beratende Stimme. Thre Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(3) Das Direktorium entscheidet über alle Angelegenheiten des Instituts von allgemeiner oder
grundsätzlicher Bedeutung. Es tritt mindestens einmal pro Semester zusammen.

(4) Das Direktorium wählt aus seiner Mitte eine Professorin, einen Professor oder ein
habilitiertes Mitglied des Lehrkörpers als geschäftsführende wissenschaftliche Leiterin oder
geschäftsführenden wissenschaftlichen Leiter. Sie oder er leitet das Institut im Auftrag des
Direktoriums. Sie oder er nimmt die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Instituts in
eigener Zuständigkeit wahr. Sie oder er vertritt, unbeschadet der Rechte des Fachbereichs, das
Direktorium in den Gremien der Universität und nach außen. Sie oder er ist den Mitgliedern
des Vorstandes auskunfts- und rechenschaftspflichtig. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(5) Der Fachbereichsrat kann Professorinnen und Professoren anderer Fachbereiche der
FernUniversität mit deren Zustimmung auf Vorschlag des Direktoriums zu Mitgliedern des
Direktoriums wählen.

§5

Beirat

(I) Der Fachbereichsrat wählt auf Vorschlag des Direktoriums einen Beirat. Dem Beirat sollen
Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Praxis angehören. Die Amtszeit der Beiratsmitglieder
beträgt drei Jahre. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. Das Nähere regelt der
Fachbereichsrat durch Beschluß.

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, das Direktorium bei der Führung des Instituts wissenschaftlich
zu beraten und zu unterstützen.

•

•
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§3

Mitglieder

Dem Institut gehören das Direktorium, die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer sowie
die wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an, die
dem Institut unmittelbar zugewiesen werden. Die Zuweisung erfolgt gern. § 103 HG. Die
Zuordnung von wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter kann nur mit deren Zustimmung erfolgen.

§4

Direktorium und geschäftsführender Direktor

(I) Dem Direktorium des Instituts gehören die am Institut tätigen Professorinnen oder
Professoren sowie habilitierten Mitglieder des Lehrkörpers des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften an.

(2) Der Fachbereichsrat wählt nach Gruppen getrennt je ein Mitglied des Instituts aus der
Gruppe der wissenschaftlichen und der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie eine Vertreterin oder einen Vertreter der Gruppe der Studierenden in den
Vorstand. Sie haben beratende Stimme. Thre Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(3) Das Direktorium entscheidet über alle Angelegenheiten des Instituts von allgemeiner oder
grundsätzlicher Bedeutung. Es tritt mindestens einmal pro Semester zusammen.

(4) Das Direktorium wählt aus seiner Mitte eine Professorin, einen Professor oder ein
habilitiertes Mitglied des Lehrkörpers als geschäftsführende wissenschaftliche Leiterin oder
geschäftsführenden wissenschaftlichen Leiter. Sie oder er leitet das Institut im Auftrag des
Direktoriums. Sie oder er nimmt die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Instituts in
eigener Zuständigkeit wahr. Sie oder er vertritt, unbeschadet der Rechte des Fachbereichs, das
Direktorium in den Gremien der Universität und nach außen. Sie oder er ist den Mitgliedern
des Vorstandes auskunfts- und rechenschaftspflichtig. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(5) Der Fachbereichsrat kann Professorinnen und Professoren anderer Fachbereiche der
FernUniversität mit deren Zustimmung auf Vorschlag des Direktoriums zu Mitgliedern des
Direktoriums wählen.

§5

Beirat

(I) Der Fachbereichsrat wählt auf Vorschlag des Direktoriums einen Beirat. Dem Beirat sollen
Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Praxis angehören. Die Amtszeit der Beiratsmitglieder
beträgt drei Jahre. Die Tätigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. Das Nähere regelt der
Fachbereichsrat durch Beschluß.

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, das Direktorium bei der Führung des Instituts wissenschaftlich
zu beraten und zu unterstützen.

•

•



(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Er gibt sich 
eine Geschäftsordnung, 

(4) Der Beirat soll mindestens einmal im Jahr tagen. Er ist vom Direktorium regelmäßig über 
die Tätigkeit des Instituts zu unterrichten. 

(5) Die Mitglieder des Direktoriums können an den Sitzungen des Beirats teilnehmen. 

§6 

Geschäftsordnung 

Die Geschäftsordnung des Senats der FernUniversität gilt sinngemäß. 

• §7 

Benutzungsberechtigung 

(I) Zur Benutzung des Instituts sind die Mitglieder und Angehörigen der FernUniversität 
unentgeltlich berechtigt. 

(2) Für Leistungen des Instituts an außerhalb der FernUniversität stehenden Personen wird ein 
Entgelt vereinbart. 

§8 

Inkrafttreten 

• Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Kultur- und 
Sozialwissenschaften vom 19. November 1997 und 16.10.2002 sowie des Senats der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 07. Oktober 1998 

Hagen, den 15. November 2002 

Der Dekan des 
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften der 

FernUniversität - hochschule in Hagen 

(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Er gibt sich
eine Geschäftsordnung,

(4) Der Beirat soll mindestens einmal im Jahr tagen. Er ist vom Direktorium regelmäßig über
die Tätigkeit des Instituts zu unterrichten.

(5) Die Mitglieder des Direktoriums körmen an den Sitzungen des Beirats teilnehmen.

§6

Geschäftsordnung

Die Geschäftsordnung des Senats der FernUniversität gilt sirmgemäß.

§7

Benutzungsberechtigung

(1) Zur Benutzung des Instituts sind die Mitglieder und Angehörigen der FernUniversität
unentgeltlich berechtigt.

(2) Für Leistungen des Instituts an außerhalb der FernUniversität stehenden Personen wird ein
Entgelt vereinbart.

§8

Inkrafttreten

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in Kraft.
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 19. November 1997 und 16.10.2002 sowie des Senats der
FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen vom 07. Oktober 1998

Hagen, den 15. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften der

FernUniversität - hochschule in Hagen
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(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Er gibt sich
eine Geschäftsordnung,

(4) Der Beirat soll mindestens einmal im Jahr tagen. Er ist vom Direktorium regelmäßig über
die Tätigkeit des Instituts zu unterrichten.

(5) Die Mitglieder des Direktoriums körmen an den Sitzungen des Beirats teilnehmen.

§6

Geschäftsordnung

Die Geschäftsordnung des Senats der FernUniversität gilt sirmgemäß.

§7

Benutzungsberechtigung

(1) Zur Benutzung des Instituts sind die Mitglieder und Angehörigen der FernUniversität
unentgeltlich berechtigt.

(2) Für Leistungen des Instituts an außerhalb der FernUniversität stehenden Personen wird ein
Entgelt vereinbart.

§8

Inkrafttreten

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen in Kraft.
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 19. November 1997 und 16.10.2002 sowie des Senats der
FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen vom 07. Oktober 1998

Hagen, den 15. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften der

FernUniversität - hochschule in Hagen



Prüfungsordnung
 
fUr den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
 

an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen
 
vom 15. Dezember 1995
 

(Stand 01.10.2002) 

AufgrUnd des § 2 Abs. 4, des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des Ge­
setzes Ober die Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
August 1993 (GV. NW. S. 532), geändert durch Geselz vom 19. Juni 
1994 (GV.NW. S. 428) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs, 4 und 
94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14, März 2000 (GV. NRW S. 
190), geändert durch geselz vom 27.November 2001 (GV. NRW S. 
223) sich ergebenden Anderungen und die 

§2 
Zugangsvoraussetzung 

In den Zusatzstudiengang Praktische Informatik kann eingeschrieben 
oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG 
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

1.	 Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium mit einer bestandenen 
LehramtsprOfung für die Sekundarstufe 11 oder einer vergleichbaren 
Lehramtsprüfung oder eine bestandene Abschlussprüfung in einem 
anderen wissenschaftlichen Studiengang mit einer Regel­
studienzeit von mindestens sieben Semestern oder eine als 
gleichwertig anerkannte Prüfung liegt vor. 

2.	 Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein StUdium der Mathematik 
im Umfang von mindestens 12 Semesterwochenstunden ein oder 
ein solches Studium der Malhematik wird durch Prüfungs- oder 
Sludienleistungen zu Lehrveranstaltungen der Mathematik, die zu 

Änderungen durch	 ln-Krall-Treten einem wissenschaftlichen Studiengang gehören, im entspre­
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fungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
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11. Abschlussprüfung 

§ 10 Zulassung 
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I. Allgemeines 

§ 1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

(1) Durch die Prüfung zum Abschluss des Zusatzstudienganges Prakti­
sche Informatik sollen die Kandidalinnen und Kandidaten den Nach· 
weis erbringen, dass sie die für die Berufspraxis notwendigen zusatz­
lichen wissenschaftlichen und beruflichen Fachkenntnisse erworben 
ha~en, die. 2usam.menhänge .des Fachs überblicken und die Fähig­
keiten beSitzen, wIssenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzu­
wenden. 

(2) Das Studium soll den Studentinnen und Studenten unter Berück· 
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt, 
die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so 
vermitteln, dass sie zu wissenschaftliCher Arbeit, ZUr kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnis und zu veranhvortlichem Han­
deln befähigl werden. 

chenden Umfang nachgewiesen. 

§3 
Abschluss des Studienganges 

Den Ahsolventinnen und Absolventen des Zusatzstudiengangs wird 
über den erfolgreichen Abschluss ein PrOfungszeugnis gemäß § 17 er­
teilt. 

§4 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung 
vier Semester im Teilzeitstudium, 

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtberelch umfaßt 46 
bis 48 Semesterwochenstunden (SWS). Die Studieninhalte sind so 
auszuwählen und zu begrenzen, dass das StUdium in der Regelstudi­
enzeit abgeschlossen werden kann. 

§5 
Prüfungen und Prüfungsfristen 

(1) Die Abschlussprüfung bestehl aus Fachprüfungen. Fachprülungen 
sind Prüfungs leistungen in einem Prüfungsfach. 

(2) Die Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung werden studienbe· 
gleitend erbracht. Die Abschlussprüfung soll in der Regel am Ende des 
vierten Semesters abgeSChlossen sein, 

§6 
Prüfungsausschuss 

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung 
zugewies~men Aufgaben werden vom PrÜfungsausschUSS des 
Fachbereichs Informatik übernommen, Die Regelungen zu diesem 
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in 
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen. 

§7 
Prüfende und Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzen­
den. Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und 
Privatdozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Informatik. 
Zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer minde­
stens die Diplomprüfung in Informatik oder eine vergleichbare Prüfung 
abgelegt und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung ertor· 
dern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine selb· 
ständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt 
werden, wer die Diplomprüfung in Informatik oder eine vergleichbare 
Prüfung abgelegt hat. 

(2)	 Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dalür, 
daß der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden 
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen 
Prüfung bekanntgegeben werden. 

(4) Die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der AmIsverschwie­
genheil. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

Prüfungsordnung
fUr den Zusatzstudiengang Praktische Informatik

an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen
vom 15. Dezember 1995

(Stand 01.10.2002)

§2
Zugangsvoraussetzung

In den Zusatzstudiengang Praktische Informatik kann eingeschrieben
oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erfüllt:

AufgrUnd des § 2 Abs. 4, des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des Ge­
setzes Ober die Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen
(Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
August 1993 (GV. NW. S. 532), geändert durch Geselz vom 19. Juni
1994 (GV.NW. S. 428) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs, 4 und
94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14, März 2000 (GV. NRW S.
190), geändert durch geselz vom 27.November 2001 (GV. NRW S.
223) sich ergebenden Anderungen und die
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1. Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium mit einer bestandenen
LehramtsprOfung für die Sekundarstufe 11 oder einer vergleichbaren
Lehramtsprüfung oder eine bestandene Abschlussprüfung in einem
anderen wissenschaftlichen Studiengang mit einer Regel­
studienzeit von mindestens sieben Semestern oder eine als
gleichwertig anerkannte Prüfung liegt vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein StUdium der Mathematik
im Umfang von mindestens 12 Semesterwochenstunden ein oder
ein solches Studium der Malhematik wird durch Prüfungs- oder
Sludienleistungen zu Lehrveranstaltungen der Mathematik, die zu
einem wissenschaftlichen Studiengang gehören, im entspre­
chenden Umfang nachgewiesen.

§3
Abschluss des Studienganges

Den Ahsolventinnen und Absolventen des Zusatzstudiengangs wird
über den erfolgreichen Abschluss ein PrOfungszeugnis gemäß § 17 er­
teilt.

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung
vier Semester im Teilzeitstudium,

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtberelch umfaßt 46
bis 48 Semesterwochenstunden (SWS). Die Studieninhalte sind so
auszuwählen und zu begrenzen, dass das StUdium in der Regelstudi­
enzeit abgeschlossen werden kann.

•

11.
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§ 18
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Zulassung
Zuisssungsverfahren
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Prüfung
Mündliche Prüfungen
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und Be­
stehen der Abschlussprüfung
Wiederholung von Prüfungsleistungen
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Ungültigkeit der AbsChlussprüfung
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§5
Prüfungen und Prüfungsfristen

(1) Die Abschlussprüfung bestehl aus Fachprüfungen. Fachprülungen
sind Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach.

(2) Die Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung werden studienbe·
gleitend erbracht. Die Abschlussprüfung soll in der Regel am Ende des
vierten Semesters abgeSChlossen sein,

§6
Prüfungsausschuss

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung
zugewies~men Aufgaben werden vom PrÜfungsausschUSS des
Fachbereichs Informatik übernommen, Die Regelungen zu diesem
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen.

I. Allgemeines

§ 1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Prüfung zum Abschluss des Zusatzstudienganges Prakti­
sche Informatik sollen die Kandidalinnen und Kandidaten den Nach·
weis erbringen, dass sie die für die Berufspraxis notwendigen zusatz­
lichen wissenschaftlichen und beruflichen Fachkenntnisse erworben
ha~en, die. 2usam.menhänge .des Fachs überblicken und die Fähig­
keiten beSitzen, wIssenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzu­
wenden.

(2) Das Studium soll den Studentinnen und Studenten unter Berück·
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt,
die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so
vermitteln, dass sie zu wissenschaftliCher Arbeit, ZUr kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnis und zu veranhvortlichem Han­
deln befähigl werden.

§7
Prüfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzen­
den. Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und
Privatdozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Informatik.
Zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer minde­
stens die Diplomprüfung in Informatik oder eine vergleichbare Prüfung
abgelegt und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung ertor·
dern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine selb·
ständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt
werden, wer die Diplomprüfung in Informatik oder eine vergleichbare
Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dalür,
daß der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen
Prüfung bekanntgegeben werden.

(4) Die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der AmIsverschwie­
genheil. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.
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Prüfungsordnung
fUr den Zusatzstudiengang Praktische Informatik

an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen
vom 15. Dezember 1995

(Stand 01.10.2002)

§2
Zugangsvoraussetzung

In den Zusatzstudiengang Praktische Informatik kann eingeschrieben
oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erfüllt:

AufgrUnd des § 2 Abs. 4, des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des Ge­
setzes Ober die Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen
(Universitätsgesetz - UG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
August 1993 (GV. NW. S. 532), geändert durch Geselz vom 19. Juni
1994 (GV.NW. S. 428) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen die folgende PrOfungsordnung als Satzung erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs, 4 und
94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14, März 2000 (GV. NRW S.
190), geändert durch geselz vom 27.November 2001 (GV. NRW S.
223) sich ergebenden Anderungen und die
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1. Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium mit einer bestandenen
LehramtsprOfung für die Sekundarstufe 11 oder einer vergleichbaren
Lehramtsprüfung oder eine bestandene Abschlussprüfung in einem
anderen wissenschaftlichen Studiengang mit einer Regel­
studienzeit von mindestens sieben Semestern oder eine als
gleichwertig anerkannte Prüfung liegt vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein StUdium der Mathematik
im Umfang von mindestens 12 Semesterwochenstunden ein oder
ein solches Studium der Malhematik wird durch Prüfungs- oder
Sludienleistungen zu Lehrveranstaltungen der Mathematik, die zu
einem wissenschaftlichen Studiengang gehören, im entspre­
chenden Umfang nachgewiesen.

§3
Abschluss des Studienganges

Den Ahsolventinnen und Absolventen des Zusatzstudiengangs wird
über den erfolgreichen Abschluss ein PrOfungszeugnis gemäß § 17 er­
teilt.

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Abschlussprüfung
vier Semester im Teilzeitstudium,

(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtberelch umfaßt 46
bis 48 Semesterwochenstunden (SWS). Die Studieninhalte sind so
auszuwählen und zu begrenzen, dass das StUdium in der Regelstudi­
enzeit abgeschlossen werden kann.
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Zuisssungsverfahren
Leistungsnachweise
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Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und Be­
stehen der Abschlussprüfung
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Ungültigkeit der AbsChlussprüfung
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§5
Prüfungen und Prüfungsfristen

(1) Die Abschlussprüfung bestehl aus Fachprüfungen. Fachprülungen
sind Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach.

(2) Die Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung werden studienbe·
gleitend erbracht. Die Abschlussprüfung soll in der Regel am Ende des
vierten Semesters abgeSChlossen sein,

§6
Prüfungsausschuss

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung
zugewies~men Aufgaben werden vom PrÜfungsausschUSS des
Fachbereichs Informatik übernommen, Die Regelungen zu diesem
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen.

I. Allgemeines

§ 1
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Prüfung zum Abschluss des Zusatzstudienganges Prakti­
sche Informatik sollen die Kandidalinnen und Kandidaten den Nach­
weis erbringen, dass sie die für die Berufspraxis notwendigen zusatz­
lichen wissenschaftlichen und beruflichen Fachkenntnisse erNorben
ha~en, die. 2usam.menhänge .des Fachs überblicken und die Fähig­
keiten beSitzen, wIssenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzu­
wenden.

(2) Das Studium soll den Studentinnen und Studenten unter Berück·
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt,
die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so
vermitteln, dass sie zu wissenschaftliCher Arbeit, ZUr kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnis und zu veranhvortlichem Han­
deln befähigl werden.

§7
Prüfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzen­
den. Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und
Privatdozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs Informatik.
Zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer minde­
stens die Diplomprüfung in Informatik oder eine vergleichbare Prüfung
abgelegt und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung ertor­
dern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine selb·
ständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zum Beisitzenden darf nur bestellt
werden, wer die Diplomprüfung in Informatik oder eine vergleichbare
Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dalür,
daß der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden
rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen
Prüfung bekanntgegeben werden.

(4) Die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der AmIsverschwie­
genheil. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.



§8 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs· 

leistungen, Einstufung In höhere Fachsemester 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleislungen in dem­
selben Studiengang an anderen 'Nissenschaftlichen Hochschulen im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden ohne Gleich­
wertigkeitsprOfung angerechnet 

(2) Mit Ausnahme des Studiengangs, dessen Abschluss Zugangsvor­
aussetzung gemäß § 2 ist, werden Studienzeiten, Studienleistungen 
und PrOfungsleistungen in anderen Studiengängen oder an anderen als 
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des HoChschul­
rahmengesetzes angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt 
wird. Studienzeiten sowie Studienleistungen und Prüfungsleistungen, 
die an HOChschulen außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschul­
rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, 
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit ist fest· 
zustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun­
gen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen diejenigen des ent· 
sprechenden StUdiums an dar aufnehmenden Hochschule im wesent· 
lichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern 
eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für die 
Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs· 
leistungen an ausländischen HochschUlen sind die von der Kultusmini· 
sterkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei Zweifeln an der 
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für aUSländisches Bildungswesen 
gehört werden. 

(3) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 12 
Abs.1 Nr. 4 b) und das Softwarepraktikum (§ 12 Abs. 1 Nr. 4 a) können 
jeweils auf Antrag gleichwertige berufspraktische Leistungen ange· 
rechnet werden. 

(4) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land 
Nordrhein·Westfalen in Zusammenarbeit mlt den anderen Ländern und 
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten die AbSätze 1 und 
2 entsprechend. 

(5) Zuständig für die Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 4 ist der 
Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen über die Gleichwertigkeit sind 
die zuständigen Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören 

(6) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, 
sind die Noten· soweit die Notensysteme vergleichbar sind· zu über­
nehmen und rn die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" auf· 
genommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet. 

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 besteht ein 
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungs leistungen, die im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 
Die Studentin oder der Student hat die für die Anrechnung erforder· 
lichen Unterlagen vorzulegen. 

§9
 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
 

(1) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine 
Woche vor den jeweiligen Prüfungsterminen von einer Prüfung ab· 
melden. 

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend~ (5,0) bewer­
tet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen PrOfungstennin ohne 
triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü· 
fung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 

(3) Oie für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Oie oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes 
einer oder eines vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin 
oder Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der Prüfungsausschussdie 
Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandidaten dies schriftlich 
mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vor1iegenden 
PrOfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 

(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch 
Täuschung, z. B. Benutzung nIcht zugelassener Hilfsmittel, zu beein· 
f1ussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
(5,0) bewertet; die Feststellung Ober den nluschungsversuch 'Nird von 
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und ak~ 
tenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung 
stört, kann von dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden in 
der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung 

ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungs· 
leistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe tor den 
Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen 
kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von 
der Erbringung weiterer PrOfungsleistungen ausschließen. 

(5) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen 
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom Prü· 
fungsausschuss OberprOft werden. Belastende Entscheidungen sind 
unverzOglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

11. Abschlussprüfung 

§ 10 
Zulassung 

(1)	 Zur Abschlussprüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 die Zugangsvoraussetzung nach § 2 erfüllt; 
2.	 an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen für den
 

Zusatzstudiengang Praktische Informatik eingeschrieben oder
 
als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zuge-­

lassen ist.
 

(2) Oie Studien· und Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung werden 
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schrift· 
liche Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforder1ich. die spätestens 
vier Wochen vor dem PrOfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung 
zur ersten PrOfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein 
schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung beim 
Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darOber 
beizufügen, ob bereits eine AbSchlussprüfung in einem entsprechenden 
Zusatzstudiengang in Praktischer tnformatik oder einem verwandten •
Zusatzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden worden ist 
oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen 
Prüfungsverfahren befindet. 

§ 11 
Zulassungsverfahren 

(1)	 Ober die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(2) Oie Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Unterlagen unvollständig sind 
oder die Kandidatin oder der Kandidat die Abschlusprüfung in einem 
entsprechenden Zusatzstudiengang in Praktischer Informatik an einer 
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul· 
rahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder sich bereits an 
einer anderen Hochschule in einem PrOfungsverfahren im selben 
Studiengang befindet. 

§ 12 
Leistungsnachweise 

(1) Im Zusatzstudiengang muSS die Kandidatin oder der Kandidat in 
den folgenden Lehrveranstaltungen einen Leistungsnachweis über die 
erfolgreiche Teilnahme erbringen: 

1.	 Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen •
2.	 Kurs Mikrorechner-Technik oder Kurs Technische Informatik I 
3.	 Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung
 

für den integrierten Diplomstudiengang Informatik
 
4.	 a) Fachpraktikum der Informatik
 

oder
 
b)	 Programmierpraktikum für Informatiker und Seminar in 

Praktischer Informatik 

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen, 
damit das Zeugnis über die bestandene Abschlussprüfung ausgestellt 
werden kann. 

(3) DarOber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungslei­
stungen der Abschlussprüfung gekoppelt (gemäß § 13 Abs. 3). 

§ 13 
Umfang und Art der Prüfung 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus vier Einzelprüfungen in den 
Fächern 

1.	 Grundlagen der Praktischen Informatik, 
2.	 Wahlpflichtkurs I der Praktischen Informatik, 
3.	 Wahlpflichtkurs \l der Praktischen Informatik, 
4.	 Wahlpflichtkurs IIJ der Praktischen Informatik. 

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs·

leistungen, Einstufung In höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleislungen in dem­
selben Studiengang an anderen 'Nissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden ohne Gleich­
wertigkeitsprOfung angerechnet

(2) Mit Ausnahme des Studiengangs, dessen Abschluss Zugangsvor­
aussetzung gemäß § 2 ist, werden Studienzeiten, Studienleistungen
und PrOfungsleistungen in anderen Studiengängen oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des HoChschul­
rahmengesetzes angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt
wird. Studienzeiten sowie Studienleistungen und Prüfungsleistungen,
die an HOChschulen außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschul­
rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit ist fest·
zustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun­
gen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen diejenigen des ent·
sprechenden StUdiums an dar aufnehmenden Hochschule im wesent·
lichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern
eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs·
leistungen an ausländischen HochschUlen sind die von der Kultusmini·
sterkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für aUSländisches Bildungswesen
gehört werden.

(3) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 12
Abs.1 Nr. 4 b) und das Softwarepraktikum (§ 12 Abs. 1 Nr. 4 a) können
jeweils auf Antrag gleichwertige berufspraktische Leistungen ange·
rechnet werden.

(4) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein·Westfalen in Zusammenarbeit mlt den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten die AbSätze 1 und
2 entsprechend.

(5) Zuständig für die Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 4 ist der
Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen über die Gleichwertigkeit sind
die zuständigen Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören

(6) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet,
sind die Noten· soweit die Notensysteme vergleichbar sind· zu über­
nehmen und rn die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" auf·
genommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 besteht ein
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten,
Studienleistungen und Prüfungs leistungen, die im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen.
Die Studentin oder der Student hat die für die Anrechnung erforder·
lichen Unterlagen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine
Woche vor den jeweiligen Prüfungsterminen von einer Prüfung ab·
melden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend~ (5,0) bewer­
tet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen PrOfungstennin ohne
triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü·
fung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt.

(3) Oie für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Oie oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes
einer oder eines vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin
oder Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der Prüfungsausschussdie
Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandidaten dies schriftlich
mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vor1iegenden
PrOfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch
Täuschung, z. B. Benutzung nIcht zugelassener Hilfsmittel, zu beein·
f1ussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) bewertet; die Feststellung Ober den nluschungsversuch 'Nird von
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und ak~

tenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung
stört, kann von dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden in
der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung

ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungs·
leistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe tor den
Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von
der Erbringung weiterer PrOfungsleistungen ausschließen.

(5) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom Prü·
fungsausschuss OberprOft werden. Belastende Entscheidungen sind
unverzOglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

11. Abschlussprüfung

§ 10
Zulassung

(1) Zur Abschlussprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die Zugangsvoraussetzung nach § 2 erfüllt;
2. an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen für den

Zusatzstudiengang Praktische Informatik eingeschrieben oder
als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zuge-­
lassen ist.

(2) Oie Studien· und Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schrift·
liche Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforder1ich. die spätestens
vier Wochen vor dem PrOfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung
zur ersten PrOfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein
schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung beim
Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darOber
beizufügen, ob bereits eine AbSchlussprüfung in einem entsprechenden
Zusatzstudiengang in Praktischer tnformatik oder einem verwandten
Zusatzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden worden ist
oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen
Prüfungsverfahren befindet.

§ 11
Zulassungsverfahren

(1) Ober die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Oie Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Unterlagen unvollständig sind
oder die Kandidatin oder der Kandidat die Abschlusprüfung in einem
entsprechenden Zusatzstudiengang in Praktischer Informatik an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul·
rahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder sich bereits an
einer anderen Hochschule in einem PrOfungsverfahren im selben
Studiengang befindet.

§ 12
Leistungsnachweise

(1) Im Zusatzstudiengang muSS die Kandidatin oder der Kandidat in
den folgenden Lehrveranstaltungen einen Leistungsnachweis über die
erfolgreiche Teilnahme erbringen:

1. Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen
2. Kurs Mikrorechner-Technik oder Kurs Technische Informatik I
3. Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung

für den integrierten Diplomstudiengang Informatik
4. a) Fachpraktikum der Informatik

oder
b) Programmierpraktikum für Informatiker und Seminar in

Praktischer Informatik

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen,
damit das Zeugnis über die bestandene Abschlussprüfung ausgestellt
werden kann.

(3) DarOber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungslei­
stungen der Abschlussprüfung gekoppelt (gemäß § 13 Abs. 3).

§ 13
Umfang und Art der Prüfung

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus vier Einzelprüfungen in den
Fächern

1. Grundlagen der Praktischen Informatik,
2. Wahlpflichtkurs I der Praktischen Informatik,
3. Wahlpflichtkurs \l der Praktischen Informatik,
4. Wahlpflichtkurs IIJ der Praktischen Informatik.

•

•
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§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs·

leistungen, Einstufung In höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleislungen in dem­
selben Studiengang an anderen 'Nissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden ohne Gleich­
wertigkeitsprOfung angerechnet

(2) Mit Ausnahme des Studiengangs, dessen Abschluss Zugangsvor­
aussetzung gemäß § 2 ist, werden Studienzeiten, Studienleistungen
und PrOfungsleistungen in anderen Studiengängen oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich des HoChschul­
rahmengesetzes angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt
wird. Studienzeiten sowie Studienleistungen und Prüfungsleistungen,
die an HOChschulen außerhalb des Geltungsbereichs des Hochschul­
rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Gleichwertigkeit ist fest·
zustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun­
gen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen diejenigen des ent·
sprechenden StUdiums an dar aufnehmenden Hochschule im wesent·
lichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern
eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs·
leistungen an ausländischen HochschUlen sind die von der Kultusmini·
sterkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für aUSländisches Bildungswesen
gehört werden.

(3) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 12
Abs.1 Nr. 4 b) und das Softwarepraktikum (§ 12 Abs. 1 Nr. 4 a) können
jeweils auf Antrag gleichwertige berufspraktische Leistungen ange·
rechnet werden.

(4) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein·Westfalen in Zusammenarbeit mlt den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten die AbSätze 1 und
2 entsprechend.

(5) Zuständig für die Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 4 ist der
Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen über die Gleichwertigkeit sind
die zuständigen Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören

(6) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet,
sind die Noten· soweit die Notensysteme vergleichbar sind· zu über­
nehmen und rn die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" auf·
genommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 besteht ein
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten,
Studienleistungen und Prüfungs leistungen, die im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen.
Die Studentin oder der Student hat die für die Anrechnung erforder·
lichen Unterlagen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine
Woche vor den jeweiligen Prüfungsterminen von einer Prüfung ab·
melden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend~ (5,0) bewer­
tet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen PrOfungstennin ohne
triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü·
fung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt.

(3) Oie für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Oie oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes
einer oder eines vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin
oder Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der Prüfungsausschussdie
Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandidaten dies schriftlich
mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die bereits vor1iegenden
PrOfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch
Täuschung, z. B. Benutzung nIcht zugelassener Hilfsmittel, zu beein·
f1ussen, gilt die betreffende PrOfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) bewertet; die Feststellung Ober den nluschungsversuch 'Nird von
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und ak~

tenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung
stört, kann von dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden in
der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung

ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungs·
leistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe tor den
Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von
der Erbringung weiterer PrOfungsleistungen ausschließen.

(5) Oie Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen
verlangen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom Prü·
fungsausschuss OberprOft werden. Belastende Entscheidungen sind
unverzOglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

11. Abschlussprüfung

§ 10
Zulassung

(1) Zur Abschlussprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. die Zugangsvoraussetzung nach § 2 erfüllt;
2. an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen für den

Zusatzstudiengang Praktische Informatik eingeschrieben oder
als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2 HG zuge-­
lassen ist.

(2) Oie Studien· und Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schrift·
liche Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforder1ich. die spätestens
vier Wochen vor dem PrOfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung
zur ersten PrOfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein
schriftlicher Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung beim
Prüfungsausschuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darOber
beizufügen, ob bereits eine AbSchlussprüfung in einem entsprechenden
Zusatzstudiengang in Praktischer tnformatik oder einem verwandten
Zusatzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden worden ist
oder die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen
Prüfungsverfahren befindet.

§ 11
Zulassungsverfahren

(1) Ober die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Oie Zulassung ist abzulehnen, wenn die in § 10 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Unterlagen unvollständig sind
oder die Kandidatin oder der Kandidat die Abschlusprüfung in einem
entsprechenden Zusatzstudiengang in Praktischer Informatik an einer
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul·
rahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder sich bereits an
einer anderen Hochschule in einem PrOfungsverfahren im selben
Studiengang befindet.

§ 12
Leistungsnachweise

(1) Im Zusatzstudiengang muSS die Kandidatin oder der Kandidat in
den folgenden Lehrveranstaltungen einen Leistungsnachweis über die
erfolgreiche Teilnahme erbringen:

1. Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen
2. Kurs Mikrorechner-Technik oder Kurs Technische Informatik I
3. Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung

für den integrierten Diplomstudiengang Informatik
4. a) Fachpraktikum der Informatik

oder
b) Programmierpraktikum für Informatiker und Seminar in

Praktischer Informatik

(2) Sämtliche Leistungsnachweise gemäß Absatz 1 müssen vorliegen,
damit das Zeugnis über die bestandene Abschlussprüfung ausgestellt
werden kann.

(3) DarOber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungslei­
stungen der Abschlussprüfung gekoppelt (gemäß § 13 Abs. 3).

§ 13
Umfang und Art der Prüfung

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus vier Einzelprüfungen in den
Fächem

1. Grundlagen der Praktischen Informatik,
2. Wahlpflichtkurs I der Praktischen Informatik,
3. Wahlpflichtkurs \l der Praktischen Informatik,
4. Wahlpflichtkurs IIJ der Praktischen Informatik.

•

•



(2) Die FachprOfung Grundlagen der Praktischen Informatik besteht
 
aus einer mündlichen Prüfung über einen der Kurse zu Programmie·
 
rung oder Datenstrukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem Im § 12
 
Abs. 1 Nr. 1 gewählten Kurs verschieden ist.
 
Die FachprOfungen Wahlpßichtkurs I bis 111 der Praktischen Infonnatik
 
bestehen jeweils aus einer mOndlichen PrOfung über einen Kurs (Stoff·
 
umfang 4 SWS) aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienord·
 
nung fOr den integrierten Diplomstudiengang Informatik, der von dem in
 
§ 12 Abs. 1 Nr. 3 gewählten Kurs verschieden ist.
 
Die in SWS angegebenen Stoffumfänge bezi~hen sich stets aus­

schließlich auf den Kursanteil (also nicht auf Ubungen oder andere
 
kurs begleitende Veranstaltungen).
 

(3) Für die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise und
 
Fachprüfungen gelten folgende Regeln:
 

1.	 An den Fachprüfungen nach Absatz 2 kann nur teilnehmen, wer 
einen Leistungsnachweis zum Kurs Programmierung oder zum 
Kurs Datenstrukturen (§ 12 Abs. 1 Nr. 1) vorlegt. 

2.	 Die bestandene Fachprüfung Grundlagen der Praktischen Informa­
tik ist notwendige Voraussetzung für die Teilnahme am Fach­
praktikum der Infonnatik, am Programmierpraktikum für Infor­
matiker und am Seminar in Praktischer Infonnatik (§ 12 Abs. 1 Nr. 
4). 

•

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeug­

nis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständi­

ger körper1icher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz
 
oder teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat der Prü·
 
fungsausschuss zu gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer
 
anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt tor Studienleistungen.
 

§ 14 
Mündliche Prüfungen 

(1) In den mOndlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des Prüfungsgebie­
tes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge 
einzuordnen vermag. Durch die Prüfungen soll ferner festgestellt wer­
den, ob Ober breites Grundlagenwissen verfügt wird. 

(2) Die PrOfungen werden vor einem PrOfenden in Gegenwart einer 
oder eines sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung abgelegt. Vor 
der Festsetzung der Note gemäß § 15 Abs. 1 ist der Beisitzende Zu 
hören. 

(3) Die Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 4 SWS in der Regel 
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten. 

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Pli.ifung sind in 
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der PrOfung ist der Kandi­
datin oder dem Kandidaten im Anschluss an die Pr(Jfung bekanntzuge­
ben. 

•
(5) Wer sich in einem späteren Prüfungstennin der gleichen Prüfung 
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als 
Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, die Kandidatin 
oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf 
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 

§ 15 
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten 

und Bestehen der AbSChlussprüfung 

(1) Die Noten tor die einzelnen PrOfungsleistungen werden von den je· 
wemgen PrOferinnen oder Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind 
folgende Noten zu verwenden: 

1 sehr gut	 eine hervorragende Leistung; 
2 gut	 eine Leistung, die erheblich über 

den durchschnittlichen Anforderun­
gen liegt; 

3 befriedigend	 eine Leistung, die durchschnitt· 
lichen Anforderungen entspricht; 

4	 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Män­
gel noch den Anforderungen ge­
nügt; 

nicht ausreichend	 eine Leistung, die wegen erheb· 
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

5 

Zur differenzierten Bewertung der PrOfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge~ 

bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen. 

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn die zugehörige Prüfungs­
leistung (gemäß § 13 Abs. 3) bestanden ist. Eine PrOfungsleistung ist 

bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet ist. 
Die Fachnote lautet 

bei einer Bewertung bis 1,3 
bei einer Bewertung von 1,7 bis 2,3 
bei einer Bewertung von 2,7 bis 3,3 
bei einer Bewertung von 3,7 bis 4,0 
bei einer Bewertung von 5,0 

= 
= 
= 
= 

sehr gut. 
gut. 
befriedigend, 
ausreichend. 
nicht ausreichend. 

(3) Die AbschlussOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungsnach­
weise gemäß § 12 Abs. 1 erbracht und wenn Sämtliche Fachprüfungen 
bestanden sind, 

(4) Die Gesamtnote der Abschlussüfung errechnet sich aus dem 
Durchschnitt der Fachnoten. Die Gesamtnote einer bestandenen Ab­
schlussprüfung lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut, 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 befriedigend, 
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 ausreichend. 

(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

§ 16 
Wiederholung von PrOfungsleistungen 

Eine PrOfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden 
gilt, kann zwejmal wiederholt werden. Fehlversuche im selben Fach in 
anderen Studiengängen oder an anderen HochSChulen werden 
angerechnet. Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist 
nicht zulässig. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs· 
ausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen 
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüf~ 
ungsleistung wiederholt werden kann. 

§17 
Zeugnis 

(1) über die bestandene AbschlußprOfung wird auf Antrag unverzüg­
lich ein Zeugnis ausgestellt. In das Zeugnis werden aufgenommen: 

1.	 die Angabe des Studiengangs, 
2.	 die PrOfungsfächer mit Note, 
3.	 die Gesamtnote, 

Dabei wird tor die Wahlpßichtkurse die jeweilige Kursbezeichnung auf· 
genommen. Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des PrO· 
fungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses ist der 
Tag anzugeben, an dem der letzte Leistungsnachweis oder die letzte 
Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(2) Ist die Abschlussüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. 
Oie Abschlussprüfung ist nicht bestanden (bZIN. gilt als nicht 
bestanden), sobald eine Priifungsleistung nach Ausschöpfen der bei­
den Wiederholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht 
bestanden gilt). 

(3) Der Bescheid Ober die nicht bestandene Abschlusspr(Jfung ist mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die AbschlussprOfung nicht 
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, 
die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht 
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Abschlussprüfung nicht bestanden ist. 

111. Schlußbestimmungen 

§ 18 
Ungültigkeit der Abschlußprüfung 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getauscht 
und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses 
bekannt, kann der zuständige Prüfungsausschuss nachträglich die 
Noten für diejenigen Pr(Jfungsleistungen, bei deren Erbringung ge­
tauscht worden ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz 
oder teilweise für nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierOber 
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Pli.i· 
fung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vor­

(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet ist.
Die Fachnote lautet

bei einer Bewertung bis 1,3 = sehr gut.
bei einer Bewertung von 1,7 bis 2,3 = gut.
bei einer Bewertung von 2,7 bis 3,3 = befriedigend,
bei einer Bewertung von 3,7 bis 4,0 = ausreichend.
bei einer Bewertung von 5,0 nicht ausreichend.

(3) Die AbschlussOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungsnach­
weise gemäß § 12 Abs. 1 erbracht und wenn Sämtliche Fachprüfungen
bestanden sind,

(4) Die Gesamtnote der Abschlussüfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der Fachnoten. Die Gesamtnote einer bestandenen Ab­
schlussprüfung lautet

(2) Die FachprOfung Grundlagen der Praktischen Informatik besteht
aus einer mündlichen Prüfung über einen der Kurse zu Programmie·
rung oder Datenstrukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem Im § 12
Abs. 1 Nr. 1 gewählten Kurs verschieden ist.
Die FachprOfungen Wahlpßichtkurs I bis 111 der Praktischen Infonnatik
bestehen jeweils aus einer mOndlichen PrOfung über einen Kurs (Stoff·
umfang 4 SWS) aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienord·
nung fOr den integrierten Diplomstudiengang Informatik, der von dem in
§ 12 Abs. 1 Nr. 3 gewählten Kurs verschieden ist.
Die in SWS angegebenen Stoffumfänge bezi~hen sich stets aus­
schließlich auf den Kursanteil (also nicht auf Ubungen oder andere
kursbegleitende Veranstaltungen).

(3) Für die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise und
Fachprüfungen gelten folgende Regeln:

1. An den Fachprüfungen nach Absatz 2 kann nur teilnehmen, wer
einen Leistungsnachweis zum Kurs Programmierung oder zum
Kurs Datenstrukturen (§ 12 Abs. 1 Nr. 1) vorlegt.

2. Die bestandene Fachprüfung Grundlagen der Praktischen Informa­
tik ist notwendige Voraussetzung für die Teilnahme am Fach­
praktikum der Infonnatik, am Programmierpraktikum für Infor­
matiker und am Seminar in Praktischer Infonnatik (§ 12 Abs. 1 Nr.
4).

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn die zugehörige Prüfungs­
leistung (gemäß § 13 Abs. 3) bestanden ist. Eine PrOfungsleistung ist

§ 15
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der AbSChlussprüfung

Zur differenzierten Bewertung der PrOfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge~

bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen.

(5) Wer sich in einem späteren Prüfungstennin der gleichen Prüfung
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als
Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, die Kandidatin
oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

111. Schlußbestimmungen

§ 18
Ungültigkeit der Abschlußprüfung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getauscht
und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, kann der zuständige Prüfungsausschuss nachträglich die
Noten für diejenigen Pr(Jfungsleistungen, bei deren Erbringung ge­
tauscht worden ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz
oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierOber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Pli.i·
fung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vor-

§ 16
Wiederholung von PrOfungsleistungen

Eine PrOfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt, kann zwejmal wiederholt werden. Fehlversuche im selben Fach in
anderen Studiengängen oder an anderen HochSChulen werden
angerechnet. Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist
nicht zulässig. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs·
ausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüf~

ungsleistung wiederholt werden kann.

§17
Zeugnis

(1) über die bestandene AbschlußprOfung wird auf Antrag unverzüg­
lich ein Zeugnis ausgestellt. In das Zeugnis werden aufgenommen:

1. die Angabe des Studiengangs,
2. die PrOfungsfächer mit Note,
3. die Gesamtnote,

Dabei wird tor die Wahlpßichtkurse die jeweilige Kursbezeichnung auf·
genommen. Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des PrO·
fungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses ist der
Tag anzugeben, an dem der letzte Leistungsnachweis oder die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(2) Ist die Abschlussüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
Oie Abschlussprüfung ist nicht bestanden (bZIN. gilt als nicht
bestanden), sobald eine Priifungsleistung nach Ausschöpfen der bei­
den Wiederholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht
bestanden gilt).

(3) Der Bescheid Ober die nicht bestandene Abschlusspr(Jfung ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die AbschlussprOfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt,
die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Abschlussprüfung nicht bestanden ist.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich über
den durchschnittlichen Anforderun­
gen liegt;
eine Leistung, die durchschnitt·
lichen Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Män­
gel noch den Anforderungen ge­
nügt;
eine Leistung, die wegen erheb·
licher Mängel den Anforderungen
nicht mehr genügt.

befriedigend

nicht ausreichend

ausreichend=

3

4

5

(1) Die Noten tor die einzelnen PrOfungsleistungen werden von den je·
wemgen PrOferinnen oder Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind
folgende Noten zu verwenden:

1 sehr gut
2 gut

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeug­
nis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständi­
ger körper1icher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat der Prü·
fungsausschuss zu gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer
anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt tor Studienleistungen.

(3) Die Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 4 SWS in der Regel
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Pli.ifung sind in
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der PrOfung ist der Kandi­
datin oder dem Kandidaten im Anschluss an die Pr(Jfung bekanntzuge­
ben.

§ 14
Mündliche Prüfungen

(1) In den mOndlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des Prüfungsgebie­
tes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge
einzuordnen vermag. Durch die Prüfungen soll ferner festgestellt wer­
den, ob Ober breites Grundlagenwissen verfügt wird.

(2) Die PrOfungen werden vor einem PrOfenden in Gegenwart einer
oder eines sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung abgelegt. Vor
der Festsetzung der Note gemäß § 15 Abs. 1 ist der Beisitzende Zu
hören.

•

•
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(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertet ist.
Die Fachnote lautet

bei einer Bewertung bis 1,3 = sehr gut.
bei einer Bewertung von 1,7 bis 2,3 = gut.
bei einer Bewertung von 2,7 bis 3,3 = befriedigend,
bei einer Bewertung von 3,7 bis 4,0 = ausreichend.
bei einer Bewertung von 5,0 nicht ausreichend.

(3) Die AbschlussOfung ist bestanden, wenn sämtliche Leistungsnach­
weise gemäß § 12 Abs. 1 erbracht und wenn Sämtliche Fachprüfungen
bestanden sind,

(4) Die Gesamtnote der Abschlussüfung errechnet sich aus dem
Durchschnitt der Fachnoten. Die Gesamtnote einer bestandenen Ab­
schlussprüfung lautet

(2) Die FachprOfung Grundlagen der Praktischen Informatik besteht
aus einer mündlichen Prüfung über einen der Kurse zu Programmie·
rung oder Datenstrukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem Im § 12
Abs. 1 Nr. 1 gewählten Kurs verschieden ist.
Die FachprOfungen Wahlpßichtkurs I bis 111 der Praktischen Infonnatik
bestehen jeweils aus einer mOndlichen PrOfung über einen Kurs (Stoff·
umfang 4 SWS) aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienord·
nung fOr den integrierten Diplomstudiengang Informatik, der von dem in
§ 12 Abs. 1 Nr. 3 gewählten Kurs verschieden ist.
Die in SWS angegebenen Stoffumfänge bezi~hen sich stets aus­
schließlich auf den Kursanteil (also nicht auf Ubungen oder andere
kursbegleitende Veranstaltungen).

(3) Für die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise und
Fachprüfungen gelten folgende Regeln:

1. An den Fachprüfungen nach Absatz 2 kann nur teilnehmen, wer
einen Leistungsnachweis zum Kurs Programmierung oder zum
Kurs Datenstrukturen (§ 12 Abs. 1 Nr. 1) vorlegt.

2. Die bestandene Fachprüfung Grundlagen der Praktischen Informa­
tik ist notwendige Voraussetzung für die Teilnahme am Fach­
praktikum der Infonnatik, am Programmierpraktikum für Infor­
matiker und am Seminar in Praktischer Infonnatik (§ 12 Abs. 1 Nr.
4).

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

(2) Eine FachprOfung ist bestanden, wenn die zugehörige Prüfungs­
leistung (gemäß § 13 Abs. 3) bestanden ist. Eine PrOfungsleistung ist

§ 15
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der AbSChlussprüfung

Zur differenzierten Bewertung der PrOfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge~

bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen.

(5) Wer sich in einem späteren Prüfungstennin der gleichen Prüfung
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als
Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, die Kandidatin
oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

111. Schlußbestimmungen

§ 18
Ungültigkeit der Abschlußprüfung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getauscht
und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, kann der zuständige Prüfungsausschuss nachträglich die
Noten für diejenigen Pr(Jfungsleistungen, bei deren Erbringung ge­
tauscht worden ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz
oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierOber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der Pli.i·
fung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vor-

§ 16
Wiederholung von PrOfungsleistungen

Eine PrOfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt, kann zwejmal wiederholt werden. Fehlversuche im selben Fach in
anderen Studiengängen oder an anderen HochSChulen werden
angerechnet. Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist
nicht zulässig. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs·
ausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüf~

ungsleistung wiederholt werden kann.

§17
Zeugnis

(1) über die bestandene AbschlußprOfung wird auf Antrag unverzüg­
lich ein Zeugnis ausgestellt. In das Zeugnis werden aufgenommen:

1. die Angabe des Studiengangs,
2. die PrOfungsfächer mit Note,
3. die Gesamtnote,

Dabei wird tor die Wahlpßichtkurse die jeweilige Kursbezeichnung auf·
genommen. Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des PrO·
fungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses ist der
Tag anzugeben, an dem der letzte Leistungsnachweis oder die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(2) Ist die Abschlussüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be­
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
Oie Abschlussprüfung ist nicht bestanden (bZIN. gilt als nicht
bestanden), sobald eine Priifungsleistung nach Ausschöpfen der bei­
den Wiederholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht
bestanden gilt).

(3) Der Bescheid Ober die nicht bestandene Abschlusspr(Jfung ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die AbschlussprOfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt,
die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Abschlussprüfung nicht bestanden ist.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich über
den durchschnittlichen Anforderun­
gen liegt;
eine Leistung, die durchschnitt·
lichen Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Män­
gel noch den Anforderungen ge­
nügt;
eine Leistung, die wegen erheb·
licher Mängel den Anforderungen
nicht mehr genügt.

befriedigend

nicht ausreichend

ausreichend=

3

4

5

(1) Die Noten tor die einzelnen PrOfungsleistungen werden von den je·
wemgen PrOferinnen oder Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind
folgende Noten zu verwenden:

1 sehr gut
2 gut

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeug­
nis glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständi­
ger körper1icher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Fonn abzulegen, hat der Prü·
fungsausschuss zu gestatten, gleichwertige PrOfungsleistungen in einer
anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt tor Studienleistungen.

(3) Die Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 4 SWS in der Regel
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Pli.ifung sind in
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der PrOfung ist der Kandi­
datin oder dem Kandidaten im Anschluss an die Pr(Jfung bekanntzuge­
ben.

§ 14
Mündliche Prüfungen

(1) In den mOndlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des Prüfungsgebie­
tes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge
einzuordnen vermag. Durch die Prüfungen soll ferner festgestellt wer­
den, ob Ober breites Grundlagenwissen verfügt wird.

(2) Die PrOfungen werden vor einem PrOfenden in Gegenwart einer
oder eines sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung abgelegt. Vor
der Festsetzung der Note gemäß § 15 Abs. 1 ist der Beisitzende Zu
hören.

•

•



sätz(ich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverlahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) .Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenen­
falls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab­
satz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des 
Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

§ 19 
Einsicht in die Prütungsakten 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens 
wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener 
Frist Einsicht in die PrüfungsprotokoHe gewährt. 

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus~ 
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

.. § 20 
Ubergangsbestimmungen 

(1) Diese PrOfungsordnung findet für alle Studentinnen und Studenten 
Anwendung, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens im Zusatzstudiengang 
Praktische Informatik an der FernUniversität -Gesamthochschule in 
Hagen eingeschrieben sind. Die bis dahin erbrachten Studien· und 
Prüfungsleistungen werden angerechnet. 

(2) Die vor dem Zeitpunkt des Inkraftlretens dieser Prüfungsordnung 
an der FernUniversität im Zusatzstudiengang erbrachten Studien- und 
Prüfungsleistungen (einschließlich der Fehlversuche) werden wie folgt 
von Amts wegen angerechnet 

1. Leistungsnachweise (§ 12) 

Neue Prüfungsordnung	 Angerechnet wird 

1.	 Kurs Programmierung ein Leistungsnachweis zu den Kursen 
01611oder01612 
oder eine bestandene Prüfungsklau­
sur Programmierung 

Kurs Dalenstrukluren	 ein Leislungsnachweis zum Kurs 
01663 oder eine bestandene Prü­
fungsklausur Datenstrukturen 

2.	 Kurs Mikrorechner-Technik ein LeistungsnachlNeis zu den Kursen 
01705 oder 01703 oder 01704 

3.	 Kurs Software Engineering I ein LeistungsnachlNeis zum Kurs 
01793 Oder eine bestandene Prü­
fungsklausur Software Engineering I 

4 a. Softwarepraktikum	 ein Leistungsnachweis zum Kurs 
01585 oder 01587 
oder eine bestandene Prüfungs­
leistung Soflware-Praklikum 

4 b. Seminar in ein Leistungsnachweis oder eine be­
Praktischer Informatik standene Prüfungsleistung Seminar 

in Praktischer Informatik 

Programmierpraktikum ein Leistungsnachweis zum Kurs 
für Informatiker 015750der 01576 bis einschließlich 

WS 1993194 
oder zum Kurs 01578 

2. Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung (§13) 

Neue Prüfungsordnung	 Angerechnet wird nach der bisher 
geltenden Prüfungsordnung 

1. Grundlagen der	 Fachprüfung Programmierung 
Praktischen Informatik	 oder 

Fachprüfung Dalenstrukturen 1) 

2.	 Wahlpflichtkurs I Fachprüfung Wahlpllichtkurs I 
der Praktischen Informatik der Praktischen Informatik 

3.	 Wahlpflichtkurs JJ Fachprüfung Wahlpflichtkurs II 
der Praktischen Informatik der Praktischen Informatik 

4. Wahlpflichtkurs 111	 Fachprüfung Datenbanksysteme 

der Praktischen Inlormatik 

(3) Bestandene Prüfungsleislungen können nur dann auf Leistungs­
nachweise nach Abs. 2 Nr. 1 angerechnet werden, sofern sie nicht auf 
Prüfungsleistungen nach Abs. 2 Nr. 2 angerechnet werden. 

(4) Aul Antrag werden bereits erbrachte Prüfungsleistungen nach bis­
heriger Prüfungsordnung, die nicht auf PrüfungsleiSlungen nach Absatz 
2 NT. 2 angerechnet werden, als Prülungsleislungen im Abschluß­
zeugnis zusätzlich ausgewiesen. Die Benotung wird mit aufgenommen 
aber bei der Berechnung der Gesamtnote nicht berOcksichtigt. 

(5) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder 
Student, die oder der im Wintersemester 1995/96 bereits im 
Zusatzstudiengang Praktische In10rmatik an der FernUniversität 
Gesamthochschule in Hagen eingeschrieben war, in der 
Prüfungsordnung vom 17. Juli 1992 verbleiben. In diesem Fall werden 
die noch ausstehenden Klausurarbeiten durch mündliche Prüfungen 
gemäß § 14 der vorliegenden Prüfungsordnung ersetzt. Den Verbleib in 
der bisherigen Prüfungsordnung muss sie oder er bis zum 30. 9. 1996 
schriftlich und unwiderruflich gegenüber dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses erklären. 

§ 21') 
ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. April 1996 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Prülungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische Inlor­
matik vom 17. Juli 1992 in der Fassung vom 17. Juni 1994, veröffent· 
licht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und des Mini­
steriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein - • 
Westfalen· (GAB!. NW, S. 286), außer Kraft. § 20 bleibt unberührt. 

(2) Diese Prülungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Mini­
steriums für Schule und Weiterbildung und des Ministeriums für Wis· 
senschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen (GAB!. 
NW.) veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 9. 10. 1995 und des 
Senats der Fernl:J.niversität - Gesamthochschule in Hagen vom 6. 12. 
1995 und der Anderungssatzungen vom 01.04.1997, 28.12.2000, 
22.04.2002 und 01.10.2002. 

Hagen, den 20. November 2002 

Der Dekan des
 
Fachbereichs Informatik der
 

FernUniversität - Gesamthochschule


UJ;;:;;,x 
Universitätsprofessor Dr. Autger Verbeek 

• 

1) Bei Vorliegen beider Fachprülungen wird die Prüfung mit der besseren 
Note angerechnet, bei Fehlversuchen die Prüfung mit der geringeren
Anzahl von Fehlversuchen. 
Bei Vorliegen von Prüfungsversuchen in nur einer der beiden Fech­
prüfungen gilt folgendes: 

eine bestandene Prüfung wird angerechnet,
 
eine nichtbestandene Prüfung wird nicht angerechnet,
 
auf Antrag stnd abweichende Regelungen möglich,
 
wird ein Prüfungsversuch nicht angerechnet, so sind Prüfungen nur
 
noch über den jeweils anderen Kurs möglich.
 

') Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssatzungen. 

sätz(ich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverlahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) .Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenen­
falls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab­
satz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des
Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

§ 19
Einsicht in die Prütungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener
Frist Einsicht in die PrüfungsprotokoHe gewährt.

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus~

schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

.. § 20
Ubergangsbestimmungen

(1) Diese PrOfungsordnung findet für alle Studentinnen und Studenten
Anwendung, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens im Zusatzstudiengang
Praktische Informatik an der FernUniversität -Gesamthochschule in
Hagen eingeschrieben sind. Die bis dahin erbrachten Studien· und
Prüfungsleistungen werden angerechnet.

(2) Die vor dem Zeitpunkt des Inkraftlretens dieser Prüfungsordnung
an der FernUniversität im Zusatzstudiengang erbrachten Studien- und
Prüfungsleistungen (einschließlich der Fehlversuche) werden wie folgt
von Amts wegen angerechnet

1. Leistungsnachweise (§ 12)

Neue Prüfungsordnung Angerechnet wird

1. Kurs Programmierung ein Leistungsnachweis zu den Kursen
01611oder01612
oder eine bestandene Prüfungsklau­
sur Programmierung

Kurs Dalenstrukluren ein Leislungsnachweis zum Kurs
01663 oder eine bestandene Prü­
fungsklausur Datenstrukturen

2. Kurs Mikrorechner-Technik ein LeistungsnachlNeis zu den Kursen
01705 oder 01703 oder 01704

3. Kurs Software Engineering I ein LeistungsnachlNeis zum Kurs
01793 Oder eine bestandene Prü­
fungsklausur Software Engineering I

4 a. Softwarepraktikum ein Leistungsnachweis zum Kurs
01585 oder 01587
oder eine bestandene Prüfungs­
leistung Soflware-Praklikum

der Praktischen Inlormatik

(3) Bestandene Prüfungsleislungen können nur dann auf Leistungs­
nachweise nach Abs. 2 Nr. 1 angerechnet werden, sofern sie nicht auf
Prüfungsleistungen nach Abs. 2 Nr. 2 angerechnet werden.

(4) Aul Antrag werden bereits erbrachte Prüfungsleistungen nach bis­
heriger Prüfungsordnung, die nicht auf PrüfungsleiSlungen nach Absatz
2 NT. 2 angerechnet werden, als Prülungsleislungen im Abschluß­
zeugnis zusätzlich ausgewiesen. Die Benotung wird mit aufgenommen
aber bei der Berechnung der Gesamtnote nicht berOcksichtigt.

(5) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder
Student, die oder der im Wintersemester 1995/96 bereits im
Zusatzstudiengang Praktische In10rmatik an der FernUniversität
Gesamthochschule in Hagen eingeschrieben war, in der
Prüfungsordnung vom 17. Juli 1992 verbleiben. In diesem Fall werden
die noch ausstehenden Klausurarbeiten durch mündliche Prüfungen
gemäß § 14 der vorliegenden Prüfungsordnung ersetzt. Den Verbleib in
der bisherigen Prüfungsordnung muss sie oder er bis zum 30. 9. 1996
schriftlich und unwiderruflich gegenüber dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses erklären.

§ 21')
ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. April 1996 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Prülungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische Inlor-
matik vom 17. Juli 1992 in der Fassung vom 17. Juni 1994, veröffent·
licht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und des Mini­
steriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein - •
Westfalen· (GAB!. NW, S. 286), außer Kraft. § 20 bleibt unberührt.

(2) Diese Prülungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Mini­
steriums für Schule und Weiterbildung und des Ministeriums für Wis·
senschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen (GAB!.
NW.) veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 9. 10. 1995 und des
Senats der Fernl:J.niversität - Gesamthochschule in Hagen vom 6. 12.
1995 und der Anderungssatzungen vom 01.04.1997, 28.12.2000,
22.04.2002 und 01.10.2002.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Informatik der

FernUniversität - Gesamthochschule

UJ;;:;;,x
Universitätsprofessor Dr. Autger Verbeek

•
4 b. Seminar in

Praktischer Informatik

Programmierpraktikum
für Informatiker

ein Leistungsnachweis oder eine be­
standene Prüfungsleistung Seminar
in Praktischer Informatik

ein Leistungsnachweis zum Kurs
015750der 01576 bis einschließlich
WS 1993194
oder zum Kurs 01578

2. Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung (§13)

Neue Prüfungsordnung Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

1. Grundlagen der Fachprüfung Programmierung
Praktischen Informatik oder

Fachprüfung Dalenstrukturen 1)

2. Wahlpflichtkurs I Fachprüfung Wahlpllichtkurs I
der Praktischen Informatik der Praktischen Informatik

1) Bei Vorliegen beider Fachprülungen wird die Prüfung mit der besseren
Note angerechnet, bei Fehlversuchen die Prüfung mit der geringeren
Anzahl von Fehlversuchen.
Bei Vorliegen von Prüfungsversuchen in nur einer der beiden Fech­
prüfungen gilt folgendes:

eine bestandene Prüfung wird angerechnet,
eine nichtbestandene Prüfung wird nicht angerechnet,
auf Antrag stnd abweichende Regelungen möglich,
wird ein Prüfungsversuch nicht angerechnet, so sind Prüfungen nur
noch über den jeweils anderen Kurs möglich.

3. Wahlpflichtkurs JJ
der Praktischen Informatik

4. Wahlpflichtkurs 111

Fachprüfung Wahlpflichtkurs II
der Praktischen Informatik

Fachprüfung Datenbanksysteme
') Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Änderungen

ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssatzungen.
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sätz(ich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverlahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) .Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenen­
falls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab­
satz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des
Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

§ 19
Einsicht in die Prütungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener
Frist Einsicht in die PrüfungsprotokoHe gewährt.

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus~

schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

.. § 20
Ubergangsbestimmungen

(1) Diese PrOfungsordnung findet für alle Studentinnen und Studenten
Anwendung, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens im Zusatzstudiengang
Praktische Informatik an der FernUniversität -Gesamthochschule in
Hagen eingeschrieben sind. Die bis dahin erbrachten Studien· und
Prüfungsleistungen werden angerechnet.

(2) Die vor dem Zeitpunkt des Inkraftlretens dieser Prüfungsordnung
an der FernUniversität im Zusatzstudiengang erbrachten Studien- und
Prüfungsleistungen (einschließlich der Fehlversuche) werden wie folgt
von Amts wegen angerechnet

1. Leistungsnachweise (§ 12)

Neue Prüfungsordnung Angerechnet wird

1. Kurs Programmierung ein Leistungsnachweis zu den Kursen
01611oder01612
oder eine bestandene Prüfungsklau­
sur Programmierung

Kurs Dalenstrukluren ein Leislungsnachweis zum Kurs
01663 oder eine bestandene Prü­
fungsklausur Datenstrukturen

2. Kurs Mikrorechner-Technik ein LeistungsnachlNeis zu den Kursen
01705 oder 01703 oder 01704

3. Kurs Software Engineering I ein LeistungsnachlNeis zum Kurs
01793 Oder eine bestandene Prü­
fungsklausur Software Engineering I

4 a. Softwarepraktikum ein Leistungsnachweis zum Kurs
01585 oder 01587
oder eine bestandene Prüfungs­
leistung Soflware-Praklikum

der Praktischen Inlormatik

(3) Bestandene Prüfungsleislungen können nur dann auf Leistungs­
nachweise nach Abs. 2 Nr. 1 angerechnet werden, sofern sie nicht auf
Prüfungsleistungen nach Abs. 2 Nr. 2 angerechnet werden.

(4) Aul Antrag werden bereits erbrachte Prüfungsleistungen nach bis­
heriger Prüfungsordnung, die nicht auf PrüfungsleiSlungen nach Absatz
2 NT. 2 angerechnet werden, als Prülungsleislungen im Abschluß­
zeugnis zusätzlich ausgewiesen. Die Benotung wird mit aufgenommen
aber bei der Berechnung der Gesamtnote nicht berOcksichtigt.

(5) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder
Student, die oder der im Wintersemester 1995/96 bereits im
Zusatzstudiengang Praktische In10rmatik an der FernUniversität
Gesamthochschule in Hagen eingeschrieben war, in der
Prüfungsordnung vom 17. Juli 1992 verbleiben. In diesem Fall werden
die noch ausstehenden Klausurarbeiten durch mündliche Prüfungen
gemäß § 14 der vorliegenden Prüfungsordnung ersetzt. Den Verbleib in
der bisherigen Prüfungsordnung muss sie oder er bis zum 30. 9. 1996
schriftlich und unwiderruflich gegenüber dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses erklären.

§ 21')
ln-Kraft-Treten und Veröffentlichung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. April 1996 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Prülungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische Inlor-
matik vom 17. Juli 1992 in der Fassung vom 17. Juni 1994, veröffent·
licht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und des Mini­
steriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein - •
Westfalen· (GAB!. NW, S. 286), außer Kraft. § 20 bleibt unberührt.

(2) Diese Prülungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Mini­
steriums für Schule und Weiterbildung und des Ministeriums für Wis·
senschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen (GAB!.
NW.) veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 9. 10. 1995 und des
Senats der Fernl:J.niversität - Gesamthochschule in Hagen vom 6. 12.
1995 und der Anderungssatzungen vom 01.04.1997, 28.12.2000,
22.04.2002 und 01.10.2002.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Informatik der

FernUniversität - Gesamthochschule

UJ;;:;;,x
Universitätsprofessor Dr. Autger Verbeek

•
4 b. Seminar in

Praktischer Informatik

Programmierpraktikum
für Informatiker

ein Leistungsnachweis oder eine be­
standene Prüfungsleistung Seminar
in Praktischer Informatik

ein Leistungsnachweis zum Kurs
015750der 01576 bis einschließlich
WS 1993194
oder zum Kurs 01578

2. Prüfungsleistungen der Abschlussprüfung (§13)

Neue Prüfungsordnung Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

1. Grundlagen der Fachprüfung Programmierung
Praktischen Informatik oder

Fachprüfung Dalenstrukturen 1)

2. Wahlpflichtkurs I Fachprüfung Wahlpllichtkurs I
der Praktischen Informatik der Praktischen Informatik

1) Bei Vorliegen beider Fachprülungen wird die Prüfung mit der besseren
Note angerechnet, bei Fehlversuchen die Prüfung mit der geringeren
Anzahl von Fehlversuchen.
Bei Vorliegen von Prüfungsversuchen in nur einer der beiden Fech­
prüfungen gilt folgendes:

eine bestandene Prüfung wird angerechnet,
eine nichtbestandene Prüfung wird nicht angerechnet,
auf Antrag stnd abweichende Regelungen möglich,
wird ein Prüfungsversuch nicht angerechnet, so sind Prüfungen nur
noch über den jeweils anderen Kurs möglich.

3. Wahlpflichtkurs JJ
der Praktischen Informatik

4. Wahlpflichtkurs 111

Fachprüfung Wahlpflichtkurs II
der Praktischen Informatik

Fachprüfung Datenbanksysteme
') Urspr. In-Kraft-Treten; das In-Kraft-Treten der späteren Änderungen

ergibt sich aus den oben aufgeführten Änderungssatzungen.



Satzung
 
zur Änderung der
 
PrOfungsordnung
 

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik 
an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen 

vom 01. April 1997 

Aufgrund des § 2 Abs. 4, des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des 
Gesetzes Ober die Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Universitätsgesetz - UG) in der Fassung vom 03. August 1993 (GV. 
NW. S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV. NW. 
S. 428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen fol­
gende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 
15. Dezember 1995 wird wie folgt geändert: 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

•
 
,,In den Zusatzstudiengang Praktische Informatik kann ein­

geschrieben oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 70
 
Abs. 2 UG zugelassen werden, JNer die folgenden Vorausset­

zungen erfüllt:
 

1.Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium mit einer be­
standenen Lehramtsprühmg fOr die Sekundarstufe 11 Oder einer 
vergleichbaren LehramtsprOfung oder eine bestandene 
Abschlußprüfung in einem anderen wissenschaftlichen Stu­
diengang mit einer Regelstudienzeit von mindestens sieben 
Semestem oder eine als gleichwertig anerkannte Prüfung liegt 
vor. 

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein Studium der Ma­
thematik im Umfang von mindestens 12 Semesterwochen~ 

stunden ein oder ein solches Studium der Mathematik wird 
durch Prüfungs- oder Studienleistungen zu Lehrveran­
staltungen der Mathematik, die zu einem wissenschaftlichen 
StudIengang gehören, im entsprechenden Umfang nach­
gewiesen." 

Artikel 11 

•

Diese Satzung tritt am 01. April 1997 in Kraft. Sie wird im Gemein·
 
samen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiterbildung und
 
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nord­

rhein - Westfalen (GAB!. NW.) veröffentlicht.
 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 11.11.1996 und des 
Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 
05.02.1997. 

•

•

Satzung
zur Änderung der
PrOfungsordnung

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen

vom 01. April 1997

Aufgrund des § 2 Abs. 4, des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des
Gesetzes Ober die Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen
(Universitätsgesetz - UG) in der Fassung vom 03. August 1993 (GV.
NW. S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV. NW.
S. 428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen fol­
gende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
15. Dezember 1995 wird wie folgt geändert:

§ 2 erhält folgende Fassung:

,,In den Zusatzstudiengang Praktische Informatik kann ein­
geschrieben oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 70
Abs. 2 UG zugelassen werden, JNer die folgenden Vorausset­
zungen erfüllt:

1.Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium mit einer be­
standenen Lehramtsprühmg fOr die Sekundarstufe 11 Oder einer
vergleichbaren LehramtsprOfung oder eine bestandene
Abschlußprüfung in einem anderen wissenschaftlichen Stu­
diengang mit einer Regelstudienzeit von mindestens sieben
Semestem oder eine als gleichwertig anerkannte Prüfung liegt
vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein Studium der Ma­
thematik im Umfang von mindestens 12 Semesterwochen~

stunden ein oder ein solches Studium der Mathematik wird
durch Prüfungs- oder Studienleistungen zu Lehrveran­
staltungen der Mathematik, die zu einem wissenschaftlichen
StudIengang gehören, im entsprechenden Umfang nach­
gewiesen."

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 01. April 1997 in Kraft. Sie wird im Gemein·
samen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiterbildung und
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nord­
rhein - Westfalen (GAB!. NW.) veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 11.11.1996 und des
Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom
05.02.1997.
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•

•

Satzung
zur Änderung der
PrOfungsordnung

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen

vom 01. April 1997

Aufgrund des § 2 Abs. 4, des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des
Gesetzes Ober die Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen
(Universitätsgesetz - UG) in der Fassung vom 03. August 1993 (GV.
NW. S. 532), geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV. NW.
S. 428), hat die FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen fol­
gende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
15. Dezember 1995 wird wie folgt geändert:

§ 2 erhält folgende Fassung:

,,In den Zusatzstudiengang Praktische Informatik kann ein­
geschrieben oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 70
Abs. 2 UG zugelassen werden, JNer die folgenden Vorausset­
zungen erfüllt:

1.Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium mit einer be­
standenen Lehramtsprühmg fOr die Sekundarstufe 11 Oder einer
vergleichbaren LehramtsprOfung oder eine bestandene
Abschlußprüfung in einem anderen wissenschaftlichen Stu­
diengang mit einer Regelstudienzeit von mindestens sieben
Semestem oder eine als gleichwertig anerkannte Prüfung liegt
vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schließt ein Studium der Ma­
thematik im Umfang von mindestens 12 Semesterwochen~

stunden ein oder ein solches Studium der Mathematik wird
durch Prüfungs- oder Studienleistungen zu Lehrveran­
staltungen der Mathematik, die zu einem wissenschaftlichen
StudIengang gehören, im entsprechenden Umfang nach­
gewiesen."

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 01. April 1997 in Kraft. Sie wird im Gemein·
samen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und Weiterbildung und
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nord­
rhein - Westfalen (GAB!. NW.) veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 11.11.1996 und des
Senats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom
05.02.1997.



Zweite Satzung 
zur Änderung der 
Prüfungsordnung 

tür den Zusatzstudiengang Praktische Informatik 
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 

vom 28. Dezember 2000 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. Mäl2 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversitllt­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel J 

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FernUniversitat- Gesamthochschule in Hagen vom 
03. August 1993, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 14. 
Februar 1997 wird wie folgt geändert: 

§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. Kurs Mikrorechner-Technik oder Kurs Technische Infor­
matik I" 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amt­
lichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Ha­
gen (28.12.2000) in Kraft. • 
Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 19.04.1999 und des 
Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 
20,08,2000. 

•
 

Zweite Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

tür den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 28. Dezember 2000

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. Mäl2 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversitllt­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel J

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FernUniversitat- Gesamthochschule in Hagen vom
03. August 1993, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 14.
Februar 1997 wird wie folgt geändert:

§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

,,2. Kurs Mikrorechner-Technik oder Kurs Technische Infor­
matik I"

Artikel II

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amt­
lichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Ha­
gen (28.12.2000) in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 19.04.1999 und des
Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom
20,08,2000.

•

•
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Zweite Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

tür den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 28. Dezember 2000

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. Mäl2 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversitllt­
Gesamthochschule in Hagen folgende satzung erlassen:

Artikel J

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FernUniversitat- Gesamthochschule in Hagen vom
03. August 1993, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 14.
Februar 1997 wird wie folgt geändert:

§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

,,2. Kurs Mikrorechner-Technik oder Kurs Technische Infor­
matik I"

Artikel II

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amt­
lichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Ha­
gen (28.12.2000) in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 19.04.1999 und des
Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom
20,08,2000.

•

•



Dritte Satzung 
zur Änderung der 
PrOfungsordnung 

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik 
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 

vom 22. April 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein~Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversiläl ­
Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 
14. Februar 1997, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 
24. Oktober 2000. wird wie folgl geändert: 

§ 6 erhält folgende Fassung: 

• 
".Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungs­
ausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen. Die 
Regelungen zu diesem Prufungsausschuss sind der' Ordnung 
des Fachbereichs Informatik in der jeweils gültigen Fassung zu 
entnehmen." 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wjrkung vom 22. April 2002 in Kraft. Sie wird 
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlusse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und 
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
vom 16.07.2002. 

•
 

•

•

Dritte Satzung
zur Änderung der
PrOfungsordnung

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 22. April 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein~Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversiläl­
Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
14. Februar 1997, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom
24. Oktober 2000. wird wie folgl geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

".Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungs­
ausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen. Die
Regelungen zu diesem Prufungsausschuss sind der' Ordnung
des Fachbereichs Informatik in der jeweils gültigen Fassung zu
entnehmen."

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wjrkung vom 22. April 2002 in Kraft. Sie wird
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlusse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.
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•

•

Dritte Satzung
zur Änderung der
PrOfungsordnung

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 22. April 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein~Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversiläl­
Gesamthochschule in Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FemUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
14. Februar 1997, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom
24. Oktober 2000. wird wie folgl geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

".Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungs­
ausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen. Die
Regelungen zu diesem Prufungsausschuss sind der' Ordnung
des Fachbereichs Informatik in der jeweils gültigen Fassung zu
entnehmen."

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wjrkung vom 22. April 2002 in Kraft. Sie wird
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlusse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.



Vierte Satzung 
zur Änderung der 
Prüfungsordnung 

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik 
an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen 

vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ~ 

HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 
14. Februar 1997, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 
24. Oktober 2000, wird wie folgt geändert: 

1.	 § 10 wird wie folgt geändert: 

Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufügen, ob bereits 
eIne Abschlussprüfung in einem entsprechenden Zusatz­
studiengang in Praktischer Informatik oder einem verwandten 
Zusatzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden wor­
den ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem 
anderen Prüfungsverfahren befindet." 

2.	 § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Ahs. 1 Satz 1 werden die Worte "Kurs Software Enginee­
ring I" und "Softwarepraktikum" durch die Worte "Kurs aus 
Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung für den 
integrierten Diplomstudiengang Informatik" bzw. "Fachprak­
tlkum der Informatik" ersetzt. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

3,	 § 13 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Ahs, 2 Satz 2 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und folgendes angefügt: 

"der von dem im § 12 Abs. 1 Nr. 3 gewählten Kurs verschieden 
ist." 

b)	 In Ahs. 3 Nr. 2 wird das Wort "Softwarepraktikum" durch 
die Worte "Fachpraktikum der Informatik" ersetzt. 

4.	 § 16 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. Sie 
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und 
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
vom 16.07.2002. 

•
 

•
 

Vierte Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen

vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ~

HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die PrOfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
14. Februar 1997, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom
24. Oktober 2000, wird wie folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:

Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufügen, ob bereits
eIne Abschlussprüfung in einem entsprechenden Zusatz­
studiengang in Praktischer Informatik oder einem verwandten
Zusatzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden wor­
den ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem
anderen Prüfungsverfahren befindet."

2. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Ahs. 1 Satz 1 werden die Worte "Kurs Software Enginee­
ring I" und "Softwarepraktikum" durch die Worte "Kurs aus
Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung für den
integrierten Diplomstudiengang Informatik" bzw. "Fachprak­
tlkum der Informatik" ersetzt.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

3, § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Ahs, 2 Satz 2 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt
und folgendes angefügt:

"der von dem im § 12 Abs. 1 Nr. 3 gewählten Kurs verschieden
ist."

b) In Ahs. 3 Nr. 2 wird das Wort "Softwarepraktikum" durch
die Worte "Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

4. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. Sie
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.

•

•
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Vierte Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

für den Zusatzstudiengang Praktische Informatik
an der FernUniversität ~ Gesamthochschule in Hagen

vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ~

HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Zusatzstudiengang Praktische In­
formatik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
14. Februar 1997, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom
24. Oktober 2000, wird wie folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:

Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufügen, ob bereits
eIne AbschlussprOfung in einem entsprechenden Zusatz­
studiengang in Praktischer Informatik oder einem verwandten
Zusatzstudiengang nicht oder endgültig nicht bestanden wor­
den ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in einem
anderen PrOfungsverfahren befindet."

2. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Ahs. 1 Satz 1 werden die Worte "Kurs Software Enginee­
ring I" und "Softwarepraktikum" durch die Worte "Kurs aus
Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung für den
integrierten Diplomstudiengang Informatik" bzw. "Fachprak­
tlkum der Informatik" ersetzt.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

3, § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Ahs, 2 Satz 2 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt
und folgendes angefügt:

"der von dem im § 12 Abs. 1 Nr. 3 gewählten Kurs verschieden
ist."

b) In Ahs. 3 Nr. 2 wird das Wort "Softwarepraktikum" durch
die Worte "Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

4. § 16 w'lrd wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2002 in Kraft. Sie
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.

•

•



Prüfungsordnung
 
für den ModelJstudiengang Bachelor in Informatik
 

an der FernUniversität - Gesamthochschule
 
In Hagen
 

Vom 24. August 2001
 
(Sland 01.10.2002) 

Aulgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) 
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FemUniversität ­
GesamthochSchule in Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung 
erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94 
Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 
190), geändert durch .~esetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 
223) sich ergebenden Anderungen und die 

Änderungen durch	 In-Kraft·Treten 

1. Änderungssatzung	 01.10.2002 
2. Änderungssatzung Änderung nach Nr. 1 22.04.2002 

Änderungen nach Nm. 2 - 8 01.10.2002 

Inhaltsübersicht 

•I. Allgemeines 

§	 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 
§	 2 Zugangsvoraussetzungen 
§	 3 Bachelor-Grad, Funktionsbezeichnungen 
§	 4 Regelstudienzeit und Sludienumfang 
§	 5 Prüfungen und Prüfungsfristen 
§ 6 Prüfungsausschuss 
§	 7 Prüfende und Beisitzende 
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I. Allgemeines 

§ 1 
Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums 

(1) Die Bachelor·Prüfung bildet einen berufsqualifizierenden Abschluss 
des Studiums im Studiengang Informatik. Durch die Bachelor·Prüfung 
Soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandidaten die für die 
Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse ermrben haben, 
die fachlichen Zusammenhänge überblicken und die Fähigkeit besitzen, 
Probleme der Informatik zu erkennen, zur Lösung eine geeignete 
wissenschaftliche Methode auszuwählen und sachgerecht anzuwenden. 

(2) Das Studium soll den Kandidafinnen und Kandidaten unter Berück· 
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswen die 
erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so 
vermitteln, dass sie zu kompetentem und zu verantwortlichem Handeln 
befähIgt werden. 

§2 
Zugangsvoraussetzungen 

(1) In den Modellstudiengang Bachelor in Informatik kann eingeschrie­

ben werden oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2
 
HG zugelassen werden, wer
 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife), der Fachhochschulreite oder 
ein durch Rechtsvorschrift oder Von der zuständigen staatlichen 
Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis besitzt und 

2.	 die Bachelor-Prüfung in Informatik an einer wissenschaftlichen 
Hochschule im Gellungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
nicht endgültig nicht bestanden hat. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle des 
§ 8 Abs. 5 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis über die 
Einslufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt. 

§3 
Bachelor-Grad, Funktionsbezeichnungen 

Ist die Bachelor·Prüfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik 
den Grad "Bachelor oi Science" für das Fach "Informatik", abgekürzt 
"B.Sc.". 

§4 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeil beträgt lür Vollzeitsludierende einschließlich 
der Bachelor·prüfung drei Studienjahre. Sie verlängen sich tür Teilzeit­
studierende entsprechend. 

(2) Der Studienumfang im Plticht- und Wahlpllichtbereich beträgt 
insgesamt höchstens 120 Semesterwochenstunden (SWS). In der 
Studienordnung werden die Studieninhalte so ausgewählt und begrenzt, 
dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 
Dabei ist gewährleistet, dass im Rahmen dieser Prüfungsordnung nach 
eigener Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und Pflicht· und 
Wahlpllichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur 
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur 
Teilnahme an zusätZlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen 
Studiengängen, stehen. 

§5 
Prüfungen und Prüfungsfristen 

(1) Die Bachelorprütung besteht aus Fachprülungen und der 
Abschlussarbeil. 

(2) Die Bachelor·Prüfung soll einschließlich der Abschlus~arbe!1 
grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten Regelstudienzeit 
abgeschlossen sein. 

(3) Die Fachprüfungen für die Bachelor·Prüfung werden slu­
dienbegleitend erbracht. 

§6 
Prüfungsausschuss 

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung 
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des 
Fachbereichs Informatik übernommen. Die Regelungen zu diesem 
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des FaChbereichs Informatik in 
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen. 

§7
 
Prüfende und Beisitzende
 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden. 

Prüfungsordnung
für den ModelJstudiengang Bachelor in Informatik

an der FernUniversität - Gesamthochschule
In Hagen

Vom 24. August 2001
(Sland 01.10.2002)

Aulgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)
vom 14. März 2000 (GV. NRW S, 190) hat die FemUniversität ­
GesamthochSchule in Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung
erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94
Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S.
190), geändert durch .~esetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S.
223) sich ergebenden Anderungen und die

Änderungen durch

1. Änderungssatzung
2. Änderungssatzung Änderung nach Nr. 1

Änderungen nach Nm. 2 - 8

In-Kraft·Treten

01.10.2002
22.04.2002
01.10.2002

§2
Zugangsvoraussetzungen

(1) In den Modellstudiengang Bachelor in Informatik kann eingeschrie­
ben werden oder als Zweithörerin oder Zweithörer gemäß § 71 Abs. 2
HG zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulreife), der Fachhochschulreite oder
ein durch Rechtsvorschrift oder Von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis besitzt und

2. die Bachelor-Prüfung in Informatik an einer wissenschaftlichen
Hochschule im Gellungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
nicht endgültig nicht bestanden hat.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle des
§ 8 Abs. 5 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis über die
Einslufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt.
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§3
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Ist die Bachelor·Prüfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik
den Grad "Bachelor oi Science" für das Fach "Informatik", abgekürzt
"B.Sc.".
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eigener Wahl Schwerpunkte gesetzt werden können und Pflicht· und
Wahlpllichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur
selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Teilnahme an zusätZlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen
Studiengängen, stehen.

§5
Prüfungen und Prüfungsfristen

(1) Die Bachelorprütung besteht aus Fachprülungen und der
Abschlussarbeil.

(2) Die Bachelor·Prüfung soll einschließlich der Abschlus~arbe!1

grundsätzlich innerhalb der in § 4 Abs. 1 festgelegten Regelstudienzeit
abgeschlossen sein.
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Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung
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§7
Prüfende und Beisitzende
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Profungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des jeweils zuständigen Fachbereichs. 
Zum/zur PrOfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer 
mindestens die entsprechende Abschlussprüfung oder eine 
vergleichbare PrOfung abgelegt und, sofern nicht ZWingende GrOnde 
eine Abweichung erfordem, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung 
bezieht, eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zum/zur 
Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende 
Abschlussprüfung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. 

(2)	 Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Abschlussarbeit und 
die mündlichen Prüfungen Prüfende vorschlagen. Auf die Vorschläge 
soll nach Möglichkeit Rocksicht genommen werden. Die Vorschläge 
begründen jedoch keinen Anspruch. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, 
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden 
rechtzeitig, bei mündlichen Prüfungen mindestens zwei Wochen vor dem 
Termin der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden. 

(5) Die Prüfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegen­
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§8 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
 

Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in 
demselben Studiengang, in anderen Studiengängen oder an anderen als 
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsberelch des Hochschul­
rahmengesetzes erbracht wurden, werden angerechnet, sO'Neit die 
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen und 
prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet. sO'Neit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen. wenn Studienzeiten, Studienteistungen 
und PrOfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denjenigen des entsprechenden StUdiums an der aufnehmenden Hoch· 
schule im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Ver­
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Das integrierte Nebenfach kann auf Antrag durch eine 
bestandene Abschlussprüfung in einem wissenschaftlichen Studiengang 
an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
ersetzt werden. Eine solche Ersetzung kann auch aufgrund von 
Zwischenprüfungen oder PrüfungsleiSlungen in einem solchen 
Studiengang erlolgen, die in Art und Umfang den Anforderungen des 
integrierten Nebenfachs entsprechen. Für die Gleichwertigkeit von 
StUdienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen an 
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusminislerkonferenz 
und der HochschuJrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz­
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei Zweifeln an der 
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen ge­
Mrt werden. 

(2) Für die im Studium vorgesehene Praktika Grundpraktikum 
Programmierung (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) und Fachpraktikum der Informatik 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 13) können auf Antrag gleichwertige berufspraktische 
Leistungen angerechnet werden. 

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land 
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und 
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend, 

(4) Leistungen, die mit einer erlolgrelch abgeschlossenen Ausbildung 
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach Mathema­
tik oder Informatik erbracht worden sind, werden als Leistungsnachweise 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit naChgewiesen wird. 

(5) Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die aufgrund einer 
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in 
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Ein­
stufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Stu· 
dienleistungen und auf PrOfungsleistungen der Bachelor8PrOfung 
angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis über die 
Einstufungsprüfung sind tor den Prüfungsausschuss bindend. 

(6) Zuständig fi.lr Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 isl der Prü­

fungsausschuss. Vor Feststellungen über die GleichlN8rtigkeit sind zu­

ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hOren.
 

(7) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, so
 
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
 
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und in die
 
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Wird das integrierte
 
Nebenfach gemäß Absatz 1 durch ein abgeschlossenes wissenschaft~
 

liches Studium ersetzt, so wird die Gesamtnote des entsprechenden Ab­

schlusszeugnisses als Nebenfachnote übemommen. Bei un­

vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" auf­

genommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.
 

(8) Die Studentin oder der Student hat die für die Anrechnung
 
erlorderlichen Unter1agen vorzulegen.
 

§9
 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
 
vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prüfung abmelden.
 

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen PrOfungstermin ohne 
triftige GrOnde versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung 
ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine 
schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei­
tungszeit erbracht wird. 

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverztiglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des •
Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer 
vom PrOfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder eines vom 
Prüfungsausschuss benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be­
reits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 

(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Profungsleistung durch 
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinnus­
sen, gilt die betreffende PrLlfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
(5,0) bewertet; die Feststellung über den Täuschungsversuch wird von 
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und 
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung 
stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführen­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "niCht ausreichend" (5,0) be'Nertet, die Gründe 
für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In SCh'Nerwiegenden 
Fällen kann der PrüfungsausschuSS die Kandidatin oder den Kandidaten 
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

(5) Die Kandidalin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ....er­
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom 
PrüfungsaUSSChuss Oberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind 
unverztiglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechlsbehelfsbelehrung zu versehen. • 

11.	 Ba c hel 0 r - P r ü fun g 

§ 10 
Zulassung und Zulassungsverfahren 

(1)	 Zur Bachelor·Prüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
 
fachgebundene HochSChulreife), der FachhochsChulreife oder
 
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
 
Stelle als gleiChwertig anerkanntes Zeugnis besitzt,
 

2.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen tor den
 
Modellstudiengang BaChelor in Informatik eingeschrieben oder
 
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer
 
zugelassen ist.
 

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle des 
§ 8 Abs. 5 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis Ober die 
Einstufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt. 
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Profungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des jeweils zuständigen Fachbereichs.
Zum/zur PrOfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die entsprechende Abschlussprüfung oder eine
vergleichbare PrOfung abgelegt und, sofern nicht ZWingende GrOnde
eine Abweichung erfordem, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung
bezieht, eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zum/zur
Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende
Abschlussprüfung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Abschlussarbeit und
die mündlichen Prüfungen Prüfende vorschlagen. Auf die Vorschläge
soll nach Möglichkeit Rocksicht genommen werden. Die Vorschläge
begründen jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden
rechtzeitig, bei mündlichen Prüfungen mindestens zwei Wochen vor dem
Termin der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden.

(5) Die Prüfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegen­
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
demselben Studiengang, in anderen Studiengängen oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsberelch des Hochschul­
rahmengesetzes erbracht wurden, werden angerechnet, sO'Neit die
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet. sO'Neit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen. wenn Studienzeiten, Studienteistungen
und PrOfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden StUdiums an der aufnehmenden Hoch·
schule im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Ver­
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Das integrierte Nebenfach kann auf Antrag durch eine
bestandene Abschlussprüfung in einem wissenschaftlichen Studiengang
an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
ersetzt werden. Eine solche Ersetzung kann auch aufgrund von
Zwischenprüfungen oder PrüfungsleiSlungen in einem solchen
Studiengang erlolgen, die in Art und Umfang den Anforderungen des
integrierten Nebenfachs entsprechen. Für die Gleichwertigkeit von
StUdienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusminislerkonferenz
und der HochschuJrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch-
schulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen ge­
Mrt werden.

(2) Für die im Studium vorgesehene Praktika Grundpraktikum
Programmierung (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) und Fachpraktikum der Informatik
(§ 11 Abs. 1 Nr. 13) können auf Antrag gleichwertige berufspraktische
Leistungen angerechnet werden.

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend,

(4) Leistungen, die mit einer erlolgrelch abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach Mathema­
tik oder Informatik erbracht worden sind, werden als Leistungsnachweise
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit naChgewiesen wird.

(5) Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die aufgrund einer
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Ein­
stufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Stu·
dienleistungen und auf PrOfungsleistungen der Bachelor8PrOfung
angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis über die
Einstufungsprüfung sind tor den Prüfungsausschuss bindend.

(6) Zuständig fi.lr Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 isl der Prü-

fungsausschuss. Vor Feststellungen über die GleichlN8rtigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hOren.

(7) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Wird das integrierte
Nebenfach gemäß Absatz 1 durch ein abgeschlossenes wissenschaft~

liches Studium ersetzt, so wird die Gesamtnote des entsprechenden Ab­
schlusszeugnisses als Nebenfachnote übemommen. Bei un­
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" auf­
genommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(8) Die Studentin oder der Student hat die für die Anrechnung
erlorderlichen Unter1agen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prüfung abmelden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen PrOfungstermin ohne
triftige GrOnde versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung
ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine
schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei­
tungszeit erbracht wird.

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverztiglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer
vom PrOfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder eines vom
Prüfungsausschuss benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be­
reits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Profungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinnus­
sen, gilt die betreffende PrLlfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) bewertet; die Feststellung über den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung
stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführen­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "niCht ausreichend" (5,0) be'Nertet, die Gründe
für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In SCh'Nerwiegenden
Fällen kann der PrüfungsausschuSS die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Die Kandidalin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ....er­
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom
PrüfungsaUSSChuss Oberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind
unverztiglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechlsbehelfsbelehrung zu versehen.

11. Ba c hel 0 r - P r ü fun g

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Bachelor·Prüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene HochSChulreife), der FachhochsChulreife oder
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleiChwertig anerkanntes Zeugnis besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen tor den
Modellstudiengang BaChelor in Informatik eingeschrieben oder
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer
zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle des
§ 8 Abs. 5 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis Ober die
Einstufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt.
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Profungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des jeweils zuständigen Fachbereichs.
Zum/zur PrOfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die entsprechende Abschlussprüfung oder eine
vergleichbare PrOfung abgelegt und, sofern nicht ZWingende GrOnde
eine Abweichung erfordem, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung
bezieht, eine selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zum/zur
Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende
Abschlussprüfung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Abschlussarbeit und
die mündlichen Prüfungen Prüfende vorschlagen. Auf die Vorschläge
soll nach Möglichkeit Rocksicht genommen werden. Die Vorschläge
begründen jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prüfenden
rechtzeitig, bei mündlichen Prüfungen mindestens zwei Wochen vor dem
Termin der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden.

(5) Die Prüfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegen­
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

§8
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
demselben Studiengang, in anderen Studiengängen oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsberelch des Hochschul­
rahmengesetzes erbracht wurden, werden angerechnet, sO'Neit die
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet. sO'Neit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen. wenn Studienzeiten, Studienteistungen
und PrOfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden StUdiums an der aufnehmenden Hoch·
schule im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Ver­
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Das integrierte Nebenfach kann auf Antrag durch eine
bestandene Abschlussprüfung in einem wissenschaftlichen Studiengang
an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
ersetzt werden. Eine solche Ersetzung kann auch aufgrund von
Zwischenprüfungen oder PrüfungsleiSlungen in einem solchen
Studiengang erlolgen, die in Art und Umfang den Anforderungen des
integrierten Nebenfachs entsprechen. Für die Gleichwertigkeit von
StUdienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen an
ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusminislerkonferenz
und der HochschuJrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch-
schulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen ge­
Mrt werden.

(2) Für die im Studium vorgesehene Praktika Grundpraktikum
Programmierung (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) und Fachpraktikum der Informatik
(§ 11 Abs. 1 Nr. 13) können auf Antrag gleichwertige berufspraktische
Leistungen angerechnet werden.

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend,

(4) Leistungen, die mit einer erlolgrelch abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach Mathema­
tik oder Informatik erbracht worden sind, werden als Leistungsnachweise
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit naChgewiesen wird.

(5) Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die aufgrund einer
Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Ein­
stufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Stu·
dienleistungen und auf PrOfungsleistungen der Bachelor8PrOfung
angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis über die
Einstufungsprüfung sind tor den Prüfungsausschuss bindend.

(6) Zuständig fi.lr Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 isl der Prü-

fungsausschuss. Vor Feststellungen über die GleichlN8rtigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hOren.

(7) Werden Studienleistungen und PrOfungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehörigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Wird das integrierte
Nebenfach gemäß Absatz 1 durch ein abgeschlossenes wissenschaft~

liches Studium ersetzt, so wird die Gesamtnote des entsprechenden Ab­
schlusszeugnisses als Nebenfachnote übemommen. Bei un­
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" auf­
genommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(8) Die Studentin oder der Student hat die für die Anrechnung
erlorderlichen Unter1agen vorzulegen.

§9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeweiligen PrOfungstermin von einer Prüfung abmelden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen PrOfungstermin ohne
triftige GrOnde versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung
ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine
schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei­
tungszeit erbracht wird.

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverztiglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer
vom PrOfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder eines vom
Prüfungsausschuss benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be­
reits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Profungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinnus­
sen, gilt die betreffende PrLlfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) bewertet; die Feststellung über den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung
stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführen­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "niCht ausreichend" (5,0) be'Nertet, die Gründe
für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In SCh'Nerwiegenden
Fällen kann der PrüfungsausschuSS die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Die Kandidalin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ....er­
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom
PrüfungsaUSSChuss Oberprüft werden. Belastende Entscheidungen sind
unverztiglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechlsbehelfsbelehrung zu versehen.

11. Ba c hel 0 r - P r ü fun g

§ 10
Zulassung und Zulassungsverfahren

(1) Zur Bachelor·Prüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene HochSChulreife), der FachhochsChulreife oder
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleiChwertig anerkanntes Zeugnis besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen tor den
Modellstudiengang BaChelor in Informatik eingeschrieben oder
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer
zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle des
§ 8 Abs. 5 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis Ober die
Einstufungsprüfung ganz oder teilweise ersetzt.
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(3) Die Studien- und Prufungsleistungen der Bachelor-Prüfung werden 
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4 
Wochen vor dem PrOfungstermin erfolgen soll. Diese erfolgt bei 
mündlichen Prüfungen über die Prüfenden, bei Klausurarbeiten über die 
Prüfungsämter der zuständigen Fachbereiche. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Prüfung beim Prüfungsaus­
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizuWgen, ob 
bereits eine Bachelor-Prüfung im Studiengang Informalik nicht oder 
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin oder der 
Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren befindet. 

(4)	 Über die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss. 

(S)	 Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 

a)	 die In Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind 
oder 

b) die Unlerlagen unvollständig sind oder 
c) dIe Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung in dem 

StUdiengang Informatik an einer wissenschaftlichen Hochschule 
Im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgültig 
nIcht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen 
Hochschule in einem PrOfungsverfahren im selben Studiengang 
befindet. 

•	 § 11 
Leistungsnachweise 

(1)	 Im BaChelor-Studiengang muss in folgenden Lehrveranstaltungen 
nach naherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Lei­
stungsnachweis erbracht werden. FOr einen solchen Leistungsnachweis 
werden Lelslungspunkte gemäß der nachfolgenden Aufstellung ver­
geben 

1.	 Einfuhrung in die imperative Programmierung 
(4 Leistungspunkte) 

2.	 Formale Grundlagen der Informatik (4 Leistungspunkte) 
3.	 Mathematik für Informatiker I (Bachelor) (4 Leistungspunkte) 
4.	 Einführung in die Objektorientierte Programmierung 

(8 Leistungspunkte) 
5.	 Mathematik für Informatiker 11 (Bachelor) (B Leistungspunkte) 
6.	 Grundlagen der Theoretischen Informatik (8 Leistungspunkte) 
7.	 Datenbanken I (4 Leistungspunkte) 
8.	 Grundpraktikum Programmierung (8 Leistungspunkte) 
9.	 Technisches Englisch (3 Leistungspunkte) 
10. Grundlagen des Bürgerlichen Rechts (6 Leistungspunkte) 
11.	 Kurs aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS Stoff­

umfang) (8 Leistungspunkte) 
12. Seminar in Informatik (4 Leistungspunkte) 
13. Fachpraktikum der Informatik (8 Leistungspunkle) 

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben 
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung • 
eines frOheren Semesters oder aus einer dafOr angerechneten Studien­
oder Prüfungsleistung vorliegen. 

(2)	 Für die Bewertung gilt § 16 Abs. 1 entsprechend, 

(3) Teilnahmevoraussetzung für ein Fachpraktikum der Informatik nach 
Abs. 1 Nr, 13 ist das Vorliegen des Leistungsnachweises zum Grund­
praktikum Programmierung nach Abs, 1 Nr. B. 

§ 12 
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung 

(1) Die Bachelor-PrOfung besteht aus den Fachprüfungen und der 
Abschlussarbeit nach § 13. Die Fachprüfungen bestehen aus 

1.	 den Klausurarbeiten, soweit sie nach Absatz 3 vorgeschrieben 
sind, und 

2.	 den mündlichen PrOfungen, 

(2)	 Die Bachelor-PrOfung erstreckt sich im PfJichtbereich auf die Fächer: 

1.	 Praktische Informatik, 
2. Technische Informatik
 

und die Fächer
 

3.	 Arbeits- und Organisalionspsychologie,
4.	 Management in der Informationslecflnologie 

im integrierten Nebenfach. Im Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf 
die nach Maßgabe der Studienordnung zu wählenden Fächer: Im 
Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf die nach Maßgabe des 
Absatzes 3 zu wählenden Fächer 

5.	 Wahlfach I, 
6.	 Wahlfach 11 
7.	 Wahlfach 11I 
8. Wahlfach IV 

der Informatik. 
Für jede nach § 16 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4,0) bewertete 
Prüfungsleistung einer FaChprüfung werden Leistungspunkte gemäß 
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener PrOfungsleistungen 
aufgrund eines Freiversuchs nach § 17 Abs. B werden dabei nicht 
berücksichtigt. 

(3) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer mündlichen 
Prüfung (10 Leistungspunkte) Ober die beiden Kurse Betriebssysteme 
und Rechnernetze (2 SWS Stoffumfang) und Datenstrukturen I (2 SWS 
Stoffumfang). 

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen 
Prüfung (10 Leistungspunkte) Ober die beiden Kurse Technische 
Informatik I (2 SWS Stoffumfang) und Technische Informatik II (2 SWS 
Stoffumfang). 

Die Fachprüfung Arbeits- und OrganisationspsychoJogie besteht aus 
einer 24 stOndigen Klausurarbeit (15 Leistungspunkte) über Kurse im 
Umfang von mindestens 10 SWS. die nach näherer Regelung der 
Studienordnung dem Fach Arbeits~ und Organisationspsychologie 
zuzuordnen sind. 

Die FachprOfung Management in der Informationstechnologie besteht 
aus einer 3-stOndigen Klausurarbeit (16 Leistungspunkte) über Kurse im 
Stoffumfang von mindestens 8 SWS, die nach näherer Regelung der 
Studienordnung dem Fach Management in der Informationstechnologie 
zuzuordnen sind. 

Die FachprOfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV bestehen jeweils aus 
einer mündlichen Prüfung (9 Leistungspunkte) über 'Kurse im 
Stoffumfang von 4 SWS aus dem Katalog B oder dem Katalog M der 
Studienordnung. 

Aus dem Katalog M dOrfen fOr die Kurse in den FachprOfungen Wahlfach 
I bis Wahlfach IV und für den Kurs zum Leistungsnachweis Kurs aus 
dem Katalog B oder dem Katalog M nach § 11 Abs. 1 Nr. 11 höchstens 
Kurse im Gesamtumfang von 4 SWS Stoffumfang gewählt werden. 

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand einer einzigen Prü­
fungsleistung oder eines einzigen Leistungsnachweises sein. 

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei­
tende Veranstaltungen). 

(4) Teilnahmevoraussetzung für die erste der Fachprüfungen nach 
Absatz 2 Nm. 1, 2 und 5 bis 8 ist das Vorliegen von mindestens drei der 
Leistungsnachweise nach § 11 Abs. 1 Nrn. 1 bis 8. 

(5) Gegenstand der Fachprüfungen sind die Stoffgebiete der den PrO­
fungsfächem nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten Lehr­
veranstaltungen. 

(6) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis 
glaubhaft. dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger 
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die PrOfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt 
für Studienleistungen. 

§ 13 
Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Informatik. Sie soll 
zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat grOndliche 
Fachkenntnisse erwarben hat und in der Lage ist, innerhalb einer 
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 14 mit 
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlu5sarbeit werden 16 
Leistungspunkte vergeben. 

(2) Die Abschlussarbeit wird von einer oder einem Prilfenden gemäß 
§ 7 Abs, 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut. 
Prüfende können darüber hinaus auch promovierte wissenschaftliChe 
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(2) Für die Bewertung gilt § 16 Abs. 1 entsprechend,

•

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung
eines frOheren Semesters oder aus einer dafOr angerechneten Studien­
oder Prüfungsleistung vorliegen.

(1) Im BaChelor-Studiengang muss in folgenden Lehrveranstaltungen
nach naherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Lei­
stungsnachweis erbracht werden. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden Lelslungspunkte gemäß der nachfolgenden Aufstellung ver­
geben

(3) Die Studien- und Prufungsleistungen der Bachelor-Prüfung werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem PrOfungstermin erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mündlichen Prüfungen über die Prüfenden, bei Klausurarbeiten über die
Prüfungsämter der zuständigen Fachbereiche. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Prüfung beim Prüfungsaus­
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizuWgen, ob
bereits eine Bachelor-Prüfung im Studiengang Informalik nicht oder
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin oder der
Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren befindet.

(4) Über die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss.

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand einer einzigen Prü­
fungsleistung oder eines einzigen Leistungsnachweises sein.

im integrierten Nebenfach. Im Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf
die nach Maßgabe der Studienordnung zu wählenden Fächer: Im
Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf die nach Maßgabe des
Absatzes 3 zu wählenden Fächer

5. Wahlfach I,
6. Wahlfach 11
7. Wahlfach 111
8. Wahlfach IV

der Informatik.
Für jede nach § 16 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4,0) bewertete
Prüfungsleistung einer FaChprüfung werden Leistungspunkte gemäß
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener PrOfungsleistungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 17 Abs. B werden dabei nicht
berücksichtigt.

(3) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung (10 Leistungspunkte) Ober die beiden Kurse Betriebssysteme
und Rechnernetze (2 SWS Stoffumfang) und Datenstrukturen I (2 SWS
Stoffumfang).

(5) Gegenstand der Fachprüfungen sind die Stoffgebiete der den PrO­
fungsfächem nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten Lehr­
veranstaltungen.

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung (10 Leistungspunkte) Ober die beiden Kurse Technische
Informatik I (2 SWS Stoffumfang) und Technische Informatik II (2 SWS
Stoffumfang).

(4) Teilnahmevoraussetzung für die erste der Fachprüfungen nach
Absatz 2 Nm. 1, 2 und 5 bis 8 ist das Vorliegen von mindestens drei der
Leistungsnachweise nach § 11 Abs. 1 Nrn. 1 bis 8.

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei­
tende Veranstaltungen).

Die Fachprüfung Arbeits- und OrganisationspsychoJogie besteht aus
einer 24 stOndigen Klausurarbeit (15 Leistungspunkte) über Kurse im
Umfang von mindestens 10 SWS. die nach näherer Regelung der
Studienordnung dem Fach Arbeits~ und Organisationspsychologie
zuzuordnen sind.

Die FachprOfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV bestehen jeweils aus
einer mündlichen Prüfung (9 Leistungspunkte) über 'Kurse im
Stoffumfang von 4 SWS aus dem Katalog B oder dem Katalog M der
Studienordnung.

Aus dem Katalog M dOrfen fOr die Kurse in den FachprOfungen Wahlfach
I bis Wahlfach IV und für den Kurs zum Leistungsnachweis Kurs aus
dem Katalog B oder dem Katalog M nach § 11 Abs. 1 Nr. 11 höchstens
Kurse im Gesamtumfang von 4 SWS Stoffumfang gewählt werden.

Die FachprOfung Management in der Informationstechnologie besteht
aus einer 3-stOndigen Klausurarbeit (16 Leistungspunkte) über Kurse im
Stoffumfang von mindestens 8 SWS, die nach näherer Regelung der
Studienordnung dem Fach Management in der Informationstechnologie
zuzuordnen sind.

1. Einfuhrung in die imperative Programmierung
(4 Leistungspunkte)

2. Formale Grundlagen der Informatik (4 Leistungspunkte)
3. Mathematik für Informatiker I (Bachelor) (4 Leistungspunkte)
4. Einführung in die Objektorientierte Programmierung

(8 Leistungspunkte)
5. Mathematik für Informatiker 11 (Bachelor) (B Leistungspunkte)
6. Grundlagen der Theoretischen Informatik (8 Leistungspunkte)
7. Datenbanken I (4 Leistungspunkte)
8. Grundpraktikum Programmierung (8 Leistungspunkte)
9. Technisches Englisch (3 Leistungspunkte)
10. Grundlagen des Bürgerlichen Rechts (6 Leistungspunkte)
11. Kurs aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS Stoff­

umfang) (8 Leistungspunkte)
12. Seminar in Informatik (4 Leistungspunkte)
13. Fachpraktikum der Informatik (8 Leistungspunkle)

§ 11
Leistungsnachweise

(S) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die In Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

b) die Unlerlagen unvollständig sind oder
c) dIe Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung in dem

StUdiengang Informatik an einer wissenschaftlichen Hochschule
Im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgültig
nIcht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen
Hochschule in einem PrOfungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

•

(3) Teilnahmevoraussetzung für ein Fachpraktikum der Informatik nach
Abs. 1 Nr, 13 ist das Vorliegen des Leistungsnachweises zum Grund­
praktikum Programmierung nach Abs, 1 Nr. B.

§ 12
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-PrOfung besteht aus den Fachprüfungen und der
Abschlussarbeit nach § 13. Die Fachprüfungen bestehen aus

1. den Klausurarbeiten, soweit sie nach Absatz 3 vorgeschrieben
sind, und

2. den mündlichen PrOfungen,

(2) Die Bachelor-PrOfung erstreckt sich im PfJichtbereich auf die Fächer:

1. Praktische Informatik,
2. Technische Informatik

und die Fächer

(6) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft. dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die PrOfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
für Studienleistungen.

§ 13
Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Informatik. Sie soll
zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat grOndliche
Fachkenntnisse erwarben hat und in der Lage ist, innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 14 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlu5sarbeit werden 16
Leistungspunkte vergeben.

3.
4.

Arbeits- und Organisalionspsychologie,
Management in der Informationslecflnologie

(2) Die Abschlussarbeit wird von einer oder einem Prilfenden gemäß
§ 7 Abs, 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut.
Prüfende können darüber hinaus auch promovierte wissenschaftliChe
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(2) Für die Bewertung gilt § 16 Abs. 1 entsprechend,

•

Aus Leistungsnachweisen können Leistungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstaltung
eines frOheren Semesters oder aus einer dafOr angerechneten Studien­
oder Prüfungsleistung vorliegen.

(1) Im BaChelor-Studiengang muss in folgenden Lehrveranstaltungen
nach naherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Lei­
stungsnachweis erbracht werden. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden Lelslungspunkte gemäß der nachfolgenden Aufstellung ver­
geben

(3) Die Studien- und Prufungsleistungen der Bachelor-Prüfung werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrOfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem PrOfungstermin erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mündlichen Prüfungen über die Prüfenden, bei Klausurarbeiten über die
Prüfungsämter der zuständigen Fachbereiche. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Prüfung beim Prüfungsaus­
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizuWgen, ob
bereits eine Bachelor-Prüfung im Studiengang Informalik nicht oder
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin oder der
Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren befindet.

(4) Über die Zulassung entscheidet der PrOfungsausschuss.

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand einer einzigen Prü­
fungsleistung oder eines einzigen Leistungsnachweises sein.

im integrierten Nebenfach. Im Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf
die nach Maßgabe der Studienordnung zu wählenden Fächer: Im
Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf die nach Maßgabe des
Absatzes 3 zu wählenden Fächer

5. Wahlfach I,
6. Wahlfach 11
7. Wahlfach 111
8. Wahlfach IV

der Informatik.
Für jede nach § 16 Abs. 1 mit mindestens ausreichend (4,0) bewertete
Prüfungsleistung einer FaChprüfung werden Leistungspunkte gemäß
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener PrOfungsleistungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 17 Abs. B werden dabei nicht
berücksichtigt.

(3) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung (10 Leistungspunkte) Ober die beiden Kurse Betriebssysteme
und Rechnernetze (2 SWS Stoffumfang) und Datenstrukturen I (2 SWS
Stoffumfang).

(5) Gegenstand der Fachprüfungen sind die Stoffgebiete der den PrO­
fungsfächem nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten Lehr­
veranstaltungen.

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung (10 Leistungspunkte) Ober die beiden Kurse Technische
Informatik I (2 SWS Stoffumfang) und Technische Informatik II (2 SWS
Stoffumfang).

(4) Teilnahmevoraussetzung für die erste der Fachprüfungen nach
Absatz 2 Nm. 1, 2 und 5 bis 8 ist das Vorliegen von mindestens drei der
Leistungsnachweise nach § 11 Abs. 1 Nrn. 1 bis 8.

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei­
tende Veranstaltungen).

Die Fachprüfung Arbeits- und OrganisationspsychoJogie besteht aus
einer 24 stOndigen Klausurarbeit (15 Leistungspunkte) über Kurse im
Umfang von mindestens 10 SWS. die nach näherer Regelung der
Studienordnung dem Fach Arbeits~ und Organisationspsychologie
zuzuordnen sind.

Die FachprOfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV bestehen jeweils aus
einer mündlichen Prüfung (9 Leistungspunkte) über 'Kurse im
Stoffumfang von 4 SWS aus dem Katalog B oder dem Katalog M der
Studienordnung.

Aus dem Katalog M dOrfen fOr die Kurse in den FachprOfungen Wahlfach
I bis Wahlfach IV und für den Kurs zum Leistungsnachweis Kurs aus
dem Katalog B oder dem Katalog M nach § 11 Abs. 1 Nr. 11 höchstens
Kurse im Gesamtumfang von 4 SWS Stoffumfang gewählt werden.

Die FachprOfung Management in der Informationstechnologie besteht
aus einer 3-stOndigen Klausurarbeit (16 Leistungspunkte) über Kurse im
Stoffumfang von mindestens 8 SWS, die nach näherer Regelung der
Studienordnung dem Fach Management in der Informationstechnologie
zuzuordnen sind.

1. Einfuhrung in die imperative Programmierung
(4 Leistungspunkte)

2. Formale Grundlagen der Informatik (4 Leistungspunkte)
3. Mathematik für Informatiker I (Bachelor) (4 Leistungspunkte)
4. Einführung in die Objektorientierte Programmierung

(8 Leistungspunkte)
5. Mathematik für Informatiker 11 (Bachelor) (B Leistungspunkte)
6. Grundlagen der Theoretischen Informatik (8 Leistungspunkte)
7. Datenbanken I (4 Leistungspunkte)
8. Grundpraktikum Programmierung (8 Leistungspunkte)
9. Technisches Englisch (3 Leistungspunkte)
10. Grundlagen des Bürgerlichen Rechts (6 Leistungspunkte)
11. Kurs aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS Stoff­

umfang) (8 Leistungspunkte)
12. Seminar in Informatik (4 Leistungspunkte)
13. Fachpraktikum der Informatik (8 Leistungspunkle)

§ 11
Leistungsnachweise

(S) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) die In Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind
oder

b) die Unlerlagen unvollständig sind oder
c) dIe Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung in dem

StUdiengang Informatik an einer wissenschaftlichen Hochschule
Im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endgültig
nIcht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen
Hochschule in einem PrOfungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

•

(3) Teilnahmevoraussetzung für ein Fachpraktikum der Informatik nach
Abs. 1 Nr, 13 ist das Vorliegen des Leistungsnachweises zum Grund­
praktikum Programmierung nach Abs, 1 Nr. B.

§ 12
Umfang und Art der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-PrOfung besteht aus den Fachprüfungen und der
Abschlussarbeit nach § 13. Die Fachprüfungen bestehen aus

1. den Klausurarbeiten, soweit sie nach Absatz 3 vorgeschrieben
sind, und

2. den mündlichen PrOfungen,

(2) Die Bachelor-PrOfung erstreckt sich im PfJichtbereich auf die Fächer:

1. Praktische Informatik,
2. Technische Informatik

und die Fächer

(6) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft. dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die PrOfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
für Studienleistungen.

§ 13
Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Informatik. Sie soll
zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat grOndliche
Fachkenntnisse erwarben hat und in der Lage ist, innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FOr eine nach § 14 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlu5sarbeit werden 16
Leistungspunkte vergeben.

3.
4.

Arbeits- und Organisalionspsychologie,
Management in der Informationslecflnologie

(2) Die Abschlussarbeit wird von einer oder einem Prilfenden gemäß
§ 7 Abs, 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut.
Prüfende können darüber hinaus auch promovierte wissenschaftliChe
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofern der 
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder 
der Prüfende wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Soll die 
Abschlussarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule 
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des 
Vorsitzenden des prüfungsausschusses. Den Kandidatinnen und 
Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge (Ur das Thema der 
Abschlussarbeit zu machen. 

(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema fOr 
eine Abschlussarbeit erhält. 

(4) Die Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt Ober die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des prüfungsausschusses. Der 
Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 

(5) Die Bearbeitungszeit für die Abschlussarbeit beträgt höchstens drei 
Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeil sind 
von der oder dem Betreuenden so zu begrenzen, daß die Frist zur 
Bearbeitung der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema 
kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats der 
Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann der 
PrUfungsausschuss auf begründeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis 
zu drei Wochen verlängern. Für Teilzeitstudierende kann der 
Prüfungsausschuss darUberhinaus ausnahmsweise eine weitere 
Nachfrist von bis zu drei Wochen gewähren. 

(6) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der 
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 

§ 14 
Annahme und Bewertung der AbschlussartJelt 

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Seiten 
nicht übertichreiten. Sie ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss in drei­
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie 
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 

(2) Die Abschlussarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu 
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden 
gehören. Die oder der zweite Prüfende wird vom Prüfungsausschuss 
bestimmt. Die einzelne Bewertung ist entsprechend § 16 Abs. 1 
vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die Note der 
Abschlussarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzel­
bewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. 
Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine 
dritte Prüferin oder ein dritter PrOfer zur Bewertung der Abschlussarbeit 
bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Abschlussarbeit aus dem 
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die 
Abschlussarbeit kann jedoch nur dann als "ausreichend" oder besser 
bewertet werden, wenn mindestens zwej Noten "ausreichend" oder 
besser sind 

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen 
mitzuteilen 

§ 15 
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen 

(1) In den Klausurarbeiten gemäß § 12 Abs. 3 soU die Kandidatin oder 
der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit 
begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des 
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die Dauer der 
Klausurarbeiten ist bei den einzelnen Fachprüfungen festgelegt. 

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei PrUfenden gemäß § 16 Abs. 1 zu 
bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen abgewichen wer­
den; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Bei einem der PrOfenden 
kann abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 3 auf die selbständige Lehrtatig­
keit verzichtet werden. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens sechs Wochen 
mitzuteilen. 

(4) In den mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des 
Prilfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen 

soll ferner festgestellt werden, ob über breites Grundlagenwissen verfogt
 
wird.
 

(5) Mündliche PrOfungen werden entweder vor einer oder einem Prü~
 

fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
 
vor zwei Prüfenden (Kollegialpr'Üfung) als Einzelprtifung abgelegt. Bei
 
einer Kollegialprüfung, die sich Ober den Inhalt mehrerer Kurtie erstreckt,
 
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
 
von einer oder einem Prüfenden geprüft. Bei einer prOfung durch eine
 
oder einen Prllfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 16 Abs.
 
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KoliegialprOfung legen die
 
Prüfenden die Note gemeinsam fest.
 

(6) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von mehr als 4
 
SWS in der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem
 
Stoffumfang von bis zu 4 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15
 
und höchstens 25 Minuten.
 

(7) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mOndlichen 
prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung 
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche 
Prüfung bekanntzugeben. 

(6) Wer sich in einem späteren pri.lfungsterm\n der gleichen mündlichen 
PrUfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, 
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 

§ 16 
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten
 

und Bestehen der Bachelor~PrLlfung
 • 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den je­
weiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten 
zu verwenden: 

1 = sehr gut eine hervorragende Leistung;
 
2 = gut eine Leistung, die erheblich über den
 

durchschnittlichen Anforderungen liegt:
 
3 = befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen
 

Anforderungen entspricht;
 
4 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
 

noch den Anforderungen genügt;
 
5	 = nicht ausreichend eine Leistung, die wegen erheblicher
 

Mängel den Anforderungen nicht mehr
 
genügt
 

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge­
bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen. 

(2) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen Prü· 
fungsleistungen (gemäß § 12 Abs. 3) bestanden sind. Eine Prüfungs­
leistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend~ (4,0) 
bewertet ist. Für eine bestandene Fachprüfung errechnet sich die 
Fachnote gegebenenfalls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der 
einzelnen PrUfungsleistungen. Die Fachnote lautet •

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut,
 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut.
 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend,
 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend.
 

Eine nichtbestandene Fachprüfung wird mit der Note "nicht ausreichend" 
bewertet. 

(3) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliChe Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen 
bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 14 mit mindestens 
"ausreichend" bewertet wurde. 

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Bachelor·Prüfung errechnet sich 
aus einem gewichteten Durchschnitt der Fachnoten und der Note der 
Abschlussarbeit. Dabei gehen die Fachnoten der Prüfungsfächer nach 
§ 12 Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 jeweils mit einfachem Gewicht und die Note der 
Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die Berechnung ein. Die 
Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,
 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut,
 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend,
 
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 = ausreichend.
 

(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofern der
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder
der Prüfende wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des prüfungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge (Ur das Thema der
Abschlussarbeit zu machen.

(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema fOr
eine Abschlussarbeit erhält.

soll ferner festgestellt werden, ob über breites Grundlagenwissen verfogt
wird.

(5) Mündliche PrOfungen werden entweder vor einer oder einem Prü~

fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei Prüfenden (Kollegialpr'Üfung) als Einzelprtifung abgelegt. Bei
einer Kollegialprüfung, die sich Ober den Inhalt mehrerer Kurtie erstreckt,
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
von einer oder einem Prüfenden geprüft. Bei einer prOfung durch eine
oder einen Prllfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 16 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KoliegialprOfung legen die
Prüfenden die Note gemeinsam fest.

(4) Die Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt Ober die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des prüfungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(6) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von mehr als 4
SWS in der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem
Stoffumfang von bis zu 4 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15
und höchstens 25 Minuten.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Abschlussarbeit beträgt höchstens drei
Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeil sind
von der oder dem Betreuenden so zu begrenzen, daß die Frist zur
Bearbeitung der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema
kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats der
Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann der
PrUfungsausschuss auf begründeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis
zu drei Wochen verlängern. Für Teilzeitstudierende kann der
Prüfungsausschuss darUberhinaus ausnahmsweise eine weitere
Nachfrist von bis zu drei Wochen gewähren.

(6) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

(7) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mOndlichen
prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche
Prüfung bekanntzugeben.

(6) Wer sich in einem späteren pri.lfungsterm\n der gleichen mündlichen
PrUfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

§ 16
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Bachelor~PrLlfung •

(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die

Eine nichtbestandene Fachprüfung wird mit der Note "nicht ausreichend"
bewertet.

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge­
bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen.

(3) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliChe Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen
bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 14 mit mindestens
"ausreichend" bewertet wurde.

•
sehr gut,
gut.
befriedigend,
ausreichend.

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich über den
durchschnittlichen Anforderungen liegt:
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt

3 = befriedigend

4 = ausreichend

5 = nicht ausreichend

bei einem Durchschnitt bis 1,5 =
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 =

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den je­
weiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

1 = sehr gut
2 = gut

(2) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen Prü·
fungsleistungen (gemäß § 12 Abs. 3) bestanden sind. Eine Prüfungs­
leistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend~ (4,0)
bewertet ist. Für eine bestandene Fachprüfung errechnet sich die
Fachnote gegebenenfalls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
einzelnen PrUfungsleistungen. Die Fachnote lautet

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Bachelor·Prüfung errechnet sich
aus einem gewichteten Durchschnitt der Fachnoten und der Note der
Abschlussarbeit. Dabei gehen die Fachnoten der Prüfungsfächer nach
§ 12 Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 jeweils mit einfachem Gewicht und die Note der
Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die Berechnung ein. Die
Gesamtnote lautet

(2) Die Abschlussarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden
gehören. Die oder der zweite Prüfende wird vom Prüfungsausschuss
bestimmt. Die einzelne Bewertung ist entsprechend § 16 Abs. 1
vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die Note der
Abschlussarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzel­
bewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt.
Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine
dritte Prüferin oder ein dritter PrOfer zur Bewertung der Abschlussarbeit
bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Abschlussarbeit aus dem
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die
Abschlussarbeit kann jedoch nur dann als "ausreichend" oder besser
bewertet werden, wenn mindestens zwej Noten "ausreichend" oder
besser sind

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Seiten
nicht übertichreiten. Sie ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss in drei­
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

§ 14
Annahme und Bewertung der AbschlussartJelt

§ 15
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen

(1) In den Klausurarbeiten gemäß § 12 Abs. 3 soU die Kandidatin oder
der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die Dauer der
Klausurarbeiten ist bei den einzelnen Fachprüfungen festgelegt.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei PrUfenden gemäß § 16 Abs. 1 zu
bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen abgewichen wer­
den; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Bei einem der PrOfenden
kann abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 3 auf die selbständige Lehrtatig­
keit verzichtet werden. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens sechs Wochen
mitzuteilen.

(4) In den mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des
Prilfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofern der
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder
der Prüfende wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule
durchgefOhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des prüfungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge (Ur das Thema der
Abschlussarbeit zu machen.

(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeitig ein Thema fOr
eine Abschlussarbeit erhält.

soll ferner festgestellt werden, ob über breites Grundlagenwissen verfogt
wird.

(5) Mündliche PrOfungen werden entweder vor einer oder einem Prü~

fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei Prüfenden (Kollegialpr'Üfung) als Einzelprtifung abgelegt. Bei
einer Kollegialprüfung, die sich Ober den Inhalt mehrerer Kurtie erstreckt,
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
von einer oder einem Prüfenden geprüft. Bei einer prOfung durch eine
oder einen Prllfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 16 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer KoliegialprOfung legen die
Prüfenden die Note gemeinsam fest.

(4) Die Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt Ober die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des prüfungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(6) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von mehr als 4
SWS in der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem
Stoffumfang von bis zu 4 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15
und höchstens 25 Minuten.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Abschlussarbeit beträgt höchstens drei
Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang der Abschlussarbeil sind
von der oder dem Betreuenden so zu begrenzen, daß die Frist zur
Bearbeitung der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema
kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats der
Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann der
PrUfungsausschuss auf begründeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis
zu drei Wochen verlängern. Für Teilzeitstudierende kann der
Prüfungsausschuss darUberhinaus ausnahmsweise eine weitere
Nachfrist von bis zu drei Wochen gewähren.

(6) Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit selbständig
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

(7) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mOndlichen
prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche
Prüfung bekanntzugeben.

(6) Wer sich in einem späteren pri.lfungsterm\n der gleichen mündlichen
PrUfung unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen
Verhältnisse als Zuhörende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

§ 16
Bewertung der PrOfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Bachelor~PrLlfung •

(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die

Eine nichtbestandene Fachprüfung wird mit der Note "nicht ausreichend"
bewertet.

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge­
bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen.

(3) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliChe Leistungs­
nachweise nach § 11 Abs. 1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen
bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 14 mit mindestens
"ausreichend" bewertet wurde.

•
sehr gut,
gut.
befriedigend,
ausreichend.

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich über den
durchschnittlichen Anforderungen liegt:
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt

3 = befriedigend

4 = ausreichend

5 = nicht ausreichend

bei einem Durchschnitt bis 1,5 =
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 3,5 bis 4,0 =

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den je­
weiligen Prüfenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden:

1 = sehr gut
2 = gut

(2) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen Prü·
fungsleistungen (gemäß § 12 Abs. 3) bestanden sind. Eine Prüfungs­
leistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend~ (4,0)
bewertet ist. Für eine bestandene Fachprüfung errechnet sich die
Fachnote gegebenenfalls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
einzelnen PrUfungsleistungen. Die Fachnote lautet

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Bachelor·Prüfung errechnet sich
aus einem gewichteten Durchschnitt der Fachnoten und der Note der
Abschlussarbeit. Dabei gehen die Fachnoten der Prüfungsfächer nach
§ 12 Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 jeweils mit einfachem Gewicht und die Note der
Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die Berechnung ein. Die
Gesamtnote lautet

(2) Die Abschlussarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden
gehören. Die oder der zweite Prüfende wird vom Prüfungsausschuss
bestimmt. Die einzelne Bewertung ist entsprechend § 16 Abs. 1
vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die Note der
Abschlussarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzel­
bewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt.
Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine
dritte Prüferin oder ein dritter PrOfer zur Bewertung der Abschlussarbeit
bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Abschlussarbeit aus dem
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die
Abschlussarbeit kann jedoch nur dann als "ausreichend" oder besser
bewertet werden, wenn mindestens zwej Noten "ausreichend" oder
besser sind

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Seiten
nicht übertichreiten. Sie ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss in drei­
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

§ 14
Annahme und Bewertung der AbschlussartJelt

§ 15
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen

(1) In den Klausurarbeiten gemäß § 12 Abs. 3 soU die Kandidatin oder
der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Methoden des
Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die Dauer der
Klausurarbeiten ist bei den einzelnen Fachprüfungen festgelegt.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei PrUfenden gemäß § 16 Abs. 1 zu
bewerten. Hiervon kann nur aus zwingenden Gründen abgewichen wer­
den; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Bei einem der PrOfenden
kann abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 3 auf die selbständige Lehrtatig­
keit verzichtet werden. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bewertung ist den Studierenden nach spätestens sechs Wochen
mitzuteilen.

(4) In den mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des
Prilfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen
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erste Dezimalstelle hinter dem Komma berOcksichtigt; alle weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach Absatz. 4 wird das G~­
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn dIe 
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller anderen 
Fachnoten der Bachelor-Prüfung nicht schlechter als 1,5 ist. 

§17
 
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung,
 

Freiversuch
 

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine Prüfungsleistung der 
Bachelor-PrOfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, 
zweimal wiedemalt werden. Eine mit "nicht ausreichend~ bewertete 
Abschlussarbeit kann einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des 
Themas der Abschlussarbeit in der in § 13 Abs. 5 genannten Frist ist 
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der 
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen 
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 ist die 
Wiederholung einer bestandenen Pri.lfungsleistung nicht zulässig. Die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin 
oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch 
darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 

(2) Eine zweite WiederhOlung der Abschlussarbeit ist ausgeschlossen. 

(3) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem in dieser Prüfungsordnung (Absatz 10) vorgesehenen 
Zeitpunkt und nach ununterbrochenem Studium eine .Prüfungsleis~ung 

• mit Ausnahme der Abschlussarbeit ab und besteht sIe oder er diese 
Prüfung nicht, so gilt sie als nicht unternommen (Freiversuch). Ein 
zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Verhaltens, insbesondere 
eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden erklärt wurde. 

(4) Bei der Berechnung des in Abs. 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes 
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unter­
brechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich 
wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden 
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund isL insbesondere 
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die 
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall der Erkrankung ist es erforderlich, 
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche 
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche 
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus 
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. 

(5) Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu drei 
Semestern, wenn der Prüfling nachweislich an einer ausländischen 
Hochschule für den Studiengang, in den sie bzw. er die 
Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben war 
und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der Regel 
von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je 

• Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat. 

(6) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens 
jedoch bis zu drei Semestern, unberücksichtigt, wenn der Prüfling 
nachweislich während dieser Zeit als Mitglied in gesetzlich oder durch 
die Grundordnung vorgesehenen Gremien der Hochschule tätig war. 

(7) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer 
Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern. 

(8) Wer eine Prüfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
den Absätzen 3 bis 7 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note 
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prüfung 
ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen, bei mündlichen Prüfungen 
innerhalb von sechs Monaten. 

(9) Erreicht die Kandidatin oder der Kandidat in der Wiederholungs­
prüfung eine höhere Punktzahl, so wird diese Punktzahl der Berechnung 
der Gesamtnote der Hochschulabschlussprüfung zugrundegelegt. 

(10) Die Prüfungsleistungen werden als Freiversuch gewertet, wenn sie 
im Fach Praktische Informatik spätestens im zweiten Fachsemester, im 
Fach Technische Informatik spätestens im dritten Fachsemester, im 
Fach Arbeits- und Organisationspsychologie spätestens im vierten 
Fachsemester, im Fach Management in der Informationstechnologie 
spätestens im fünften Fachsemester, in den Fächern Wahlfach I bis 
Wahlfach IV der Informatik spätestens im sechsten Fachsemester 
abgelegt werden. Dabei werden FachSemester im Teilzeitstatus nur zur 
Hälfte gezählt. 

§ 18 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-PrOfung 
bestanden, erhält sie oder er über die Ergebnisse ein Zeugnis. In das 
Zeugnis werden die Gesamtnote, die Noten der FachprOfungen sowie 
das Thema der Abschlussarbelt und deren Note aufgenommen. FOr die 
Fachprüfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV der Informatik werden 
zusätzlich die Bezeichnungen der geprüften Kurse aufgenommen. Auf 
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Bachelor­
Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Das Zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier 
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder Prüfungsleistung, 
ausgestellt. Es, ist von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses ist 
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien~ oder PrOfungsleistung 
erbracht ist. 

(3) Ist die Bachelor-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht 
bestanden, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid. Die Bachelor-PrOfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht 
bestanden), sobald eine Prüfungsleistung oder die Abschlussarbeit nach 
Ausschöpfen der Wiederhotungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. 
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene 
Bachelor-Prüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor~Prüfung nicht 
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der 
entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, 
die die erbrachten prOfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht 
erbrachten Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Bachelor-PrOfung nicht bestanden ist. 

§ 19 
Bachelor-Urkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses 
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Grades gemäß 
§ 3 Abs. 1 beurkundet. 

(2) Die Bachelor~Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des 
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

11I. S chi u s s b e s tim m u n gen 

§ 20 
Ungültigkeit der Bachelor-PrOfung, 
Aberkennung des Bachelor-Grades 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Pri.lfungsausschuss nachträglich die Noten tor 
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden 
ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber 
täuschen 'NOllte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
PrOfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverlahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 
satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des PrO­
fungszeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt 'NOrden, ist der 
Bachelor-Grad abzuerkennen und die Bachelor-Urkunde einzuziehen. 
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erste Dezimalstelle hinter dem Komma berOcksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach Absatz 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller anderen
Fachnoten der Bachelor-Prüfung nicht schlechter als 1,5 ist.

§17
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung,

Freiversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine Prüfungsleistung der
Bachelor-PrOfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiedertlolt werden. Eine mit "nicht ausreichend~ bewertete
Abschlussarbeit kann einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des
Themas der Abschlussarbeit in der in § 13 Abs. 5 genannten Frist ist
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 ist die
Wiederholung einer bestandenen Pri.lfungsleistung nicht zulässig. Die
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch
darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Eine zweite WiederhOlung der Abschlussarbeit ist ausgeschlossen.

(3) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem in dieser Prüfungsordnung (Absatz 10) vorgesehenen

•
Zeitpunkt und nach ununterbrochenem Studium eine Prüfungsleistung
mit Ausnahme der Abschlussarbeit ab und besteht sie oder er diese
Prüfung nicht, so gilt sie als nicht unternommen (Freiversuch). Ein
zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Verhaltens, insbesondere
eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden erklärt wurde.

(4) Bei der Berechnung des in Abs. 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unter­
brechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund isL insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall der Erkrankung ist es erforderlich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(5) Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestern, wenn der Prüfling nachweislich an einer ausländischen
Hochschule für den Studiengang, in den sie bzw. er die
Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben war
und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der Regel
von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je

•

Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

(6) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens
jedoch bis zu drei Semestem, unberücksichtigt, wenn der PrÜfling
nachweislich während dieser Zeit als Mitglied in gesetzlich oder durch
die Grundordnung vorgesehenen Gremien der Hochschule tätig war.

(7) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer
Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(8) Wer eine Prüfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 3 bis 7 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prüfung
ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen, bei mündlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

(9) Erreicht die Kandidatin oder der Kandidat in der Wiederholungs­
prüfung eine höhere Punktzahl, so wird diese Punktzahl der Berechnung
der Gesamtnote der Hochschulabschlussprüfung zugrundegelegt.

(10) Die Prüfungsleistungen werden als Freiversuch gewertet, wenn sie
im Fach Praktische Informatik spätestens im zweiten Fachsemester, im
Fach Technische Informatik spätestens im dritten Fachsemester, im
Fach Arbeits- und Organisationspsychologie spätestens im vierten
Fachsemester, im Fach Management in der Informationstechnologie
spätestens im fünften Fachsemester, in den Fächern Wahlfach I bis
Wahlfach IV der Informatik spätestens im sechsten Fachsemester
abgelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstatus nur zur
Hälfte gezählt.

§ 18
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-PrOfung
bestanden, erhält sie oder er über die Ergebnisse ein Zeugnis. In das
Zeugnis werden die Gesamtnote, die Noten der FachprOfungen sowie
das Thema der Abschlussarbelt und deren Note aufgenommen. FOr die
Fachprüfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV der Informatik werden
zusätzlich die Bezeichnungen der geprüften Kurse aufgenommen. Auf
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschluss der Bachelor­
Prüfung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder Prüfungsleistung,
ausgestellt. Es, ist von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien~ oder PrOfungsleistung
erbracht ist.

(3) Ist die Bachelor-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht
bestanden, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid. Die Bachelor-PrOfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht
bestanden), sobald eine Prüfungsleistung oder die Abschlussarbeit nach
Ausschöpfen der Wiederhotungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw.
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene
Bachelor-Prüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor~Prüfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der
entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt,
die die erbrachten PrOfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Bachelor-PrOfung nicht bestanden ist.

§ 19
Bachelor-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Grades gemäß
§ 3 Abs. 1 beurkundet.

(2) Die Bachelor~Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

111. S chi u s s b e s tim m u n gen

§ 20
Ungültigkeit der Bachelor-PrOfung,
Aberkennung des Bachelor-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Pri.lfungsausschuss nachträglich die Noten tor
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber
täuschen 'NOllte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
PrOfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverlahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des PrO­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt 'NOrden, ist der
Bachelor-Grad abzuerkennen und die Bachelor-Urkunde einzuziehen.
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erste Dezimalstelle hinter dem Komma berOcksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

(6) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach Absatz. 4 wird das G~­

samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn dIe
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller anderen
Fachnoten der Bachelor-Prüfung nicht schlechter als 1,5 ist.

§17
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung,

Freiversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann eine Prüfungsleistung der
Bachelor-PrOfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiedertlolt werden. Eine mit "nicht ausreichend~ bewertete
Abschlussarbeit kann einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des
Themas der Abschlussarbeit in der in § 13 Abs. 5 genannten Frist ist
jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. Außer bei Freiversuchen nach Absatz 4 ist die
Wiederholung einer bestandenen Pri.lfungsleistung nicht zulässig. Die
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch
darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungsleistung wiederholt werden kann.

(2) Eine zweite WiederhOlung der Abschlussarbeit ist ausgeschlossen.

(3) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem in dieser Prüfungsordnung (Absatz 10) vorgesehenen

•
Zeitpunkt und nach ununterbrochenem Studium eine .Prüfungsleis~ung
mit Ausnahme der Abschlussarbeit ab und besteht sIe oder er diese
Prüfung nicht, so gilt sie als nicht unternommen (Freiversuch). Ein
zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Verhaltens, insbesondere
eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden erklärt wurde.

(4) Bei der Berechnung des in Abs. 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als Unter­
brechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund isL insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fallen. Für den Fall der Erkrankung ist es erforderlich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(5) Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestern, wenn der Prüfling nachweislich an einer ausländischen
Hochschule für den Studiengang, in den sie bzw. er die
Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben war
und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der Regel
von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je

•

Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

(6) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens
jedoch bis zu drei Semestem, unberücksichtigt, wenn der PrÜfling
nachweislich während dieser Zeit als Mitglied in gesetzlich oder durch
die Grundordnung vorgesehenen Gremien der Hochschule tätig war.

(7) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer
Behinderung, höchstens jedoch bis zu vier Semestern.

(8) Wer eine Prüfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 3 bis 7 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prüfung
ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen, bei mündlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

(9) Erreicht die Kandidatin oder der Kandidat in der Wiederholungs­
prüfung eine höhere Punktzahl, so wird diese Punktzahl der Berechnung
der Gesamtnote der Hochschulabschlussprüfung zugrundegelegt.

(10) Die Prüfungsleistungen werden als Freiversuch gewertet, wenn sie
im Fach Praktische Informatik spätestens im zweiten Fachsemester, im
Fach Technische Informatik spätestens im dritten Fachsemester, im
Fach Arbeits- und Organisationspsychologie spätestens im vierten
Fachsemester, im Fach Management in der Informationstechnologie
spätestens im fünften Fachsemester. in den Fächern Wahlfach I bis
Wahlfach IV der Informatik spätestens im sechsten Fachsemester
abgelegt werden. Dabei werden FachSemester im Teilzeitstatus nur zur
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§ 18
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der. Kandida~ die, Bachel~r-PrOfung

bestanden, erhält sie oder er über die Ergebnisse ein Zeugnis. In das
Zeugnis werden die Gesamtnote, die Noten der FachprOfungen sowie
das Thema der Abschlussarbelt und deren Note aufgenommen. FOr die
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zusätzlich die Bezeichnungen der geprüften Kurse aufgenommen. Auf
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ausgestellt. Es, ist von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien~ oder PrOfungsleistung
erbracht ist.

(3) Ist die Bachelor-Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht
bestanden, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid. Die Bachelor-PrOfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht
bestanden), sobald eine Prüfungsleistung oder die Abschlussarbeit nach
Ausschöpfen der Wiederhotungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw.
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid über die nicht bestandene
Bachelor-Prüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor~Prüfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der
entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt,
die die erbrachten prOfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Bachelor-PrOfung nicht bestanden ist.

§ 19
Bachelor-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des Bachelor-Grades gemäß
§ 3 Abs. 1 beurkundet.

(2) Die Bachelor~Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

11I. S chi u s s b e s tim m u n gen

§ 20
Ungültigkeit der Bachelor-PrOfung,
Aberkennung des Bachelor-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Pri.lfungsausschuss nachträglich die Noten tor
diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbr'lngung getäuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber
täuschen 'NOllte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
PrOfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverlahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des PrO­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt 'NOrden, ist der
Bachelor-Grad abzuerkennen und die Bachelor-Urkunde einzuziehen.
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§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakten 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird 
der Kandldatin oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist 
Einsicht in ihre bzw. seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf 
bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die Prülungsprotokolle 
gewährt 

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prü· 
fungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 22 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der Prüfungs­
ordnung in der Fassung vom 24. August 2001 im Studiengang bereits 
erworbenen oder angerechneten Leistungsnachweise Kurs aus dem 
Fach Wahlkurse der Informatik (4 SWS Stoffumfang) und Praktikum aus 
dem gewählten SchwerpunkUach werden als Leistungsnachweis Kurs 
aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS Stoffumfang) bzw. 
Leistungsnachweis Fachpraktikum der Informatik übernommen. 

(2) Oie bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der Prüfungs­
ordnung in der Fassung vom 24. August 2001 bereits abgelegten oder 
angerechneten Prüfungsleistungen im SchwerpunkIfach und im Fach 
Wahlkurse der Informatik werden als Prüfungsleistungen für die 
Fachprüfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV der Informatik übernommen. 

(3) Studierende, die Im Sommersemester 2002 im Studiengang 
eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 oder früher im 
Studiengang Wahlkurse der Informatik nach bisheriger Studienordnung 
belegt haben, die nicht zum Katalog B der Studienordnung gehören, 
können diese Kurse als Kurse des Katalogs M in noch ausstehenden 
Fachprüfungen Wahlfach 1bis Wahlfach IV auch dann ver.venden, wenn 
dabei, einschließlich des Leistungsnachweises Kurs aus dem Katalog B 
oder dem Katalog M (4 SWS Stoffumfang), der zulässige Höchstumfang 
von 4 SWS Stoffumfang tür Kurse aus dem Katalog M überschritten 
\\'ird. Die Belegung der entsprechenden Kurse im Studiengang im 
Sommersemester 2002 oder lrüher ist bel der Anmeldung zur Prüfung 
nachzuweisen. 

§ 23') 
ln-Kratt-Treten und Veröffentlichung 

Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01,10.1999 in Krafl. Sie 
wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthoch­
schule in Hagen veröffentlicht 

Ausgefertigt und genehmigt autgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates Informatik vom 23.11.1998 und vom 22.01.2001 und 
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 
08.05.2001 und der Änderungssa1zungen vom 01.10.2002. 

Hagen, den 20. November 2002 

Der Dekan des 
Fachbereichs Informatik der 

Fernuniversität - Gesamthochschule 

c;jHagen 

universitätsprOf~beek 

•
 

•
 

*) UrspL ln-Kratt-Treten; das ln-Krall-Treten der späteren Anderungen 
ergibt sich aus den oben aulgeührten Änderungssatzungen. 
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Satzung 
zur Änderung der 
Prüfungsordnung 

für den Modellstudiengang Bachelor in Informatik 
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 

vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrtlein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversitat­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor in Infor­
matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 24. 
August 2001 wird wie folgt gei:!lndert: 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 3 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

• 
"Dem Antrag ist eine Erkli:!lrung darüber beizufügen, ob bereits 
eine Bachelor~Prüfung im Studiengang Informatik nicht oder 
endgültig nicht bestanden worden ist oder ob die Kandidatin 
oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren 
befindet." 

b)	 Abs. 5 Satz 2 wird gestrichen. 

2	 § 17 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

oDie oder der Vorsitzende des Prufungsausschusses erteilt der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob die Prüfungs­
leistung wiederholt werden kann." 

b) Abs. 3 wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.10.2002 in Kraft. 

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
•	 Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 21.01.2002 und 

des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
vom 16.07.2002. 

•
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Zweite Satzung
 
zur Änderung der
 
Prüfungsordnung
 

für den Modellstudiengang Bachelor in Informatik 
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen im Gesamtumfang von 4 SWS Stoffumfang gewählt 

vom 01. Oktober 2002 werden." 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die d) Nach Abs. 3 Satz 6 wird folgender Satz 7 eingefOgt:
 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­

HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW s. 190) hat die FernUniversilllt ­ "Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand einer einzigen
 
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: PrOfungsleistung oder eines einzigen Leistungsnachweises
 

sein." 
Satz 7 wird Satz 8. 

Artikel I 
e) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte .Nm. 1, 2, 5 und 6" 

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor In Infor­ durch die Worte "Nm. 1, 2 und 5 bis 8" ersetzt. 
matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 24. 
August 2001 wird wie folgt geändert: 

5. § 16 wird wie folgt geändert:
 
§ 6 erhält folgende Fassung:
 

a) Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:
 
"Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Pru­

fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prü­ "Dabei gehen die Fachnoten der PrOfungstächer nach § 12
 
fungsausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen. Abs. 2 Nm. 1 bis 8 jeweils mit einfachem Gewicht und die Note
 
Die Regelungen zu diesem PrÜfungsausschuss sind der der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die
 
Ordnung des Fachbereichs Informatik in der jeweils gültigen Berechnung ein."
 
Fassung zu entnehmen."
 

b)	 In Abs. 6 Satz 1 wird das Wort "gewichtete" gestrichen. 

2.	 § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
6.	 In § 17 Abs. 10 Satz 1 werden die Worte "im Schwerpunktfach •

,,(2) Für die im Studium vorgesehen Praktika Grundpraktikum und im Fach Wahlkurse" durch die Worte "in den Fächern
 
Programmierung (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) und Fachpraktikum der Wahlfach I bis Wahlfach IV· ersetzt.
 
Infonnatik (§ 11 Abs. 1 Nr. 13) können auf Antrag gleichwertige
 
berufspraktische Leistungen angerechnet werden."
 

7.	 Nach § 18 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefOgt: 

3.	 § 11 wird wie folgt geändert: "FOr die FachprOfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV der 
Informatik werden zusätzlich die Bezeichnungen der geprüften 

a)	 In Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 werden die Worte "Kurs aus dem Kurse aufgenommen."
 
Fach Wahlkurse der Informatik" durch die Worte "Kurs aus
 
dem Katalog B oder dem Katalog M" ersetzt. Satz 3 wird Satz 4.
 

b)	 In Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 werden die Worte "Praktikum aus
 
dem gewählten Schwerpunktfach gemäß § 12 Abs. 2" 8. Nach § 21 wird folgender § 22 eingefOgt.
 
durch die Worte "Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.
 

..§ 22 Übergangsbestimmungen
 
c) Nach Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefOgt:
 

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der 
"Teilnahmevoraussetzung für ein Fachpraktikum der In­ Prüfungsordnung in der Fassung vom 24. August 2001 im 
formatik nach Abs. 1 Nr. 13 ist das Vorliegen des Studiengang bereits elWorbenen oder angerechneten 
Leistungsnachweises zum Grundpraktikum Program­ Leistungsnachweise Kurs aus dem Fach Wahlkurse der 
mierung nach Abs. 1 Nr. 8." Informatik (4 SWS Stoffumfang) und Praktikum aus dem 

gewählten Schwerpunktfach werden als leistungsnachweis 
Kurs aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS 

4.	 4. § 12 wird wie folgt geändert: Stoffumfang) bzw. Leistungsnachweis Fachpraktikum der •
Informatik übernommen.
 

a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
 
(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der 

"Im Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf die nach PrOfungsordnung in der Fassung vom 24. August 2001 bereits 
Maßgabe des Absatzes 3 zu wählenden Fächer: abgelegten oder angerechneten Prüfungsleistungen im Schwer­
5. Wahlfach I	 punktfach und im Fach Wahlkurse der Informatik werden als 
6. Wahlfach II	 Prüfungsleistungen für die Fachprüfungen Wahlfach I bis 
7. Wahlfach 1II	 Wahlfach IV der Informatik übernommen. 
8. Wahlfach IV 
der Informatik." (3) Studierende, die im Sommersemester 2002 im Studiengang 

eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 oder 
b) Abs. 3 Satz 5 erhält folgende Fassung: früher im Studiengang Wahlkurse der Informatik nach bis· 

heriger Studienordnung belegt haben, die nicht zum Katalog B 
"Die Fachprüfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV bestehen der StudJenordnung gehören, können diese Kurse als Kurse des 
jeweils aus einer mOndlichen PrOfung (9 Leistungspunkte) Katalogs M in noch ausstehenden FachprOfungen Wahlfach I 
über Kurse im Stoffumfang von 4 SWS aus dem Katalog B bis Wahlfach IV auch dann velWenden, wenn dabei, einschließ­
oder dem Katalog M der Studienordnung." lich des Leistungsnachweises Kurs aus dem Katalog B oder 

dem Katalog M (4 SWS Stoffumfang), der zulässige Höchst­
c) Abs. 3 Satz 6 erhält folgende Fassung: umfang von 4 SWS Stoffumfang für Kurse aus dem Katalog M 

überschritten wird. Die Belegung der entsprechenden Kurse im 
"Aus dem Katalog M dürfen für die Kurse in den Sommersemester 2002 oder frOher ist bei der Anmeldung zur 
FachprO(ungen Wahlfach I bis Wahlfach IV und fOr den Prüfung nachzuweisen," 
Kurs zum Leistungsnachweis Kurs aus dem Katalog B oder 
dem Katalog M nach § 11 Abs. 1 Nr. 11 höchstens Kurse § 22 wird § 23 

Zweite Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

für den Modellstudiengang Bachelor in Informatik
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW s. 190) hat die FernUniversilllt­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor In Infor­
matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 24.
August 2001 wird wie folgt geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

"Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Pru­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prü­
fungsausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen.
Die Regelungen zu diesem PrÜfungsausschuss sind der
Ordnung des Fachbereichs Informatik in der jeweils gültigen
Fassung zu entnehmen."

2. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Für die im Studium vorgesehen Praktika Grundpraktikum
Programmierung (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) und Fachpraktikum der
Infonnatik (§ 11 Abs. 1 Nr. 13) können auf Antrag gleichwertige
berufspraktische Leistungen angerechnet werden."

3. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 werden die Worte "Kurs aus dem
Fach Wahlkurse der Informatik" durch die Worte "Kurs aus
dem Katalog B oder dem Katalog M" ersetzt.

im Gesamtumfang von 4 SWS Stoffumfang gewählt
werden."

d) Nach Abs. 3 Satz 6 wird folgender Satz 7 eingefOgt:

"Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand einer einzigen
PrOfungsleistung oder eines einzigen Leistungsnachweises
sein."
Satz 7 wird Satz 8.

e) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte .Nm. 1, 2, 5 und 6"
durch die Worte "Nm. 1, 2 und 5 bis 8" ersetzt.

5. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Dabei gehen die Fachnoten der PrOfungstächer nach § 12
Abs. 2 Nm. 1 bis 8 jeweils mit einfachem Gewicht und die Note
der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die
Berechnung ein."

b) In Abs. 6 Satz 1 wird das Wort "gewichtete" gestrichen.

6. In § 17 Abs. 10 Satz 1 werden die Worte "im Schwerpunktfach
und im Fach Wahlkurse" durch die Worte "in den Fächern
Wahlfach I bis Wahlfach IV· ersetzt.

7. Nach § 18 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefOgt:

"FOr die FachprOfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV der
Informatik werden zusätzlich die Bezeichnungen der geprüften
Kurse aufgenommen."

Satz 3 wird Satz 4.

•

b) In Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 werden die Worte "Praktikum aus
dem gewählten Schwerpunktfach gemäß § 12 Abs. 2" 8. Nach § 21 wird folgender § 22 eingefOgt.
durch die Worte "Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

..§ 22 Übergangsbestimmungen
c) Nach Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefOgt:

"Teilnahmevoraussetzung für ein Fachpraktikum der In­
formatik nach Abs. 1 Nr. 13 ist das Vorliegen des
Leistungsnachweises zum Grundpraktikum Program­
mierung nach Abs. 1 Nr. 8."

4. 4. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Im Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf die nach
Maßgabe des Absatzes 3 zu wählenden Fächer:
5. Wahlfach I
6. Wahlfach II
7. Wahlfach 1II
8. Wahlfach IV
der Informatik."

b) Abs. 3 Satz 5 erhält folgende Fassung:

"Die Fachprüfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV bestehen
jeweils aus einer mOndlichen PrOfung (9 Leistungspunkte)
über Kurse im Stoffumfang von 4 SWS aus dem Katalog B
oder dem Katalog M der Studienordnung."

c) Abs. 3 Satz 6 erhält folgende Fassung:

"Aus dem Katalog M dürfen für die Kurse in den
FachprO(ungen Wahlfach I bis Wahlfach IV und fOr den
Kurs zum Leistungsnachweis Kurs aus dem Katalog B oder
dem Katalog M nach § 11 Abs. 1 Nr. 11 höchstens Kurse

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
Prüfungsordnung in der Fassung vom 24. August 2001 im
Studiengang bereits elWorbenen oder angerechneten
Leistungsnachweise Kurs aus dem Fach Wahlkurse der
Informatik (4 SWS Stoffumfang) und Praktikum aus dem
gewählten Schwerpunktfach werden als leistungsnachweis
Kurs aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS
Stoffumfang) bzw. Leistungsnachweis Fachpraktikum der
Informatik übernommen.

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
PrOfungsordnung in der Fassung vom 24. August 2001 bereits
abgelegten oder angerechneten Prüfungsleistungen im Schwer­
punktfach und im Fach Wahlkurse der Informatik werden als
Prüfungsleistungen für die Fachprüfungen Wahlfach I bis
Wahlfach IV der Informatik übernommen.

(3) Studierende, die im Sommersemester 2002 im Studiengang
eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 oder
früher im Studiengang Wahlkurse der Informatik nach bis·
heriger Studienordnung belegt haben, die nicht zum Katalog B

der StudJenordnung gehören, können diese Kurse als Kurse des
Katalogs M in noch ausstehenden FachprOfungen Wahlfach I
bis Wahlfach IV auch dann velWenden, wenn dabei, einschließ­
lich des Leistungsnachweises Kurs aus dem Katalog B oder
dem Katalog M (4 SWS Stoffumfang), der zulässige Höchst­
umfang von 4 SWS Stoffumfang für Kurse aus dem Katalog M
überschritten wird. Die Belegung der entsprechenden Kurse im
Sommersemester 2002 oder frOher ist bei der Anmeldung zur
Prüfung nachzuweisen,"

§ 22 wird § 23

•
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Zweite Satzung
zur Änderung der
Prüfungsordnung

für den Modellstudiengang Bachelor in Informatik
an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen

vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW s. 190) hat die FernUniversilllt­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Prüfungsordnung für den Modellstudiengang Bachelor In Infor­
matik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 24.
August 2001 wird wie folgt geändert:

§ 6 erhält folgende Fassung:

"Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Pru­
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben werden vom Prü­
fungsausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen.
Die Regelungen zu diesem PrÜfungsausschuss sind der
Ordnung des Fachbereichs Informatik in der jeweils gültigen
Fassung zu entnehmen."

2. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Für die im Studium vorgesehen Praktika Grundpraktikum
Programmierung (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) und Fachpraktikum der
Infonnatik (§ 11 Abs. 1 Nr. 13) können auf Antrag gleichwertige
berufspraktische Leistungen angerechnet werden."

3. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 werden die Worte "Kurs aus dem
Fach Wahlkurse der Informatik" durch die Worte "Kurs aus
dem Katalog B oder dem Katalog M" ersetzt.

im Gesamtumfang von 4 SWS Stoffumfang gewählt
werden."

d) Nach Abs. 3 Satz 6 wird folgender Satz 7 eingefOgt:

"Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand einer einzigen
PrOfungsleistung oder eines einzigen Leistungsnachweises
sein."
Satz 7 wird Satz 8.

e) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte .Nm. 1, 2, 5 und 6"
durch die Worte "Nm. 1, 2 und 5 bis 8" ersetzt.

5. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Dabei gehen die Fachnoten der PrOfungstächer nach § 12
Abs. 2 Nm. 1 bis 8 jeweils mit einfachem Gewicht und die Note
der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die
Berechnung ein."

b) In Abs. 6 Satz 1 wird das Wort "gewichtete" gestrichen.

6. In § 17 Abs. 10 Satz 1 werden die Worte "im Schwerpunktfach
und im Fach Wahlkurse" durch die Worte "in den Fächern
Wahlfach I bis Wahlfach IV· ersetzt.

7. Nach § 18 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefOgt:

"FOr die FachprOfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV der
Informatik werden zusätzlich die Bezeichnungen der geprüften
Kurse aufgenommen."

Satz 3 wird Satz 4.

•

b) In Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 werden die Worte "Praktikum aus
dem gewählten Schwerpunktfach gemäß § 12 Abs. 2" 8. Nach § 21 wird folgender § 22 eingefOgt.
durch die Worte "Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

..§ 22 Übergangsbestimmungen
c) Nach Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefOgt:

"Teilnahmevoraussetzung für ein Fachpraktikum der In­
formatik nach Abs. 1 Nr. 13 ist das Vorliegen des
Leistungsnachweises zum Grundpraktikum Program­
mierung nach Abs. 1 Nr. 8."

4. 4. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Im Wahlpflichtbereich erstreckt sie sich auf die nach
Maßgabe des Absatzes 3 zu wählenden Fächer:
5. Wahlfach I
6. Wahlfach II
7. Wahlfach 1II
8. Wahlfach IV
der Informatik."

b) Abs. 3 Satz 5 erhält folgende Fassung:

"Die Fachprüfungen Wahlfach I bis Wahlfach IV bestehen
jeweils aus einer mOndlichen PrOfung (9 Leistungspunkte)
Ober Kurse im Stoffumfang von 4 SWS aus dem Katalog B
oder dem Katalog M der Studienordnung."

c) Abs. 3 Satz 6 erhält folgende Fassung:

"Aus dem Katalog M dürfen für die Kurse in den
FachprO(ungen Wahlfach I bis Wahlfach IV und fOr den
Kurs zum Leistungsnachweis Kurs aus dem Katalog B oder
dem Katalog M nach § 11 Abs. 1 Nr. 11 höchstens Kurse

(1) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
PrOfungsordnung in der Fassung vom 24. August 2001 im
Studiengang bereits elWorbenen oder angerechneten
Leistungsnachweise Kurs aus dem Fach Wahlkurse der
Informatik (4 SWS Stoffumfang) und Praktikum aus dem
gewählten Schwerpunktfach werden als leistungsnachweis
Kurs aus dem Katalog B oder dem Katalog M (4 SWS
Stoffumfang) bzw. Leistungsnachweis FaChpraktikum der
Informatik übernommen.

(2) Die bis Ende des Sommersemesters 2002 nach der
PrOfungsordnung in der Fassung vom 24. August 2001 bereits
abgelegten oder angerechneten Prüfungsleistungen im Schwer­
punktfach und im Fach Wahlkurse der Informatik werden als
PrOfungsleistungen für die FachprOfungen Wahlfach I bis
Wahlfach IV der Informatik übernommen.

(3) Studierende, die im Sommersemester 2002 im Studiengang
eingeschrieben waren und im Sommersemester 2002 oder
früher im Studiengang Wahlkurse der Informatik nach bis·
heriger Studienordnung belegt haben, die nicht zum Katalog B

der StudJenordnung gehören, können diese Kurse als Kurse des
Katalogs M in noch ausstehenden FachprOfungen Wahlfach I
bis Wahlfach IV auch dann velWenden, wenn dabei, einschließ­
lich des Leistungsnachweises Kurs aus dem Katalog B oder
dem Katalog M (4 SWS Stoffumfang), der zulässige Höchst­
umfang von 4 SWS Stoffumfang für Kurse aus dem Katalog M
Oberschritten wird. Die Belegung der entsprechenden Kurse im
Sommersemester 2002 oder frOher ist bei der Anmeldung zur
Prüfung nachzuweisen,"

§ 22 wird § 23

•



--

Artikel 11 

Diese Satzung tritt tür die Änderung nach Nr. 1 mit Wirkung vom 22. 
April 2002 und für die Änderungen nach Nrn. 2 bis 8 mit Wirkung 
vom 01. Oktober 2002 in Kraft. 

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversitat - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22,04.2002 und des 
Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 
16.07.2002. 

• 

• 

•

•

Artikel 11

Diese Satzung tritt tür die Änderung nach Nr. 1 mit Wirkung vom 22.
April 2002 und für die Änderungen nach Nrn. 2 bis 8 mit Wirkung
vom 01. Oktober 2002 in Kraft.

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversitat - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22,04.2002 und des
Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom
16.07.2002.
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•

•

Artikel 11

Diese Satzung tritt tür die Änderung nach Nr. 1 mit Wirkung vom 22.
April 2002 und für die Änderungen nach Nrn. 2 bis 8 mit Wirkung
vom 01. Oktober 2002 in Kraft.

Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversitat - Ge­
samthochschule in Hagen veröffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fach­
bereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22,04.2002 und des
Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom
16.07.2002.



Diplomprüfungsordnung
 
tOr den integrierten Studiengang Informatik
 

an der FernUnlversiUU • Gesamthochschule In Hagen
 
vom 18. August 1995
 

(Stand 01.10.2002) 

Aulgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. , des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) 
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190 hat die FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen die folgende Dipromprütungsordnung als 
Satzung erlassen: 

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94 
Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2002 (GV; NRW S. 
190), geändert durch Gesetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 
223) sich ergebenden Änderungen und die 

Änderungen durch In-Kraft-Treten 

1. Änderungssatzung 
2. Änderungssatzung 
3. Änderungssatzung 

• 4. Änderungssatzung 

01.10..2000 
24. 10.2000 
22.04.2002 
01.10.2002 

I. 

§ 1 
§ 2 
§ 3 
§ 4 
§ 5 
§ 6 
§ 7 

§ 8 

11.§
9 
§ 10 
§ 10 a 
§ 11 
§ 12 
§ 13.§ 14 

§ 15 
§ 15 a 
§ 16 

11I. 

§ 17 
§ 17 a 
§ 18 
§ 19 
§ 20 
§ 21 
§ 22 
§ 23 

§ 24 
§ 25 
§ 26 

IV. 

§ 27 

§ 28 
§ 29 
§ 30 

Inhaltsübersicht 

Allgemei nes 

ZlNeck der Prüfung und Ziel des Studiums 
Diplomgrad, Funktionsbezeichnungen 
Regelstudienzeit und Studienumfang 
Prüfungen und Prüfungsfristen 
Prüfungsausschuss 
Prüfende und Beisitzende 
Anrechnung von Sludienzeiten, Studien leistungen und 
Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

Diplom-Vorprüfung 

Zulassung 
Zulassungsverfahren 
Leistungsnachweise 
Ziel, Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung 
Klausurarbeiten 
Mündliche PrOfungen 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und 
Bestehen der Diplom-Vorprüfung 
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung 
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreile 
Zeugnis 

Diplomprüfung 

Zulassung 
Leistungsnachweise 
Umfang und Art der Diplomprüfung 
Diplomarbeit 
Annahme und Bewertung der Diplomarbeil 
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen 
Zusatzfächer 
Bewertung der PrOlungsleistungen, Bildung der Noten und 
Bestehen der Diplomprüfung 
Freiversuch und Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung 
Zeugnis 
Diplomurkunde 

Sc hl us s besllm mun gen 

Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprülung, 
Aberk.ennung des Diplomgrades 
Einsicht in die PrOfungsakten 
Übergangsbestimmungen 
In·Kraft-Treten und Veröffentlichung 

V. Anlagen 

1. Anlage zu den Nebenfächern 

§ 
§ 
§ 
§ 
§ 

1 
2 
3 
4 
5 

Allgemeines 
Nebenfach Betriebswirtschaflslehre 
Nebenfach Elektrotechnik 
Nebenfach Mathematik 
Nebenfach Medizinische Informatik 

2. Anlage zur 
leistungen 

Anrechnung von Studien~ und Prüfungs­

I. A I I ge m eIn e s 

Die nachstehenden Regelungen der Diplomprüfungsordnung beziehen 
sich grundsätzlich auf die Abschlüsse Diplom I und Diplom 11. Regelun­
gen, die sich ausschließlich auf einen der beiden Abschlüsse beziehen, 
werden durch den Zusalz "I" oder "ll" hinter der Absatzbezeichnung ge­
kennzeichnet. 

§1 
Zweck der Prüfung und Ziel des StUdiums 

(1) Die Diplomprüfung bildet einen der berufsqualilizierenden Ab­
schlüsse des Studiums Im integrierten Studiengang Informatik. Durch die 
Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandi­
daten die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen 
FaChkenntnisse erworben haben, die fachlichen Zusammenhänge über­
blicken und die Fähigkeit besitzen, wissenschaftliche Methoden und Er­
kenntnisse anzuwenden. 

(2) Das StUdium soll den Kandfdalinnen und Kandidaten unter Berück­
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der BerursweJt die 
eliorderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so 
vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem 
Handeln befähigt werden. 

§2 
Diplomgrad, Funktlonsbezeichnungen 

Ist die Diplomprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik 
den Diplomgrad "Diplom-Informatiker" bzw. "Diplom-Informatiker!n", 
abgekürzt "Dipl.-tnform.". 

§3 
Regelstudienzeit und Studienumfang 

(1.1) Die Regelstudienzeit beträgt für Vollzeitstudierende einschließlich 
der Diplomprüfung sieben Semester, Sie verlängert sich für Teilzeit­
studierende entsprechend. 

(1.11) Die Regelstudienzeit beträgt für Vollzaitstudierende einschließlich 
der DiplomprOfung neun Semester. Sie verlängert sich für Teilzeitstudie· 
rende entsprechend. 

(2.1) Der Studienumfang im Pflicht-, WahlpfliCht- und Wahlbereich be­
trägt insgesamt höchstens 135 Semesterwochensfunden (SWS) ein­
schließlich des Nebenfachs; davon entfallen auf den nicht prütungsrele­
vanten Wahlbereich etwa 15 SWS. In der Studienordnung werden die 
Studieninhalte so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der 
Regelstudienzeil abgeschlossen werden kann. Dabei ist geWährleistet. 
dass im Rahman dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwer­
punkte gesetz! werden können und Pflicht- und Wahlptlichtveranstaltun­
gen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung 

Diplomprüfungsordnung
tOr den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUnlversiUU • Gesamthochschule In Hagen
vom 18. August 1995

(Stand 01.10.2002)

Aulgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. , des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190 hat die FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen die folgende Dipromprütungsordnung als
Satzung erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94
Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2002 (GV; NRW S.
190), geändert durch Gesetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S.
223) sich ergebenden Änderungen und die

Änderungen durch In-Kraft-Treten
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§ 2
§ 3
§ 4
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Nebenfach Medizinische Informatik

Anlage zur Anrechnung von Studien~ und Prüfungs­
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2. Änderungssatzung
3. Änderungssatzung

• 4. Änderungssatzung
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01.10..2000
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22.04.2002
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I. A I I ge m eIn e s

Die nachstehenden Regelungen der Diplomprüfungsordnung beziehen
sich grundsätzlich auf die Abschlüsse Diplom I und Diplom 11. Regelun­
gen, die sich ausschließlich auf einen der beiden Abschlüsse beziehen,
werden durch den Zusalz "I" oder "ll" hinter der Absatzbezeichnung ge­
kennzeichnet.

I.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7

§ 8

11.§9
§ 10
§ 10 a
§ 11
§ 12
§ 13.§ 14

§ 15
§ 15 a
§ 16

111.

§ 17
§ 17 a
§ 18
§ 19
§ 20
§ 21
§ 22
§ 23

§ 24
§ 25
§ 26

IV.

§ 27

§ 28
§ 29
§ 30

Allgemei nes

ZlNeck der Prüfung und Ziel des Studiums
Diplomgrad, Funktionsbezeichnungen
Regelstudienzeit und Studienumfang
Prüfungen und Prüfungsfristen
Prüfungsausschuss
Prüfende und Beisitzende
Anrechnung von Sludienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Diplom-Vorprüfung

Zulassung
Zulassungsverfahren
Leistungsnachweise
Ziel, Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung
Klausurarbeiten
Mündliche PrOfungen
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Diplom-Vorprüfung
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreile
Zeugnis

Diplomprüfung

Zulassung
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Diplomprüfung
Diplomarbeit
Annahme und Bewertung der Diplomarbeil
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen
Zusatzfächer
Bewertung der PrOlungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Diplomprüfung
Freiversuch und Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung
Zeugnis
Diplomurkunde

Sc hl us s besllm mun gen

Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprülung,
Aberk.ennung des Diplomgrades
Einsicht in die PrOfungsakten
Übergangsbestimmungen
In·Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des StUdiums

(1) Die Diplomprüfung bildet einen der berufsqualilizierenden Ab­
schlüsse des Studiums Im integrierten Studiengang Informatik. Durch die
Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandi­
daten die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen
FaChkenntnisse erworben haben, die fachlichen Zusammenhänge über­
blicken und die Fähigkeit besitzen, wissenschaftliche Methoden und Er­
kenntnisse anzuwenden.

(2) Das StUdium soll den Kandfdalinnen und Kandidaten unter Berück­
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der BerursweJt die
eliorderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so
vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem
Handeln befähigt werden.

§2
Diplomgrad, Funktlonsbezeichnungen

Ist die Diplomprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik
den Diplomgrad "Diplom-Informatiker" bzw. "Diplom-Informatiker!n",
abgekürzt "Dipl.-tnform.".

§3
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1.1) Die Regelstudienzeit beträgt für Vollzeitstudierende einschließlich
der Diplomprüfung sieben Semester, Sie verlängert sich für Teilzeit­
studierende entsprechend.

(1.11) Die Regelstudienzeit beträgt für Vollzaitstudierende einschließlich
der DiplomprOfung neun Semester. Sie verlängert sich für Teilzeitstudie·
rende entsprechend.

(2.1) Der Studienumfang im Pflicht-, WahlpfliCht- und Wahlbereich be­
trägt insgesamt höchstens 135 Semesterwochensfunden (SWS) ein­
schließlich des Nebenfachs; davon entfallen auf den nicht prütungsrele­
vanten Wahlbereich etwa 15 SWS. In der Studienordnung werden die
Studieninhalte so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der
Regelstudienzeil abgeschlossen werden kann. Dabei ist geWährleistet.
dass im Rahman dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwer­
punkte gesetz! werden können und Pflicht- und Wahlptlichtveranstaltun­
gen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
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Diplomprüfungsordnung
tOr den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUnlversiUU • Gesamthochschule In Hagen
vom 18. August 1995

(Stand 01.10.2002)

Aulgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. , des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)
vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190 hat die FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen die folgende Dipromprütungsordnung als
Satzung erlassen:

In diese Fassung eingearbeitet sind die aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 94
Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2002 (GV; NRW S.
190), geändert durch ..Gesetz vom 27. November 2001 (GV. NRW S.
223) sich ergebenden Anderungen und die

Änderungen durch In-Kraft-Treten

V.

1.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5

2.

Anlagen

Anlage zu den Nebenfächern

Allgemeines
Nebenfach Betriebswirtschaflslehre
Nebenfach Elektrotechnik
Nebenfach Mathematik
Nebenfach Medizinische Informatik

Anlage zur Anrechnung von Sludien- und Prüfungs­
leistungen

1. Änderungssatzung
2. Änderungssatzung
3. Änderungssatzung

• 4. Änderungssatzung

Inhaltsübersicht

01.10..2000
24. 10.2000
22.04.2002
01.10.2002

I. A I I ge m eIn e s

Die nachstehenden Regelungen der Diplomprüfungsordnung beziehen
sich grundsätzlich auf die Abschlüsse Diplom I und Diplom 11. Regelun­
gen, die sich ausschließlich auf einen der beiden Abschlüsse beziehen,
werden durch den Zusalz "I" oder "ll" hinter der Absatzbezeichnung ge­
kennzeichnet.

I.

§ 1
§ 2
§ 3
§ 4
§ 5
§ 6
§ 7

§ 8

11.

§ 9
§ 10
§ 10 a
§ 11
§ 12
§ 13

.§
14

§ 15
§ 15 a
§ 16

111.

§ 17
§ 17 a
§ 18
§ 19
§ 20
§ 21
§ 22
§ 23

§ 24
§ 25
§ 26

IV.

§ 27

§ 28
§ 29
§ 30

Allgemei nes

ZlNeck der Prüfung und Ziel des Studiums
Diplomgrad, Funktionsbezeichnungen
Regelstudienzeit und Studienum/ang
Prüfungen und Prüfungs/risten
Prüfungsausschuss
Prüfende und Beisitzende
Anrechnung von Sludienzeiten, Studien leistungen und
Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Diplom-Vorprüfung

Zulassung
Zulassungsverfahren
Leistungsnachweise
Ziel, Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung
Klausurarbeiten
Mündliche PrOfungen
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Diplom-Vorprüfung
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreile
Zeugnis

Diplomprütung

Zulassung
Leistungsnachweise
Umfang und Art der Diplomprüfung
Diplomarbeit
Annahme und Bewertung der Diplomarbeil
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen
Zusatzfächer
Bewertung der PrOlungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehen der Diplomprüfung
Freiversuch und Wiederholung von Teilen der Diplomprüfung
Zeugnis
Diplomurkunde

Sc hl us s besllm mun gen

Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprülung,
Aberk.ennung des Diplomgrades
Einsicht in die PrOfungsakten
Übergangsbestimmungen
In·Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Zweck der Prüfung und Ziel des StUdiums

(1) Die Diplomprüfung bildet einen der berufsqualilizierenden Ab­
schlüsse des Studiums Im integrierten Studiengang Informatik. Durch die
Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und Kandi­
daten die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen
FaChkenntnisse erworben haben, die fachlichen Zusammenhänge über­
blicken und die Fähigkeit besitzen, wissenschaftliche Methoden und Er­
kenntnisse anzuwenden.

(2) Das StUdium soll den Kandfdalinnen und Kandidaten unter Berück­
sichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der BerursweJt die
eliorderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so
vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher Arbeit, zur kritischen Einord­
nung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem
Handeln befähigt werden.

§2
Diplomgrad, Funktlonsbezeichnungen

Ist die Diplomprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik
den Diplomgrad "Diplom-Informatiker" bzw. "Diplom-Informatikerin",
abgekürzt "Dipl.-tnform.".

§3
Regelstudienzeit und Studienumfang

(1.1) Die Regelstudienzeit beträgt für Vollzeitstudierende einschließlich
der Diplomprüfung sieben Semester, Sie verlängert sich für Teilzeit­
studierende entsprechend.

(1.11) Die Regelstudienzeit beträgt für Vollzaitstudierende einschließlich
der DiplomprOfung neun Semester. Sie verlängert sich für Teilzeitstudie·
rende entsprechend.

(2.1) Der Studienumfang im Pflicht-, WahlpfliCht- und Wahlbereich be­
trägt insgesamt höchstens 135 Semesterwochensfunden (SWS) ein­
schließlich des Nebenfachs; davon entfallen auf den nicht prütungsrele­
vanten Wahlbereich etwa 15 SWS. In der Studienordnung werden die
Studieninhalte so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der
Regelstudienzeil abgeschlossen werden kann. Dabei ist geWährleistet.
dass im Rahman dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwer­
punkte gesetzt werden können und Pflicht- und Wahlptlichtveranstaltun­
gen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung



und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrver­
anstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen. 

(2.11) Der Studienumfang im Pflicht·, Wahlpflicht- und Wahlbereich be­
trägt insgesamt höchstens 175 SemesteIWOchenstunden (SWS) ein­
schließlich des Nebenfachs; davon entfallen auf den nicht prOfungsrele­
vanten Wahlbereich etwa 20 SWS. In der Studienordnung werden die 
Studleninhalte so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der 
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist gewährieistet, 
dass im Rahmen dieser Prüfungeordnung nach eigener Wahl Schwer~ 

punkte gesetzt werden können und PfIicht- und Wahlpflichtveranstaltun~ 

gen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung 
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehr· 
veranstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen. 

§4
 
Prüfungen und PrOfungsfrlsten
 

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus Fachprüfungen, die Diplom­
prüfung aus Fachprüfungen und der Diplomarbeit. 

(2) Der Diplomprüfung geht die Diplom-Vorprüfung voraus. Die Diplom­
Vorprüfung soll für Vollzeitstudierende in der Regel vor Beginn des 
fünften Studiensemesters abgeschlossen sein. Die DiplomprOfung soll 
einschließlich der Diplomarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 3 Abs. 1.1 
bzw. Abs. 1.11 festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein. 

(3) Die FachprOfungen für die Diplom-Vorprüfung und die Diplom­
prüfung werden studienbegleitend erbracht. 

(4) Für jede Fachprüfung werden in jedem Semester zwei Termine an­
geboten. Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn des Studienjahres die 
Prüfungstermine fest. 

(5) Der Prüfungsausschuss hat sicherzustellen, dass Leistungs· 
nachweise und Fachprüfungen in den in dieser Prüfungsordnung 
vorgesehenen Zeiträumen abgelegt werden können. Zu diesem Zweck 
soll rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der abzulegenden Fachprüfungen als auch 
Ober die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den 
Ausgabe- und Abgabezeitpunkt der Diplomarbeit informiert werden. Der 
Kandidatin oder dem Kandidaten sind für jede Fachprüfung auch die 
jeweiligen Wiederholungstermine bekanntzugeben. 

§5 
Prüfungsausschuss 

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung 
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des 
Fachbereichs Informatik übernommen. Die Regelungen zu diesem 
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in 
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen. 

§6
 
Prüfende und Beisitzende
 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden. 
Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des jeweils zuständigen Fachbereichs. 
Zur oder zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer 
mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare 
Prüfung abgelegt und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung 
erfordem, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine 
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur oder zum Beisitzenden darf 
nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine 
vergleichbare Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat k:ann für die Diplamarbeil und die 
mündlichen Prüfungen PrOfende vorschlagen. Auf die Vorschläge soll 
nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge begrün­
den jedoch keinen Anspruch. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, 
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der PrOfenden 
rechtzeitig, bei mOndlichen Prüfungen mindestens Z'Nei Wochen vor dem 
Termin der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden. 

(5) FOr die Prüfenden und Beisitzenden gilt § 5 Abs. 6 Satz 2 und 3 ent­
sprechend. 

§7
 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
 

PrüfungsJelstungen, Einstufung In höhere Fachsemester
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in dem­
selben Studiengang an anderen wissenschaftlichen Hochschulen im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden ohne Gleich­
wertigkeitsprüfung angerechnet. Dasselbe gilt für Diplom-Vorprüfungen. 
Soweit die Diplom-Vorprüfung Fächer nicht enthält, d~ an der aufneh­
menden Hochschule Gegenstand der Diplom-Vorprüfung, nicht aber der 
DiplompTÜfung sind. ist eine Anrechnung mit Auflagen möglich. 

(2.1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prufungsleistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen 
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden angerech· 
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt Wlrd. Studienzeiten, StUdien­
leistungen und Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten. Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen in Inhall, Umfang und in den Anforderungen 
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hoch­
schule im wesentlichen entsprechen. Dabei Isl kein schematischer Ver· 
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studien leistungen 
und Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der 
Kultusministerkonferenz und der Hochschulreklorenkonferenz gebilligten 
ÄQuivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im ubngen kann bei Zweifeln an der 
Gleichwertigk.eit die Zentralstelle rUr auslandisches Bildungswesen ge· 
hört werden. 
(2.11) Studienzeiten, Studienleistungen und PrufungsJeistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen •
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden angerech· 
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt Wlrd. Studienzeiten, StUdien· 
leistungen und Prüfungsteistungen, die an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten. Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hoch· 
schule im wesentlichen entsprechen. Dabei Ist kein schematischer Ver­
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Das Nebenfach gemäß der Anlage zu den Nebenfächem wird 
auf Antrag ersetzt durch ein abgeschlossenes wissenschaftliches Stu­
dium an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmen­
gesetzes oder durch Prüfungsleistungen in einem solchen Studiengang, 
die in Art und Umfang den Anforderungen der Nebenfächer im Studien­
gang Informatik entsprechen. Im letzteren Fall entscheidet der Prü· 
fungsausschuss. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungsleistungen an auslandischen Hochschulen sind 
die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonfe­
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rah­
men von Hochschulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei 
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden. 

(3.1) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 10 a 
Abs. 1.1 Nr. 2) und das Softwarepraktikum (§ 17 a Abs. 1.1 Nr. 2) k.önnen • 
jeweils auf Antrag gleichwertige berufspraktische Leistungen angerech­
net werden. 

(3.11) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 10 a 
Abs. 1.11 Nr. 2), das Hardwarepraktikum (§ 10 a Abs. 1.11 Nr. 5) und das 
Softwarepraktikum (§ 17 a Abs. 1.11 Nr. 2) k:önnen jeweils auf Antrag 
gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden. 

(4) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü· 
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land 
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und 
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten die Absätze 1 und 
2.1 bzw. 2.11 entsprechend. 

(5) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung 
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach Mathema­
tik. oder Informatik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen 
auf das Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nach­
gewiesen wird. 

(6) Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die aufgrund einer 
EinstufungsprOfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in 
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Ein­
stufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Stu­
dienleistungen des Grundstudiums und auf Prüfungsleistungen der 

und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrver­
anstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

(2.11) Der Studienumfang im Pflicht·, Wahlpflicht- und Wahlbereich be­
trägt insgesamt höchstens 175 SemesteIWOchenstunden (SWS) ein­
schließlich des Nebenfachs; davon entfallen auf den nicht prOfungsrele­
vanten Wahlbereich etwa 20 SWS. In der Studienordnung werden die
Studleninhalte so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist gewährieistet,
dass im Rahmen dieser Prüfungeordnung nach eigener Wahl Schwer~

punkte gesetzt werden können und PfIicht- und Wahlpflichtveranstaltun~

gen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehr·
veranstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

§4
Prüfungen und PrOfungsfrlsten

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus Fachprüfungen, die Diplom­
prüfung aus Fachprüfungen und der Diplomarbeit.

(2) Der Diplomprüfung geht die Diplom-Vorprüfung voraus. Die Diplom­
Vorprüfung soll für Vollzeitstudierende in der Regel vor Beginn des
fünften Studiensemesters abgeschlossen sein. Die DiplomprOfung soll
einschließlich der Diplomarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 3 Abs. 1.1
bzw. Abs. 1.11 festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(3) Die FachprOfungen für die Diplom-Vorprüfung und die Diplom­
prüfung werden studienbegleitend erbracht.

(4) Für jede Fachprüfung werden in jedem Semester zwei Termine an­
geboten. Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn des Studienjahres die
Prüfungstermine fest.

(5) Der Prüfungsausschuss hat sicherzustellen, dass Leistungs·
nachweise und Fachprüfungen in den in dieser Prüfungsordnung
vorgesehenen Zeiträumen abgelegt werden können. Zu diesem Zweck
soll rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden
Leistungsnachweise und der abzulegenden Fachprüfungen als auch
Ober die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den
Ausgabe- und Abgabezeitpunkt der Diplomarbeit informiert werden. Der
Kandidatin oder dem Kandidaten sind für jede Fachprüfung auch die
jeweiligen Wiederholungstermine bekanntzugeben.

§5
Prüfungsausschuss

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des
Fachbereichs Informatik übernommen. Die Regelungen zu diesem
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen.

§6
Prüfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden.
Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des jeweils zuständigen Fachbereichs.
Zur oder zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare
Prüfung abgelegt und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung
erfordem, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur oder zum Beisitzenden darf
nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine
vergleichbare Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat k:ann für die Diplamarbeil und die
mündlichen Prüfungen PrOfende vorschlagen. Auf die Vorschläge soll
nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge begrün­
den jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der PrOfenden
rechtzeitig, bei mOndlichen Prüfungen mindestens Z'Nei Wochen vor dem
Termin der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden.

(5) FOr die Prüfenden und Beisitzenden gilt § 5 Abs. 6 Satz 2 und 3 ent­
sprechend.

§7
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

PrüfungsJelstungen, Einstufung In höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in dem­
selben Studiengang an anderen wissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden ohne Gleich­
wertigkeitsprüfung angerechnet. Dasselbe gilt für Diplom-Vorprüfungen.
Soweit die Diplom-Vorprüfung Fächer nicht enthält, d~ an der aufneh­
menden Hochschule Gegenstand der Diplom-Vorprüfung, nicht aber der
DiplompTÜfung sind. ist eine Anrechnung mit Auflagen möglich.

(2.1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prufungsleistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden angerech·
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt Wlrd. Studienzeiten, StUdien­
leistungen und Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten. Studienleistungen
und Prüfungsleistungen in Inhall, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hoch­
schule im wesentlichen entsprechen. Dabei Isl kein schematischer Ver·
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studien leistungen
und Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulreklorenkonferenz gebilligten
ÄQuivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im ubngen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigk.eit die Zentralstelle rUr auslandisches Bildungswesen ge·
hört werden.
(2.11) Studienzeiten, Studienleistungen und PrufungsJeistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden angerech·
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt Wlrd. Studienzeiten, StUdien·
leistungen und Prüfungsteistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten. Studienleistungen
und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hoch·
schule im wesentlichen entsprechen. Dabei Ist kein schematischer Ver­
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Das Nebenfach gemäß der Anlage zu den Nebenfächem wird
auf Antrag ersetzt durch ein abgeschlossenes wissenschaftliches Stu­
dium an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmen­
gesetzes oder durch Prüfungsleistungen in einem solchen Studiengang,
die in Art und Umfang den Anforderungen der Nebenfächer im Studien­
gang Informatik entsprechen. Im letzteren Fall entscheidet der Prü·
fungsausschuss. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungsleistungen an auslandischen Hochschulen sind
die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonfe­
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rah­
men von Hochschulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden.

(3.1) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 10 a
Abs. 1.1 Nr. 2) und das Softwarepraktikum (§ 17 a Abs. 1.1 Nr. 2) k.önnen
jeweils auf Antrag gleichwertige berufspraktische Leistungen angerech­
net werden.

(3.11) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 10 a
Abs. 1.11 Nr. 2), das Hardwarepraktikum (§ 10 a Abs. 1.11 Nr. 5) und das
Softwarepraktikum (§ 17 a Abs. 1.11 Nr. 2) k:önnen jeweils auf Antrag
gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden.

(4) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü·
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten die Absätze 1 und
2.1 bzw. 2.11 entsprechend.

(5) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach Mathema­
tik. oder Informatik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen
auf das Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nach­
gewiesen wird.

(6) Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die aufgrund einer
EinstufungsprOfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Ein­
stufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Stu­
dienleistungen des Grundstudiums und auf Prüfungsleistungen der
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und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrver­
anstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

(2.11) Der Studienumfang im Pflicht·, Wahlpflicht- und Wahlbereich be­
trägt insgesamt höchstens 175 SemesteIWOchenstunden (SWS) ein­
schließlich des Nebenfachs; davon entfallen auf den nicht prOfungsrele­
vanten Wahlbereich etwa 20 SWS. In der Studienordnung werden die
Studleninhalte so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist gewährieistet,
dass im Rahmen dieser Prüfungeordnung nach eigener Wahl Schwer~

punkte gesetzt werden können und PfIicht- und Wahlpflichtveranstaltun~

gen in einem ausgeglichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung
und Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehr·
veranstaltungen, auch in anderen Studiengängen, stehen.

§4
Prüfungen und PrOfungsfrlsten

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus Fachprüfungen, die Diplom­
prüfung aus Fachprüfungen und der Diplomarbeit.

(2) Der Diplomprüfung geht die Diplom-Vorprüfung voraus. Die Diplom­
Vorprüfung soll für Vollzeitstudierende in der Regel vor Beginn des
fünften Studiensemesters abgeschlossen sein. Die DiplomprOfung soll
einschließlich der Diplomarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 3 Abs. 1.1
bzw. Abs. 1.11 festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(3) Die FachprOfungen für die Diplom-Vorprüfung und die Diplom­
prüfung werden studienbegleitend erbracht.

(4) Für jede Fachprüfung werden in jedem Semester zwei Termine an­
geboten. Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn des Studienjahres die
Prüfungstermine fest.

(5) Der Prüfungsausschuss hat sicherzustellen, dass Leistungs·
nachweise und Fachprüfungen in den in dieser Prüfungsordnung
vorgesehenen Zeiträumen abgelegt werden können. Zu diesem Zweck
soll rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden
Leistungsnachweise und der abzulegenden Fachprüfungen als auch
Ober die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den
Ausgabe- und Abgabezeitpunkt der Diplomarbeit informiert werden. Der
Kandidatin oder dem Kandidaten sind für jede Fachprüfung auch die
jeweiligen Wiederholungstermine bekanntzugeben.

§5
Prüfungsausschuss

Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prüfungsausschuss des
Fachbereichs Informatik übernommen. Die Regelungen zu diesem
Prüfungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in
der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen.

§6
Prüfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden.
Prüfungsberechtigt sind die Professorinnen und Professoren und Privat­
dozentinnen und Privatdozenten des jeweils zuständigen Fachbereichs.
Zur oder zum Prüfenden darf darüber hinaus nur bestellt werden, wer
mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare
Prüfung abgelegt und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung
erfordem, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine
selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Zur oder zum Beisitzenden darf
nur bestellt werden, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine
vergleichbare Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat k:ann für die Diplamarbeil und die
mündlichen Prüfungen PrOfende vorschlagen. Auf die Vorschläge soll
nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge begrün­
den jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der PrOfenden
rechtzeitig, bei mOndlichen Prüfungen mindestens Z'Nei Wochen vor dem
Termin der jeweiligen Prüfung, bekanntgegeben werden.

(5) FOr die Prüfenden und Beisitzenden gilt § 5 Abs. 6 Satz 2 und 3 ent­
sprechend.

§7
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und

PrüfungsJelstungen, Einstufung In höhere Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in dem­
selben Studiengang an anderen wissenschaftlichen Hochschulen im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden ohne Gleich­
wertigkeitsprüfung angerechnet. Dasselbe gilt für Diplom-Vorprüfungen.
Soweit die Diplom-Vorprüfung Fächer nicht enthält, d~ an der aufneh­
menden Hochschule Gegenstand der Diplom-Vorprüfung, nicht aber der
DiplompTÜfung sind. ist eine Anrechnung mit Auflagen möglich.

(2.1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prufungsleistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengeselzes werden angerech·
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt Wlrd. Studienzeiten, StUdien­
leistungen und Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet. soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten. Studienleistungen
und Prüfungsleistungen in Inhall, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hoch­
schule im wesentlichen entsprechen. Dabei Isl kein schematischer Ver·
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studien leistungen
und Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulreklorenkonferenz gebilligten
ÄQuivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch­
schulpartnerschaften zu beachten. Im ubngen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigk.eit die Zentralstelle rUr auslandisches Bildungswesen ge·
hört werden.
(2.11) Studienzeiten, Studienleistungen und PrufungsJeistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden angerech·
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt Wlrd. Studienzeiten, StUdien·
leistungen und Prüfungsteistungen, die an Hochschulen außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, wer­
den auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird.
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten. Studienleistungen
und PrOfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen
denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Hoch·
schule im wesentlichen entsprechen. Dabei Ist kein schematischer Ver­
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzu­
nehmen. Das Nebenfach gemäß der Anlage zu den Nebenfächem wird
auf Antrag ersetzt durch ein abgeschlossenes wissenschaftliches Stu­
dium an einer Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrahmen­
gesetzes oder durch Prüfungsleistungen in einem solchen Studiengang,
die in Art und Umfang den Anforderungen der Nebenfächer im Studien­
gang Informatik entsprechen. Im letzteren Fall entscheidet der Prü·
fungsausschuss. Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studien­
leistungen und Prüfungsleistungen an auslandischen Hochschulen sind
die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonfe­
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rah­
men von Hochschulpartnerschaften zu beachten. Im übrigen kann bei
Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden.

(3.1) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 10 a
Abs. 1.1 Nr. 2) und das Softwarepraktikum (§ 17 a Abs. 1.1 Nr. 2) können
jeweils auf Antrag gleichwertige berufspraktische Leistungen angerech­
net werden.

(3.11) Für das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum (§ 10 a
Abs. 1.11 Nr. 2), das Hardwarepraktikum (§ 10 a Abs. 1.11 Nr. 5) und das
Softwarepraktikum (§ 17 a Abs. 1.11 Nr. 2) k:önnen jeweils auf Antrag
gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden.

(4) FOr die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü·
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und
dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten die Absätze 1 und
2.1 bzw. 2.11 entsprechend.

(5) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung
an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in dem Wahlfach Mathema­
tik. oder Informatik erbracht worden sind, werden als Studienleistungen
auf das Grundstudium angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nach­
gewiesen wird.

(6) Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die aufgrund einer
EinstufungspTÜfung gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in
einem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Ein­
stufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Stu­
dienleistungen des Grundstudiums und auf Prüfungsleistungen der
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Diplom-Vorprüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis über die 
Einstufungspriifung sind fOr den Prüfungsausschuss bindend. 

(7) Zuständig tar Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 6 Ist der PrO­
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören. 

(8.1) Werden Studienfeistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, 
sind die Noten - SOYJElit die Notensysteme vergleichbar sind - zu über~ 

nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei un­
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk ~bestanden" auf­
genommen. Die Anrechnung wird im zeugnis gekennzeichnet. 

(8.11) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, 
sind die Noten - SOYJElit die Notensysteme vergleichbar sind ~ zu Ober­
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Wird ein 
tJebenfach gemäß Absatz 2.11 durch ein abgeschlossenes wissenschaft­
liches Studium ersetzt, so wird die Gesamtnote des entsprechenden Ab­
$chlusszeugnisses ars Nebenfachnote in der Diplom-Vorprüfung und in 
~er DiplomprOfung übernommen. Bei unvergleichbaren Notensystemen 
~rd der Vermerk ..bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung wird im 
feugnis gekennzeichnet. , 

•
(9) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 6 
besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von 
Studienzeiten, StudienJeistungen und PrDfungsleistungen, die im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt 
von Amts wegen. Die Studentin oder der Student hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unter1agen vorzulegen.

§8 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche 
vor dem jeYJEliligen Prüfungstermin von einer Prüfung abmelden. 

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) beYJElrtet, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen Prüfungstermin ohne 
triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung 
ohne triftige Gründe von der PrOfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine 
schriftliche PrOfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbe;­
tungszeit erbracht wird. 

(3) Die tar den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des 
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer 
vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder eines vom 
PrÜfungsausschuss benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be­
reits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. 

(4)	 Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch 
•	 Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­

sen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
(5,0) bewertet; die Feststellung über den Täuschungsversuch wird von 
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichttahrenden getroffen und 
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung 
stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder AufsiChtführen­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe 
für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden 
Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten 
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver­
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom 
Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Entscheidungen sind 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbetehrung zu versehen. 

11. 0 I P 10m· Vor p r ü fun 9 

§9 
Zulassung 

(1.1) Zur Diplom-Vorprüfung kann nur zugelassen werden, wer 

1,	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige 

fachgebundene Hochschulreife), der Fachhochschulreife oder 
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen 
Stelle als gleichwertig aner1canntes Zeugnis besitzt, 

2.	 an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 
integrierten Diplomstudiengang Informatik (Diplom I - Betrieb&­
Informatik) eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als 
Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist. 

(1.11) Zur Diplom-Vorprüfung kann nur zugelassen "Werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulretfe), der Fachhochschulreife oder 
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen 
Stelle als gleichwertig anerkanntes zeugnis besitzt, 

2.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 
integrierten Dipfomstudiengang Informatik (Diplom 11) ein­
geschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als ZYJElithörerin oder 
Zweithörer zugelassen ist. 

(2) Die in Absatz 1.1 bzw. 1.11 genannten Voraussetzungen werden im 
Falle des § 7 Abs. 6 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis 
Ober die Einstufungsprüfung ganz oder teilYJeise ersetzt. 

(3) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung werden 
studienbegleitend erbrach!. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderliCh, die spätestens 4 
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplom-VorprOfung beim Prüfungsaus· 
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine ErkJarung darüber beizufügen, ob 
bereits eine Diplom-Vorprüfung oder eine OiplomprOfung im Studiengang 
Informatik niCht oder endgOltig nicht bestanden worden ist oder ob die 
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren 
befindet. 

§ 10 
Zul8ssungsverfahren 

(1)	 Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(2)	 Die Zulassung ist abzulehnen, YJElnn 

a)	 die in § 9 Abs. 1.1 bzw. 1.11 genannten Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind oder 

b) die Unterlagen unvollständig sind oder 
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder 

die Diplomprüfung in dem Studiengang Informatik an einer wis­
senschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des HOChschul­
rahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder 

d)	 die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen 
Hochschule in einem Ptilfungsverfahren im seiben Studiengang 
befindet. 

§ 10 a 
Leistungsnachweise 

(1.1) Im Grundstudium muss in folgenden Lehrveranstaltungen nach 
näherer BestImmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis 
erbracht werden, der inhaltlich auf eine Lehrveranstaltung von höchstens 
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstartung bezogen ist: 

1.	 Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen 
2.	 Programmierpraktikum 
3.	 Kurs Theoretische Informatik A oder Kurs Theoretische Infor­

matik B 
4.	 Lehrveranstaltung im Nebenfach 

(1.11) Im Grundstudium muss in folgenden Lehrveranstaltungen nach 
näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis 
erbracht YJElrden, der Inhaltlich auf eine Lehrveranstaltung von höchstens 
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist: 

1.	 Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen 
2.	 Programmierpraktikum 
3.	 Kurs Theoretische Informatik A oder
 

Kurs Theoretische Informatik B
 
4.	 Kurs Technische Informatik 11I 
5.	 Hardwarepraktikum 
6.	 Einer der Kurse Mathematik für Informatiker 1,11 oder 11I 
7.	 Lehrveranstaltung im Nebenfach. 

Ist	 der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur Gegenstand der 

§8
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Diplom-Vorprüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis über die
Einstufungspriifung sind fOr den Prüfungsausschuss bindend.

(7) Zuständig tar Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 6 Ist der PrO­
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören.

(8.1) Werden Studienfeistungen und Prüfungsleistungen angerechnet,
sind die Noten - SOYJElit die Notensysteme vergleichbar sind - zu über~

nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei un­
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk ~bestanden" auf­
genommen. Die Anrechnung wird im zeugnis gekennzeichnet.

(8.11) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet,
sind die Noten - SOYJElit die Notensysteme vergleichbar sind ~ zu Ober­
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Wird ein
tJebenfach gemäß Absatz 2.11 durch ein abgeschlossenes wissenschaft­
liches Studium ersetzt, so wird die Gesamtnote des entsprechenden Ab­
$chlusszeugnisses ars Nebenfachnote in der Diplom-Vorprüfung und in
~er DiplomprOfung übernommen. Bei unvergleichbaren Notensystemen
~rd der Vermerk ..bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung wird im
feugnis gekennzeichnet.,
(9) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 6
besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, StudienJeistungen und PrDfungsleistungen, die im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt
von Amts wegen. Die Studentin oder der Student hat die für die
Anrechnung erforderlichen Unter1agen vorzulegen.

•
(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeYJEliligen Prüfungstermin von einer Prüfung abmelden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) beYJElrtet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen Prüfungstermin ohne
triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung
ohne triftige Gründe von der PrOfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine
schriftliche PrOfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbe;­
tungszeit erbracht wird.

(3) Die tar den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer
vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder eines vom
PrÜfungsausschuss benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be­
reits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

•
(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­
sen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) bewertet; die Feststellung über den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichttahrenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung
stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder AufsiChtführen­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe
für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden
Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver­
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom
Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Entscheidungen sind
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbetehrung zu versehen.
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§9
Zulassung

(1.1) Zur Diplom-Vorprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1, das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige

fachgebundene Hochschulreife), der Fachhochschulreife oder
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig aner1canntes Zeugnis besitzt,

2. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
integrierten Diplomstudiengang Informatik (Diplom I - Betrieb&­
Informatik) eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als
Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.

(1.11) Zur Diplom-Vorprüfung kann nur zugelassen "Werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulretfe), der Fachhochschulreife oder
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig anerkanntes zeugnis besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
integrierten Dipfomstudiengang Informatik (Diplom 11) ein­
geschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als ZYJElithörerin oder
Zweithörer zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1.1 bzw. 1.11 genannten Voraussetzungen werden im
Falle des § 7 Abs. 6 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis
Ober die Einstufungsprüfung ganz oder teilYJeise ersetzt.

(3) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung werden
studienbegleitend erbrach!. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderliCh, die spätestens 4
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplom-VorprOfung beim Prüfungsaus·
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine ErkJarung darüber beizufügen, ob
bereits eine Diplom-Vorprüfung oder eine OiplomprOfung im Studiengang
Informatik niCht oder endgOltig nicht bestanden worden ist oder ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren
befindet.

§ 10
Zul8ssungsverfahren

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, YJElnn

a) die in § 9 Abs. 1.1 bzw. 1.11 genannten Voraussetzungen nicht
erfüllt sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder

die Diplomprüfung in dem Studiengang Informatik an einer wis­
senschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des HOChschul­
rahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen
Hochschule in einem Ptilfungsverfahren im seiben Studiengang
befindet.

§ 10 a
Leistungsnachweise

(1.1) Im Grundstudium muss in folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer BestImmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis
erbracht werden, der inhaltlich auf eine Lehrveranstaltung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstartung bezogen ist:

1. Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen
2. Programmierpraktikum
3. Kurs Theoretische Informatik A oder Kurs Theoretische Infor­

matik B
4. Lehrveranstaltung im Nebenfach

(1.11) Im Grundstudium muss in folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis
erbracht YJElrden, der Inhaltlich auf eine Lehrveranstaltung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist:

1. Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen
2. Programmierpraktikum
3. Kurs Theoretische Informatik A oder

Kurs Theoretische Informatik B
4. Kurs Technische Informatik 11I
5. Hardwarepraktikum
6. Einer der Kurse Mathematik für Informatiker 1,11 oder 11I
7. Lehrveranstaltung im Nebenfach.

Ist der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur Gegenstand der
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Diplom-Vorprüfung angerechnet. Die Feststellungen im Zeugnis über die
Einstufungspriifung sind fOr den Prüfungsausschuss bindend.

(7) Zuständig tar Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 6 Ist der PrO­
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu­
ständige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu hören.

(8.1) Werden Studienfeistungen und Prüfungsleistungen angerechnet,
sind die Noten - SOYJElit die Notensysteme vergleichbar sind - zu über~

nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei un­
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk ~bestanden" auf­
genommen. Die Anrechnung wird im zeugnis gekennzeichnet.

(8.11) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet,
sind die Noten - SOYJElit die Notensysteme vergleichbar sind ~ zu Ober­
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Wird ein
tJebenfach gemäß Absatz 2.11 durch ein abgeschlossenes wissenschaft­
liches Studium ersetzt, so wird die Gesamtnote des entsprechenden Ab­
$chlusszeugnisses ars Nebenfachnote in der Diplom-Vorprüfung und in
~er DiplomprOfung übernommen. Bei unvergleichbaren Notensyslemen
~rd der Vermerk ..bestanden" aufgenommen. Die Anrechnung wird im
feugnis gekennzeichnet.,
(9) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 6
besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, StudienJeistungen und PrDfungsleistungen, die im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt
von Amts wegen. Die Studentin oder der Student hat die für die
Anrechnung erforderlichen Unter1agen vorzulegen.

•
(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spätestens eine Woche
vor dem jeYJEliligen Prüfungstermin von einer Prüfung abmelden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) beYJElrtet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen Prüfungstermin ohne
triftige Gründe versäumt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung
ohne triftige Gründe von der PrOfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine
schriftliche PrOfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbe;­
tungszeit erbracht wird.

(3) Die tar den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich ange­
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit kann die Vorlage
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
PrOfungsausschusses kann im Einzelfall die Vorlage eines Attestes einer
vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder eines vom
PrÜfungsausschuss benannten Vertrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. Die be­
reits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

•
(4) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­
sen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend"
(5,0) bewertet; die Feststellung über den Täuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichttahrenden getroffen und
aktenkundig gemacht. Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der PrOfung
stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden oder AufsiChtführen­
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungs­
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die Gründe
für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden
Fällen kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver­
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom
Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Entscheidungen sind
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbetehrung zu versehen.
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§9
Zulassung

(1.1) Zur Diplom-Vorprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1, das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige

fachgebundene Hochschulreife), der Fachhochschulreife oder
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig aner1canntes Zeugnis besitzt,

2. an der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
integrierten Diplomstudiengang Informatik (Diplom I - Betrieb&­
Informatik) eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als
Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist.

(1.11) Zur Diplom-Vorprüfung kann nur zugelassen "Werden, wer

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine oder einschlägige
fachgebundene Hochschulretfe), der Fachhochschulreife oder
ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig anerkanntes zeugnis besitzt,

2. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
integrierten Dipfomstudiengang Informatik (Diplom 11) ein­
geschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als ZYJElithörerin oder
Zweithörer zugelassen ist.

(2) Die in Absatz 1.1 bzw. 1.11 genannten Voraussetzungen werden im
Falle des § 7 Abs. 6 durch entsprechende Feststellungen im Zeugnis
Ober die Einstufungsprüfung ganz oder teilYJeise ersetzt.

(3) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung werden
studienbegleitend erbrach!. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderliCh, die spätestens 4
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplom-VorprOfung beim Prüfungsaus·
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine ErkJarung darüber beizufügen, ob
bereits eine Diplom-Vorprüfung oder eine OiplomprOfung im Studiengang
Informatik niCht oder endgOltig nicht bestanden worden ist oder ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Prüfungsverfahren
befindet.

§ 10
Zul8ssungsverfahren

(1) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, YJElnn

a) die in § 9 Abs. 1.1 bzw. 1.11 genannten Voraussetzungen nicht
erfüllt sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
c) die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder

die Diplomprüfung in dem Studiengang Informatik an einer wis­
senschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des HOChschul­
rahmengesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich bereits an einer anderen
Hochschule in einem Ptilfungsverfahren im seiben Studiengang
befindet.

§ 10 a
Leistungsnachweise

(1.1) Im Grundstudium muss in folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer BestImmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis
erbracht werden, der inhaltlich auf eine Lehrveranstaltung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstartung bezogen ist:

1. Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen
2. Programmierpraktikum
3. Kurs Theoretische Informatik A oder Kurs Theoretische Infor­

matik B
4. Lehrveranstaltung im Nebenfach

(1.11) Im Grundstudium muss in folgenden Lehrveranstaltungen nach
näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis
erbracht YJElrden, der Inhaltlich auf eine Lehrveranstaltung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist:

1. Kurs Programmierung oder Kurs Datenstrukturen
2. Programmierpraktikum
3. Kurs Theoretische Informatik A oder

Kurs Theoretische Informatik B
4. Kurs Technische Informatik 111
5. Hardwarepraktikum
6. Einer der Kurse Mathematik für Informatiker 1,11 oder 111
7. Lehrveranstaltung im Nebenfach.

Ist der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur Gegenstand der



Fachprüfung Technische Informatik nach § 11 Abs. 4.11 Satz 4 bzw. § 11 
Abs. 4.1 Satz 4, so ist der Leistungsnachweis nach Satz 1 Nr. 4 statt zum 
Kurs Technische Informatik 11I zum Kurs Grundlagen der Technischen 
Informatik oder zum Kurs Technische Informatik I zu erbringen. 
Bei Wahl des Nebenfachs Mathematik gilt für Nr. 6 eine abweichende 
Regelung gemäß der Anlage zu den Nebenfächern, § 4. 

(2)	 Für die Bewenung gilt § 12 Abs. 3 entsprechend. 

(3) Darüber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungsleistun­
gen der DiplomNorprüfung gekoppelt (gem~lß § 11 Abs. 5.1 bzw. 5.11). 

§ '1 
Ziel, Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung 

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat 
und dass sie oder er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen des 
Faches, ein methodisches Instrumentarium und eine systematische Ori­
entierung erworben hat, die erforderlich sind, um das Studium mit Erfolg 
fortzusetzen. 

(2)	 Die Diplom-Vorprüfung besteht aus 

1.	 den Klausurarbeiten, soweit sie nach Absatz 4.1 bzw. 4.11 vor­
geschrieben sind, und 

2.	 den mündlichen Prüfungen. 

(3)	 Die Diplom-Vorprüfung erstreckt sich auf die folgenden Fächer: 

1.	 Praktische Informatik 
2.	 Theoretische Informatik 
3.	 Technische Informatik 
4.	 Mathematik 
5.	 Nebenfach gemäß Anlage 

(4.1) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung über einen der Kurse zu Programmierung oder Daten­
strukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem in § 10 a Abs, 1.1 Nr. 1 
gewählten Kurs verschieden ist. 

Die FachprUfung Theoretische Informatik besteht aus einer mündlichen 
Prüfung Ober die Kurse Theoretische Informatik A und B (SlOffumfang 4 
SWS). 

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen 
Prüfung Ober die Kurse Technische Informatik I und Technische 
Informatlk 11 (Stoffumfang 4 SWS). Übergangsweise kann an die Stelle 
des Kurses Technische Informatik I der Kurs Einführung in die 
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische Informatik 
11 der Kurs Mikrorechner-Technik treten. 

Die Fachprüfung Mathematik besteht aus zwei mündlichen Prüfungen 
über jeweils einen der Kurse Mathematik für Informatiker I und II 
(Stoffumfang jeweils 4 SWS). 

Die Fachprüfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern 
geregelt. 

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen siCh stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei­
tende Veranstaltungen). 

(4.11) Die FachprOfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung Uber einen der Kurse zu Programmierung oder Daten­
strukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem in § 10 a Abs. 1.11 Nr. 1 
gewählten Kurs verschieden ist. 

Die Fachprüfung Theoretische Informatik besteht aus einer mündlichen 
Prüfung über die Kurse Theoretische Informatik A und B (Stoffumfang 4 
SWS). 

Die Fachprüfung TeChnische Informatik besteht aus einer mündlichen 
Prüfung Uber die Kurse Technische Informatik I und Technische 
Informatik 11 (Stoffumfang 4 SWS). Übergangsweise kann an die Stelle 
des Kurses Technische Informatik I der Kurs Einführung in die 
Rechnerarchitektur oder der Kurs Grundlagen der TeChnischen 
Informatik und an die Stelle des Kurses Technische Informatik rr der 
Kurs Mikrorechner-Technik treten. 

Die Fachprüfung Mathematik besteht aus zwei mündlichen Prüfungen 
Ober jeweils einen der Kurse Mathematik für Informatiker I, 11 oder 11I 
(Stoffumfang jeweils 4 SWS), die von dem in § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 ge­
wählten Kurs verschieden sind. Bei Wahl des Nebenfachs Mathematik 
gilt eine abweichende Regelung gemäß der Anlage zu den Neben­

fächern, § 4. 

Die Fachprüfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
 
geregelt.
 

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­

lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei·
 
tende Veranstaltungen).
 

(5.1) FUr die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise
 
und Fachpr1Jfungen gelten folgende Regeln:
 

1.	 An der Fachprllfung Praktische Informatik kann nur teilnehmen,

wer einen Leistungsnachweis zu Programmierung oder Daten­

strukturen (§ 10 a Abs. 1.1 Nr. 1) vorlegt.
 

2.	 An der Fachprüfung Theoretische Informatik kann nur teilneh·
 
men, wer einen Leistungsnachweis zu Theoretische Informatik A
 
oder B (§ '0 a Abs.1.1 Nr. 3) vonegl.
 

3.	 Die bestandene Fachprüfung Praktische Infonnatik ist notwen·
 
dige Voraussetzung für die Teilnahme am Programmierprakti­

kum (§ 10 a Abs.1.1 Nr. 2).
 

(5.11) Für die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise 
und Fachprüfungen gelten folgende Regeln: 

1.	 An der Fachpri..lfung Praktische Informatik kann nur teilnehmen,
 
wer einen Leistungsnachweis zu Programmierung oder Daten­

strukturen (§ 10 a Abs. 1.11 Nt- 1) vorlegt.
 

2.	 An der Fachprüfung Theoretische Informatik kann nur teilneh­
men, wer einen Leistungsnachweis zu Theoretische Informatik A 
oder B (§ 10 a Abs.1.11 Nr. 3) vorlegt. • 

3.	 Die bestandene Fachprüfung Praktische Informatik ist notwen­

dige Voraussetzung für die Teilnahme am Programmierprakti­

kum (§ 10 a Abs.1.11 Nr. 2).
 

4.	 An der Fachprüfung Mathematik kann nur teilnehmen, wer den
 
Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 vorlegt.
 

(6) Gegenstand der Fachprllfungen sind die Stoffgebiete der den Prü­
fungsfächern nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten Lehr­
veranstaltungen. 

(7) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger 
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleiChwertige PT'Ü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt 
für Sludienleistungen. 

(8) PrOfungsleistungen der Diplom-Vorpr1Jfung können durch gleich­
wertige Leistungen im Rahmen einer Einstufungsprüfung gemaß § 67 
Abs. 1 HG ersetzt werden. 

§12	 

•
Klausurarbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten gemäß § 11 Abs. 4.1 bzw. 4.11 soll die Kandi­
datin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit 
und mit begrenzten Hilfsmitteln ein PrOblem mit den gelaufigen Metho­
den des Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die 
Dauer der Klausurarbeiten ergibt sich für die einzelnen Fächer aus der 
Anlage zu den Nebenfächern. 

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 14 Abs. 1 zu 
be'NE!rten. Hiervon kann nur aus ZlNingenden GrUnden abge'Nichen wer­
den; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Bei einem der Prüfenden 
kann abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 3 auf die selbständige Lehnätig­
keil verzichtet werden. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 

(3) Die Bewertung 1st den Studierenden nach spätestens sechs Wochen 
mitzuteilen. 

§13 
Mündliche Prüfungen 

(1) In den mllndlichen PrUfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat 
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des Prü­
fungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen 
soll ferner festgestellt werden, ob über breites Grundlagemvissen verfügt 
wird. 

(2) MUndliche Prüfungen werden entweder vor einer oder einem pro­

Fachprüfung Technische Informatik nach § 11 Abs. 4.11 Satz 4 bzw. § 11
Abs. 4.1 Satz 4, so ist der Leistungsnachweis nach Satz 1 Nr. 4 statt zum
Kurs Technische Informatik 11I zum Kurs Grundlagen der Technischen
Informatik oder zum Kurs Technische Informatik I zu erbringen.
Bei Wahl des Nebenfachs Mathematik gilt für Nr. 6 eine abweichende
Regelung gemäß der Anlage zu den Nebenfächern, § 4.

(2) Für die Bewenung gilt § 12 Abs. 3 entsprechend.

(3) Darüber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungsleistun­
gen der DiplomNorprüfung gekoppelt (gem~lß § 11 Abs. 5.1 bzw. 5.11).

§ '1
Ziel, Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat
und dass sie oder er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen des
Faches, ein methodisches Instrumentarium und eine systematische Ori·
entierung erworben hat, die erforderlich sind, um das Studium mit Erfolg
fortzusetzen.

fächern, § 4.

Die Fachprüfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei·
tende Veranstaltungen).

(5.1) FUr die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise
und Fachpr1Jfungen gelten folgende Regeln:

1. An der Fachprllfung Praktische Informatik kann nur teilnehmen,
wer einen Leistungsnachweis zu Programmierung oder Daten­
strukturen (§ 10 a Abs. 1.1 Nr. 1) vorlegt.

2. An der Fachprüfung Theoretische Informatik kann nur teilneh·
men, wer einen Leistungsnachweis zu Theoretische Informatik A
oder B (§ '0 a Abs.1.1 Nr. 3) vonegl.

3. Die bestandene Fachprüfung Praktische Infonnatik ist notwen·
dige Voraussetzung für die Teilnahme am Programmierprakti­
kum (§ 10 a Abs.1.1 Nr. 2).

(5.11) Für die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise
und Fachprüfungen gelten folgende Regeln:

1. An der Fachpri..lfung Praktische Informatik kann nur teilnehmen,
wer einen Leistungsnachweis zu Programmierung oder Daten­
strukturen (§ 10 a Abs. 1.11 Nt- 1) vorlegt.

2. An der Fachprüfung Theoretische Informatik kann nur teilneh­
men, wer einen Leistungsnachweis zu Theoretische Informatik A
oder B (§ 10 a Abs.1.11 Nr. 3) vorlegt. •

3. Die bestandene Fachprüfung Praktische Informatik ist notwen­
dige Voraussetzung für die Teilnahme am Programmierprakti­
kum (§ 10 a Abs.1.11 Nr. 2).

4. An der Fachprüfung Mathematik kann nur teilnehmen, wer den
Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 vorlegt.

(6) Gegenstand der Fachprllfungen sind die Stoffgebiete der den Prü­
fungsfächern nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten Lehr­
veranstaltungen.

(7) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleiChwertige PT'Ü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
für Sludienleistungen.

(8) PrOfungsleistungen der Diplom-Vorpr1Jfung können durch gleich­
wertige Leistungen im Rahmen einer Einstufungsprüfung gemaß § 67
Abs. 1 HG ersetzt werden.

(2) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus

1. den Klausurarbeiten, soweit sie nach Absatz 4.1 bzw. 4.11 vor­
geschrieben sind, und

2. den mündlichen Prüfungen.

(3) Die Diplom-Vorprüfung erstreckt sich auf die folgenden Fächer:

1. Praktische Informatik
2. Theoretische Informatik
3. Technische Informatik
4. Mathematik
5. Nebenfach gemäß Anlage

(4.1) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung über einen der Kurse zu Programmierung oder Daten­
strukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem in § 10 a Abs, 1.1 Nr. 1
gewählten Kurs verschieden ist.

Die FachprUfung Theoretische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung Ober die Kurse Theoretische Informatik A und B (SlOffumfang 4
SWS).

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung Ober die Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatlk 11 (Stoffumfang 4 SWS). Übergangsweise kann an die Stelle
des Kurses Technische Informatik I der Kurs Einführung in die
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische Informatik
11 der Kurs Mikrorechner-Technik treten.

Die Fachprüfung Mathematik besteht aus zwei mündlichen Prüfungen
über jeweils einen der Kurse Mathematik für Informatiker I und II
(Stoffumfang jeweils 4 SWS).

Die Fachprüfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen siCh stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei­
tende Veranstaltungen).

(4.11) Die FachprOfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung Uber einen der Kurse zu Programmierung oder Daten­
strukturen (Stoffumfang 4 SWSj, der von dem in § 10 a Abs. 1.11 Nr. 1
gewählten Kurs verschieden ist.

Die Fachprüfung Theoretische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung über die Kurse Theoretische Informatik A und B (Stoffumfang 4
SWS).

Die Fachprüfung TeChnische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung Uber die Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (Stoffumfang 4 SWS). Übergangsweise kann an die Stelle
des Kurses Technische Informatik I der Kurs Einführung in die
Rechnerarchitektur oder der Kurs Grundlagen der TeChnischen
Informatik und an die Stelle des Kurses Technische Informatik rr der
Kurs Mikrorechner-Technik treten.

Die Fachprüfung Mathematik besteht aus zwei mündlichen Prüfungen
Ober jeweils einen der Kurse Mathematik für Informatiker I, 11 oder 111
(Stoffumfang jeweils 4 SWS), die von dem in § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 ge­
wählten Kurs verschieden sind. Bei Wahl des Nebenfachs Mathematik
gilt eine abweichende Regelung gemäß der Anlage zu den Neben-

§12
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten gemäß § 11 Abs. 4.1 bzw. 4.11 soll die Kandi­
datin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit
und mit begrenzten Hilfsmitteln ein PrOblem mit den gelaufigen Metho­
den des Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die
Dauer der Klausurarbeiten ergibt sich für die einzelnen Fächer aus der
Anlage zu den Nebenfächern.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 14 Abs. 1 zu
be'NE!rten. Hiervon kann nur aus ZlNingenden GrUnden abge'Nichen wer­
den; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Bei einem der Prüfenden
kann abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 3 auf die selbständige Lehnätig­
keil verzichtet werden. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bewertung 1st den Studierenden nach spätestens sechs Wochen
mitzuteilen.

§13
Mündliche Prüfungen

(1) In den mllndlichen PrUfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des Prü­
fungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen
soll ferner festgestellt werden, ob über breites Grundlagemvissen verfügt
wird.

(2) MUndliche Prüfungen werden entweder vor einer oder einem pro-

•
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Fachprüfung Technische Informatik nach § 11 Abs. 4.11 Satz 4 bzw. § 11
Abs. 4.1 Satz 4, so ist der Leistungsnachweis nach Satz 1 Nr. 4 statt zum
Kurs Technische Informatik 11I zum Kurs Grundlagen der Technischen
Informatik oder zum Kurs Technische Informatik I zu erbringen.
Bei Wahl des Nebenfachs Mathematik gilt für Nr. 6 eine abweichende
Regelung gemäß der Anlage zu den Nebenfächern, § 4.

(2) Für die Bewenung gilt § 12 Abs. 3 entsprechend.

(3) Darüber hinaus sind einige Leistungsnachweise an Prüfungsleistun­
gen der DiplomNorprüfung gekoppelt (gem~lß § 11 Abs. 5.1 bzw. 5.11).

§ '1
Ziel, Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat
und dass sie oder er sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen des
Faches, ein methodisches Instrumentarium und eine systematische Ori­
entierung erworben hat, die erforderlich sind, um das Studium mit Erfolg
fortzusetzen.

fächern, § 4.

Die Fachprüfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei·
tende Veranstaltungen).

(5.1) FUr die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise
und Fachpr1Jfungen gelten folgende Regeln:

1. An der Fachprllfung Praktische Informatik kann nur teilnehmen,
wer einen Leistungsnachweis zu Programmierung oder Daten­
strukturen (§ 10 a Abs. 1.1 Nr. 1) vorlegt.

2. An der Fachprüfung Theoretische Informatik kann nur teilneh·
men, wer einen Leistungsnachweis zu Theoretische Informatik A
oder B (§ '0 a Abs.1.1 Nr. 3) vonegl.

3. Die bestandene Fachprüfung Praktische Infonnatik ist notwan·
dige Voraussetzung für die Teilnahme am Programmierprakti­
kum (§ 10 a Abs.1.1 Nr. 2).

(5.11) Für die studienbegleitend zu erbringenden Leistungsnachweise
und Fachprüfungen gelten folgende Regeln:

1. An der Fachpri..lfung Praktische Informatik kann nur teilnehmen,
wer einen Leistungsnachweis zu Programmierung oder Daten­
strukturen (§ 10 a Abs. 1.11 Nt- 1) vorlegt.

2. An der Fachprüfung Theoretische Informatik kann nur teilneh­
men, wer einen Leistungsnachweis zu Theoretische Informatik A
oder B (§ 10 a Abs.1.11 Nr. 3) vorlegt. •

3. Die bestandene Fachprüfung Praktische Informatik ist notwen­
dige Voraussetzung für die Teilnahme am Programmierprakti­
kum (§ 10 a Abs.1.11 Nr. 2).

4. An der Fachprüfung Mathematik kann nur teilnehmen, wer den
Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 vorlegt.

(6) Gegenstand der Fachprtlfungen sind die Stoffgebiete der den Prü­
fungsfächern nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten Lehr­
veranstaltungen.

(7) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleiChwertige PT'Ü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
für Studienleistungen.

(8) PrOfungsleistungen der Diplom-Vorpr1Jfung können durch gleich­
wertige Leistungen im Rahmen einer Einstufungsprüfung gemaß § 67
Abs. 1 HG ersetzt werden.

(2) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus

1. den Klausurarbeiten, soweit sie nach Absatz 4.1 bzw. 4.11 vor­
geschrieben sind, und

2. den mündlichen Prüfungen.

(3) Die Diplom-Vorprüfung erstreckt sich auf die folgenden Fächer:

1. Praktische Informatik
2. Theoretische Informatik
3. Technische Informatik
4. Mathematik
5. Nebenfach gemäß Anlage

(4.1) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung über einen der Kurse zu Programmierung oder Daten­
strukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem in § 10 a Abs, 1.1 Nr. 1
gewählten Kurs verschieden ist.

Die FachprUfung Theoretische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung Ober die Kurse Theoretische Informatik A und B (SlOffumfang 4
SWS).

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung Ober die Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatlk 11 (Stoffumfang 4 SWS). Übergangsweise kann an die Stelle
des Kurses Technische Informatik I der Kurs Einführung in die
Rechnerarchitektur und an die Stelle des Kurses Technische Informatik
11 der Kurs Mikrorechner-Technik treten.

Die Fachprüfung Mathematik besteht aus zwei mündlichen Prüfungen
über jeweils einen der Kurse Mathematik für Informatiker I und II
(Stoffumfang jeweils 4 SWS).

Die Fachprüfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen siCh stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbeglei­
tende Veranstaltungen).

(4.11) Die FachprOfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung Uber einen der Kurse zu Programmierung oder Daten­
strukturen (Stoffumfang 4 SWS), der von dem in § 10 a Abs. 1.11 Nr. 1
gewählten Kurs verschieden ist.

Die Fachprüfung Theoretische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung über die Kurse Theoretische Informatik A und B (Stoffumfang 4
SWS).

Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer mündlichen
Prüfung Uber die Kurse Technische Informatik I und Technische
Informatik 11 (Stoffumfang 4 SWS). Übergangsweise kann an die Stelle
des Kurses Technische Informatik I der Kurs Einführung in die
Rechnerarchitektur oder der Kurs Grundlagen der TeChnischen
Informatik und an die Stelle des Kurses Technische Informatik rr der
Kurs Mikrorechner-Technik treten.

Die Fachprüfung Mathematik besteht aus zwei mündlichen Prüfungen
Ober jeweils einen der Kurse Mathematik für Informatiker I, 11 oder 11I
(Stoffumfang jeweils 4 SWS), die von dem in § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 ge­
wählten Kurs verschieden sind. Bei Wahl des Nebenfachs Mathematik
gilt eine abweichende Regelung gemäß der Anlage zu den Neben-

§12
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten gemäß § 11 Abs. 4.1 bzw. 4.11 soll die Kandi­
datin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit
und mit begrenzten Hilfsmitteln ein PrOblem mit den gelaufigen Metho­
den des Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die
Dauer der Klausurarbeiten ergibt sich für die einzelnen Fächer aus der
Anlage zu den Nebenfächern.

(2) Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfenden gemäß § 14 Abs. 1 zu
be'NE!rten. Hiervon kann nur aus ZlNingenden GrUnden abge'Nichen wer­
den; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Bei einem der Prüfenden
kann abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 3 auf die selbständige Lehnätig­
keit verzichtet werden. Die Note der Klausurarbeit ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bewertung 1st den Studierenden nach spätestens sechs Wochen
mitzuteilen.

§13
Mündliche Prüfungen

(1) In den mllndlichen PrUfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des Prü­
fungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen
soll ferner festgestellt werden, ob über breites Grundlagemvissen verfügt
wird.

(2) MUndliche Prüfungen werden entweder vor einer oder einem pro-

•



fenden in GegenlNart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder 
vor zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) als Einzelprl.lfung abgelegt. Bei 
einer Kollegialprl.lfung, die sich über den Inhalt mehrerer Kurse erstreckt 
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur 
von einer oder einem PrOfenden geprOft. Bei einer Prüfung durch eine 
oder einen Prüfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 14 Abs. 
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer Kollegialprüfung legen die 
Prüfenden die Note gemeinsam fest. 

(3) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 8 SWS in 
der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem 
Stoffumfang von 4 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15 und 
höchstens 25 Minuten. 

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung sind in 
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandida­
tin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung be­
kanntzugeben. 

(5) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung 
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als 
Zuhorende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, die Kandidatin 
oder der Kandidat widerspricht. Oie Zulassung erstreckt sich nicht auf 
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 

§ 14 

• 
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten 

und Bestehen der Diplom-Vorprüfung 

(1) Die Noten für die einzelnen PrOfungsleistungen werden von den je­
weiligen Prufenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten 
zu verwenden 

1 = sehr gut eine hervorragende Leistung; 
2 = gut eine Leistung, die erheblich Ober den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

Zur differenZierten Be\oVartung der Prüfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge­
bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen. 

•
(2) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen Prü­
fungsleislungen (gemäß § 11 Abs. 4.1 bzw. 4.11) bestanden sind. Eine 
PrOfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend" 
(4,0) bewertet ist. FOr eine bestandene Fachprüfung errechnet sich die 
Fachnote gegebenenfalls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der 
einzelnen Prüfungsleistungen. Die Fachnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut, 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut, 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend. 

Eine nichtbestandene Fachprüfung wird mit der Note "nicht ausreichend" 
bewertet. 

(3.1) Die DiplomNorprüfung I ist bestanden, wenn sämtliche 
Leistungsnach\oVaise nach § 10 a Abs. 1.1 vorliegen und sämtliche Fach­
prüfungen bestanden sind. 

(3.11) Die Diplom-Vorprüfung 11 ist bestanden, \oVann sämtliche 
Leistungsnachweise nach § 10 a Abs. 1.11 vorliegen und sämtliche 
FachprOfungen bestanden sind. 

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Diplom-Vorprüfung errechnet sich 
aus dem Durchschnitt der Fachnoten. Oie Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut, 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut, 
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend. 

(5)	 Sei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alte weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

§15 
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung 

Eine Prl.lfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden 
gilt, kann zweimal wiederholt werden. Fehlversuche im selben Fach an 
anderen Hochschulen werden angerechnet. Die Wiederholung einer 
bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig. Die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem 
Kann-didaten hierOber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber 
Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann. 

§15a 
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife 

Studierende, die die Fachhochschulreife besitzen, erwerben nach Maß· 
gabe der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschul­
reife wahrend des Studiums in integrierten Studiengängen vom 23. 
September 1981 (GV. NRW. S. 596), in der jeweils gOJtigen Form, die 
fachgebundene Hochschulreife, \oVann sie nach dem Grundstudium im 
integrierten Studiengang Informatik den erfolgreichen Abschluss von 
Brtlckenkursen in drei Fächem nachweisen und die Diplom-Vorprüfung lJ 
bestanden haben. In das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vor­
prüfung II ist ein entsprechender Vermerk aufzunehmen. 

§16 
Zeugnis 

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung wird unverzüglich, mög· 
lichst innerhalb von vier Wochen nach dem Erbringen der letzten Stu­
dien- oder Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt, das die einzelnen 
Fachnoten und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als 
Datum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Stu­
dien- oder Prüfungsleistung erbracht ist. 

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be· 
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. 
Die Diplom·VorprOfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestan­
den), sobald eine Prüfungsleistung nach Ausschöpfen der beiden Wie· 
derholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht bestanden 
gilt). 
(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom-Vorprüfung ist mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung nicht 
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nach\oVaise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht 
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Diplom-Vorprüfung nicht bestanden ist. 
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§17 
Zulassung 

(1.1) Zur DiplomprOfung I kann nur zugelassen werden, \oVar 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife 
oder einschlägige fachgebundene HOChschulreife), der Fach· 
hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von der zu­
ständigen staatlichen Stelle als gleichlNBrtig anerkanntes Zeug· 
nis besitzt oder die Einstufungsprüfung (§ 7 Abs. 6) bestanden 
hat; 

2.	 die DiplomNorprüfung im Studiengang Infonnatik oder eine 
gemäß § 7 als gleichwertig angerechnete Prüfung bestanden 
hat; 

3.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 
Diplomstudiengang Informatik (Diplom I - Betriebsinfonnatik) 
eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin 
oder ZWeithörer zugelassen ist. 

(1.11) Zur DiplomprOfung II kann nur zugelassen werden, wer 

1.	 das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife 
oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder ein 
durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen 
Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis besitzt oder die Ein­
stufungsprüfung (§ 7 Abs. 6) bestanden hat; 

2.	 die Diplom-Vorprüfung 11 im Studiengang Informatik oder eine 
gemäß § 7 als gleichwertig angerechnele Prüfung bestanden 

fenden in GegenlNart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) als Einzelprl.lfung abgelegt. Bei
einer Kollegialprl.lfung, die sich über den Inhalt mehrerer Kurse erstreckt
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
von einer oder einem PrOfenden geprOft. Bei einer Prüfung durch eine
oder einen Prüfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 14 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer Kollegialprüfung legen die
Prüfenden die Note gemeinsam fest.

(3) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 8 SWS in
der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem
Stoffumfang von 4 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15 und
höchstens 25 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung sind in
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandida­
tin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung be­
kanntzugeben.

(5) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als
Zuhorende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, die Kandidatin
oder der Kandidat widerspricht. Oie Zulassung erstreckt sich nicht auf
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

§15
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung

Eine Prl.lfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt, kann zweimal wiederholt werden. Fehlversuche im selben Fach an
anderen Hochschulen werden angerechnet. Die Wiederholung einer
bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig. Die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem
Kann-didaten hierOber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber
Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann.

§15a
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife

Studierende, die die Fachhochschulreife besitzen, erwerben nach Maß·
gabe der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschul­
reife wahrend des Studiums in integrierten Studiengängen vom 23.
September 1981 (GV. NRW. S. 596), in der jeweils gOJtigen Form, die
fachgebundene Hochschulreife, \oVann sie nach dem Grundstudium im
integrierten Studiengang Informatik den erfolgreichen Abschluss von
Brtlckenkursen in drei Fächem nachweisen und die Diplom-Vorprüfung lJ
bestanden haben. In das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vor­
prüfung II ist ein entsprechender Vermerk aufzunehmen.

(1) Die Noten für die einzelnen PrOfungsleistungen werden von den je­
weiligen Prufenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden

§ 14
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Diplom-Vorprüfung

Zur differenZierten Be\oVartung der Prüfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge­
bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen.

(2) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen Prü­
fungsleislungen (gemäß § 11 Abs. 4.1 bzw. 4.11) bestanden sind. Eine
PrOfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend"
(4,0) bewertet ist. FOr eine bestandene Fachprüfung errechnet sich die
Fachnote gegebenenfalls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen. Die Fachnote lautet

§17
Zulassung

(1.1) Zur DiplomprOfung I kann nur zugelassen werden, \oVar

§16
Zeugnis

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung wird unverzüglich, mög·
lichst innerhalb von vier Wochen nach dem Erbringen der letzten Stu­
dien- oder Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt, das die einzelnen
Fachnoten und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als
Datum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Stu­
dien- oder Prüfungsleistung erbracht ist.

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be·
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
Die Diplom·VorprOfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestan­
den), sobald eine Prüfungsleistung nach Ausschöpfen der beiden Wie·
derholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht bestanden
gilt).
(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom-Vorprüfung ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
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(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nach\oVaise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Diplom-Vorprüfung nicht bestanden ist.

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt.

5 = nicht ausreichend

3 =befriedigend

4 = ausreichend

1 =sehr gut
2 = gut

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =

•

•
Eine nichtbestandene Fachprüfung wird mit der Note "nicht ausreichend"
bewertet.

(5) Sei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alte weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

(3.1) Die DiplomNorprüfung I ist bestanden, wenn sämtliche
Leistungsnach\oVaise nach § 10 a Abs. 1.1 vorliegen und sämtliche Fach­
prüfungen bestanden sind.

(3.11) Die Diplom-Vorprüfung 11 ist bestanden, \oVann sämtliche
Leistungsnachweise nach § 10 a Abs. 1.11 vorliegen und sämtliche
FachprOfungen bestanden sind.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Diplom-Vorprüfung errechnet sich
aus dem Durchschnitt der Fachnoten. Oie Gesamtnote lautet

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife
oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder ein
durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis besitzt oder die Ein­
stufungsprüfung (§ 7 Abs. 6) bestanden hat;

2. die Diplom-Vorprüfung 11 im Studiengang Informatik oder eine
gemäß § 7 als gleichwertig angerechnele Prüfung bestanden

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife
oder einschlägige fachgebundene HOChschulreife), der Fach·
hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von der zu­
ständigen staatlichen Stelle als gleichlNBrtig anerkanntes Zeug·
nis besitzt oder die Einstufungsprüfung (§ 7 Abs. 6) bestanden
hat;

2. die DiplomNorprüfung im Studiengang Infonnatik oder eine
gemäß § 7 als gleichwertig angerechnete Prüfung bestanden
hat;

3. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
Diplomstudiengang Informatik (Diplom I - Betriebsinfonnatik)
eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin
oder ZWeithörer zugelassen ist.

(1.11) Zur DiplomprOfung II kann nur zugelassen werden, wer
sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =
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fenden in GegenlNart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) als Einzelprl.lfung abgelegt. Bei
einer Kollegialprl.lfung, die sich über den Inhalt mehrerer Kurse erstreckt
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsätzlich nur
von einer oder einem PrOfenden geprOft. Bei einer Prüfung durch eine
oder einen Prüfenden ist vor der Festsetzung der Note gemäß § 14 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hören. Bei einer Kollegialprüfung legen die
Prüfenden die Note gemeinsam fest.

(3) Die mündliche Prüfung dauert bei einem Stoffumfang von 8 SWS in
der Regel mindestens 30 und höchstens 45 Minuten. Bei einem
Stoffumfang von 4 SWS dauert sie in der Regel mindestens 15 und
höchstens 25 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung sind in
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandida­
tin oder dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung be­
kanntzugeben.

(5) Wer sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung
unterziehen will, wird nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als
Zuhorende oder Zuhörender zugelassen, es sei denn, die Kandidatin
oder der Kandidat widerspricht. Oie Zulassung erstreckt sich nicht auf
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

§15
Wiederholung von Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung

Eine Prl.lfungsleistung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt, kann zweimal wiederholt werden. Fehlversuche im selben Fach an
anderen Hochschulen werden angerechnet. Die Wiederholung einer
bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig. Die oder der Vor­
sitzende des Prüfungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem
Kann-didaten hierOber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber
Auskunft gibt, ob die PrOfungsleistung wiederholt werden kann.

§15a
Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife

Studierende, die die Fachhochschulreife besitzen, erwerben nach Maß·
gabe der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschul­
reife wahrend des Studiums in integrierten Studiengängen vom 23.
September 1981 (GV. NRW. S. 596), in der jeweils gOJtigen Form, die
fachgebundene Hochschulreife, \oVann sie nach dem Grundstudium im
integrierten Studiengang Informatik den erfolgreichen Abschluss von
Brtlckenkursen in drei Fächem nachweisen und die Diplom-Vorprüfung lJ
bestanden haben. In das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vor­
prüfung II ist ein entsprechender Vermerk aufzunehmen.

(1) Die Noten für die einzelnen PrOfungsleistungen werden von den je­
weiligen Prufenden festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten
zu verwenden

§ 14
Bewertung der PrOfungslelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Diplom-Vorprüfung

Zur differenZierten Be\oVartung der Prüfungsleistungen können durch Er­
niedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte ge­
bildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos­
sen.

(2) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dazugehörigen Prü­
fungsleislungen (gemäß § 11 Abs. 4.1 bzw. 4.11) bestanden sind. Eine
PrOfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend"
(4,0) bewertet ist. FOr eine bestandene Fachprüfung errechnet sich die
Fachnote gegebenenfalls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen. Die Fachnote lautet

§17
Zulassung

(1.1) Zur DiplomprOfung I kann nur zugelassen werden, \oVar

§16
Zeugnis

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung wird unverzüglich, mög·
lichst innerhalb von vier Wochen nach dem Erbringen der letzten Stu­
dien- oder Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt, das die einzelnen
Fachnoten und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Als
Datum des Zeugnisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Stu­
dien- oder Prüfungsleistung erbracht ist.

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be·
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid.
Die Diplom·VorprOfung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestan­
den), sobald eine Prüfungsleistung nach Ausschöpfen der beiden Wie·
derholungsmöglichkeiten nicht bestanden ist (bzw. als nicht bestanden
gilt).
(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom-Vorprüfung ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
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(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-Vorprüfung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent­
sprechenden Nach\oVaise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten PrOfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Diplom-Vorprüfung nicht bestanden ist.

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

eine hervorragende Leistung;
eine Leistung, die erheblich Ober den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel
noch den Anforderungen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher
Mängel den Anforderungen nicht mehr
genügt.

5 = nicht ausreichend

3 =befriedigend

4 = ausreichend

1 =sehr gut
2 = gut

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =

•

•
Eine nichtbestandene Fachprüfung wird mit der Note "nicht ausreichend"
bewertet.

(5) Sei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alte weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

(3.1) Die DiplomNorprüfung I ist bestanden, wenn sämtliche
Leistungsnach\oVaise nach § 10 a Abs. 1.1 vorliegen und sämtliche Fach­
prüfungen bestanden sind.

(3.11) Die Diplom-Vorprüfung 11 ist bestanden, \oVann sämtliche
Leistungsnachweise nach § 10 a Abs. 1.11 vorliegen und sämtliche
FachprOfungen bestanden sind.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Diplom-Vorprüfung errechnet sich
aus dem Durchschnitt der Fachnoten. Oie Gesamtnote lautet

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife
oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder ein
durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen
Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis besitzt oder die Ein­
stufungsprüfung (§ 7 Abs. 6) bestanden hat;

2. die Diplom-Vorprüfung 11 im Studiengang Informatik oder eine
gemäß § 7 als gleichwertig angerechnele Prüfung bestanden

1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife
oder einschlägige fachgebundene HOChschulreife), der Fach·
hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von der zu­
ständigen staatlichen Stelle als gleichlNBrtig anerkanntes Zeug·
nis besitzt oder die Einstufungsprüfung (§ 7 Abs. 6) bestanden
hat;

2. die DiplomNorprüfung im Studiengang Infonnatik oder eine
gemäß § 7 als gleichwertig angerechnete Prüfung bestanden
hat;

3. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den
Diplomstudiengang Informatik (Diplom I - Betriebsinfonnatik)
eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin
oder ZWeithörer zugelassen ist.

(1.11) Zur DiplomprOfung II kann nur zugelassen werden, wer
sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend.

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =
bei einem Durchschnitt Ober 2,5 bis 3,5 =
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =



hat; 
3.	 an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den 

Diplomstudiengang Informatik (Diplom 11) eingeschrieben oder 
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zu­
gelassen ist. 

(2.1) Die Studien- und PrUfungsleistungen der DiplomprOfung I werden 
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim PrüfungsausschuSs erforderlich, die spätestens 4 
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung beim Prüfungsausschuss 
zu stellen. In dem Antrag sind gegebenenfalls die Zusatzfächer gemäß § 
22 zu bezeichnen. Im übrigen gelten die §§ 9 und 10 entsprechend. 

(2.11) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Diplomprüfung 11 werden 
studien begleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4 
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur 
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung beim Prüfungsausschuss 
zu stellen. In dem Antrag sind das gewählte Nebenfach und gegebe· 
nenfalls die Zusatzfächer gemäß § 22 zu bezeichnen. Im übrigen gelten 
die §§ 9 und 10 entsprechend. 

§17. 
Leistungsnachweise 

(1.1) Im Hauptstudium muss in folgenden LehlVeranstaltungen nach 
naherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis 
erbracht werden, der inhaltlich auf eine LehlVeranstaltung von höchstens 
4 SWS oder auf eine einsemestrige LehlVeranstaltung bezogen ist: 

1.	 Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung 
2.	 Fachpraktikum der Informatik 
3.	 Kurs des Hauptstudiums im Stoffumfang von 4 SWS bzw. 

Fachpraktikum der Informatik 
4.	 Seminar in Infonnatik 
5.	 LehlVeranstaltung im Nebenfach 

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (a[so nicht auf Übungen oder andere kursbe­
gleitende Veranstaltungen). 

(1.11) Im Hauptstudium muss in folgenden LehlVeranstallungen nach 
näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsne.chweis 
erbracht werden, der inhaltlich auf eine Lehrveranstattung von höchstens 
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist: 

1.	 Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung 
2.	 Fachpraktikum der Informatik 
3.	 Kurs des Hauptstudiums im Stoffumfang von 4 SWS oder wei­

teres Fachpraktikum der Informatik 
4.	 Seminar in Informatik 
5.	 Seminar in Informatik 
6.	 LehlVeranstaltung im Nebenfach 

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbe­
gleitende Veranstaltungen). 

(2)	 Für die Bewertung gilt § 12 Abs. 3 entsprechend. 

§ 18 
Umfang und Art der DiplomprOfung 

(1) Die Dip[omprüfung besteht aus den Fachprüfungen und der Diplom­
arbeit. Die FachprUfungen bestehen aus 

1.	 den Klausurarbeiten, soweit sie für das Nebenfach vorgeschrie­
ben sind, und 

2.	 den mündlichen Prüfungen. 

(2)	 Die Dip[omprüfung erstreckt sich auf folgende Fächer: 

1.	 Praktische Informatik 
2.	 Theoretische Informatik 
3.	 Vertiefende Kurse der Infonnatik 
4.	 Nebenfach 

(3.1) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung über einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog P 
(Praktische Informatik) der Studienordnung. 

Die FachprOfung Theoretische Infonnatlk besteht aus einer mOndlichen
 
Prüfung über einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog T
 
(Theoretische Informatik) der Studienordnung.
 

Die Fachprüfung über Vertiefende Kurse der Informatik besteht aus
 
einer mündlichen Prüfung, die sich über Kurse des Hauptstudiums im
 
Stoffumfang von insgesamt mindestens 4 SWS erstreckt. Dabei können
 
auch Kurse aus den Katalogen P oder T gewählt werden, soweit sie
 
nicht Gegenstand der FachprOfungen über Praktische oder Theoretische
 
Informatik sind.
 

Die Fachpri.lfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
 
geregelt.
 

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand eines einzigen Leistungs­

nachweises oder Gegenstand einer einzigen PrOfungsleistung sein.
 

(3.11) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus zwei münd­

lichen Prüfungen über jeweils einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus
 
Katalog P (Praktische Infonnatik) der Studienordnung.
 

Die Fachprüfung Theoretische Informatik besteht aus zwei mündlichen
 
Prüfungen Ober jeweils einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog T
 
(Theoretische Infonnatik) der Studienordnung.
 

Die Fachprüfung über Vertiefende Kurse der Infonnatik besteht aus zwei
 
mündlichen Prüfungen, die sich jeweils über Kurse des Hauptstudiums
 
im Stoffumfang von insgesamt mindestens 4 SWS erstrecken. Dabei
 
können auch Kurse aus den Katalogen P oder T gewählt werden, soweit
 
sie nicht Teil der Fachprüfungen über Praktische oder Theoretische
 
Informatik sind.
 

Die FachprOfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern •
geregelt. 

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand eines einzigen Leistungs­

nachweises oder Gegenstand einer einzigen Prüfungsleistung sein.
 

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis 
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger 
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige PrOfungs­
leistungen in einer anderen Fonn zu erbringen. Entsprechendes gilt für 
Studienleistungen. 

§ 19 
DiplomarbeIt 

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Informatik, die die wis· 
sensehaftliehe Ausbildung abschließt. Die Kandidatin oder der Kandidat 
soll zeigen, dass sie oder er in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebe­
nen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaft­
lichen Methoden zu bearbeiten. 

(2.1) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs· 
nachweise zu den in § 17 a Abs. 1.1 genannten Lehrveranstaltungen 
vorliegen. • 
(2.11) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs­
nachweise zu den in § 17 a Abs. 1.11 genannten Lehrveranstaltungen 
(ggf. mit Ausnahme des Seminars Nr. 5) vorliegen. 

(3) Die Diplomarbeil wird von einer oder einem Prüfenden gemäß § 6 
Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut. Prüfende 
können darüber hinaus auch promovierte wissenschaftliche Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofern der Fachbereichs­
rat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder der Prüfende 
wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Soll die Diplomarbeit in einer Ein­
richtung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es 
hiel7:u der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses. Den Kandidatinnen und Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, 
Vorschläge für das Thema der Diplomarbeit zu machen. 

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidal rechtzeitig ein Thema für 
eine Diplomarbeit erhält. 

(5) Die Dlplomarbeil kann auch in Fonn einer Gruppenarbeil zugelassen 
werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewertende Einzelbeilrag 
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen ob­
jektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich 
unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 

hat;
3. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den

Diplomstudiengang Informatik (Diplom 11) eingeschrieben oder
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zu­
gelassen ist.

(2.1) Die Studien- und PrUfungsleistungen der DiplomprOfung I werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrüfungsausschuSs erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung beim Prüfungsausschuss
zu stellen. In dem Antrag sind gegebenenfalls die Zusatzfächer gemäß §
22 zu bezeichnen. Im übrigen gelten die §§ 9 und 10 entsprechend.

(2.11) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Diplomprüfung 11 werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung beim Prüfungsausschuss
zu stellen. In dem Antrag sind das gewählte Nebenfach und gegebe·
nenfalls die Zusatzfächer gemäß § 22 zu bezeichnen. Im übrigen gelten
die §§ 9 und 10 entsprechend.

§17.
Leistungsnachweise

(1.1) Im Hauptstudium muss in folgenden LehlVeranstaltungen nach
naherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis
erbracht werden, der inhaltlich auf eine LehlVeranstaltung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige LehlVeranstaltung bezogen ist:

1. Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung
2. Fachpraktikum der Informatik
3. Kurs des Hauptstudiums im Stoffumfang von 4 SWS bzw.

Fachpraktikum der Informatik
4. Seminar in Infonnatik
5. LehlVeranstaltung im Nebenfach

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (a[so nicht auf Übungen oder andere kursbe­
gleitende Veranstaltungen).

(1.11) Im Hauptstudium muss in folgenden LehlVeranstallungen nach
näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsne.chweis
erbracht werden, der inhaltlich auf eine Lehrveranstattung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist:

1. Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung
2. Fachpraktikum der Informatik
3. Kurs des Hauptstudiums im Stoffumfang von 4 SWS oder wei-

teres Fachpraktikum der Informatik
4. Seminar in Informatik
5. Seminar in Informatik
6. LehlVeranstaltung im Nebenfach

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbe­
gleitende Veranstaltungen).

(2) Für die Bewertung gilt § 12 Abs. 3 entsprechend.

§ 18
Umfang und Art der DiplomprOfung

(1) Die Dip[omprüfung besteht aus den Fachprüfungen und der Diplom­
arbeit. Die FachprUfungen bestehen aus

1. den Klausurarbeiten, soweit sie für das Nebenfach vorgeschrie­
ben sind, und

2. den mündlichen Prüfungen.

(2) Die Dip[omprüfung erstreckt sich auf folgende Fächer:

1. Praktische Informatik
2. Theoretische Informatik
3. Vertiefende Kurse der Infonnatik
4. Nebenfach

(3.1) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung über einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog P
(Praktische Informatik) der Studienordnung.

Die FachprOfung Theoretische Infonnatlk besteht aus einer mOndlichen
Prüfung über einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog T
(Theoretische Informatik) der Studienordnung.

Die Fachprüfung über Vertiefende Kurse der Informatik besteht aus
einer mündlichen Prüfung, die sich über Kurse des Hauptstudiums im
Stoffumfang von insgesamt mindestens 4 SWS erstreckt. Dabei können
auch Kurse aus den Katalogen P oder T gewählt werden, soweit sie
nicht Gegenstand der FachprOfungen über Praktische oder Theoretische
Informatik sind.

Die Fachpri.lfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand eines einzigen Leistungs­
nachweises oder Gegenstand einer einzigen PrOfungsleistung sein.

(3.11) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus zwei münd­
lichen Prüfungen über jeweils einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus
Katalog P (Praktische Infonnatik) der Studienordnung.

Die Fachprüfung Theoretische Informatik besteht aus zwei mündlichen
Prüfungen Ober jeweils einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog T
(Theoretische Infonnatik) der Studienordnung.

Die Fachprüfung über Vertiefende Kurse der Infonnatik besteht aus zwei
mündlichen Prüfungen, die sich jeweils über Kurse des Hauptstudiums
im Stoffumfang von insgesamt mindestens 4 SWS erstrecken. Dabei
können auch Kurse aus den Katalogen P oder T gewählt werden, soweit
sie nicht Teil der Fachprüfungen über Praktische oder Theoretische
Informatik sind.

Die FachprOfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand eines einzigen Leistungs­
nachweises oder Gegenstand einer einzigen Prüfungsleistung sein.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige PrOfungs­
leistungen in einer anderen Fonn zu erbringen. Entsprechendes gilt für
Studienleistungen.

§ 19
DiplomarbeIt

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Informatik, die die wis·
sensehaftliehe Ausbildung abschließt. Die Kandidatin oder der Kandidat
soll zeigen, dass sie oder er in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebe­
nen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaft­
lichen Methoden zu bearbeiten.

(2.1) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs·
nachweise zu den in § 17 a Abs. 1.1 genannten Lehrveranstaltungen
vorliegen.

(2.11) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs­
nachweise zu den in § 17 a Abs. 1.11 genannten Lehrveranstaltungen
(ggf. mit Ausnahme des Seminars Nr. 5) vorliegen.

(3) Die Diplomarbeil wird von einer oder einem Prüfenden gemäß § 6
Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut. Prüfende
können darüber hinaus auch promovierte wissenschaftliche Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofern der Fachbereichs­
rat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder der Prüfende
wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Soll die Diplomarbeit in einer Ein­
richtung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es
hiel7:u der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses. Den Kandidatinnen und Kandidaten ist Gelegenheit zu geben,
Vorschläge für das Thema der Diplomarbeit zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidal rechtzeitig ein Thema für
eine Diplomarbeit erhält.

(5) Die Dlplomarbeil kann auch in Fonn einer Gruppenarbeil zugelassen
werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewertende Einzelbeilrag
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen ob­
jektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich
unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1

•

•
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hat;
3. an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen für den

Diplomstudiengang Informatik (Diplom 11) eingeschrieben oder
gemäß § 71 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zu­
gelassen ist.

(2.1) Die Studien- und PrUfungsleistungen der DiplomprOfung I werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim PrüfungsausschuSs erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung beim Prüfungsausschuss
zu stellen. In dem Antrag sind gegebenenfalls die Zusatzfächer gemäß §
22 zu bezeichnen. Im übrigen gelten die §§ 9 und 10 entsprechend.

(2.11) Die Studien- und PrOfungsleistungen der Diplomprüfung 11 werden
studienbegleitend erbracht. Für jede Prüfungsleistung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prüfungsausschuss erforderlich, die spätestens 4
Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen soll. Bei der Anmeldung zur
ersten Prüfung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten ein schrift­
licher Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung beim Prüfungsausschuss
zu stellen. In dem Antrag sind das gewählte Nebenfach und gegebe·
nenfalls die Zusatzfächer gemäß § 22 zu bezeichnen. Im übrigen gelten
die §§ 9 und 10 entsprechend.

§17.
Leistungsnachweise

(1.1) Im Hauptstudium muss in folgenden LehlVeranstaltungen nach
naherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsnachweis
erbracht werden, der inhaltlich auf eine LehlVeranstaltung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige LehlVeranstaltung bezogen ist:

1. Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung
2. Fachpraktikum der Informatik
3. Kurs des Hauptstudiums im Stoffumfang von 4 SWS bzw.

Fachpraktikum der Informatik
4. Seminar in Infonnatik
5. LehlVeranstaltung im Nebenfach

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (a[so nicht auf Übungen oder andere kursbe­
gleitende Veranstaltungen).

(1.11) Im Hauptstudium muss in folgenden LehlVeranstallungen nach
näherer Bestimmung der Studienordnung jeweils ein Leistungsne.chweis
erbracht werden, der inhaltlich auf eine Lehrveranstattung von höchstens
4 SWS oder auf eine einsemestrige Lehrveranstaltung bezogen ist:

1. Kurs aus Katalog P (Praktische Informatik) der Studienordnung
2. Fachpraktikum der Informatik
3. Kurs des Hauptstudiums im Stoffumfang von 4 SWS oder wei-

teres Fachpraktikum der Informatik
4. Seminar in Informatik
5. Seminar in Informatik
6. LehlVeranstaltung im Nebenfach

Die in SWS angegebenen Stoffumfänge beziehen sich stets ausschließ­
lich auf den Kursanteil (also nicht auf Übungen oder andere kursbe­
gleitende Veranstaltungen).

(2) Für die Bewertung gilt § 12 Abo. 3 entsprechend.

§ 18
Umfang und Art der DiplomprOfung

(1) Die Dip[omprüfung besteht aus den Fachprüfungen und der Diplom­
arbeit. Die FachprUfungen bestehen aus

1. den Klausurarbeiten, soweit sie für das Nebenfach vorgeschrie­
ben sind, und

2. den mündlichen Prüfungen.

(2) Die Dip[omprüfung erstreckt sich auf folgende Fächer:

1. Praktische Informatik
2. Theoretische Informatik
3. Vertiefende Kurse der Infonnatik
4. Nebenfach

(3.1) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus einer münd­
lichen Prüfung über einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog P
(Praktische Informatik) der Studienordnung.

Die FachprOfung Theoretische Infonnatlk besteht aus einer mOndlichen
Prüfung über einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog T
(Theoretische Informatik) der Studienordnung.

Die Fachprüfung Ober Vertiefende Kurse der Informatik besteht aus
einer mündlichen Prüfung, die sich über Kurse des Hauptstudiums im
Stoffumfang von insgesamt mindestens 4 SWS erstreckt. Dabei können
auch Kurse aus den Katalogen P oder T gewählt werden, soweit sie
nicht Gegenstand der FachprOfungen über Praktische oder Theoretische
Informatik sind.

Die Fachpri.lfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand eines einzigen Leistungs­
nachweises oder Gegenstand einer einzigen PrOfungsleistung sein.

(3.11) Die Fachprüfung Praktische Informatik besteht aus zwei münd­
lichen Prüfungen über jeweils einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus
Katalog P (Praktische Infonnatik) der Studienordnung.

Die Fachprüfung Theoretische Informatik besteht aus zwei mündlichen
Prüfungen Ober jeweils einen Kurs (Stoffumfang 4 SWS) aus Katalog T
(Theoretische Infonnatik) der Studienordnung.

Die Fachprüfung über Vertiefende Kurse der Infonnatik besteht aus zwei
mündlichen Prüfungen, die sich jeweils Ober Kurse des Hauptstudiums
im Stoffumfang von insgesamt mindestens 4 SWS erstrecken. Dabei
können auch Kurse aus den Katalogen P oder T gewählt werden, soweit
sie nicht Teil der FachprOfungen über Praktische oder Theoretische
Informatik sind.

Die FachprOfung im Nebenfach wird in der Anlage zu den Nebenfächern
geregelt.

Jeder Kurs darf nur entweder Gegenstand eines einzigen Leistungs­
nachweises oder Gegenstand einer einzigen Prüfungsleistung sein.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige PrOfungs­
leistungen in einer anderen Fonn zu erbringen. Entsprechendes gilt für
Studienleistungen.

§ 19
DiplomarbeIt

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit in Informatik, die die wis·
sensehaftliehe Ausbildung abschließt. Die Kandidatin oder der Kandidat
soll zeigen, dass sie oder er in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebe­
nen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaft­
lichen Methoden zu bearbeiten.

(2.1) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs·
nachweise zu den in § 17 a Abs. 1.1 genannten Lehrveranstaltungen
vorliegen.

(2.11) Die Diplomarbeit kann ausgegeben werden, sobald die Leistungs­
nachweise zu den in § 17 a Abs. 1.11 genannten Lehrveranstaltungen
(99f. mit Ausnahme des Seminars Nr. 5) vorliegen.

(3) Die Diplomarbeil wird von einer oder einem Prüfenden gemäß § 6
Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut. Prüfende
können darüber hinaus auch promovierte wissenschaftliche Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs sein, sofern der Fachbereichs­
rat dazu einen entsprechenden Lehrauftrag erteilt. Die oder der Prüfende
wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Soll die Diplomarbeit in einer Ein­
richtung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es
hiel7:u der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses. Den Kandidatinnen und Kandidaten ist Gelegenheit zu geben,
Vorschläge für das Thema der Diplomarbeit zu machen.

(4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
dafür, dass eine Kandidatin oder ein Kandidal rechtzeitig ein Thema für
eine Diplomarbeit erhält.

(5) Die Dlplomarbeil kann auch in Fonn einer Gruppenarbeil zugelassen
werden, wenn jeder als Prüfungsleistung zu bewertende Einzelbeilrag
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen ob­
jektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich
unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1

•

•



erfüllt. 
(6) Die Ausgabe des Themas der Diplomarbeit erfolgt über die Vorsit­
zende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt 
der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 

(7) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt höchstens vier 
Monate, bei einem empirischen, experimentellen oder mathematischen 
Thema höchstens sechs Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang 
der Diplomarbeit sind von der oder dem Betreuenden 50 zu begrenzen, 
dass die Frist zur Bearbeitung der Diplomarbeit eingehalten werden 
kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei 
Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann 
der Prüfungsausschuss auf begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um 
bis zu vier Wochen, bei einem empirischen, experimentellen oder 
mathematischen Thema um bis zu sechs Wochen verlängern. Für 
Teilzeitstudierende kann der Prüfungsausschuss darüberhinaus 
ausnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu sechs Wochen 
gewähren. 

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der Kandi­
dat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit - bei einer Grup­
penarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzelanteil der Arbeit ­
selbstMdig verfaßt und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 

§ 20 
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit 5011 ohne Anlagen einen Umfang von 170 Seiten 
nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss in drei­• 
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie ge­
mäß § 8 Abs. 2 Satz 2 als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden gehören. 
Die oder der zweite Prüfende wird von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung ist ent­
sprechend § 14 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die 
Note der Diplomarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der EinzeI­
bewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. 
Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine 
dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Diplomarbeit be­
stimmt. In diesem Fall wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmeti­
schen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Diplomarbeit kann 
jedoch nur dann als ,,ausreichend" oder besser be'NElrtet werden, wenn 
mindestens zwei Noten "ausreichend" oder besser sind. 

(3) Oie Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen 
mitzuteilen. 

§ 21 
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen 

•	 Für die Klausurarbeiten und die mündlichen Prüfungen gelten die §§ 12 
und 13 entsprechend. 

§ 22 
Zusatzfächer 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als den vor­
geSChriebenen Fächern einer PrÜfung unterziehen (Zusatzfäcner). Oie 
Anforderungen an eine Prüfung in einem Zusatzfach sollen denen im 
Nebenfach entsprechen. 

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Fest­
setzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

§ 23 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten 

und Bestehen der DlplomprUfung 

(1.1) Die Diplomprüfung I ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 17 a Abs. 1.1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen be­
standen sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" be­
'Nertet wurde. Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen und 
für die Bildung der Fachnoten gilt § 14 entsprechend. 

(1.11) Die Diplomprüfung 1I ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 17 a Abs. 1.11 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen be­

standen sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" be­
wertet wurde. Für die Bewertung der einzelnen PrOflingsleistungen und 
für die Bildung der Fachnoten gilt § 14 entsprechend. 

(2) Oie Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten 
und der Note der Diplomarbeil gebildet, 'NObei die Note der Diplomarbeit 
zweifach gewichtet wird. Im übrigen gilt § 14 Abs. 4 und 5 entsprechend, 

(3) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach § 14 Abs. 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die Diplomarbeit 
mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller anderen Noten der Diplom­
prüfung nicht schlechter als 1,5 ist. 

§ 24 
Freiversuch und Wiederholung von TelJen der DIplomprüfung 

(1) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem in dieser Prüfungsordnung (Absatz 7.1 bzw. 7.11) vorgesehe~ 

nen Zeitpunkt und nach ununterbrochenem Studium eine Prüflings­
leistllng des Hauptstudiums mit Ausnahme der Diplomarbeit ab und be­
steht sie oder er diese Prüfung nicht, so gilt sie als nicht unternommen 
(Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt 
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Vertlaltens, 
insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden erklärt 
wurde. 

(2) Bei der Berechnllng des in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitpunktes 
bleiben Fachsemester unberücksichtigt lind gelten nicht als Unter~ 

brechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich 
wegen längerer schYlerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden 
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere 
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die 
Vorlesungszeit fellen. Für den Fall der Erkrankung ist es erforderlich, 
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztJiche 
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche 
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus 
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt. 

(3) Unberücksichtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei 
Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an 
einer ausländischen Hochschule tur das Studienfach, in dem sie oder er 
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben 
war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der 
Regel von mindestens acht SemesteIWOChenstunden, besucht und je 
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat. 

(4) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens 
jedoch bis zu zwei Semestern, unberücksichtigt, wenn die Kandidatin 
oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als gewähltes Mit­
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen 
Organen der Hochschule tätig war. 

(3) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer 
Behinderung, höchstens jedoch bis Zll vier Semestern. 

(6) Wer eine PrüflIngsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
den Absätzen 1 bis 5 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note 
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prüfung 
ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen. bei mündlichen Prüfungen 
innerhalb von sechs Monaten. 

(7) Erreicht die Kandidatin oder der Kandidat in der Wiederholungs­
prüfung eine höhere Punktzahl, so wird diese Punktzahl der Berechnung 
der Gesamtnote der Hochschulabschlussprüfung zugrundegelegt. 

(8.1) Die Prüfungsleistungen werden als FreiverslIch geYlertet, wenn sie 
vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im sechsten Fachsemester, 
nach Abgabe der Diplomarbeit spätestens im siebten Fachsemester ab­
gelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstatus nur zur 
Hälfte gezählt. 

(8.11) Die Prüfungsleistungen werden als Freiversuch gewertet, wenn sie 
vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im achten Fachsemester, nach 
Abgabe der Diplomarbeit spätestens Im neunten Fachsemester abgelegt 
werden. Dabei 'Nerden Fachsemester im Teilzeilstatus nur zur Hälfte 
gezählt. 

(9) Darüber hinaus können bei Mnlcht ausreichenden" Leistungen 
Prüfungsleistungen zweimal und die Diplomarbeit einmal wiederholt 
werden. Eine RÜCkgabe des Themas der Diplomarbeit in der in § 19 
Abs. 7 Satz 3 genannten Frist ist jedOCh nur zulässig, wenn die Kandi­
datin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von 
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemaCht hatte. 

erfüllt.
(6) Die Ausgabe des Themas der Diplomarbeit erfolgt über die Vorsit­
zende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt
der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(7) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt höchstens vier
Monate, bei einem empirischen, experimentellen oder mathematischen
Thema höchstens sechs Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang
der Diplomarbeit sind von der oder dem Betreuenden 50 zu begrenzen,
dass die Frist zur Bearbeitung der Diplomarbeit eingehalten werden
kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei
Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann
der Prüfungsausschuss auf begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um
bis zu vier Wochen, bei einem empirischen, experimentellen oder
mathematischen Thema um bis zu sechs Wochen verlängern. Für
Teilzeitstudierende kann der Prüfungsausschuss darüberhinaus
ausnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu sechs Wochen
gewähren.

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der Kandi­
dat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit - bei einer Grup­
penarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzelanteil der Arbeit ­
selbstMdig verfaßt und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 20
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit

•

(1) Die Diplomarbeit 5011 ohne Anlagen einen Umfang von 170 Seiten
nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss in drei­
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 2 als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden gehören.
Die oder der zweite Prüfende wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung ist ent­
sprechend § 14 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die
Note der Diplomarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der EinzeI­
bewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt.
Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine
dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Diplomarbeit be­
stimmt. In diesem Fall wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmeti­
schen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Diplomarbeit kann
jedoch nur dann als ,,ausreichend" oder besser be'NElrtet werden, wenn
mindestens zwei Noten "ausreichend" oder besser sind.

(3) Oie Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen.

§ 21
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen

• Für die Klausurarbeiten und die mündlichen Prüfungen gelten die §§ 12
und 13 entsprechend.

§ 22
Zusatzfächer

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als den vor­
geSChriebenen Fächern einer PrÜfung unterziehen (Zusatzfäcner). Oie
Anforderungen an eine Prüfung in einem Zusatzfach sollen denen im
Nebenfach entsprechen.

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Fest­
setzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 23
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestehen der DlplomprUfung

(1.1) Die Diplomprüfung I ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 17 a Abs. 1.1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen be­
standen sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" be­
'Nertet wurde. Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen und
für die Bildung der Fachnoten gilt § 14 entsprechend.

(1.11) Die Diplomprüfung 1I ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 17 a Abs. 1.11 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen be-

standen sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" be­
wertet wurde. Für die Bewertung der einzelnen PrOflingsleistungen und
für die Bildung der Fachnoten gilt § 14 entsprechend.

(2) Oie Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeil gebildet, 'NObei die Note der Diplomarbeit
zweifach gewichtet wird. Im übrigen gilt § 14 Abs. 4 und 5 entsprechend,

(3) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach § 14 Abs. 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die Diplomarbeit
mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller anderen Noten der Diplom­
prüfung nicht schlechter als 1,5 ist.

§ 24
Freiversuch und Wiederholung von TelJen der DIplomprüfung

(1) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem in dieser Prüfungsordnung (Absatz 7.1 bzw. 7.11) vorgesehe~
nen Zeitpunkt und nach ununterbrochenem Studium eine Prüflings­
leistllng des Hauptstudiums mit Ausnahme der Diplomarbeit ab und be­
steht sie oder er diese Prüfung nicht, so gilt sie als nicht unternommen
(Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Vertlaltens,
insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden erklärt
wurde.

(2) Bei der Berechnllng des in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt lind gelten nicht als Unter~

brechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
wegen längerer schYlerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fellen. Für den Fall der Erkrankung ist es erforderlich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztJiche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(3) Unberücksichtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
einer ausländischen Hochschule tur das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der
Regel von mindestens acht SemesteIWOChenstunden, besucht und je
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

(4) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, unberücksichtigt, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als gewähltes Mit­
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen
Organen der Hochschule tätig war.

(3) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer
Behinderung, höchstens jedoch bis Zll vier Semestern.

(6) Wer eine PrüflIngsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 1 bis 5 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prüfung
ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen. bei mündlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

(7) Erreicht die Kandidatin oder der Kandidat in der Wiederholungs­
prüfung eine höhere Punktzahl, so wird diese Punktzahl der Berechnung
der Gesamtnote der Hochschulabschlussprüfung zugrundegelegt.

(8.1) Die Prüfungsleistungen werden als FreiverslIch geYlertet, wenn sie
vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im sechsten Fachsemester,
nach Abgabe der Diplomarbeit spätestens im siebten Fachsemester ab­
gelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstatus nur zur
Hälfte gezählt.

(8.11) Die Prüfungsleistungen werden als Freiversuch gewertet, wenn sie
vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im achten Fachsemester, nach
Abgabe der Diplomarbeit spätestens Im neunten Fachsemester abgelegt
werden. Dabei 'Nerden Fachsemester im Teilzeilstatus nur zur Hälfte
gezählt.

(9) Darüber hinaus können bei Mnlcht ausreichenden" Leistungen
Prüfungsleistungen zweimal und die Diplomarbeit einmal wiederholt
werden. Eine RÜCkgabe des Themas der Diplomarbeit in der in § 19
Abs. 7 Satz 3 genannten Frist ist jedOCh nur zulässig, wenn die Kandi­
datin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemaCht hatte.

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 5 / 2002 vom 20.12.2002 107

erfüllt.
(6) Die Ausgabe des Themas der Diplomarbeit erfolgt über die Vorsit­
zende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt
der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(7) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt höchstens vier
Monate, bei einem empirischen, experimentellen oder mathematischen
Thema höchstens sechs Monate. Thema, AufgabensteIlung und Umfang
der Diplomarbeit sind von der oder dem Betreuenden 50 zu begrenzen,
dass die Frist zur Bearbeitung der Diplomarbeit eingehalten werden
kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei
Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann
der Prüfungsausschuss auf begrOndeten Antrag die Bearbeitungszeit um
bis zu vier Wochen, bei einem empirischen, experimentellen oder
mathematischen Thema um bis zu sechs Wochen verlängern. Für
Teilzeitstudierende kann der Prüfungsausschuss darüberhinaus
ausnahmsweise eine weitere Nachfrist von bis zu sechs Wochen
gewähren.

(8) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der Kandi­
dat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit - bei einer Grup­
penarbeit den entsprechend gekennzeichneten Einzelanteil der Arbeit ­
selbstMdig verfaßt und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§ 20
Annahme und Bewertung der DIplomarbeit

•

(1) Die Diplomarbeit 5011 ohne Anlagen einen Umfang von 170 Seiten
nicht überschreiten. Sie ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss in drei­
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 2 als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu be­
werten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Prüfenden gehören.
Die oder der zweite Prüfende wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewertung ist ent­
sprechend § 14 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die
Note der Diplomarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der EinzeI­
bewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt.
Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom Prüfungsausschuss eine
dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur Bewertung der Diplomarbeit be­
stimmt. In diesem Fall wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmeti­
schen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Diplomarbeit kann
jedoch nur dann als ,,ausreichend" oder besser be'NElrtet werden, wenn
mindestens zwei Noten "ausreichend" oder besser sind.

(3) Oie Bewertung ist den Studierenden nach spätestens acht Wochen
mitzuteilen.

§ 21
Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen

• Für die Klausurarbeiten und die mündlichen Prüfungen gelten die §§ 12
und 13 entsprechend.

§ 22
Zusatzfächer

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als den vor­
geSChriebenen Fächern einer PrÜfung unterziehen (Zusatzfäcner). Oie
Anforderungen an eine Prüfung in einem Zusatzfach sollen denen im
Nebenfach entsprechen.

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Fest­
setzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 23
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Noten

und Bestehen der DlplomprUfung

(1.1) Die Diplomprüfung I ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 17 a Abs. 1.1 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen be­
standen sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" be­
'Nertet wurde. Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen und
für die Bildung der Fachnoten gilt § 14 entsprechend.

(1.11) Die Diplomprüfung 1I ist bestanden, wenn sämtliche Leistungs­
nachweise nach § 17 a Abs. 1.11 vorliegen, sämtliche Fachprüfungen be-

standen sind und die Diplomarbeit mit mindestens "ausreichend" be­
wertet wurde. Für die Bewertung der einzelnen PrOflingsleistungen und
für die Bildung der Fachnoten gilt § 14 entsprechend.

(2) Oie Gesamtnote wird aus dem arithmetischen Mittel der Fachnoten
und der Note der Diplomarbeil gebildet, 'NObei die Note der Diplomarbeit
zweifach gewichtet wird. Im übrigen gilt § 14 Abs. 4 und 5 entsprechend,

(3) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" nach § 14 Abs. 4 wird das Ge­
samturteil "mit Auszeichnung bestanden" erteilt, wenn die Diplomarbeit
mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt aller anderen Noten der Diplom­
prüfung nicht schlechter als 1,5 ist.

§ 24
Freiversuch und Wiederholung von TelJen der DIplomprüfung

(1) Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien­
zeit zu dem in dieser Prüfungsordnung (Absatz 7.1 bzw. 7.11) vorgesehe~
nen Zeitpunkt und nach ununterbrochenem Studium eine Prüflings­
leistllng des Hauptstudiums mit Ausnahme der Diplomarbeit ab und be­
steht sie oder er diese Prüfung nicht, so gilt sie als nicht unternommen
(Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen. Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Vertlaltens,
insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden erklärt
wurde.

(2) Bei der Berechnllng des in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitpunktes
bleiben Fachsemester unberücksichtigt lind gelten nicht als Unter~

brechung, während derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
wegen längerer schYlerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Vorlesungszeit fellen. Für den Fall der Erkrankung ist es erforderlich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverzüglich eine amtsärztJiche
Untersuchung herbeigeführt hat und mit der Meldung das amtsärztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthält, aus
denen sich die Studienunfähigkeit ergibt.

(3) Unberücksichtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
einer ausländischen Hochschule tur das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfange, in der
Regel von mindestens acht SemesteIWOChenstunden, besucht und je
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

(4) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, unberücksichtigt, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich während dieser Zeit als gewähltes Mit­
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen
Organen der Hochschule tätig war.

(3) Unberücksichtigt bleiben Studiengangsverzögerungen infolge einer
Behinderung, höchstens jedoch bis Zll vier Semestern.

(6) Wer eine PrüflIngsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absätzen 1 bis 5 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prüfung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prüfung
ist zum nächsten Prüfungstermin abzulegen. bei mündlichen Prüfungen
innerhalb von sechs Monaten.

(7) Erreicht die Kandidatin oder der Kandidat in der Wiederholungs­
priJfung eine höhere Punktzahl, so wird diese Punktzahl der 8erechnung
der Gesamtnote der Hochschulabschlussprüfung zugrundegelegt.

(8.1) Die Prüfungsleistungen werden als FreiverslIch geYlertet, wenn sie
vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im sechsten Fachsemester,
nach Abgabe der Diplomarbeit spätestens im siebten Fachsemester ab­
gelegt werden. Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstatus nur zur
Hälfte gezählt.

(8.11) Die Prüfungslefstungen werden als Freiversuch gewertet, wenn sie
vor Abgabe der Diplomarbeit spätestens im achten Fachsemester, nach
Abgabe der Diplomarbeit spätestens Im neunten Fachsemester abgelegt
werden. Dabei 'Nerden Fachsemester im Teilzeilstatus nur zur Hälfte
gezählt.

(9) Darüber hinaus können bei Mnlcht ausreichenden" Leistungen
Prüfungsleistungen zweimal und die Diplomarbeit einmal wiederholt
werden. Eine RÜCkgabe des Themas der Diplomarbeit in der in § 19
Abs. 7 Satz 3 genannten Frist ist jedOCh nur zulässig, wenn die Kandi­
datin oder der Kandidat bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemaCht hatte.



(10) Eine zweite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen. 

§ 25 
Zeugnis 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplomprutung bestanden, 
erhält sie oder er über die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer­
den die Noten der FachprOfungen sowie das Thema der Diplomarbeit 
und deren Note aufgenommen. Aul Antrag werden in das Zeugnis auch 
die Ergebnisse der Prüfung in den Zusatzlächern und die bis zum Ab­
schluss der Diplomprülung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen. 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Studien­
der Prütungsleistung erbracht worden ist Im übrigen gilt § 16 entspre­
chend. 

§ 26 
Diplomurkunde 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. 
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 2 Abs. 1 be­
urkundet. 

(2) Die Diplomurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des 
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

I V. S chi u s s b e s tim m u n gen 

§ 27 
Ungültigkeit der Dlplom~Vorprüfungund der Diplomprüfung,
 

Aberkennung des Diplomgrades
 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für 
diejenigen Prüfungs leistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden 
ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise fOr 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung 
nicht erfüllt, ohne dass die Kandldatin oder der Kandidat hierüber 
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung 
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Befroffenen Gelegenheit 
zur Außerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis isf einzuziehen und gegebenenfalls 
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der 
Diplomgrad abzuerkennen und die Diplomurkunde einzuziehen. 

§ 28 
Einsicht in die Prüfungsaltten 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird 
der Kandidatln oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist 
Einsicht in ihre bzw. seine schriftlichen PTÜfungsarbeiten, die darauf 
bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle 
gewährt. 
(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 29 
Übergangsbestimmungen 

(1) Diese Prüfungsordnung findet auf aUe Sludentlnnen und Studenten 
Anwendung, die zum Zeitpunkt des Inkratttretens für den Diplomstudien· 
gang Informatik an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
eingeschrieben sind. Die bis dahin erbrachten Studien- und Prüfungs­
leistungen werden angerechnet. Die Einzelheiten werden in der Anlage 
zur Anrechnung von Studien- und Prüfungs leistungen geregelt. 

(2) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder 
Student bis zum Abschluss der Diplomvorprüfung bzw., wenn diese be· 
reits bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung abgeschlossen ist, der 
Diplomprüfung in der Prüfungsordnung vom 05. Februar 1987 (GAB!. 
NW. S.155) verbleiben. Dies muss sie oder er innerhalb von drei 
Monaten nach Veröffentlichung dieser Prüfungsordnung schriftlich und 
unwiderruflich gegenüber der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses erklären. Beim Verbleib in der bisherigen 
Prüfungsordnung gelten die Regelungen zum Freiversuch nach § 24 
entsprechend. 

§ 3D') 

In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01.t2.1994 in Kraft Sie 
wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung und des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein - Westfalen (GAB!. NW.) veröffentlicht. Gleich· 
zeitig tritt die Diplomprütungsordnung für den integrierten Studiengang 
Informatik vom 05. Februar 1987 in der Fassung vom 12. Juli 1993, •
veröffentlicht im Gemeinsamen AmtsblaU des Kultusministeriums und 
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrhein - Westfalen (GAB!. NW S. 155) vom 15.03.1987 außer Kralt. 
§ 29 bleibt unberührt. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs­
rates Informatik vom 02.05.1995 und des Senats der FernUniversität· 
Gesamthochschule in Hagen vom 05.07.1995 sowie der Eilentscheide 
des Dekans des Fachbereichs Informatik und des Rektors vom 
18.08.1995 und der Änderungssatzungen vom 01.10.2000, 24.10.2002, 
22.04.2002 und 01.10.2002. 

Hagen, den 20. November 2002 

Der Dekan des 
Fachbereichs Informatik der 

Fernun;versuesamlhochSChUle; Hagen 

Universitätsprofessor Dr. Rutger Verbeek • 

*) Urspr. In-Kraft-Trefen: das In-Kraft-Treten der späteren Anderungen 
ergibt sich aus den oben angeführten Änderungssatzungen. 

(10) Eine zweite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen.

§ 25
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplomprutung bestanden,
erhält sie oder er über die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer­
den die Noten der FachprOfungen sowie das Thema der Diplomarbeit
und deren Note aufgenommen. Aul Antrag werden in das Zeugnis auch
die Ergebnisse der Prüfung in den Zusatzlächern und die bis zum Ab­
schluss der Diplomprülung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Studien­
der Prütungsleistung erbracht worden ist Im übrigen gilt § 16 entspre­
chend.

§ 26
Diplomurkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt.
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 2 Abs. 1 be­
urkundet.

(2) Die Diplomurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

I V. S chi u s s b e s tim m u n gen

§ 27
Ungültigkeit der Dlplom~Vorprüfungund der Diplomprüfung,

Aberkennung des Diplomgrades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen Prüfungs leistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise fOr
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandldatin oder der Kandidat hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Befroffenen Gelegenheit
zur Außerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis isf einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der
Diplomgrad abzuerkennen und die Diplomurkunde einzuziehen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsaltten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird
der Kandidatln oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist
Einsicht in ihre bzw. seine schriftlichen PTÜfungsarbeiten, die darauf
bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle
gewährt.
(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 29
Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung findet auf aUe Sludentlnnen und Studenten
Anwendung, die zum Zeitpunkt des Inkratttretens für den Diplomstudien·
gang Informatik an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
eingeschrieben sind. Die bis dahin erbrachten Studien- und Prüfungs­
leistungen werden angerechnet. Die Einzelheiten werden in der Anlage
zur Anrechnung von Studien- und Prüfungs leistungen geregelt.

(2) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder
Student bis zum Abschluss der Diplomvorprüfung bzw., wenn diese be·
reits bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung abgeschlossen ist, der
Diplomprüfung in der Prüfungsordnung vom 05. Februar 1987 (GAB!.
NW. S.155) verbleiben. Dies muss sie oder er innerhalb von drei
Monaten nach Veröffentlichung dieser Prüfungsordnung schriftlich und
unwiderruflich gegenüber der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses erklären. Beim Verbleib in der bisherigen
Prüfungsordnung gelten die Regelungen zum Freiversuch nach § 24
entsprechend.

§ 3D')

In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01.t2.1994 in Kraft Sie
wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und
Weiterbildung und des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung
des Landes Nordrhein - Westfalen (GAB!. NW.) veröffentlicht. Gleich·
zeitig tritt die Diplomprütungsordnung für den integrierten Studiengang
Informatik vom 05. Februar 1987 in der Fassung vom 12. Juli 1993,
veröffentlicht im Gemeinsamen AmtsblaU des Kultusministeriums und
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein - Westfalen (GAB!. NW S. 155) vom 15.03.1987 außer Kralt.
§ 29 bleibt unberührt.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs­
rates Informatik vom 02.05.1995 und des Senats der FernUniversität·
Gesamthochschule in Hagen vom 05.07.1995 sowie der Eilentscheide
des Dekans des Fachbereichs Informatik und des Rektors vom
18.08.1995 und der Änderungssatzungen vom 01.10.2000, 24.10.2002,
22.04.2002 und 01.10.2002.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Informatik der

Fernun;versuesamlhochSChUle; Hagen

Universitätsprofessor Dr. Rutger Verbeek

*) Urspr. In-Kraft-Trefen: das In-Kraft-Treten der späteren Anderungen
ergibt sich aus den oben angeführten Änderungssatzungen.
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•
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(10) Eine zweite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen.

§ 25
Zeugnis

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Diplomprutung bestanden,
erhält sie oder er über die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer­
den die Noten der FachprOfungen sowie das Thema der Diplomarbeit
und deren Note aufgenommen. Aul Antrag werden in das Zeugnis auch
die Ergebnisse der Prüfung in den Zusatzlächern und die bis zum Ab­
schluss der Diplomprülung benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Studien­
der Prütungsleistung erbracht worden ist Im übrigen gilt § 16 entspre­
chend.

§ 26
Diplomurkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi­
daten die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt.
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades gemäß § 2 Abs. 1 be­
urkundet.

(2) Die Diplomurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

I V. S chi u s s b e s tim m u n gen

§ 27
Ungültigkeit der Dlplom~Vorprüfungund der Diplomprüfung,

Aberkennung des Diplomgrades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für
diejenigen Prüfungs leistungen, bei deren Erbringung getäuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise fOr
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung
nicht erfüllt, ohne dass die Kandldatin oder der Kandidat hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Befroffenen Gelegenheit
zur Außerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis isf einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prü­
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der
Diplomgrad abzuerkennen und die Diplomurkunde einzuziehen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsaltten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird
der Kandidatln oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist
Einsicht in ihre bzw. seine schriftlichen PTÜfungsarbeiten, die darauf
bezogenen Gutachten der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle
gewährt.
(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu stellen, Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 29
Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung findet auf aUe Sludentlnnen und Studenten
Anwendung, die zum Zeitpunkt des Inkratttretens für den Diplomstudien·
gang Informatik an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
eingeschrieben sind. Die bis dahin erbrachten Studien- und Prüfungs­
leistungen werden angerechnet. Die Einzelheiten werden in der Anlage
zur Anrechnung von Studien- und Prüfungs leistungen geregelt.

(2) Zum Ausschluss von Nachteilen kann jede Studentin oder jeder
Student bis zum Abschluss der Diplomvorprüfung bzw., wenn diese be·
reits bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung abgeschlossen ist, der
Diplomprüfung in der Prüfungsordnung vom 05. Februar 1987 (GAB!.
NW, S.155) verbleiben. Dies muss sie oder er innerhalb von drei
Monaten nach Veröffentlichung dieser Prüfungsordnung schriftlich und
unwiderruflich gegenüber der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses erklären. Beim Verbleib in der bisherigen
Prüfungsordnung gelten die Regelungen zum Freiversuch nach § 24
entsprechend.

§ 3D')

In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01.t2,1994 in Kraft Sie
wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Ministeriums für Schule und
Weiterbildung und des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung
des Landes Nordrhein - Westfalen (GAB!. NW.) veröffentlicht. Gleich·
zeitig tritt die Diplomprütungsordnung für den integrierten Studiengang
Informatik vom 05. Februar 1987 in der Fassung vom 12. Juli 1993,
veröffentlicht im Gemeinsamen AmtsblaU des Kultusministeriums und
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein - Westfalen (GAB!. NW S. 155) vom 15.03.1987 außer Kralt.
§ 29 bleibt unberührt.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichs­
rates Informatik vom 02.05.1995 und des Senats der FernUniversität·
Gesamthochschule in Hagen vom 05.07.1995 sowie der Eilentscheide
des Dekans des Fachbereichs Informatik und des Rektors vom
18.08.1995 und der Änderungssatzungen vom 01.10.2000, 24.10.2002,
22.04.2002 und 01.10.2002.

Hagen, den 20. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs Informatik der

Fernun;versuesamlhochSChUle; Hagen

Universitätsprofessor Dr. Rutger Verbeek

*) Urspr. In-Kraft-Trefen: das In-Kraft-Treten der späteren Anderungen
ergibt sich aus den oben angeführten Änderungssatzungen.

•

•



v. Anlagen 

1. Anlage zu den Nebenfächern 

§ 1 
Allgemeines 

(1.1) Im integrierten Diplomsludiengang Informatik (Diplom I - Betriebs· 
informatik) an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen ist das 
Nebenfach die Betriebswirtschaftslehre. 

(1.11) Im integrierten Diplomstudiengang Informatik (Diplom 11) an der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen können folgende Neben­
fächer studiert werden: 

1.	 Betriebswirtschaftslehre 
2.	 Elektrotechnik 
3.	 Mathematik 
4.	 Medizinische Informatik. 

Das Nebenfach Medizinische lnfonnatik wird im Rahmen eines 
Kooperationsvertrages von der Universität zu Lübeck angeboten. Das 
Nebenfach kann auf Antrag durch ein abgeschlossenes wissen­
schaftliches Studium oder durch einem Nebenfach entsprechende Prü­
fungsleistungen (vgl. § 7 Abs. 2.11 der PrOfungsordnung, die im folgen­
den kurz DPO genannt wird) ersetzt werden. 

(2) Der Stoffumfang im Nebenfach betragt im Grund- und Hauptstudium 
je\lJeils etwa 15 bis 20 Semesterwochenstunden (einschließlich Übun­

•	 gen, Praktika oder anderer kursbegleitender Veranstaltungen). 

§2 
Nebenfach Betriebswirtschaftslehre 

(1)	 Im Grundsludium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absolvieren: 

1.	 Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I (7 SWS) 
2.	 Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11 (7 SWS) 
3.	 Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 1lI (8 SWS) 

(2) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.1 Nr. 4 bzw. Abs. 1.11 
Nr. 7 OPO entfällt. 

(3) Die Fachprürung gemäß § 11 Ab•. 4.1 Satz 5 bzw. Ab•. 4.11 Satz 6 
der DPO besteht aus je einer Klausurarbeit (2-stündig) über die Teil­
gebiete Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I, 11 und 111. Abweichend 
von § 14 Abs. 2 ist diese FachprOfung auch dann bestanden, wenn min­
destens zwei Teilgebiete mit mindestens "ausreichend" (4,0) absolviert 
worden sind und das arithmetische Mittel der Noten der drei Teilgebiete 
mindestens ,,ausreichend" (4,01 lautet. 

(4) Im Hauplstudlum sind Kurse zu Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 
im Gesamtumfang von 14 SWS (einschließlich Übungen) zu 
absolvieren. 

•	 (5) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs.1.1 Nr. 5 bzw. Abs. 1.11 
Nr. 6 der DPO entfällt. 

(6) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO besteht aus 
einer Klausurarbeit (4-stündig) über die Kurse zu Allgemeine Betriebs­
wirtschaftslehre, 

(7) Die Teilnahme an jeder der in den Absätzen 3 und 6 genannten 
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der OiplomprOfungs­
ordnung tor den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an 
der FernUniversität die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten 
zu den Teilgebieten bzw. dem Fach voraus. 

§3 
Nebenfach Elektrotechnik 

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absol­
vieren: 

1.	 Grundlagen der Elektrotechnik I und 11 
2.	 Theoretische Elektrotechnik I 
3.	 We~stoffe und Bauelemente I und 11 
4.	 Praktikum Elektrotechnik I fOr Nebenfachstudierende 

(2.11) Der Leistungsnach1Neis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der DPQ ist 
durch Ablegen des Praktikums Elektrotechnik I für Nebenfach­
studierende zu erbringen. Für dieses Praktikum können auf Antrag 

gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden. § 7 der 
DPO gilt entsprechend. 

(3.11) Die Fachpriifung gemäß § 11 Ab•. 4.11 Satz 6 der DPO besIeht 
aus je einer Klausurarbeit (1 1J2~stündig) Ober die Kurse Grundlagen der 
Elektrotechnik [und 11 sowie We~stoffe und Bauelemente I und 11. 

(4.11) Im Hauptstudium kann zwischen den fOlgenden beiden Alternati­
ven gewählt werden: 

Alternative A: 
1.	 Elektronische Schaltungen I und 11 
2.	 Nachrichtentechnik I und 11 
3.	 Wahlpflichtveranstaltungen aus Katalog 11 der Diplomprüfungs­

ordnung Elektrotechnik im Umfang von 6 SWS (einschließlich 
Übungen) 

Alternative B: 
4.	 Energietechnik I und 11 
5.	 Regelungstechnik [ und II 
6.	 Wahlpflichtveranstaltungen aus Katalog IJ der DiplomprOfungs­

ordnung Elektrotechnik im Umfang von 6 SWS (einschließlich 
Übungen) 

(5.11) Der Leistungsnach1Neis gemäß § 17 a Abs. 1.11 Nr. 6 der OPO ist 
Ober eine Wahlpflichtveranstaltung gemäß Absatz 4.11 Nrn, 3 oder 6 
nach näherer Bestimmung der Studienordnung zu erbringen. 

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der OPO besteht aus je 
einer Klausurarbeit (1 1J2·stOndig) über die Kurse gemäß Absatz 4.11 
Nm. 1 und 2 (Alternative A) oder die Kurse gemaß Absatz 4.11 Nrn. 4 Und 
5 (Alternative B). 

§4 
Nebenfach Mathematik 

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absol­
vieren: 

1.	 Lineare Algebra I 
2.	 Analysis I 
3.	 Wahrscheinlichkeitstheorie J 

4.	 Lineare Algebra 11 
5.	 Analysis II 
6.	 Numerische Mathematik I 

Dabei treten die Kurse Lineare Algebra I, Analysis [ und Wahrscheinlich­
keitstheorie I an die Stelle der in der DPO genannten Kurse Mathematik 
für Informatiker I bis 11I. Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6 
und FachprOfung Mathematik gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 4 der DPO sind 
entsprechend zu erbringen. 

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der OPO ist 
über einen der in den Nrn. 4 bis 6 genannten Kurse zu erbringen. 

(3.11) Die Fachpriifung gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 6 der DPO besteht 
aus zwei mündlichen Prüfungen über jeweils einen der in den Nrn. 4 bis 
6 genannten Kurse (Stoffumfang jeweils 4 SWS), die von dem in Abs. 
2.11 gewählten Kurs verschieden sind. 

(4.11) Im Hauptsludium sind Kurse aus dem Hauptstudiumsangebot 
Mathematik im Gesamtumfang von 18 SWS (einschließlich Übungen) zu 
absolvieren. 

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs.1.11 Nr. 6 der DPO ist 
Ober einen der. in Abs. 4.11 genannten Kurse im Umfang von 6 SWS 
(einschließlich Übungen) zu erbringen. 

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO besteht aus 
zwei mündlichen Prüfungen Ober jeweils einen der in Absatz 4.11 ge­
nannten Kurse (Stoffumfan{l jeweils 4 SWS), die von dem in Absatz 5.11 
gewählten Kurs verschieden sind. 

§5 
Nebenfach Medizinische Informatik 

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu 
absolvieren: 

1.	 Grundlagen der Medizinischen Informatik 
2.	 Medizinische Terminologie 
3.	 Physikalische Grundlagen fOr Medizininformatiker 

1. Anlage zu den Nebenfächern

§2
Nebenfach Betriebswirtschaftslehre

(2) Der Stoffumfang im Nebenfach betragt im Grund- und Hauptstudium
je\lJeils etwa 15 bis 20 Semesterwochenstunden (einschließlich Übun-

• gen, Praktika oder anderer kursbegleitender Veranstaltungen).

§ 1
Allgemeines

(1.1) Im integrierten Diplomsludiengang Informatik (Diplom I - Betriebs·
informatik) an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen ist das
Nebenfach die Betriebswirtschaftslehre.

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der OPO besteht aus je
einer Klausurarbeit (1 1J2·stOndig) über die Kurse gemäß Absatz 4.11
Nm. 1 und 2 (Alternative A) oder die Kurse gemaß Absatz 4.11 Nrn. 4 Und
5 (Alternative B).

gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden. § 7 der
DPO gilt entsprechend.

(3.11) Die Fachpriifung gemäß § 11 Ab•. 4.11 Satz 6 der DPO besIeht
aus je einer Klausurarbeit (1 1J2~stündig) Ober die Kurse Grundlagen der
Elektrotechnik [und 11 sowie We~stoffe und Bauelemente I und 11.

(4.11) Im Hauptstudium kann zwischen den fOlgenden beiden Alternati­
ven gewählt werden:

Alternative A:
1. Elektronische Schaltungen I und 11
2. Nachrichtentechnik I und 11
3. Wahlpflichtveranstaltungen aus Katalog 11 der Diplomprüfungs­

ordnung Elektrotechnik im Umfang von 6 SWS (einschließlich
Übungen)

Alternative B:
4. Energietechnik I und 11
5. Regelungstechnik [ und II
6. Wahlpflichtveranstaltungen aus Katalog IJ der DiplomprOfungs­

ordnung Elektrotechnik im Umfang von 6 SWS (einschließlich
Übungen)

(5.11) Der Leistungsnach1Neis gemäß § 17 a Abs. 1.11 Nr. 6 der OPO ist
Ober eine Wahlpflichtveranstaltung gemäß Absatz 4.11 Nrn, 3 oder 6
nach näherer Bestimmung der Studienordnung zu erbringen.

Anlagenv.

Das Nebenfach Medizinische lnfonnatik wird im Rahmen eines
Kooperationsvertrages von der Universität zu Lübeck angeboten. Das
Nebenfach kann auf Antrag durch ein abgeschlossenes wissen­
schaftliches Studium oder durch einem Nebenfach entsprechende Prü­
fungsleistungen (vgl. § 7 Abs. 2.11 der PrOfungsordnung, die im folgen­
den kurz DPO genannt wird) ersetzt werden.

(1.11) Im integrierten Diplomstudiengang Informatik (Diplom 11) an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen können folgende Neben­
fächer studiert werden:

1. Betriebswirtschaftslehre
2. Elektrotechnik
3. Mathematik
4. Medizinische Informatik.

(1) Im Grundsludium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absolvieren: §4
Nebenfach Mathematik

1. Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I (7 SWS)
2. Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11 (7 SWS)
3. Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 1lI (8 SWS)

(2) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.1 Nr. 4 bzw. Abs. 1.11
Nr. 7 OPO entfällt.

(3) Die Fachprürung gemäß § 11 Ab•. 4.1 Satz 5 bzw. Ab•. 4.11 Satz 6
der DPO besteht aus je einer Klausurarbeit (2-stündig) über die Teil­
gebiete Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I, 11 und 111. Abweichend
von § 14 Abs. 2 ist diese FachprOfung auch dann bestanden, wenn min­
destens zwei Teilgebiete mit mindestens "ausreichend" (4,0) absolviert
worden sind und das arithmetische Mittel der Noten der drei Teilgebiete
mindestens ,,ausreichend" (4,01 lautet.

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absol­
vieren:

1. Lineare Algebra I
2. Analysis I
3. Wahrscheinlichkeitstheorie J

4. Lineare Algebra 11
5. Analysis II
6. Numerische Mathematik I

Dabei treten die Kurse Lineare Algebra I, Analysis [ und Wahrscheinlich­
keitstheorie I an die Stelle der in der DPO genannten Kurse Mathematik
für Informatiker I bis 111. Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6
und FachprOfung Mathematik gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 4 der DPO sind
entsprechend zu erbringen.

(4) Im Hauplstudlum sind Kurse zu Allgemeine Betriebswirtschaftslehre
im Gesamtumfang von 14 SWS (einschließlich Übungen) zu
absolvieren.

• (5) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs.1.1 Nr. 5 bzw. Abs. 1.11
Nr. 6 der DPO entfällt.

(6) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO besteht aus
einer Klausurarbeit (4-stündig) über die Kurse zu Allgemeine Betriebs­
wirtschaftslehre,

(7) Die Teilnahme an jeder der in den Absätzen 3 und 6 genannten
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der OiplomprOfungs­
ordnung tor den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an
der FernUniversität die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten
zu den Teilgebieten bzw. dem Fach voraus.

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der OPO ist
über einen der in den Nrn. 4 bis 6 genannten Kurse zu erbringen.

(3.11) Die Fachpriifung gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 6 der DPO besteht
aus zwei mündlichen Prüfungen über jeweils einen der in den Nrn. 4 bis
6 genannten Kurse (Stoffumfang jeweils 4 SWS), die von dem in Abs.
2.11 gewählten Kurs verschieden sind.

(4.11) Im Hauptsludium sind Kurse aus dem Hauptstudiumsangebot
Mathematik im Gesamtumfang von 18 SWS (einschließlich Übungen) zu
absolvieren.

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs.1.11 Nr. 6 der DPO ist
Ober einen der. in Abs. 4.11 genannten Kurse im Umfang von 6 SWS
(einschließlich Übungen) zu erbringen.

§3
Nebenfach Elektrotechnik

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absol­
vieren:

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO besteht aus
zwei mündlichen Prüfungen Ober jeweils einen der in Absatz 4.11 ge­
nannten Kurse (Stoffumfan{l jeweils 4 SWS), die von dem in Absatz 5.11
gewählten Kurs verschieden sind.

1. Grundlagen der Elektrotechnik I und 11
2. Theoretische Elektrotechnik I
3. We~stoffe und Bauelemente I und 11
4. Praktikum Elektrotechnik I fOr Nebenfachstudierende

§5
Nebenfach Medizinische Informatik

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu
absolvieren:

(2.11) Der Leistungsnach1Neis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der DPQ ist
durch Ablegen des Praktikums Elektrotechnik I für Nebenfach­
studierende zu erbringen. Für dieses Praktikum können auf Antrag

1. Grundlagen der Medizinischen Informatik
2. Medizinische Terminologie
3. Physikalische Grundlagen fOr Medizininformatiker
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1. Anlage zu den Nebenfächern

§2
Nebenfach Betriebswirtschaftslehre

(2) Der Stoffumfang im Nebenfach betragt im Grund- und Hauptstudium
je\lJeils etwa 15 bis 20 Semesterwochenstunden (einschließlich Übun-

• gen, Praktika oder anderer kursbegleitender Veranstaltungen).

§ 1
Allgemeines

(1.1) Im integrierten Diplomsludiengang Informatik (Diplom I - Betriebs·
informatik) an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen ist das
Nebenfach die Betriebswirtschaftslehre.

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der OPO besteht aus je
einer Klausurarbeit (1 1J2·stOndig) über die Kurse gemäß Absatz 4.11
Nm. 1 und 2 (Alternative A) oder die Kurse gemaß Absatz 4.11 Nrn. 4 Und
5 (Alternative B).

gleichwertige berufspraktische Leistungen angerechnet werden. § 7 der
DPO gilt entsprechend.

(3.11) Die Fachpriifung gemäß § 11 Ab•. 4.11 Satz 6 der DPO besIeht
aus je einer Klausurarbeit (1 1J2~stündig) Ober die Kurse Grundlagen der
Elektrotechnik [und 11 sowie We~stoffe und Bauelemente I und 11.

(4.11) Im Hauptstudium kann zwischen den fOlgenden beiden Alternati­
ven gewählt werden:

Alternative A:
1. Elektronische Schaltungen I und 11
2. Nachrichtentechnik I und 11
3. Wahlpflichtveranstaltungen aus Katalog 11 der Diplomprüfungs­

ordnung Elektrotechnik im Umfang von 6 SWS (einschließlich
Übungen)

Alternative B:
4. Energietechnik I und 11
5. Regelungstechnik [ und II
6. Wahlpflichtveranstaltungen aus Katalog IJ der DiplomprOfungs­

ordnung Elektrotechnik im Umfang von 6 SWS (einschließlich
Übungen)

(5.11) Der Leistungsnach1Neis gemäß § 17 a Abs. 1.11 Nr. 6 der OPO ist
Ober eine Wahlpflichtveranstaltung gemäß Absatz 4.11 Nrn, 3 oder 6
nach näherer Bestimmung der Studienordnung zu erbringen.

Anlagenv.

Das Nebenfach Medizinische lnfonnatik wird im Rahmen eines
Kooperationsvertrages von der Universität zu Lübeck angeboten. Das
Nebenfach kann auf Antrag durch ein abgeschlossenes wissen­
schaftliches Studium oder durch einem Nebenfach entsprechende Prü­
fungsleistungen (vgl. § 7 Abs. 2.11 der PrOfungsordnung, die im folgen­
den kurz DPO genannt wird) ersetzt werden.

(1.11) Im integrierten Diplomstudiengang Informatik (Diplom 11) an der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen können folgende Neben­
fächer studiert werden:

1. Betriebswirtschaftslehre
2. Elektrotechnik
3. Mathematik
4. Medizinische Informatik.

(1) Im Grundsludium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absolvieren: §4
Nebenfach Mathematik

1. Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I (7 SWS)
2. Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 11 (7 SWS)
3. Kurse zu Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre 1lI (8 SWS)

(2) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.1 Nr. 4 bzw. Abs. 1.11
Nr. 7 OPO entfällt.

(3) Die Fachprürung gemäß § 11 Ab•. 4.1 Satz 5 bzw. Ab•. 4.11 Satz 6
der DPO besteht aus je einer Klausurarbeit (2-stündig) über die Teil­
gebiete Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre I, 11 und 111. Abweichend
von § 14 Abs. 2 ist diese FachprOfung auch dann bestanden, wenn min­
destens zwei Teilgebiete mit mindestens "ausreichend" (4,0) absolviert
worden sind und das arithmetische Mittel der Noten der drei Teilgebiete
mindestens ,,ausreichend" (4,01 lautet.

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absol­
vieren:

1. Lineare Algebra I
2. Analysis I
3. Wahrscheinlichkeitstheorie J

4. Lineare Algebra 11
5. Analysis II
6. Numerische Mathematik I

Dabei treten die Kurse Lineare Algebra I, Analysis [ und Wahrscheinlich­
keitstheorie I an die Stelle der in der DPO genannten Kurse Mathematik
für Informatiker I bis 11I. Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 6
und FachprOfung Mathematik gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 4 der DPO sind
entsprechend zu erbringen.

(4) Im Hauplstudlum sind Kurse zu Allgemeine Betriebswirtschaftslehre
im Gesamtumfang von 14 SWS (einschließlich Übungen) zu
absolvieren.

• (5) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs.1.1 Nr. 5 bzw. Abs. 1.11
Nr. 6 der DPO entfällt.

(6) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO besteht aus
einer Klausurarbeit (4-stündig) über die Kurse zu Allgemeine Betriebs­
wirtschaftslehre,

(7) Die Teilnahme an jeder der in den Absätzen 3 und 6 genannten
Klausurarbeiten setzt gemäß den Regelungen in der OiplomprOfungs­
ordnung tor den integrierten Studiengang Wirtschaftswissenschaft an
der FernUniversität die erfolgreiche Bearbeitung der Einsendearbeiten
zu den Teilgebieten bzw. dem Fach voraus.

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der OPO ist
über einen der in den Nrn. 4 bis 6 genannten Kurse zu erbringen.

(3.11) Die Fachpriifung gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 6 der DPO besteht
aus zwei mündlichen Prüfungen über jeweils einen der in den Nrn. 4 bis
6 genannten Kurse (Stoffumfang jeweils 4 SWS), die von dem in Abs.
2.11 gewählten Kurs verschieden sind.

(4.11) Im Hauptsludium sind Kurse aus dem Hauptstudiumsangebot
Mathematik im Gesamtumfang von 18 SWS (einschließlich Übungen) zu
absolvieren.

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs.1.11 Nr. 6 der DPO ist
Ober einen der. in Abs. 4.11 genannten Kurse im Umfang von 6 SWS
(einschließlich Übungen) zu erbringen.

§3
Nebenfach Elektrotechnik

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu absol­
vieren:

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO besteht aus
zwei mündlichen Prüfungen Ober jeweils einen der in Absatz 4.11 ge­
nannten Kurse (Stoffumfan{l jeweils 4 SWS), die von dem in Absatz 5.11
gewählten Kurs verschieden sind.

1. Grundlagen der Elektrotechnik I und 11
2. Theoretische Elektrotechnik I
3. We~stoffe und Bauelemente I und 11
4. Praktikum Elektrotechnik I fOr Nebenfachstudierende

§5
Nebenfach Medizinische Informatik

(1.11) Im Grundstudium sind folgende Lehrveranstaltungen zu
absolvieren:

(2.11) Der Leistungsnach1Neis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der DPQ ist
durch Ablegen des Praktikums Elektrotechnik I für Nebenfach­
studierende zu erbringen. Für dieses Praktikum können auf Antrag

1. Grundlagen der Medizinischen Informatik
2. Medizinische Terminologie
3. Physikalische Grundlagen fOr Medizininformatiker



für das Teilgebiet Terminologische und naturwissenschaftlich- techni­
sche Grundlagen der Medizininformatik 
und 

4.	 Anatomie für Medizininformatiker 
5.	 Physiologie, Pathophysiologie und Pathologie fOr Medizininforma­

tiker 

für das Teilgebiel Medizinische Grundlagen der Medizininformalik. 

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der opa 
entfällt. 

(3.11) Die Fachprufung gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 6 der opa besteht 
aus einer Klausurarbeit (80 Minuten) zum Teilgebiet Terminologische 
und naturwissenschaftlich-technische Grundlagen der Medizin\nformatik 
sowie einer Klausurarbeit (90 Minuten) zum Teilgebiet Medizinische 
Grundlagen der Medizininformatik. Der PrOfungsstoff erstreckt sich auf 
die in Absatz 1.11 genannten Kurse. 

(4.11) Im Hauptstudium sind die Pflichtveranstaltungen 

1.	 Informatik im Gesundheitswesen (Medizinische Informatik I) 
2.	 Digitale Bild· und Signalverarbeitung (Medizinische Informatik 11) 
3.	 Medizinische Biometrie I 
4.	 Medizinische Biometrie II 
5.	 Einführung in die Innere Medizin 
6. Epidemiologie 

sowie zusätziich Wahlpflichtkurse im Umfang von mindestens 4 SWS 
aus Katalog MI (Medizinische Informatik) der Studienordnung zu 
studieren. 

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs. 1.11 Nr. 6 der opa 
entfällt. 

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der OPO besteht aus 
zwei mündlichen Prüfungen von je'Neiis mindestens 15 und höchstens 
25 Minuten Dauer zu den Teilgebieten Algorithmische und methodische 
Grundlagen der Medizinischen Informatik (Teilgebiet I) und 
An'Nendungsnahe Bereiche der Medizinischen Informatik (Teilgebiet 11). 
Der Prtifungsstoff erstreckt sich für das Teilgebiet I auf die in Absatz 4.11 
Nrn. 1 bis 3 genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem 
Teilgebiet zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im Umfang von 
mindestens 2 SWS und für das Teilgebiet ]I auf die in Abs. 4.11 Nm. 4 bis 
6 genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem Teilgebiet 
zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im Umfang von 
mindestens 2 SWS. 

(7.11) In das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vorprüfung nach § 16 
der opa und in das Zeugnis Ober die bestandene DiplomprOfung nach § 
25 der DPO wird jeweils ein Zusatz aufgenommen, dass das Nebenfach 
Medizinische Informatik an der Universität zu Lübeck studiert und 
abgeschlossen wurde. 

•
 

•
 

für das Teilgebiet Terminologische und naturwissenschaftlich- techni­
sche Grundlagen der Medizininformatik
und

4. Anatomie für Medizininformatiker
5. Physiologie, Pathophysiologie und Pathologie fOr Medizininforma­

tiker

für das Teilgebiel Medizinische Grundlagen der Medizininformalik.

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der opa
entfällt.

(3.11) Die Fachprufung gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 6 der opa besteht
aus einer Klausurarbeit (80 Minuten) zum Teilgebiet Terminologische
und naturwissenschaftlich-technische Grundlagen der Medizin\nformatik
sowie einer Klausurarbeit (90 Minuten) zum Teilgebiet Medizinische
Grundlagen der Medizininformatik. Der PrOfungsstoff erstreckt sich auf
die in Absatz 1.11 genannten Kurse.

(4.11) Im Hauptstudium sind die Pflichtveranstaltungen

1. Informatik im Gesundheitswesen (Medizinische Informatik I)
2. Digitale Bild· und Signalverarbeitung (Medizinische Informatik 11)
3. Medizinische Biometrie I
4. Medizinische Biometrie II
5. Einführung in die Innere Medizin
6. Epidemiologie

sowie zusätziich Wahlpflichtkurse im Umfang von mindestens 4 SWS
aus Katalog MI (Medizinische Informatik) der Studienordnung zu
studieren.

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs. 1.11 Nr. 6 der opa
entfällt.

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der OPO besteht aus
zwei mündlichen Prüfungen von je'Neiis mindestens 15 und höchstens
25 Minuten Dauer zu den Teilgebieten Algorithmische und methodische
Grundlagen der Medizinischen Informatik (Teilgebiet I) und
An'Nendungsnahe Bereiche der Medizinischen Informatik (Teilgebiet 11).
Der Prtifungsstoff erstreckt sich für das Teilgebiet I auf die in Absatz 4.11
Nrn. 1 bis 3 genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem
Teilgebiet zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im Umfang von
mindestens 2 SWS und für das Teilgebiet ]I auf die in Abs. 4.11 Nm. 4 bis
6 genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem Teilgebiet
zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im Umfang von
mindestens 2 SWS.

(7.11) In das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vorprüfung nach § 16
der opa und in das Zeugnis Ober die bestandene DiplomprOfung nach §
25 der DPO wird jeweils ein Zusatz aufgenommen, dass das Nebenfach
Medizinische Informatik an der Universität zu Lübeck studiert und
abgeschlossen wurde.

•

•
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für das Teilgebiet Terminologische und naturwissenschaftlich- techni­
sche Grundlagen der Medizininformatik
und

4. Anatomie für Medizininformatiker
5. Physiologie, Pathophysiologie und Pathologie fOr Medizininforma­

tiker

für das Teilgebiel Medizinische Grundlagen der Medizininformalik.

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10 a Abs. 1.11 Nr. 7 der opa
entfällt.

(3.11) Die Fachprufung gemäß § 11 Abs. 4.11 Satz 6 der opa besteht
aus einer Klausurarbeit (80 Minuten) zum Teilgebiet Terminologische
und naturwissenschaftlich-technische Grundlagen der Med'lzln\nformatik
sowie einer Klausurarbeit (90 Minuten) zum Teilgebiet Medizinische
Grundlagen der Medizininformatik. Der PrOfungsstoff erstreckt sich auf
die in Absatz 1.11 genannten Kurse.

(4.11) Im Hauptstudium sind die Pflichtveranstaltungen

1. Informatik im Gesundheitswesen (Medizinische Informatik I)
2. Digitale Bild· und Signalverarbeitung (Medizinische Informatik 11)
3. Medizinische Biometrie I
4. Medizinische Biometrie II
5. Einführung In die Innere Medizin
6. Epidemiologie

sowie zusätziich Wahlpflichtkurse im umfang von mindestens 4 SWS
aus Katalog MI (Medizinische Informatik) der Studienordnung zu
studieren.

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17 a Abs. 1.11 Nr. 6 der opa
entfällt.

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der OPO besteht aus
zwei mündlichen Prüfungen von je'Neiis mindestens 15 und höchstens
25 Minuten Dauer zu den Teilgebieten Algorithmische und methodische
Grundlagen der Medizinischen Informatik (Teilgebiet I) und
An'Nendungsnahe Bereiche der Medizinischen Informatik (Teilgebiet 11).
Der Prtifungsstoff erstreckt sich für das Teilgebiet I auf die in Absatz 4.11
Nrn. 1 bis 3 genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem
Teilgebiet zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im Umfang von
mindestens 2 SWS und für das Teilgebiet ]I auf die in Abs. 4.11 Nm. 4 bis
6 genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem Teilgebiet
zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im Umfang von
mindestens 2 SWS.

(7.11) In das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vorprüfung nach § 16
der opa und in das Zeugnis Ober die bestandene DlplomprOfung nach §
25 der DPO wird jeweils ein Zusatz aufgenommen, dass das Nebenfach
Medizinische Informatik an der Universität zu Lübeck studiert und
abgeschlossen wurde.

•

•



2. Anlage zur Anrechnung von Studien- und PrUfungslelstungen 

Die vor dem Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Prüfungsordnung an der 
FernUniversität erbrachten Studien- und PrOfungsleislungen werden wie 
folg1 von Amts wegen angerechnet: 

1.1 Leistungsnachweise Grundstudium (6 10 a Abs. 1.1) 2.1 Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung (6 11 Abs.4.1) 

Neue Prüfungsordnung	 Angerechnet wird nach der bisher 
geltenden Prufungsordnung 

1. Praktische Informatik Fachprufung Praktische Informatik
 
(§ 11 Abs 2 Nr 3)
 

2. Theoretische Informatik Fachprufung Theoretische Infor­
matik (§ 11 Abs. 2 Nr. 1) 

3. Technische Informatik Fachprufung Technische Informatik 
(§ 11 Abs 2 Nr 2) 

4. Mathematik	 Jede' der Fachprüfungen 
Grundzuge in Linearer Algebra und 
Wahrscheinlichkeitstheorie 
(§ 11 Abs 2 NT. 4) oder 
Grundzuge in Analysis und Numerik 
(§ 11 Abs 2 Nr 5) 

5. Nebenfach Betriebswirtschaftslehre 

Klausurarbeit Klausurarbeit
 
Grundzüge der Betriebs­ Internes und externes Rechnungs­

wirtschaftslehre I wesen (§ 11 Abs. 4 Nr. 1)
 

Klausurarbeit Jede: der Klausurarbeiten
 
Grundzüge der Betriebs­ BetnebsWlrtschaftstheorie I
 
wirtschaftslehre 11 (§ 11 Abs 4 Nr 2) oder
 

EntscheIdungstheorie 
(§ 11 Abs 4 Nr. 4) 

Klausurarbeit Jede: eier Klausurarbeiten
 
Grundzüge der Betriebswirt­ Betnebswirtschaftstheorie 11
 
schaftslehre 111 (§11 Abs 4 Nr. 3) oder
 

Mlkrobkonomlk 
(§ 11 Abs 4 Nr. 4) 

Klausurarbeit Klausurarbeit
 
GrundzOge der Betriebswirt­ StallS!lk 3 (§ 11 Abs. 4 Nr, 4)
 
schaftslehre I oder 11 oder 111
 

2.11 Prüfunqsleistungen der Diplom-Vorprüfung (§ 11 Abs.4.1I) 

Neue Prüfungsordnung	 Angerechnet wird nach der bisher 
geltenden Prüfungsordnung 

1. Praktische Informatik	 Fachprufung Praktische Informatik 
(§ 11 Abs. 2 Nr. 3) 

2. Theoretische Informatik Fachprüfung Theoretische Infor­
matik (§ 11 Abs. 2 Nr. 1) 

3. Technische Informatik Fachprüfung Technische Informatik 
(§ 11 Abs. 2 Nr. 2) 

Bei Vorliegen beider Fachprüfungen wird die FachprOfung mit der 
besseren Note angerechnet. 
Bei Vorliegen beider Prüfungsleistungen wird die Prüfungsleistung 
mit der besseren Note angerechnet. 
Die erfolgreich bestandene Klausurarbeit Statistik kann auf eine der 
Klausurarbeiten zu Grundzuge in Betriebswirtschaftslehre I bis 11I 
nach Wahl angerechnet werden. 

Neue Prütungsordnung 

1. Kurs Programmierung oder 
Kurs Datenstrukturen 

2. Programmierpraktikum 

3. Kurs Theoretische Informatik A 
oder 
Kurs Theoretische Informatik B 

1.11 Leistungsnachweise Grundstudium (6 10 a Abs.1.111 

Angerechnet wird 

jeder der Kurse 01610, 01611, 
01612,01662 oder 01663 

jeder der Kurse 01575 oder 01576 
bis einschließlich Wintersemester 
1993/94 oder der Kurs 01578 

jeder der Kurse 01650. 
01653/54,01653 (TeiJschein mit 
Klausur) oder 01654 (Teilschein mit 
Klausur) 

Neue PrOfungsordnung 

1 Kurs Programmierung oder 
•	 Kurs Datenstrukturen 

2. Programmierpraktikum 

3. Kurs Theoretische Informatik A 
oder 
Kurs Theoretische Informatik B 

4. Kurs Grundlagen der 
Technischen Informatik 

5. Hardwarepraktikum 

6. Einer der Kurse 
Mathematik für Informatiker I 
oder 
Mathematik für Informatiker II 
oder 
Mathematik für Informatiker III 

Bei Nebenfach Mathematik: 

6. Einer der Kurse 
•	 Lineare Algebra I 

oder 
Analysis I 
oder 
Wahrscheinlichkeitstheorie I 

Bei Nebenfach Elektrotechnik 

7. Praktikum Elektrotechnik I 
fOr Nebenfachstudierende 

Bei Nebenfach Mathematik: 

7. Einer der Kurse 
Lineare Algebra II 
oder 
Analysis [I 
oder 
Numerische Mathematik 

Angerechnet wird 

jeder der Kurse 01610, 01611, 
01612,01662 oder 01663 

jeder der Kurse 01575 oder 01576 
bis einschließlich Wintersemester 
1993194 oder der Kurs 01576 

jeder der Kurse 01650. 01653/54, 
01653 (TeiJschein mit Klausur) 
oder 01654 (Teilschein mit Klausur) 

jeder der Kurse 01700. 01701. 
01703 oder 01705 

jedes der Praktika 01550, 01551, 
01710112 oder 01711/13 

jeder der Kurse 01181 oder 01102 

jeder der Kurse 01162 oder 01132 

jeder der Kurse 01183, 01184, 
01262 oder 01271 

der Kurs 01102 

der Kurs 01132 

der Kurs 01262 

das Praktikum 2017 

der Kurs 01103 

der Kurs 01133 

der Kurs 01271 

2. Anlage zur Anrechnung von Studien- und PrUfungslelstungen

Die vor dem Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Prüfungsordnung an der
FernUniversität erbrachten Studien- und PrOfungsleislungen werden wie
folg1 von Amts wegen angerechnet:

1.1 Leistungsnachweise Grundstudium (6 10 a Abs. 1.1) 2.1 Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung (6 11 Abs.4.1)

1.11 Leistungsnachweise Grundstudium (6 10 a Abs.1.111

5. Nebenfach Betriebswirtschaftslehre

2.11 Prüfunqsleistungen der Diplom-Vorprüfung (§ 11 Abs.4.1I)

Neue Prütungsordnung

1. Kurs Programmierung oder
Kurs Datenstrukturen

2. Programmierpraktikum

3. Kurs Theoretische Informatik A
oder
Kurs Theoretische Informatik B

Neue PrOfungsordnung

1 Kurs Programmierung oder
• Kurs Datenstrukturen

2. Programmierpraktikum

3. Kurs Theoretische Informatik A
oder
Kurs Theoretische Informatik B

4. Kurs Grundlagen der
Technischen Informatik

5. Hardwarepraktikum

6. Einer der Kurse
Mathematik für Informatiker I
oder
Mathematik für Informatiker II
oder
Mathematik für Informatiker III

Bei Nebenfach Mathematik:

•
6. Einer der Kurse

Lineare Algebra I
oder
Analysis I
oder
Wahrscheinlichkeitstheorie I

Bei Nebenfach Elektrotechnik

7. Praktikum Elektrotechnik I
fOr Nebenfachstudierende

Bei Nebenfach Mathematik:

Angerechnet wird

jeder der Kurse 01610, 01611,
01612,01662 oder 01663

jeder der Kurse 01575 oder 01576
bis einschließlich Wintersemester
1993/94 oder der Kurs 01578

jeder der Kurse 01650.
01653/54,01653 (TeiJschein mit
Klausur) oder 01654 (Teilschein mit
Klausur)

Angerechnet wird

jeder der Kurse 01610, 01611,
01612,01662 oder 01663

jeder der Kurse 01575 oder 01576
bis einschließlich Wintersemester
1993194 oder der Kurs 01576

jeder der Kurse 01650. 01653/54,
01653 (TeiJschein mit Klausur)
oder 01654 (Teilschein mit Klausur)

jeder der Kurse 01700. 01701.
01703 oder 01705

jedes der Praktika 01550, 01551,
01710112 oder 01711/13

jeder der Kurse 01181 oder 01102

jeder der Kurse 01162 oder 01132

jeder der Kurse 01183, 01184,
01262 oder 01271

der Kurs 01102

der Kurs 01132

der Kurs 01262

das Praktikum 2017

Neue Prüfungsordnung

1. Praktische Informatik

2. Theoretische Informatik

3. Technische Informatik

4. Mathematik

Klausurarbeit
Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre I

Klausurarbeit
Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre 11

Klausurarbeit
Grundzüge der Betriebswirt­
schaftslehre 111

Klausurarbeit
GrundzOge der Betriebswirt­
schaftslehre I oder 11 oder 111

Neue Prüfungsordnung

1. Praktische Informatik

2. Theoretische Informatik

3. Technische Informatik

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prufungsordnung

Fachprufung Praktische Informatik
(§ 11 Abs 2 Nr 3)

Fachprufung Theoretische Infor-
matik (§ 11 Abs. 2 Nr. 1)

Fachprufung Technische Informatik
(§ 11 Abs 2 Nr 2)

Jede' der Fachprüfungen
Grundzuge in Linearer Algebra und
Wahrscheinlichkeitstheorie
(§ 11 Abs 2 NT. 4) oder
Grundzuge in Analysis und Numerik
(§ 11 Abs 2 Nr 5)

Klausurarbeit
Internes und externes Rechnungs­
wesen (§ 11 Abs. 4 Nr. 1)

Jede: der Klausurarbeiten
BetnebsWlrtschaftstheorie I
(§ 11 Abs 4 Nr 2) oder
EntscheIdungstheorie
(§ 11 Abs 4 Nr. 4)

Jede: eier Klausurarbeiten
Betnebswirtschaftstheorie 11
(§11 Abs 4 Nr. 3) oder
Mlkrobkonomlk
(§ 11 Abs 4 Nr. 4)

Klausurarbeit
StallS!lk 3 (§ 11 Abs. 4 Nr, 4)

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Fachprufung Praktische Informatik
(§ 11 Abs. 2 Nr. 3)

Fachprüfung Theoretische Infor­
matik (§ 11 Abs. 2 Nr. 1)

Fachprüfung Technische Informatik
(§ 11 Abs. 2 Nr. 2)

7. Einer der Kurse
Lineare Algebra II
oder
Analysis [I
oder
Numerische Mathematik

der Kurs 01103

der Kurs 01133

der Kurs 01271

Bei Vorliegen beider Fachprüfungen wird die FachprOfung mit der
besseren Note angerechnet.
Bei Vorliegen beider Prüfungsleistungen wird die Prüfungsleistung
mit der besseren Note angerechnet.
Die erfolgreich bestandene Klausurarbeit Statistik kann auf eine der
Klausurarbeiten zu Grundzuge in Betriebswirtschaftslehre I bis 111
nach Wahl angerechnet werden.
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2. Anlage zur Anrechnung von Studien- und PrUfungslelstungen

Die vor dem Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Prüfungsordnung an der
FernUniversität erbrachten Studien- und PrOfungsleislungen werden wie
folg1 von Amts wegen angerechnet:

1.1 Leistungsnachweise Grundstudium (6 10 a Abs. 1.1) 2.1 Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung (6 11 Abs.4.1)

1.11 Leistungsnachweise Grundstudium (6 10 a Abs.1.111

5. Nebenfach Betriebswirtschaftslehre

2.11 Prüfunqsleistungen der Diplom-Vorprüfung (§ 11 Abs.4.1I)

Neue Prütungsordnung

1. Kurs Programmierung oder
Kurs Datenstrukturen

2. Programmierpraktikum

3. Kurs Theoretische Informatik A
oder
Kurs Theoretische Informatik B

Neue PrOfungsordnung

1 Kurs Programmierung oder
• Kurs Datenstrukturen

2. Programmierpraktikum

3. Kurs Theoretische Informatik A
oder
Kurs Theoretische Informatik B

4. Kurs Grundlagen der
Technischen Informatik

5. Hardwarepraktikum

6. Einer der Kurse
Mathematik für Informatiker I
oder
Mathematik für Informatiker II
oder
Mathematik für Informatiker III

Bei Nebenfach Mathematik:

•
6. Einer der Kurse

Lineare Algebra I
oder
Analysis I
oder
Wahrscheinlichkeitstheorie I

Bei Nebenfach Elektrotechnik

7. Praktikum Elektrotechnik I
fOr Nebenfachstudierende

Bei Nebenfach Mathematik:

Angerechnet wird

jeder der Kurse 01610, 01611,
01612,01662 oder 01663

jeder der Kurse 01575 oder 01576
bis einschließlich Wintersemester
1993/94 oder der Kurs 01578

jeder der Kurse 01650.
01653/54,01653 (TeiJschein mit
Klausur) oder 01654 (Teilschein mit
Klausur)

Angerechnet wird

jeder der Kurse 01610, 01611,
01612,01662 oder 01663

jeder der Kurse 01575 oder 01576
bis einschließlich Wintersemester
1993194 oder der Kurs 01576

jeder der Kurse 01650. 01653/54,
01653 (TeiJschein mit Klausur)
oder 01654 (Teilschein mit Klausur)

jeder der Kurse 01700. 01701.
01703 oder 01705

jedes der Praktika 01550, 01551,
01710112 oder 01711/13

jeder der Kurse 01181 oder 01102

jeder der Kurse 01162 oder 01132

jeder der Kurse 01183, 01184,
01262 oder 01271

der Kurs 01102

der Kurs 01132

der Kurs 01262

das Praktikum 2017

Neue Prüfungsordnung

1. Praktische Informatik

2. Theoretische Informatik

3. Technische Informatik

4. Mathematik

Klausurarbeit
Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre I

Klausurarbeit
Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre 11

Klausurarbeit
Grundzüge der Betriebswirt­
schaftslehre 111

Klausurarbeit
GrundzOge der Betriebswirt­
schaftslehre I oder 11 oder 111

Neue Prüfungsordnung

1. Praktische Informatik

2. Theoretische Informatik

3. Technische Informatik

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prufungsordnung

Fachprufung Praktische Informatik
(§ 11 Abs 2 Nr 3)

Fachprufung Theoretische Infor-
matik (§ 11 Abs. 2 Nr. 1)

Fachprufung Technische Informatik
(§ 11 Abs 2 Nr 2)

Jede' der Fachprüfungen
Grundzuge in Linearer Algebra und
Wahrscheinlichkeitstheorie
(§ 11 Abs 2 NT. 4) oder
Grundzuge in Analysis und Numerik
(§ 11 Abs 2 Nr 5)

Klausurarbeit
Internes und externes Rechnungs­
wesen (§ 11 Abs. 4 Nr. 1)

Jede: der Klausurarbeiten
BetnebsWlrtschaftstheorie I
(§ 11 Abs 4 Nr 2) oder
Entsc heldungstheorie
(§ 11 Abs 4 Nr. 4)

Jede: eier Klausurarbeiten
Betnebswirtschaftstheorie 11
(§11 Abs 4 Nr. 3) oder
Mlkrobkonomlk
(§ 11 Abs 4 Nr. 4)

Klausurarbeit
StallS!lk 3 (§ 11 Abs. 4 Nr, 4)

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Fachprufung Praktische Informatik
(§ 11 Abs. 2 Nr. 3)

Fachprüfung Theoretische Infor­
matik (§ 11 Abs. 2 Nr. 1)

Fachprüfung Technische Informatik
(§ 11 Abs. 2 Nr. 2)

7. Einer der Kurse
Lineare Algebra II
oder
Analysis [I
oder
Numerische Mathematik

der Kurs 01103

der Kurs 01133

der Kurs 01271

Bei Vorliegen beider Fachprüfungen wird die FachprOfung mit der
besseren Note angerechnet.
Bei Vorliegen beider Prüfungsleistungen wird die Prüfungsleistung
mit der besseren Note angerechnet.
Die erfolgreich bestandene Klausurarbeit Statistik kann auf eine der
Klausurarbeiten zu Grundzüge in Betriebswirtschaftslehre I bis 11I
nach Wahl angerechnet werden.



4. Mathematik 

Bei Nebenfach Mathematik 

4. Mathematik 

mündliche Prüfung 
über den Kurs Analysis 12 

3.1 Leigtungsnachwelse Hauptstudium (617 a Abs.1.n 

Neue Prüfungsordnung Angerechnet wird 

1. Kurs über Software Engineering6 Jeder der Kurse 01792 oder 01793 

Klausurarbeit 
Grundzuge der Betriebs­
wirtschaftslehre I 

Klausurarbeit 
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre 11 

Klausurarbeit 
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre 111 

Klausurarbeit 
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre lader 11 oder 111 

5. Nebenfach Elektrotechnik 

Klausurarbeit 
Grundlagen der Elektro­
technik I und 11 

Klausurarbeit 
Werkstoffe und 
Bauelemente I und 11 

5. NebenfaCh Mathematik 

mündliche Prüfung über den 
Kurs Lineare Algebra 11 5 

jede1 der Fachprüfungen 
Grundzüge in Linearer Algebra und 
Wahrscheinlichkeitstheorie 
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 4) oder 
Grundzüge in Analysis und Numerik 
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 5) 

FachprOfung Grundzüge in Linearer 
Algebra und Wahrscheinlichkeits­
theorie (§11 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 6) 

Fachprüfung Grundzüge in Analysis 
und Numerik 
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 5 und Ab•. 61 

3.11 Leistungsnachweise Hauptstudium (617 a Abs. 1.11) 
5. Nebenfach Betriebswirtschaftslehre 

2.Softwarepraktikum 

3. Kurs des Hauptstudiums im 
Stoffumfang von 4 SWS 
oder 'Weiteres Praktikum 
der Informatik 

4.Seminar in Informatik 

Jedes der Praktika 01585 oder 01587 

Jeder Kurs des Hauptstudiums im 
Stoffumfang von 4 SWS der 
Informatik oder das Praktikum 01715 

Jedes Seminar in Informatik 

Klausurarbeit
 
Internes und externes Rechnungs­

wesen (§11 Abs. 4 Nr. 1)
 

, 
jede der Klausurartleiten 
Betriebswirtschaftstheorie I 
(§11 Ab•. 4 Nr. 2) oder 
Entscheidungstheorie 
(§ 11 Ab,4 Nr.4) 

, 
jede der Klausurarbeiten
 
Betriebswirtschaftstheorie I1
 
(§11 Ab,. 4 Nr. 3) oder
 
Mikroökonomik
 
(§ 11 Ab•. 4 Nr. 4)
 

Klausurarbeit
 
Statistik4 (§ 11 Abs. 4 Nr. 4)
 

Klausurarbeit
 
Grundlagen der Elektrotechnik
 
I und 11 (§ 11 Ab'. 5 Nr. 1)
 

jede3 der Klausurarbeiten
 
Theoretische Elektrotechnik I
 
(§ 11 Ab,. 5 Nr. 2) oder
 
Theoretische Elektrotechnik I1
 
(§ 11 Ab'. 5 Nr. 3) oder
 
Grundlagen der Halbleiterelektronik
 
I und 11 (§ 11 Ab•. 5 Nr. 4)
 

FachprOfung Grundzüge in Analysis
 
und Numerik (§ 11 Abs. 2 Nr. 5 und
 
Ab•. 6)
 

Fachprüfung GrundzOge in Linearer
 
Algebra und Wahrscheinlichkeits­

theorie (§ 11 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 6)
 

Neue Prüfungsordnung 

1. Kurs über Software Engineering7 

2. Softwarepraktikum 

3. Kurs des Hauptstudiums im 
Stoffumfang von 4 SWS 
oder weiteres Praktikum 
der Informatik 

4. Seminar in Informatik 

5. Seminar in Informatik 

Nebenfach Elektrotechnik: 

6. Wahlpflichtveranstaltung aus 
Katalog lider Diplomprufungs­
ordnung Elektrotechnik 

Nebenfach Mathematik 

6. Kurs aus dem Hauptstudiums· 
angebot Mathematik im Umfang 
von 6 SWS (einschI. Übungen) 

Angerechnet wird 

jeder der Kurse 01792 oder 01793 

jedes der Praktika 01585 oder 01587 

jeder Kurs des Hauptstudiums 
im Stoffumfang von 4 SWS der 
Informatik oder das Praktikum 01715 

jedes Seminar in Informatik 

jedes Seminar in Informatik, sofern 
nicht nach Nr. 4 angerechnet • 
Praktikum 2037 oder 
entsprechender leistungsnachweis 
zu einem WahlpOichtfach . 

jeder Kurs aus dem Hauptstudiums­
angebot Mathematik im 
entsprechenden Umfang 

• 
Bei Vorliegen beider FachprOfungen wird die Fachprüfung mit der
 
besseren Note angerechnet.
 
Falls die Fachprüfung Grundzüge in Linearer Algebra und Wahr­

scheinlichkeitstheorie noch nicht absolviert wurde.
 
Bei Vorliegen mehrerer PrOfungsleistungen wird die Prüfungs­

leistung mit der besseren Note angerechnet.
 
Die erfolgreiche bestandene Klausurarbeit Statistik kann auf eine
 
der Klausurarbeiten zu Grundzüge in Betriebswirtschaftslehre I bis 111
 
nach Wahl angerechnet werden.
 
Falls die FachprOfung Grundzüge in Analysis und Numerik noch
 
nicht absolviert wurde.
 

Für Studierende, die beim In·Kraft·Treten dieser Prüfungsordnung 
bereits die Diplom~Vorprüfung bestanden haben, entfällt der 
geforderte Leistungsnach'NBis nach § 17 a Abs. 1.1 Nr. 1 zum Kurs 
Software Engineering 
Für Studierende, die beim In·Kraft-Treten dieser Prufungsordnung 
bereits die Diplom-Vorprüfung bestanden haben, entfällt der gefor­
derte Leistungsnachweis nach § 17 a Abs. 1.11 Nr. 1 zum Kurs Soft­
ware Engineering 

3.1 Leigtungsnachwelse Hauptstudium (617 a Abs.1.n

1. Kurs über Software Engineering6 Jeder der Kurse 01792 oder 01793

5. Nebenfach Betriebswirtschaftslehre
3.11 Leistungsnachweise Hauptstudium (617 a Abs. 1.11)

1. Kurs über Software Engineering7 jeder der Kurse 01792 oder 01793

4. Mathematik

Bei Nebenfach Mathematik

4. Mathematik

mündliche Prüfung
über den Kurs Analysis 12

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebs­
wirtschaftslehre I

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre 11

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre 111

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre lader 11 oder 111

5. Nebenfach Elektrotechnik

Klausurarbeit
Grundlagen der Elektro­
technik I und 11

Klausurarbeit
Werkstoffe und
Bauelemente I und 11

5. NebenfaCh Mathematik

mündliche Prüfung über den
Kurs Lineare Algebra 115

jede1 der Fachprüfungen
Grundzüge in Linearer Algebra und
Wahrscheinlichkeitstheorie
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 4) oder
Grundzüge in Analysis und Numerik
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 5)

FachprOfung Grundzüge in Linearer
Algebra und Wahrscheinlichkeits­
theorie (§11 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 6)

Fachprüfung Grundzüge in Analysis
und Numerik
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 5 und Ab•. 61

Klausurarbeit
Internes und externes Rechnungs­
wesen (§11 Abs. 4 Nr. 1)

,
jede der Klausurartleiten
Betriebswirtschaftstheorie I
(§11 Ab•. 4 Nr. 2) oder
Entscheidungstheorie
(§ 11 Ab,4 Nr.4)

,
jede der Klausurarbeiten
Betriebswirtschaftstheorie I1
(§11 Ab,. 4 Nr. 3) oder
Mikroökonomik
(§ 11 Ab•. 4 Nr. 4)

Klausurarbeit
Statistik4 (§ 11 Abs. 4 Nr. 4)

Klausurarbeit
Grundlagen der Elektrotechnik
I und 11 (§ 11 Ab'. 5 Nr. 1)

jede3 der Klausurarbeiten
Theoretische Elektrotechnik I
(§ 11 Ab,. 5 Nr. 2) oder
Theoretische Elektrotechnik I1
(§ 11 Ab'. 5 Nr. 3) oder
Grundlagen der Halbleiterelektronik
I und 11 (§ 11 Ab•. 5 Nr. 4)

FachprOfung Grundzüge in Analysis
und Numerik (§ 11 Abs. 2 Nr. 5 und
Ab•. 6)

Fachprüfung GrundzOge in Linearer
Algebra und Wahrscheinlichkeits­
theorie (§ 11 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 6)

Neue Prüfungsordnung

2.Softwarepraktikum

3. Kurs des Hauptstudiums im
Stoffumfang von 4 SWS
oder 'Weiteres Praktikum
der Informatik

4.Seminar in Informatik

Neue Prüfungsordnung

2. Softwarepraktikum

3. Kurs des Hauptstudiums im
Stoffumfang von 4 SWS
oder weiteres Praktikum
der Informatik

4. Seminar in Informatik

5. Seminar in Informatik

Nebenfach Elektrotechnik:

6. Wahlpflichtveranstaltung aus
Katalog lider Diplomprufungs­
ordnung Elektrotechnik

Nebenfach Mathematik

6. Kurs aus dem Hauptstudiums·
angebot Mathematik im Umfang
von 6 SWS (einschI. Übungen)

Angerechnet wird

Jedes der Praktika 01585 oder 01587

Jeder Kurs des Hauptstudiums im
Stoffumfang von 4 SWS der
Informatik oder das Praktikum 01715

Jedes Seminar in Informatik

Angerechnet wird

jedes der Praktika 01585 oder 01587

jeder Kurs des Hauptstudiums
im Stoffumfang von 4 SWS der
Informatik oder das Praktikum 01715

jedes Seminar in Informatik

jedes Seminar in Informatik, sofern
nicht nach Nr. 4 angerechnet

Praktikum 2037 oder
entsprechender leistungsnachweis
zu einem WahlpOichtfach .

jeder Kurs aus dem Hauptstudiums­
angebot Mathematik im
entsprechenden Umfang

•

•
Bei Vorliegen beider FachprOfungen wird die Fachprüfung mit der
besseren Note angerechnet.
Falls die Fachprüfung Grundzüge in Linearer Algebra und Wahr­
scheinlichkeitstheorie noch nicht absolviert wurde.
Bei Vorliegen mehrerer PrOfungsleistungen wird die Prüfungs­
leistung mit der besseren Note angerechnet.
Die erfolgreiche bestandene Klausurarbeit Statistik kann auf eine
der Klausurarbeiten zu Grundzüge in Betriebswirtschaftslehre I bis 111
nach Wahl angerechnet werden.
Falls die FachprOfung Grundzüge in Analysis und Numerik noch
nicht absolviert wurde.

Für Studierende, die beim In·Kraft·Treten dieser Prüfungsordnung
bereits die Diplom~Vorprüfung bestanden haben, entfällt der
geforderte Leistungsnach'NBis nach § 17 a Abs. 1.1 Nr. 1 zum Kurs
Software Engineering
Für Studierende, die beim In·Kraft-Treten dieser Prufungsordnung
bereits die Diplom-Vorprüfung bestanden haben, entfällt der gefor­
derte Leistungsnachweis nach § 17 a Abs. 1.11 Nr. 1 zum Kurs Soft­
ware Engineering
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3.1 Leigtungsnachwelse Hauptstudium (617 a Abs.1.n

1. Kurs über Software Engineering6 Jeder der Kurse 01792 oder 01793

5. Nebenfach Betriebswirtschaftslehre
3.11 Leistungsnachweise Hauptstudium (617 a Abs. 1.11)

1. Kurs über Software Engineering7 jeder der Kurse 01792 oder 01793

4. Mathematik

Bei Nebenfach Mathematik

4. Mathematik

mündliche Prüfung
über den Kurs Analysis 12

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebs­
wirtschaftslehre I

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre 11

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre 111

Klausurarbeit
Grundzuge der Betriebswirt­
schaftslehre lader 11 oder 111

5. Nebenfach Elektrotechnik

Klausurarbeit
Grundlagen der Elektro­
technik I und 11

Klausurarbeit
Werkstoffe und
Bauelemente I und 11

5. NebenfaCh Mathematik

mündliche Prüfung über den
Kurs Lineare Algebra 115

jede1 der Fachprüfungen
Grundzüge in Linearer Algebra und
Wahrscheinlichkeitstheorie
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 4) oder
Grundzüge in Analysis und Numerik
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 5)

FachprOfung Grundzüge in Linearer
Algebra und Wahrscheinlichkeits­
theorie (§11 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 6)

Fachprüfung Grundzüge in Analysis
und Numerik
(§ 11 Ab•. 2 Nr. 5 und Ab•. 61

Klausurarbeit
Internes und externes Rechnungs­
wesen (§11 Abs. 4 Nr. 1)

,
jede der Klausurartleiten
Betriebswirtschaftstheorie I
(§11 Ab•. 4 Nr. 2) oder
Entscheidungstheorie
(§ 11 Ab,4 Nr.4)

,
jede der Klausurarbeiten
Betriebswirtschaftstheorie I1
(§11 Ab,. 4 Nr. 3) oder
Mikroökonomik
(§ 11 Ab•. 4 Nr. 4)

Klausurarbeit
Statistik4 (§ 11 Abs. 4 Nr. 4)

Klausurarbeit
Grundlagen der Elektrotechnik
I und 11 (§ 11 Ab'. 5 Nr. 1)

jede3 der Klausurarbeiten
Theoretische Elektrotechnik I
(§ 11 Ab,. 5 Nr. 2) oder
Theoretische Elektrotechnik I1
(§ 11 Ab'. 5 Nr. 3) oder
Grundlagen der Halbleiterelektronik
I und 11 (§ 11 Ab•. 5 Nr. 4)

FachprOfung Grundzüge in Analysis
und Numerik (§ 11 Abs. 2 Nr. 5 und
Ab•. 6)

Fachprüfung GrundzOge in Linearer
Algebra und Wahrscheinlichkeits­
theorie (§ 11 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 6)

Neue Prüfungsordnung

2.Softwarepraktikum

3. Kurs des Hauptstudiums im
Stoffumfang von 4 SWS
oder 'Weiteres Praktikum
der Informatik

4.Seminar in Informatik

Neue Prüfungsordnung

2. Softwarepraktikum

3. Kurs des Hauptstudiums im
Stoffumfang von 4 SWS
oder weiteres Praktikum
der Informatik

4. Seminar in Informatik

5. Seminar in Informatik

Nebenfach Elektrotechnik:

6. Wahlpflichtveranstaltung aus
Katalog lider Diplomprufungs­
ordnung Elektrotechnik

Nebenfach Mathematik

6. Kurs aus dem Hauptstudiums·
angebot Mathematik im Umfang
von 6 SWS (einschI. Übungen)

Angerechnet wird

Jedes der Praktika 01585 oder 01587

Jeder Kurs des Hauptstudiums im
Stoffumfang von 4 SWS der
Informatik oder das Praktikum 01715

Jedes Seminar in Informatik

Angerechnet wird

jedes der Praktika 01585 oder 01587

jeder Kurs des Hauptstudiums
im Stoffumfang von 4 SWS der
Informatik oder das Praktikum 01715

jedes Seminar in Informatik

jedes Seminar in Informatik, sofern
nicht nach Nr. 4 angerechnet

Praktikum 2037 oder
entsprechender leistungsnachweis
zu einem WahlpOichtfach .

jeder Kurs aus dem Hauptstudiums­
angebot Mathematik im
entsprechenden Umfang

•

•
Bei Vorliegen beider FachprOfungen wird die Fachprüfung mit der
besseren Note angerechnet.
Falls die Fachprüfung Grundzüge in Linearer Algebra und Wahr­
scheinlichkeitstheorie noch nicht absolviert wurde.
Bei Vorliegen mehrerer PrOfungsleistungen wird die Prüfungs­
leistung mit der besseren Note angerechnet.
Die erfolgreiche bestandene Klausurarbeit Statistik kann auf eine
der Klausurarbeiten zu Grundzüge in Betriebswirtschaftslehre I bis 111
nach Wahl angerechnet werden.
Falls die FachprOfung Grundzüge in Analysis und Numerik noch
nicht absolviert wurde.

Für Studierende, die beim In·Kraft·Treten dieser Prüfungsordnung
bereits die Diplom~Vorprüfung bestanden haben, entfällt der
geforderte Leistungsnach'NBis nach § 17 a Abs. 1.1 Nr. 1 zum Kurs
Software Engineering
Für Studierende, die beim In·Kraft-Treten dieser Prufungsordnung
bereits die Diplom-Vorprüfung bestanden haben, entfällt der gefor­
derte Leistungsnachweis nach § 17 a Abs. 1.11 Nr. 1 zum Kurs Soft­
ware Engineering



4.1 PrOfungslelstungen der DIplomprOfunq (5 18 Abs. 3.1) 5. DIplomarbeit (5 19) 

Neue Prl.lfungsordnung Angerechnet wird nach der bisher Neue Prüfungsordnung Angerechnet wird nach der bisher 
geltenden Prüfungsordnung geltenden Prüfungsordnung 

1. Praktische Informatik Fachprüfung Informatik r Diplomarbeit Diplomarbeit I 
(§ 22 Abo. 2) 
oder 
Diplomarbeit 11 
(§ 22 Abo. 3) 

2. Theoretische Informatik 

3. Vertiefende Kurse der 
Informatik 

4. Nebenfach BWL 

Klausurarbeit 
Allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre 

(§ 20 Abo. 2 Nr. 1) 

Fachprüfung Informatik 11
 
(§ 20 Abo. 2 Nr.2)
 

Jede1 der Fachprüfungen
 
Informatik 11 (§ 20 Abo. 2 Nr.2)
 
oder
 
Informatik I (§ 20 Abo. 2 Nr.l)
 

Jede der Klausurarbeiten
 
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre J
 
(§ 20 Abo. 2 Nr.3) oder
 
Allgem. Betriebswirtschaftslehre II
 
(§ 20 Abo. 2 Nr. 3)
 

4.11 Prüfungsleistungen der DiplomprOfung (§ 1a Abs. 3.11) 

Neue Prüfungsordnung 

e1.praktische'lnformatik 

2. Theoretische Informatik 

3. Vertiefende Kurse der 
Informatik 

4. Nebenfach BWL 

KJausurarbeit Allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre 

4. Nebenfach Elektrotechnik 

.4.Nebenfach Mathematik 

Angerechnet wird nach der bisher 
geltenden Prüfungsordnung 

Fachprüfung Praktische Informatik 
(§ 21 Abo. 2 Nr. 1) 

Fachprüfung Theoretische Informatik 
(§ 21 Abo. 2 Nr.3) 

Fachprüfung Vertiefungsfach in 
Informatik (§ 21 Abo. 2 Nr.2) 

Klausurarbeit 
Aligem. Betriebswirtschaftslehre lJ 
(§ 21 Abo. 5) 

Klausurarbeiten zu mindestens zwei2 

der Pflichtfächer 
Großintegrationstechnik 
Elektronische Schaltungen 
Nachrichtentechnik 
Regelungstechnik 
Datenverarbeitungstechnik 
Energietechnik 
Digitale SIgnalverarbeitung 

(§ 21 Abo. 6) 

Fachprüfung Nebenfach Mathematik 
(§ 21 Abo. 2 Nr. 4) 

Bei Vorliegen beider Fachprüfungen wird die Fachprüfung mit der 
besseren Note angerechnet. 
Bei Vorliegen von mehr als zwei Prüfungsleistungen werden die 
beiden PrOfungsleistungen mit den besten Noten angerechnet. Liegt 
nur die PriJfungsleistung zu einem Pflichtfach vor, ist noch eine 
Klausurarbeit über dazu verschiedene Kurse gemäß § 3 Abs. 4.11 
Nm. 1 oder 2 bzw. 4 oder 5 der Anlage zu den Nebenfächern zu er­
bringen. 

4.1 PrOfungslelstungen der DIplomprOfunq (5 18 Abs. 3.1) 5. DIplomarbeit (5 19)

Neue Prl.lfungsordnung

1. Praktische Informatik

2. Theoretische Informatik

3. Vertiefende Kurse der
Informatik

4. Nebenfach BWL

Klausurarbeit
Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Fachprüfung Informatik r
(§ 20 Abo. 2 Nr. 1)

Fachprüfung Informatik 11
(§ 20 Abo. 2 Nr.2)

Jede1 der Fachprüfungen
Informatik 11 (§ 20 Abo. 2 Nr.2)
oder
Informatik I (§ 20 Abo. 2 Nr.l)

Jede der Klausurarbeiten
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre J
(§ 20 Abo. 2 Nr.3) oder
Allgem. Betriebswirtschaftslehre II
(§ 20 Abo. 2 Nr. 3)

Neue Prüfungsordnung

Diplomarbeit

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Diplomarbeit I
(§ 22 Abo. 2)
oder
Diplomarbeit 11
(§ 22 Abo. 3)

4.11 Prüfungsleistungen der DiplomprOfung (§ 1a Abs. 3.11)

Neue Prüfungsordnung

e1.praktische'lnformatik

2. Theoretische Informatik

3. Vertiefende Kurse der
Informatik

4. Nebenfach BWL

KJausurarbeit Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre

4. Nebenfach Elektrotechnik

.4.Nebenfach Mathematik

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Fachprüfung Praktische Informatik
(§ 21 Abo. 2 Nr. 1)

Fachprüfung Theoretische Informatik
(§ 21 Abo. 2 Nr.3)

Fachprüfung Vertiefungsfach in
Informatik (§ 21 Abo. 2 Nr.2)

Klausurarbeit
Aligem. Betriebswirtschaftslehre lJ
(§ 21 Abo. 5)

Klausurarbeiten zu mindestens zwei2

der Pflichtfächer
Großintegrationstechnik
Elektronische Schaltungen
Nachrichtentechnik
Regelungstechnik
Datenverarbeitungstechnik
Energietechnik
Digitale SIgnalverarbeitung

(§ 21 Abo. 6)

Fachprüfung Nebenfach Mathematik
(§ 21 Abo. 2 Nr. 4)

Bei Vorliegen beider Fachprüfungen wird die Fachprüfung mit der
besseren Note angerechnet.
Bei Vorliegen von mehr als zwei Prüfungsleistungen werden die
beiden PrOfungsleistungen mit den besten Noten angerechnet. Liegt
nur die PriJfungsleistung zu einem Pflichtfach vor, ist noch eine
Klausurarbeit über dazu verschiedene Kurse gemäß § 3 Abs. 4.11
Nm. 1 oder 2 bzw. 4 oder 5 der Anlage zu den Nebenfächern zu er­
bringen.
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4.1 PrOfungslelstungen der DIplomprOfunq (5 18 Abs. 3.1) 5. DIplomarbeit (5 19)

Neue Prl.lfungsordnung

1. Praktische Informatik

2. Theoretische Informatik

3. Vertiefende Kurse der
Informatik

4. Nebenfach BWL

Klausurarbeit
Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Fachprüfung Informatik r
(§ 20 Abo. 2 Nr. 1)

Fachprüfung Informatik 11
(§ 20 Abo. 2 Nr.2)

Jede1 der Fachprüfungen
Informatik 11 (§ 20 Abo. 2 Nr.2)
oder
Informatik I (§ 20 Abo. 2 Nr.l)

Jede der Klausurarbeiten
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre J
(§ 20 Abo. 2 Nr.3) oder
Allgem. Betriebswirtschaftslehre II
(§ 20 Abo. 2 Nr. 3)

Neue Prüfungsordnung

Diplomarbeit

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Diplomarbeit I
(§ 22 Abo. 2)
oder
Diplomarbeit 11
(§ 22 Abo. 3)

4.11 Prüfungsleistungen der DiplomprOfung (§ 1a Abs. 3.11)

Neue Prüfungsordnung

e1.praktische'lnformatik

2. Theoretische Informatik

3. Vertiefende Kurse der
Informatik

4. Nebenfach BWL

KJausurarbeit Allgemeine
Betriebswirtschaftslehre

4. Nebenfach Elektrotechnik

.4.Nebenfach Mathematik

Angerechnet wird nach der bisher
geltenden Prüfungsordnung

Fachprüfung Praktische Informatik
(§ 21 Abo. 2 Nr. 1)

Fachprüfung Theoretische Informatik
(§ 21 Abo. 2 Nr.3)

Fachprüfung Vertiefungsfach in
Informatik (§ 21 Abo. 2 Nr.2)

Klausurarbeit
Aligem. Betriebswirtschaftslehre lJ
(§ 21 Abo. 5)

Klausurarbeiten zu mindestens zwei2

der Pflichtfächer
Großintegrationstechnik
Elektronische Schaltungen
Nachrichtentechnik
Regelungstechnik
Datenverarbeitungstechnik
Energietechnik
Digitale SIgnalverarbeitung

(§ 21 Abo. 6)

Fachprüfung Nebenfach Mathematik
(§ 21 Abo. 2 Nr. 4)

Bei Vorliegen beider Fachprüfungen wird die Fachprüfung mit der
besseren Note angerechnet.
Bei Vorliegen von mehr als zwei Prüfungsleistungen werden die
beiden PrOfungsleistungen mit den besten Noten angerechnet. Liegt
nur die PriJfungsleistung zu einem Pflichtfach vor, ist noch eine
Klausurarbeit über dazu verschiedene Kurse gemäß § 3 Abs. 4.11
Nm. 1 oder 2 bzw. 4 oder 5 der Anlage zu den Nebenfächern zu er­
bringen.



Satzung 
zur Änderung der Diplomprüfungsordnung 
für den integrierten Studiengang Informatik 

an der FernUniversität" Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. Oktober 2000 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 
(GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität - Ge­
samthochschuie in Hagen foigende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Diplomprüfungsordnung für den integrierten 
Studiengang Informatik an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen vom 18. August 1995 
(GAB!. NW. 2 1998 S. 211) wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird im Abschnitt V.1 Anlage 
zu den Nebenfächern nach §4 eingefügt 

,,§5 Nebenfach Medizinische Informatik" 

2. Im Abschnitt V.1 Anlage zu den Nebenfächern wird in 
§ 1 Abs. 1.11 Satz 1 angefügt 

,,4. Medizinische Informatik" 

3. Im Abschnitt V.1 Anlage zu den Nebenfächern wird in 
§ 1 Abs. 1.11 folgender Satz 2 eingefügt 

"Das Nebenfach Medizinische Informatik wird im 
Rahmen eines Kooperationsvertrags von der 
Medizinischen Universität zu Lübeck angeboten." 

Der Satz 2 wird Satz 3. 

4. Im Abschnitt V.1 Aniage zu den Nebenfächern wird 
nach §4 eingefügt 

"§5 

Nebenfach Medizinische Informatik 

(1.11) Im Grundstudium sind folgende 
Lehrveranstaltungen zu absolvieren: 

1.	 Grundlagen der Medizinischen Informatik 
2.	 Medizinische Terminoiogie 
3.	 Physikalische Grundlagen für
 

Medizininformatiker
 

für das Teilgebiet Terminologische und 
naturwissenschaftlich-technische Grundlagen der 
Medizininformatik 
und 

4.	 Anatomie für Medizininformatiker 
5.	 Physiologie, Pathophysiologie und Pathologie 

für Medizininformatiker 

für das Teilgebiet Medizinische Grundlagen der 
Medizininformatik. 

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10a Abs. 1.11 Nr. 
7 der DPO entfällt. 

(3.11) Die Fachprüfung gemäß §11 Abs. 4.11 Satz 6 der 
DPO besteht aus einer Klausurarbeit (80 Minuten) zum 
Teilgebiet Terminologische und naturwissenschaftlich­
technische Grundiagen der Medizininformatik sowie aus 
einer Klausurarbeit (90 Minuten) zum Teilgebiet 
Medizinische Grundlagen der Medizininformatik. Der 
Prüfungsstoff erstreckt sich auf die in Absatz 1.11 
genannten Kurse. 

(4.11) Im Hauptstudium sind die Pflichtveranstaltungen 

1.	 informatik im Gesundheitswesen (Medizini­

(Medizinische Informatik i)
 

2.	 Digitale Bild-und Signalverarbeitung (Medizi-­
nische Informatik 11)
 

3.	 Medizinische Biometrie t 
4. Medizinische Biometrie 11 
5. Einführung in die Innere Medizin 
6. Epidemiologie I 

sowie zusätzliche Wahlpflichtkurse im Umfang von • 
mindestens 4 SWS aus Katalog MI (Medizinische 
Informatik) der Studienordnung zu studieren. 

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17a Abs. 1.11 Nr. 
6 der DPO entfällt. 

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO 
besteht aus zwei mündiichen Prüfungen von jeweils 
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten Dauer zu den 
Teilgebieten Aigorithmische und methodische 
Grundlagen der Medizinischen Informatik (Teilgebiet I) 
und Anwendungsnahe Bereiche der Medizinischen 
Informatik (Teilgebiet 11). Der Prüfungsstoff erstreckt sich 
für das Teilgebiet I auf die in Absatz 4.iI Nrn. 1 bis 3 
genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem 
Teilgebiet zugeordnete Wahlpfiichtkurse aus Katalog MI 
im Umfang von mindestens 2 SWS und für das 
Teilgebiet 11 auf die in Absatz 4.11 Nrn. 4 bis 6 genannten 
Pfiichtveranstallungen sowie auf diesem Teilgebiet 
zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im 
Umfang von mindestens 2 SWS. 

(7.11) In das Zeugnis über die bestandene Diplom- • 
Vorprüfung nach §16 der DPO und in das Zeugnis über 
die bestandene Diplomprüfung nach § 25 der DPO wird 
jeweils ein Zusatz aufgenommen, daß das Nebenfach 
Medizinische Informatik an der Medizinischen 
Universität zu Lübeck studiert und abgeschlossen 
wurde." 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 in 
Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der 
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse 
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik 
vom 24.02.1997 und des Senats der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen vom 05.11.1997. 

Satzung
zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität" Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2000

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des
Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000
(GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität - Ge­
samthochschuie in Hagen foigende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Informatik an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen vom 18. August 1995
(GAB!. NW. 2 1998 S. 211) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird im Abschnitt V.1 Anlage
zu den Nebenfächern nach §4 eingefügt

,,§5 Nebenfach Medizinische Informatik"

2. Im Abschnitt V.1 Anlage zu den Nebenfächern wird in
§ 1 Abs. 1.11 Satz 1 angefügt

,,4. Medizinische Informatik"

3. Im Abschnitt V.1 Anlage zu den Nebenfächern wird in
§ 1 Abs. 1.11 folgender Satz 2 eingefügt

"Das Nebenfach Medizinische Informatik wird im
Rahmen eines Kooperationsvertrags von der
Medizinischen Universität zu Lübeck angeboten."

Der Satz 2 wird Satz 3.

4. Im Abschnitt V.1 Aniage zu den Nebenfächern wird
nach §4 eingefügt

"§5

Nebenfach Medizinische Informatik

(1.11) Im Grundstudium sind folgende
Lehrveranstaltungen zu absolvieren:

1. Grundlagen der Medizinischen Informatik
2. Medizinische Terminoiogie
3. Physikalische Grundlagen für

Medizininformatiker

für das Teilgebiet Terminologische und
naturwissenschaftlich-technische Grundlagen der
Medizininformatik
und

4. Anatomie für Medizininformatiker
5. Physiologie, Pathophysiologie und Pathologie

für Medizininformatiker

für das Teilgebiet Medizinische Grundlagen der
Medizininformatik.

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10a Abs. 1.11 Nr.
7 der DPO entfällt.

(3.11) Die Fachprüfung gemäß §11 Abs. 4.11 Satz 6 der
DPO besteht aus einer Klausurarbeit (80 Minuten) zum
Teilgebiet Terminologische und naturwissenschaftlich­
technische Grundiagen der Medizininformatik sowie aus
einer Klausurarbeit (90 Minuten) zum Teilgebiet
Medizinische Grundlagen der Medizininformatik. Der
Prüfungsstoff erstreckt sich auf die in Absatz 1.11
genannten Kurse.

(4.11) Im Hauptstudium sind die Pflichtveranstaltungen

1. informatik im Gesundheitswesen (Medizini­
(Medizinische Informatik i)

2. Digitale Bild-und Signalverarbeitung (Medizi--
nische Informatik 11)

3. Medizinische Biometrie t
4. Medizinische Biometrie 11
5. Einführung in die Innere Medizin
6. Epidemiologie I

sowie zusätzliche Wahlpflichtkurse im Umfang von •
mindestens 4 SWS aus Katalog MI (Medizinische
Informatik) der Studienordnung zu studieren.

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17a Abs. 1.11 Nr.
6 der DPO entfällt.

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO
besteht aus zwei mündiichen Prüfungen von jeweils
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten Dauer zu den
Teilgebieten Aigorithmische und methodische
Grundlagen der Medizinischen Informatik (Teilgebiet I)
und Anwendungsnahe Bereiche der Medizinischen
Informatik (Teilgebiet 11). Der Prüfungsstoff erstreckt sich
für das Teilgebiet I auf die in Absatz 4.iI Nrn. 1 bis 3
genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem
Teilgebiet zugeordnete Wahlpfiichtkurse aus Katalog MI
im Umfang von mindestens 2 SWS und für das
Teilgebiet 11 auf die in Absatz 4.11 Nrn. 4 bis 6 genannten
Pfiichtveranstallungen sowie auf diesem Teilgebiet
zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im
Umfang von mindestens 2 SWS.

(7.11) In das Zeugnis über die bestandene Diplom- •
Vorprüfung nach §16 der DPO und in das Zeugnis über
die bestandene Diplomprüfung nach § 25 der DPO wird
jeweils ein Zusatz aufgenommen, daß das Nebenfach
Medizinische Informatik an der Medizinischen
Universität zu Lübeck studiert und abgeschlossen
wurde."

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 in
Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik
vom 24.02.1997 und des Senats der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen vom 05.11.1997.
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Satzung
zur Änderung der Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität" Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2000

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des
Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000
(GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität - Ge­
samthochschuie in Hagen foigende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den integrierten
Studiengang Informatik an der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen vom 18. August 1995
(GAB!. NW. 2 1998 S. 211) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird im Abschnitt V.1 Anlage
zu den Nebenfächern nach §4 eingefügt

,,§5 Nebenfach Medizinische Informatik"

2. Im Abschnitt V.1 Anlage zu den Nebenfächern wird in
§ 1 Abs. 1.11 Satz 1 angefügt

,,4. Medizinische Informatik"

3. Im Abschnitt V.1 Anlage zu den Nebenfächern wird in
§ 1 Abs. 1.11 folgender Satz 2 eingefügt

"Das Nebenfach Medizinische Informatik wird im
Rahmen eines Kooperationsvertrags von der
Medizinischen Universität zu Lübeck angeboten."

Der Satz 2 wird Satz 3.

4. Im Abschnitt V.1 Aniage zu den Nebenfächern wird
nach §4 eingefügt

"§5

Nebenfach Medizinische Informatik

(1.11) Im Grundstudium sind folgende
Lehrveranstaltungen zu absolvieren:

1. Grundlagen der Medizinischen Informatik
2. Medizinische Terminoiogie
3. Physikalische Grundlagen für

Medizininformatiker

für das Teilgebiet Terminologische und
naturwissenschaftlich-technische Grundlagen der
Medizininformatik
und

4. Anatomie für Medizininformatiker
5. Physiologie, Pathophysiologie und Pathologie

für Medizininformatiker

für das Teilgebiet Medizinische Grundlagen der
Medizininformatik.

(2.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 10a Abs. 1.11 Nr.
7 der DPO entfällt.

(3.11) Die Fachprüfung gemäß §11 Abs. 4.11 Satz 6 der
DPO besteht aus einer Klausurarbeit (80 Minuten) zum
Teilgebiet Terminologische und naturwissenschaftlich­
technische Grundiagen der Medizininformatik sowie aus
einer Klausurarbeit (90 Minuten) zum Teilgebiet
Medizinische Grundlagen der Medizininformatik. Der
Prüfungsstoff erstreckt sich auf die in Absatz 1.11
genannten Kurse.

(4.11) Im Hauptstudium sind die Pflichtveranstaltungen

1. informatik im Gesundheitswesen (Medizini­
(Medizinische Informatik i)

2. Digitale Bild-und Signalverarbeitung (Medizi--
nische Informatik 11)

3. Medizinische Biometrie t
4. Medizinische Biometrie 11
5. Einführung in die Innere Medizin
6. Epidemiologie I

sowie zusätzliche Wahlpflichtkurse im Umfang von •
mindestens 4 SWS aus Katalog MI (Medizinische
Informatik) der Studienordnung zu studieren.

(5.11) Der Leistungsnachweis gemäß § 17a Abs. 1.11 Nr.
6 der DPO entfällt.

(6.11) Die Fachprüfung gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 4 der DPO
besteht aus zwei mündiichen Prüfungen von jeweils
mindestens 15 und höchstens 25 Minuten Dauer zu den
Teilgebieten Aigorithmische und methodische
Grundlagen der Medizinischen Informatik (Teilgebiet I)
und Anwendungsnahe Bereiche der Medizinischen
Informatik (Teilgebiet 11). Der Prüfungsstoff erstreckt sich
für das Teilgebiet I auf die in Absatz 4.iI Nrn. 1 bis 3
genannten Pflichtveranstaltungen sowie auf diesem
Teilgebiet zugeordnete Wahlpfiichtkurse aus Katalog MI
im Umfang von mindestens 2 SWS und für das
Teilgebiet 11 auf die in Absatz 4.11 Nrn. 4 bis 6 genannten
Pfiichtveranstallungen sowie auf diesem Teilgebiet
zugeordnete Wahlpflichtkurse aus Katalog MI im
Umfang von mindestens 2 SWS.

(7.11) In das Zeugnis über die bestandene Diplom- •
Vorprüfung nach §16 der DPO und in das Zeugnis über
die bestandene Diplomprüfung nach § 25 der DPO wird
jeweils ein Zusatz aufgenommen, daß das Nebenfach
Medizinische Informatik an der Medizinischen
Universität zu Lübeck studiert und abgeschlossen
wurde."

Artikel 11

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 in
Kraft. Sie wird in den Amtlichen Mitteilungen der
FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik
vom 24.02.1997 und des Senats der FernUniversität ­
Gesamthochschule in Hagen vom 05.11.1997.



Zweite Satzung
 
zur Änderung der
 

Diplomprilfungsordnung
 
tOr den integrierten Studiengang Informatik
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 24. Oklober 2000 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. MäIL 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die DiplomprOfungsordnung fOr den integrieten Studiengang In­
formatik an der FemUniversi~t- Gesamthochschule in Hagen vom 
18. August 1995, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 15. 
MäIL 2000 wird wie lolgt geändert: 

§ 10a Abs. 1.11 wird wie folgl geändert: 

a)	 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 
,,4. Kurs Technische Informartik IIl" 

• 
b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefugt: 
"Ist der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur Gegenstand 
der FachprOfung Technische Informatik nach § 11 Abs. 4.11 
Satz 4 bzw. § 11 Abs. 4.1 Satz 4, so ist der Leistungsnachweis 
nach Satz 1 Nr. 4 statt zum Kurs Technische Informatik 111 zum 
Kurs Grundlagen der Technischen Informatik oder zum Kurs 
Technische Informatik I zu erbringen." 
Satz 2 wird Satz 3 

2.	 § 11 Abs. 4.1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhalt folgende Fassung:
 
"Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer
 
mündlichen PrOfung über die Kurse Technische Informatik
 
und Technische Infonmatik I1 (Stoffumfang 4 SWS)"
 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingerügt:
 
"übergangsweise kann an die Stelle des Kurses Technische
 
Informatik I der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur und
 
an die Stelle des Kurses Technische Informatik 11 der Kurs
 
Mikrorechner~Technik treten."
 
Die Sätze 4 bis 6 werden Satze 5 bis 7.
 

3.	 § 11 Abs. 4.11 wird wie folgt geändert: 

• 
a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 
"Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer 
mündlichen Prüfung Ober die Kurse Technische Informatik 
und Technische Informatik II (Sloffumfang 4 SWS)" 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt: 
"Übergangsweise kann an die Stelle des Kurses Technische 
Informatik I der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur oder 
der Kurs Grundlagen der Technischen Informatik und an die 
Stelle des Kurses Technische Informatik 11 der Kurs 
Mikrorechner-Technik treten." 
Die Satze 4 bis 7 werden Sätze 5 bis 8. 

4.	 § 11 Abs. 5.11 Satz 1 Nr. 4 wird gestrichen. Satz 1 Nr. 5 wird 
Satz 1 Nr.4. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt am 24.10.2000 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 19.04.1999 und 
des Rektorats der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
vom 20.08.2000. 

Zweite Satzung
zur Änderung der

Diplomprilfungsordnung
tOr den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 24. Oklober 2000

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. MäIL 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die DiplomprOfungsordnung fOr den integrieten Studiengang In­
formatik an der FemUniversi~t- Gesamthochschule in Hagen vom
18. August 1995, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 15.
MäIL 2000 wird wie lolgt geändert:

§ 10a Abs. 1.11 wird wie folgl geändert:

a) Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung:
,,4. Kurs Technische Informartik IIl"

•
2.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefugt:
"Ist der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur Gegenstand
der FachprOfung Technische Informatik nach § 11 Abs. 4.11
Satz 4 bzw. § 11 Abs. 4.1 Satz 4, so ist der Leistungsnachweis
nach Satz 1 Nr. 4 statt zum Kurs Technische Informatik 111 zum
Kurs Grundlagen der Technischen Informatik oder zum Kurs
Technische Informatik I zu erbringen."
Satz 2 wird Satz 3

§ 11 Abs. 4.1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 erhalt folgende Fassung:
"Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer
mündlichen PrOfung über die Kurse Technische Informatik
und Technische Infonmatik I1 (Stoffumfang 4 SWS)"

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:
"übergangsweise kann an die Stelle des Kurses Technische
Informatik I der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur und
an die Stelle des Kurses Technische Informatik 11 der Kurs
Mikrorechner~Technik treten."
Die Sätze 4 bis 6 werden Satze 5 bis 7.

•
3. § 11 Abs. 4.11 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 erhält folgende Fassung:
"Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer
mündlichen Prüfung Ober die Kurse Technische Informatik
und Technische Informatik II (Sloffumfang 4 SWS)"

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:
"Übergangsweise kann an die Stelle des Kurses Technische
Informatik I der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur oder
der Kurs Grundlagen der Technischen Informatik und an die
Stelle des Kurses Technische Informatik 11 der Kurs
Mikrorechner-Technik treten."
Die Satze 4 bis 7 werden Sätze 5 bis 8.

4. § 11 Abs. 5.11 Satz 1 Nr. 4 wird gestrichen. Satz 1 Nr. 5 wird
Satz 1 Nr.4.

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 24.10.2000 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 19.04.1999 und
des Rektorats der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 20.08.2000.
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Zweite Satzung
zur Änderung der

Diplomprilfungsordnung
tOr den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 24. Oklober 2000

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. MäIL 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die DiplomprOfungsordnung fOr den integrieten Studiengang In­
formatik an der FemUniversi~t- Gesamthochschule in Hagen vom
18. August 1995, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 15.
MäIL 2000 wird wie lolgt geändert:

§ 10a Abs. 1.11 wird wie folgl geändert:

a) Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung:
,,4. Kurs Technische Informartik IIl"

•
2.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefugt:
"Ist der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur Gegenstand
der FachprOfung Technische Informatik nach § 11 Abs. 4.11
Satz 4 bzw. § 11 Abs. 4.1 Satz 4, so ist der Leistungsnachweis
nach Satz 1 Nr. 4 statt zum Kurs Technische Informatik 111 zum
Kurs Grundlagen der Technischen Informatik oder zum Kurs
Technische Informatik I zu erbringen."
Satz 2 wird Satz 3

§ 11 Abs. 4.1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 erhalt folgende Fassung:
"Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer
mündlichen PrOfung über die Kurse Technische Informatik
und Technische Infonmatik I1 (Stoffumfang 4 SWS)"

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:
"übergangsweise kann an die Stelle des Kurses Technische
Informatik I der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur und
an die Stelle des Kurses Technische Informatik 11 der Kurs
Mikrorechner~Technik treten."
Die Sätze 4 bis 6 werden Satze 5 bis 7.

•
3. § 11 Abs. 4.11 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 erhält folgende Fassung:
"Die Fachprüfung Technische Informatik besteht aus einer
mündlichen Prüfung Ober die Kurse Technische Informatik
und Technische Informatik II (Sloffumfang 4 SWS)"

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:
"Übergangsweise kann an die Stelle des Kurses Technische
Informatik I der Kurs Einführung in die Rechnerarchitektur oder
der Kurs Grundlagen der Technischen Informatik und an die
Stelle des Kurses Technische Informatik 11 der Kurs
Mikrorechner-Technik treten."
Die Satze 4 bis 7 werden Sätze 5 bis 8.

4. § 11 Abs. 5.11 Satz 1 Nr. 4 wird gestrichen. Satz 1 Nr. 5 wird
Satz 1 Nr.4.

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 24.10.2000 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 19.04.1999 und
des Rektorats der FemUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 20.08.2000.



Dritte Satzung
 
zur Änderung der
 

Diplomprüfungsordnung
 
für den integrierten Studiengang Informatik
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
 
vom 22. April 2002
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Uber die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz • 
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Diplomprüfungsordnung für den Integrieten Studiengang In­
formatik an der FemUniversit:U· Gesamthochschule in Hagen vom 
18. August 1995, zuletzt geä:ndert durch Anderungssatzung vom 24. 
Oktober 2000 wird wie folgt geändert: 

§ 5 erhält folgende Fassung: 

"Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­

fungsordnung zugeWIesenen AUfgaben werden vom
 
Prüfungsausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen.
 
Die Regelungen zu diesem Prüfungsausschuss sind der
 
Ordnung des Fachbereichs Informatik in der jeweils gOitigen
 
Fassung zu entnehmen."
 •

Artikel 11 

Diese Satzung tritt am 22.04.2002 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und 
des Rektorats der FernUniversitä:t - Gesamthochschule in Hagen 
vom 16.07.2002. 

•
 

Dritte Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 22. April 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Uber die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz •
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den Integrieten Studiengang In­
formatik an der FemUniversit:U· Gesamthochschule in Hagen vom
18. August 1995, zuletzt geä:ndert durch Anderungssatzung vom 24.
Oktober 2000 wird wie folgt geändert:

§ 5 erhält folgende Fassung:

"Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugeWIesenen AUfgaben werden vom
Prüfungsausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen.
Die Regelungen zu diesem Prüfungsausschuss sind der
Ordnung des Fachbereichs Informatik in der jeweils gOitigen
Fassung zu entnehmen."

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 22.04.2002 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und
des Rektorats der FernUniversitä:t - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.

•

•
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Dritte Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 22. April 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Uber die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz •
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S. 190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den Integrieten Studiengang In­
formatik an der FemUniversit:U· Gesamthochschule in Hagen vom
18. August 1995, zuletzt geä:ndert durch Anderungssatzung vom 24.
Oktober 2000 wird wie folgt geändert:

§ 5 erhält folgende Fassung:

"Die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prü­
fungsordnung zugeWIesenen AUfgaben werden vom
Prüfungsausschuss des Fachbereichs Informatik übernommen.
Die Regelungen zu diesem Prüfungsausschuss sind der
Ordnung des Fachbereichs Informatik in der jeweils gOitigen
Fassung zu entnehmen."

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 22.04.2002 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 22.04.2002 und
des Rektorats der FernUniversitä:t - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.

•

•



Vierte Satzung
 
zur Änderung der
 

Diplomprüfungsordnung
 
für den integrierten Studiengang Informatik
 

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen 
vom 01. Oktober 2002 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. M3rz 2000 (GV. NRW 5.190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Diplomprüfungsordnung für den integrieten Studiengang In­
fonnatik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom 
18. August 1995, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 24. 
Oktober 2000 wird wie folgt ge3ndert: 

§ 9 wird wie folgt geändert: 

"Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufügen, ob bereits 
eine Diplom-Vorprüfung oder eine DiplomprOfung im Stu­
diengang Informatik nicht oder endgültig nicht bestanden 
worden ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in 
einem anderen PrOfungsveriahren befindet." .2. § 10 wird wie folgt geändert: 

Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

3. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:
 
"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
 
Bescheid, der aUch darüber Auskunft gibt, ob die PrO­

fungsleistung wiederholt werden kann."
 

b) Abs. 2 wird aufgehoben.
 

4. § 17a wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1.1 Satz 1 werden die Worte "Kurs über Software 
Engineering", "Softwarepraktikum" und "weiteres Praktikum der 
Informatik" durch die Worte "Kurs aus Katalog P (Praktische 
Informatik) der Studienordnung", "Fachpraktikum der In­
formatik" bzw. "weiteres Fachpraktikum der Informatik" ersetzt. 

•
 
b) In Abs. 1.11 Satz 1 werden die Worte "Kurs über Software En­

gineering", "Softwarepraktikum" und "weiteres Praktikum der In·
 
formatik" durch die Worte "Kurs aus Katalog P (Praktischer In­

formatik) der Studienordnung", "Fachpraktikum der Informatik"
 
bzw. "weiteres Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.
 

c) Abs. 2 wird aufgehoben. Abs. 3 wird Abs. 2. 

5. § 24 wird wie folgt geändert: 

Absätze 10 und 11 werden aufgehoben. Abs. 12 wird Abs. 10. 

Artikel 11 

Diese Satzung tritt am 01.10.2002 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des 
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 21.01.2002 und 
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen 
vom 16.07.2002. 

Vierte Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. M3rz 2000 (GV. NRW 5.190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den integrieten Studiengang In­
fonnatik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
18. August 1995, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 24.
Oktober 2000 wird wie folgt ge3ndert:

§ 9 wird wie folgt geändert:

"Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufügen, ob bereits
eine Diplom-Vorprüfung oder eine DiplomprOfung im Stu­
diengang Informatik nicht oder endgültig nicht bestanden
worden ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in
einem anderen PrOfungsveriahren befindet.".2. § 10 wird wie folgt geändert:

Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

3. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:
"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der aUch darüber Auskunft gibt, ob die PrO­
fungsleistung wiederholt werden kann."

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

4. § 17a wird wie folgt geändert:

•

a) In Abs. 1.1 Satz 1 werden die Worte "Kurs über Software
Engineering", "Softwarepraktikum" und "weiteres Praktikum der
Informatik" durch die Worte "Kurs aus Katalog P (Praktische
Informatik) der Studienordnung", "Fachpraktikum der In­
formatik" bzw. "weiteres Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

b) In Abs. 1.11 Satz 1 werden die Worte "Kurs über Software En­
gineering", "Softwarepraktikum" und "weiteres Praktikum der In·
formatik" durch die Worte "Kurs aus Katalog P (Praktischer In­
formatik) der Studienordnung", "Fachpraktikum der Informatik"
bzw. "weiteres Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

c) Abs. 2 wird aufgehoben. Abs. 3 wird Abs. 2.

5. § 24 wird wie folgt geändert:

Absätze 10 und 11 werden aufgehoben. Abs. 12 wird Abs. 10.

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 01.10.2002 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 21.01.2002 und
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.
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Vierte Satzung
zur Änderung der

Diplomprüfungsordnung
für den integrierten Studiengang Informatik

an der FernUniversität· Gesamthochschule in Hagen
vom 01. Oktober 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes Ober die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz ­
HG) vom 14. M3rz 2000 (GV. NRW 5.190) hat die FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Diplomprüfungsordnung für den integrieten Studiengang In­
fonnatik an der FernUniversität- Gesamthochschule in Hagen vom
18. August 1995, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 24.
Oktober 2000 wird wie folgt ge3ndert:

§ 9 wird wie folgt geändert:

"Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufügen, ob bereits
eine Diplom-Vorprüfung oder eine DiplomprOfung im Stu­
diengang Informatik nicht oder endgültig nicht bestanden
worden ist oder ob die Kandidatin oder der Kandidat sich in
einem anderen PrOfungsveriahren befindet.".2. § 10 wird wie folgt geändert:

Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

3. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:
"Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erteilt der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen
Bescheid, der aUch darüber Auskunft gibt, ob die PrO­
fungsleistung wiederholt werden kann."

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

4. § 17a wird wie folgt geändert:

•

a) In Abs. 1.1 Satz 1 werden die Worte "Kurs über Software
Engineering", "Softwarepraktikum" und "weiteres Praktikum der
Informatik" durch die Worte "Kurs aus Katalog P (Praktische
Informatik) der Studienordnung", "Fachpraktikum der In­
formatik" bzw. "weiteres Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

b) In Abs. 1.11 Satz 1 werden die Worte "Kurs über Software En­
gineering", "Softwarepraktikum" und "weiteres Praktikum der In·
formatik" durch die Worte "Kurs aus Katalog P (Praktischer In­
formatik) der Studienordnung", "Fachpraktikum der Informatik"
bzw. "weiteres Fachpraktikum der Informatik" ersetzt.

c) Abs. 2 wird aufgehoben. Abs. 3 wird Abs. 2.

5. § 24 wird wie folgt geändert:

Absätze 10 und 11 werden aufgehoben. Abs. 12 wird Abs. 10.

Artikel 11

Diese Satzung tritt am 01.10.2002 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen ver­
öffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der BeschlUsse des
Fachbereichsrates des Fachbereichs Informatik vom 21.01.2002 und
des Rektorats der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen
vom 16.07.2002.



Prüfungsordnung für die Studiengänge 

Bildung und Medien 
Europäische Philosophie 
Formierung der Europäischen Moderne 
Individualisierung und sozialer Wandel 
Politische Steuerung und Koordination 
(Governance) 

mit dem Abschluss "Master of Arts (MA)"
 
an der FernUniversität - Gesamthochschule
 

in Hagen
 
Vom 25. November 2002
 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Hochschulen des Landes Nordrheln-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW 
S. 190) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung er­
lassen. 

• Inhaltsübersicht 

§ 1 Ziel des Studiums und Verleihung des akademi­
schen Grades "Master of Arts" 

§ 2 Regelstudienzeit, Studienumfang und Gliederung 
des Studiums 

§ 3 Zugangsvoraussetzungen 
§ 4 Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungslei­

stungen 
§ 5 Prüfungsausschuss 
§ 6 Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
§ 7 Prüfungen und Prüfungsfristen 
§ 8 Zulassung zu den studienbegieitenden Prüfungen 
§ 9 Ziel, Umfang und Art der studienbegieitenden 

Prüfungen 
§ 10 Klausuren 
§ 11 Mündliche Prüfungen 
§ 12 Hausarbeilen 
§ 13 Master-Abschlussarbeit und deren mündliche 

Verteidigung 

• 
§ 14 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsver­

stoß 
§ 15 Wiederholung von Prüfungen 
§ 16 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 17 Gesamtbewertung der Prüfung zur Erlangung des 

akademischen Grades "Master of Arts" 
§ 18 Zeugnis 
§ 19 Diploma Supplement 
§ 20 Urkunde über die Verieihung des akademischen 

Grades "Master of Arts" 
§ 21 Ungüiligkeit der Prüfung, Aberkennung des Ma­

ster-Grades 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

§1 
Ziel des Studiums und Verleihung des akademi­

schen Grades "Master of Arts" 

(1) Das Studium der Studiengänge 

Bildung und Medien. 

Europäische Philosophie, 
Formierung der Europäischen Modeme, 
Individualisierung und sozialer Wandel oder 
Politische Steuerung und Koordination 
(Governance) 

mit dem Abschluss "Master of Arts" soll Studierenden 
entsprechend den allgemeinen Zielen des Studiums 
gemäß § 81 HG unter besonderer Berücksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen In der Berufswelt 
auf dem Feld des gewählten MA's grundlegende 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, 
dass sie zu berufiichen Tätigkeiten auf wissenschaftli­
cher Basis, zu kritischer Einordnung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handein befähigt 
werden. 

(2) Nach erfolgreichem Ablegen der Prüfungen ent­
sprechend den Maßgaben dieser Prüfungsordnung 
verleiht der Fachbereich Kuitur- und Soziaiwissen­
schaften den akademischen Grad "Master of Arts", ab­
gekürzt "M.A.". Durch die Prüfungen wird festge~tellt, 

ob eine Kandidatin oder ein Kandidat die für den Uber­
gang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen 
Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge 
des Faches bzw. der studiengangsrelevanten Fächer 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, mit wissenschaftli­
chen Methoden und Erkenntnissen selbständig zu ar­
beiten. 

§2
 
Regelstudienzeit, Studienumfang und
 

Gliederung des Studiums
 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. Wird das 
Studium in Form eines Teilzeitstudiums durchgeführt, 
verdoppelt sich die Regelstudienzeit. 

(2) Der Studienumfang beträgt 3.600 Arbeitsstunden. 

(3) Das Studium ist in 7 verpflichtende Module geglie­
dert, die jeweils 450 Arbeitsstunden umfassen. In den 
Moduien werden thematisch, methodisch oder syste­
matisch zusammenhängende Kurse im Umfang von 
jeweils 8 SWS (= 240 Arbeitsstunden) gebündelt. Die 
Aufteilung der restlichen 210 Arbeitsstunden pro Modul 
für Prüfungsvorbereitung und -durchführung, Präsenz­
seminare, Pfiicht- und freie Lektüre regeil die jeweilige 
Studienordnung. Jedes Modui wird mit einer studienbe­
gieitenden Prüfung abgeschlossen. Die verbleibenden 
450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfertigung der 
MA-Arbeit. 

(4) Leistungspunkte bescheinigen die erfolgreiche Be­
arbeitung eines Moduls. Die Vergabe von Leistungs­
punkten erfolgt nach dem European Credit Transfer Sy­
stem (ECTS). Leistungspunkte werden nur vergeben, 
wenn die dem Modul zugeordnete Prüfungsleistung mit 
mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet wurde. Der er­
foigreiche Abschluss des Studiengangs wird mit insge­
samt 120 Leistungspunkten (ECTS) bewertet, d.h. mit 
jeweils 15 Leistungspunkten pro Modul und 15 Lei­
stungspunkten für die bestandene M.A.-Arbeit. 

(5) In den Studienordnungen werden die Studieninhalte 
so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der 
RegelstUdienzeit abgeschlossen werden kann. 

•

•

Prüfungsordnung für die Studiengänge

Bildung und Medien
Europäische Philosophie
Formierung der Europäischen Moderne
Individualisierung und sozialer Wandel
Politische Steuerung und Koordination
(Governance)

mit dem Abschluss "Master of Arts (MA)"
an der FernUniversität - Gesamthochschule

in Hagen
Vom 25. November 2002

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Gesetzes über
die Hochschulen des Landes Nordrheln-Westfalen
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW
S. 190) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung er­
lassen.

Inhaltsübersicht

§ 1 Ziel des Studiums und Verleihung des akademi­
schen Grades "Master of Arts"

§ 2 Regelstudienzeit, Studienumfang und Gliederung
des Studiums

§ 3 Zugangsvoraussetzungen
§ 4 Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungslei-

stungen
§ 5 Prüfungsausschuss
§ 6 Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
§ 7 Prüfungen und Prüfungsfristen
§ 8 Zulassung zu den studienbegieitenden Prüfungen
§ 9 Ziel, Umfang und Art der studienbegieitenden

Prüfungen
§ 10 Klausuren
§ 11 Mündliche Prüfungen
§ 12 Hausarbeilen
§ 13 Master-Abschlussarbeit und deren mündliche

Verteidigung
§ 14 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsver-

stoß
§ 15 Wiederholung von Prüfungen
§ 16 Bewertung von Prüfungsleistungen
§ 17 Gesamtbewertung der Prüfung zur Erlangung des

akademischen Grades "Master of Arts"
§ 18 Zeugnis
§ 19 Diploma Supplement
§ 20 Urkunde über die Verieihung des akademischen

Grades "Master of Arts"
§ 21 Ungüiligkeit der Prüfung, Aberkennung des Ma­

ster-Grades
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 23 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Ziel des Studiums und Verleihung des akademi­

schen Grades "Master of Arts"

(1) Das Studium der Studiengänge

Bildung und Medien.

Europäische Philosophie,
Formierung der Europäischen Modeme,
Individualisierung und sozialer Wandel oder
Politische Steuerung und Koordination
(Governance)

mit dem Abschluss "Master of Arts" soll Studierenden
entsprechend den allgemeinen Zielen des Studiums
gemäß § 81 HG unter besonderer Berücksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen In der Berufswelt
auf dem Feld des gewählten MA's grundlegende
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln,
dass sie zu berufiichen Tätigkeiten auf wissenschaftli­
cher Basis, zu kritischer Einordnung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handein befähigt
werden.

(2) Nach erfolgreichem Ablegen der Prüfungen ent­
sprechend den Maßgaben dieser Prüfungsordnung
verleiht der Fachbereich Kuitur- und Soziaiwissen­
schaften den akademischen Grad "Master of Arts", ab­
gekürzt "M.A.". Durch die Prüfungen wird festge~tellt,

ob eine Kandidatin oder ein Kandidat die für den Uber­
gang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen
Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge
des Faches bzw. der studiengangsrelevanten Fächer
überblickt und die Fähigkeit besitzt, mit wissenschaftli­
chen Methoden und Erkenntnissen selbständig zu ar­
beiten.

§2
Regelstudienzeit, Studienumfang und

Gliederung des Studiums

(1) Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. Wird das
Studium in Form eines Teilzeitstudiums durchgeführt,
verdoppelt sich die Regelstudienzeit.

(2) Der Studienumfang beträgt 3.600 Arbeitsstunden.

(3) Das Studium ist in 7 verpflichtende Module geglie­
dert, die jeweils 450 Arbeitsstunden umfassen. In den
Moduien werden thematisch, methodisch oder syste­
matisch zusammenhängende Kurse im Umfang von
jeweils 8 SWS (= 240 Arbeitsstunden) gebündelt. Die
Aufteilung der restlichen 210 Arbeitsstunden pro Modul
für Prüfungsvorbereitung und -durchführung, Präsenz­
seminare, Pfiicht- und freie Lektüre regeil die jeweilige
Studienordnung. Jedes Modui wird mit einer studienbe­
gieitenden Prüfung abgeschlossen. Die verbleibenden
450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfertigung der
MA-Arbeit.

(4) Leistungspunkte bescheinigen die erfolgreiche Be­
arbeitung eines Moduls. Die Vergabe von Leistungs­
punkten erfolgt nach dem European Credit Transfer Sy­
stem (ECTS). Leistungspunkte werden nur vergeben,
wenn die dem Modul zugeordnete Prüfungsleistung mit
mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet wurde. Der er­
foigreiche Abschluss des Studiengangs wird mit insge­
samt 120 Leistungspunkten (ECTS) bewertet, d.h. mit
jeweils 15 Leistungspunkten pro Modul und 15 Lei­
stungspunkten für die bestandene M.A.-Arbeit.

(5) In den Studienordnungen werden die Studieninhalte
so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der
RegelstUdienzeit abgeschlossen werden kann.
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Prüfungsordnung für die Studiengänge

Bildung und Medien
Europäische Philosophie
Formierung der Europäischen Moderne
Individualisierung und sozialer Wandel
Politische Steuerung und Koordination
(Governance)

mit dem Abschluss "Master of Arts (MA)"
an der FernUniversität - Gesamthochschule

in Hagen
Vom 25. November 2002

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Gesetzes über
die Hochschulen des Landes Nordrheln-Westfalen
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW
S. 190) hat die FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen die folgende Prüfungsordnung als Satzung er­
lassen.

Inhaltsübersicht

§ 1 Ziel des Studiums und Verleihung des akademi­
schen Grades "Master of Arts"

§ 2 Regelstudienzeit, Studienumfang und Gliederung
des Studiums

§ 3 Zugangsvoraussetzungen
§ 4 Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungslei-

stungen
§ 5 Prüfungsausschuss
§ 6 Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
§ 7 Prüfungen und Prüfungsfristen
§ 8 Zulassung zu den studienbegieitenden Prüfungen
§ 9 Ziel, Umfang und Art der studienbegieitenden

Prüfungen
§ 10 Klausuren
§ 11 Mündliche Prüfungen
§ 12 Hausarbeilen
§ 13 Master-Abschlussarbeit und deren mündliche

Verteidigung
§ 14 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsver-

stoß
§ 15 Wiederholung von Prüfungen
§ 16 Bewertung von Prüfungsleistungen
§ 17 Gesamtbewertung der Prüfung zur Erlangung des

akademischen Grades "Master of Arts"
§ 18 Zeugnis
§ 19 Diploma Supplement
§ 20 Urkunde über die Verieihung des akademischen

Grades "Master of Arts"
§ 21 Ungüiligkeit der Prüfung, Aberkennung des Ma­

ster-Grades
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 23 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung

§1
Ziel des Studiums und Verleihung des akademi­

schen Grades "Master of Arts"

(1) Das Studium der Studiengänge

Bildung und Medien.

Europäische Philosophie,
Formierung der Europäischen Modeme,
Individualisierung und sozialer Wandel oder
Politische Steuerung und Koordination
(Governance)

mit dem Abschluss "Master of Arts" soll Studierenden
entsprechend den allgemeinen Zielen des Studiums
gemäß § 81 HG unter besonderer Berücksichtigung der
Anforderungen und Veränderungen In der Berufswelt
auf dem Feld des gewählten MA's grundlegende
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln,
dass sie zu berufiichen Tätigkeiten auf wissenschaftli­
cher Basis, zu kritischer Einordnung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handein befähigt
werden.

(2) Nach erfolgreichem Ablegen der Prüfungen ent­
sprechend den Maßgaben dieser Prüfungsordnung
verleiht der Fachbereich Kuitur- und Soziaiwissen­
schaften den akademischen Grad "Master of Arts", ab­
gekürzt "M.A.". Durch die Prüfungen wird festge~tellt,

ob eine Kandidatin oder ein Kandidat die für den Uber­
gang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen
Fachkenntnisse erworben hat, die Zusammenhänge
des Faches bzw. der studiengangsrelevanten Fächer
überblickt und die Fähigkeit besitzt, mit wissenschaftli­
chen Methoden und Erkenntnissen selbständig zu ar­
beiten.

§2
Regelstudienzeit, Studienumfang und

Gliederung des Studiums

(1) Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. Wird das
Studium in Form eines Teilzeitstudiums durchgeführt,
verdoppelt sich die Regelstudienzeit.

(2) Der Studienumfang beträgt 3.600 Arbeitsstunden.

(3) Das Studium ist in 7 verpflichtende Module geglie­
dert, die jeweils 450 Arbeitsstunden umfassen. In den
Moduien werden thematisch, methodisch oder syste­
matisch zusammenhängende Kurse im Umfang von
jeweils 8 SWS (= 240 Arbeitsstunden) gebündelt. Die
Aufteilung der restlichen 210 Arbeitsstunden pro Modul
für Prüfungsvorbereitung und -durchführung, Präsenz­
seminare, Pfiicht- und freie Lektüre regeil die jeweilige
Studienordnung. Jedes Modui wird mit einer studienbe­
gieitenden Prüfung abgeschlossen. Die verbleibenden
450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfertigung der
MA-Arbeit.

(4) Leistungspunkte bescheinigen die erfolgreiche Be­
arbeitung eines Moduls. Die Vergabe von Leistungs­
punkten erfolgt nach dem European Credit Transfer Sy­
stem (ECTS). Leistungspunkte werden nur vergeben,
wenn die dem Modul zugeordnete Prüfungsleistung mit
mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet wurde. Der er­
foigreiche Abschluss des Studiengangs wird mit insge­
samt 120 Leistungspunkten (ECTS) bewertet, d.h. mit
jeweils 15 Leistungspunkten pro Modul und 15 Lei­
stungspunkten für die bestandene M.A.-Arbeit.

(5) In den Studienordnungen werden die Studieninhalte
so ausgewählt und begrenzt, dass das Studium in der
RegelstUdienzeit abgeschlossen werden kann.



§3 
Zugangsvoraussetzungen 

(1) Zugangsvoraussetzung für das Studium mit dem 
Abschluss "Master of Arts" ist ein abgeschlossenes 
Studium an einer Hochschule Im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland mit einer Regelstudienzeit von mindestens 
sechs Semestem. 

(2) Zusätzliche Zugangsvoraussetzungen regeln die 
jeweiligen Studienordnungen. 

§4 
Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungs­

leistungen 

(1) Studienzeiten, Prüfungsleistungen und Leistungs­
punkte in demselben Studiengang gem. § 1 Abs. 1 an 
einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule 
in Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung 
angerechnet. Einzelne Studienieistungen können nach 
einer Äquivalenzprüfung anerkannt werden. 

(2) Studienzeiten, Prüfungsleistungen und Leistungs­
punkte in anderen Studiengangen, die an Hochschulen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht wur­
den, werden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind 
und in Umfang und Inhalt einem Modul entsprechen. 
Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, Stu­
dienleistungen und Prüfungsleistungen, Inhalt und 
Umfang in den Anforderungen denjenigen des entspre­
chenden Faches an der aufnehmenden Universität 
nach Beurteilung im Wesentlichen entsprechen. Bei der 
Feststellung der Gleichwertigkeit ist kein schematischer 
Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge­
samtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von 
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun· 
gen, die außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind 
die von Kultusministerkonferenz und Hochschulreklo­
renkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen so­
wie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner­
schaften zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarun­
gen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsaus­
schuss. Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Gleich­
wertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden. 

(3) Die in staatlich anerkannten Femstudien oder in 
vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern oder dem Bund entwickeiten Fernstu­
dieneinheiten elWorbenen Leistungsnachweise werden, 
soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prü­
fungsleistungen von Amts wegen angerechnet. Bei der 
Feststellung der Gleichwertigkeit sind die gemeinsamen 
Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der West­
deutschen Rektorenkonferenz zu beachten. 

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen ange­
rechnet, sind die Noten - soweit die Notensysteme ver­
gleichbar sind - zu übernehmen und nach Maßgabe 
dieser Prüfungsordnung in die Berechnung der Ge­
samtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Noten­
systemen wird der Vermerk "bestanden" aufgenommen. 
Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist 
zulässig. 

(5) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten 
und Studien- und Prüfungsleistungen Ist der Prüfungs­

ausschuss. Die abschließende Bearbeitung von Aner­
kennungsverfahren. die nicht Regelanerkennungen 
sind, kann vom Prüfungsausschuss den zuständigen 
instituten des Fachbereiches übertragen werden. Vor 
Feststellung über die Gleichwertigkeit von Studienlei­
stungen sind die zuständigen Fachvertreterinnen und 
Fachvertreter zu hören. 

§5 
Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation von Prüfungen und die durch 
diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der 
Fachbereichsrat durch Wahl für alle in § 1 Abs. 1 ge­
nannten Studiengänge einen gemeinsamen Prüfungs­
ausschuss. 

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be· 
stimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden, 
und sorgt für die Organisation und die ordnungsgemä­
ße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbesondere 
zuständig für die Entscheidung über Widersprüche ge­
gen im Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. • 
Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fach­
bereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr. über 
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu 
berichten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die 
Hochschule offenzulegen. Der Prüfungsausschuss gibt 
Anregungen zur Refonm der Prüfungsordnung, zu den 
Studienordnungen und den Studienplänen. Der Prü­
fungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben 
für alle Regeltalle auf die Vorsitzende oder den Vorsit­
zenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen 
über Widersprüche und den Bericht an den Fachbe­
reich. Die oder der Vorsitzende bedient sich bei der 
Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben der zustän­
digen VelWaltungseinheit im Fachbereich. 

(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus der oder dem 
Vorsitzenden, der Stellvertreterin oder dem Stellvertre­
ter und IOnf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsit­
zende, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter und 
zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der 
Professorinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus 
der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und • 
Mitarbeiter und zwei Mitgiieder werden aus der Gruppe 
der Studierenden gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder 
aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren 
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der übrigen Mitglieder 
ein Jahr. WiedelWahl ist zulässig. Mit Ausnahme der 
oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des 
Stellvertreters werden für die Mitglieder des Prüfungs­
ausschusses Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. 

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
neben der oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertre­
terin oder dem Stellvertreter und zwei weiteren Profes­
sorinnen oder Professoren mindestens ein weiteres 
stimmberechtigtes Mitglied anwesend ist. Er beschließt 
mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die 
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wir­
ken nicht mit bei der Beurteilung, Anerkennung oder 
ken nicht mit bei der Beurteilung, Anerkennung oder 
Anrechnung von Studien· und Prüfungsleistungen, der 
Festlegung von Prüfungsaufgaben und der Bestellung 
von Prüferinnen oder Prüfern und Beisitzerinnen oder 
Beisitzern. 
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§3
Zugangsvorausselzungen

(1) Zugangsvoraussetzung für das Studium mit dem
Abschluss "Master of Arts" ist ein abgeschlossenes
Studium an einer Hochschule Im Geltungsbereich des
Grundgesetzes oder außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland mit einer Regelstudienzeit von mindestens
sechs Semestem.

(2) Zusätzliche Zugangsvoraussetzungen regeln die
jeweiligen Studienordnungen.

§4
Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungs­

leistungen

(1) Studienzeiten, Prüfungsleistungen und Leistungs­
punkte in demselben Studiengang gem. § 1 Abs. 1 an
einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule
in Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung
angerechnet. Einzelne Studienieistungen können nach
einer Äquivalenzprüfung anerkannt werden.

(2) Studienzeiten, Prüfungsleistungen und Leistungs­
punkte in anderen Studiengangen, die an Hochschulen
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht wur­
den, werden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind
und in Umfang und Inhalt einem Modul entsprechen.
Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, Stu­
dienleistungen und Prüfungsleistungen, Inhalt und
Umfang in den Anforderungen denjenigen des entspre­
chenden Faches an der aufnehmenden Universität
nach Beurteilung im Wesentlichen entsprechen. Bei der
Feststellung der Gleichwertigkeit ist kein schematischer
Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge­
samtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun·
gen, die außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind
die von Kultusministerkonferenz und Hochschulreklo­
renkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen so­
wie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner­
schaften zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarun­
gen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsaus­
schuss. Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Gleich­
wertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden.

(3) Die in staatlich anerkannten Femstudien oder in
vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit
anderen Ländern oder dem Bund entwickeiten Fernstu­
dieneinheiten elWorbenen Leistungsnachweise werden,
soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prü­
fungsleistungen von Amts wegen angerechnet. Bei der
Feststellung der Gleichwertigkeit sind die gemeinsamen
Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der West­
deutschen Rektorenkonferenz zu beachten.

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen ange­
rechnet, sind die Noten - soweit die Notensysteme ver­
gleichbar sind - zu übernehmen und nach Maßgabe
dieser Prüfungsordnung in die Berechnung der Ge­
samtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Noten­
systemen wird der Vermerk "bestanden" aufgenommen.
Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist
zulässig.

(5) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten
und Studien- und Prüfungsleistungen Ist der Prüfungs-
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ausschuss. Die abschließende Bearbeitung von Aner­
kennungsverfahren. die nicht Regelanerkennungen
sind, kann vom Prüfungsausschuss den zuständigen
instituten des Fachbereiches übertragen werden. Vor
Feststellung über die Gleichwertigkeit von Studienlei­
stungen sind die zuständigen Fachvertreterinnen und
Fachvertreter zu hören.

§5
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation von Prüfungen und die durch
diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der
Fachbereichsrat durch Wahl für alle in § 1 Abs. 1 ge­
nannten Studiengänge einen gemeinsamen Prüfungs­
ausschuss.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be·
stimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden,
und sorgt für die Organisation und die ordnungsgemä­
ße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbesondere
zuständig für die Entscheidung über Widersprüche ge-
gen im Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. •
Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fach­
bereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr. über
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu
berichten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die
Hochschule offenzulegen. Der Prüfungsausschuss gibt
Anregungen zur Refonm der Prüfungsordnung, zu den
Studienordnungen und den Studienplänen. Der Prü­
fungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben
für alle Regeltalle auf die Vorsitzende oder den Vorsit­
zenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen
über Widersprüche und den Bericht an den Fachbe-
reich. Die oder der Vorsitzende bedient sich bei der
Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben der zustän-
digen VelWaltungseinheit im Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus der oder dem
Vorsitzenden, der Stellvertreterin oder dem Stellvertre­
ter und IOnf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsit­
zende, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter und
zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der
Professorinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus
der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und •
Mitarbeiter und zwei Mitgiieder werden aus der Gruppe
der Studierenden gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder
aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der übrigen Mitglieder
ein Jahr. WiedelWahl ist zulässig. Mit Ausnahme der
oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des
Stellvertreters werden für die Mitglieder des Prüfungs­
ausschusses Vertreterinnen oder Vertreter gewählt.

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
neben der oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertre­
terin oder dem Stellvertreter und zwei weiteren Profes­
sorinnen oder Professoren mindestens ein weiteres
stimmberechtigtes Mitglied anwesend ist. Er beschließt
mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wir­
ken nicht mit bei der Beurteilung, Anerkennung oder
ken nicht mit bei der Beurteilung, Anerkennung oder
Anrechnung von Studien· und Prüfungsleistungen, der
Festlegung von Prüfungsaufgaben und der Bestellung
von Prüferinnen oder Prüfern und Beisitzerinnen oder
Beisitzern.
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§3
Zugangsvorausselzungen

(1) Zugangsvoraussetzung für das Studium mit dem
Abschluss "Master of Arts" ist ein abgeschlossenes
Studium an einer Hochschule Im Geltungsbereich des
Grundgesetzes oder außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland mit einer Regelstudienzeit von mindestens
sechs Semestem.

(2) Zusätzliche Zugangsvoraussetzungen regeln die
jeweiligen Studienordnungen.

§4
Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungs­

leistungen

(1) Studienzeiten, Prüfungsleistungen und Leistungs­
punkte in demselben Studiengang gem. § 1 Abs. 1 an
einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule
in Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung
angerechnet. Einzelne Studienieistungen können nach
einer Äquivalenzprüfung anerkannt werden.

(2) Studienzeiten, Prüfungsleistungen und Leistungs­
punkte in anderen Studiengangen, die an Hochschulen
im Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht wur­
den, werden angerechnet, soweit sie gleichwertig sind
und in Umfang und Inhalt einem Modul entsprechen.
Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, Stu­
dienleistungen und Prüfungsleistungen, Inhalt und
Umfang in den Anforderungen denjenigen des entspre­
chenden Faches an der aufnehmenden Universität
nach Beurteilung im Wesentlichen entsprechen. Bei der
Feststellung der Gleichwertigkeit ist kein schematischer
Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge­
samtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun·
gen, die außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind
die von Kultusministerkonferenz und Hochschulreklo­
renkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen so­
wie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner­
schaften zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarun­
gen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsaus­
schuss. Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Gleich­
wertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden.

(3) Die in staatlich anerkannten Femstudien oder in
vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit
anderen Ländern oder dem Bund entwickeiten Fernstu­
dieneinheiten elWorbenen Leistungsnachweise werden,
soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prü­
fungsleistungen von Amts wegen angerechnet. Bei der
Feststellung der Gleichwertigkeit sind die gemeinsamen
Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der West­
deutschen Rektorenkonferenz zu beachten.

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen ange­
rechnet, sind die Noten - soweit die Notensysteme ver­
gleichbar sind - zu übernehmen und nach Maßgabe
dieser Prüfungsordnung in die Berechnung der Ge­
samtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Noten­
systemen wird der Vermerk "bestanden" aufgenommen.
Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist
zulässig.

(5) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten
und Studien- und Prüfungsleistungen Ist der Prüfungs-
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ausschuss. Die abschließende Bearbeitung von Aner­
kennungsverfahren. die nicht Regelanerkennungen
sind, kann vom Prüfungsausschuss den zuständigen
instituten des Fachbereiches übertragen werden. Vor
Feststellung über die Gleichwertigkeit von Studienlei­
stungen sind die zuständigen Fachvertreterinnen und
Fachvertreter zu hören.

§5
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation von Prüfungen und die durch
diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet der
Fachbereichsrat durch Wahl für alle in § 1 Abs. 1 ge­
nannten Studiengänge einen gemeinsamen Prüfungs­
ausschuss.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be·
stimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden,
und sorgt für die Organisation und die ordnungsgemä­
ße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbesondere
zuständig für die Entscheidung über Widersprüche ge-
gen im Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. •
Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fach­
bereich regelmäßig, mindestens einmal im Jahr. über
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu
berichten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die
Hochschule offenzulegen. Der Prüfungsausschuss gibt
Anregungen zur Refonm der Prüfungsordnung, zu den
Studienordnungen und den Studienplänen. Der Prü­
fungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben
für alle Regeltalle auf die Vorsitzende oder den Vorsit­
zenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen
über Widersprüche und den Bericht an den Fachbe-
reich. Die oder der Vorsitzende bedient sich bei der
Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben der zustän-
digen VelWaltungseinheit im Fachbereich.

(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus der oder dem
Vorsitzenden, der Stellvertreterin oder dem Stellvertre­
ter und fünf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsit­
zende, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter und
zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der
Professorinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus
der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und •
Mitarbeiter und zwei Mitgiieder werden aus der Gruppe
der Studierenden gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder
aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der übrigen Mitglieder
ein Jahr. WiedelWahl ist zulässig. Mit Ausnahme der
oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des
Stellvertreters werden für die Mitglieder des Prüfungs­
ausschusses Vertreterinnen oder Vertreter gewählt.

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
neben der oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertre­
terin oder dem Stellvertreter und zwei weiteren Profes­
sorinnen oder Professoren mindestens ein weiteres
stimmberechtigtes Mitglied anwesend ist. Er beschließt
mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wir­
ken nicht mit bei der Beurteilung, Anerkennung oder
ken nicht mit bei der Beurteilung, Anerkennung oder
Anrechnung von Studien· und Prüfungsleistungen, der
Festlegung von Prüfungsaufgaben und der Bestellung
von Prüferinnen oder Prüfern und Beisitzerinnen oder
Beisitzern.



(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das 
Recht, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu 
sein. 

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind 
nichtöffentlich, Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Ver­
schwiegenheit zu verpflichten. 

(7) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des 
Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrechts. 

§6 
Prüferinnen. Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 

• 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt unter Berücksichti­
gung von § 95 Absatz 1 HG NRW die Prüferinnen, 
Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer. Er kann die Be­
stellung der bzw. dem Vorsitzenden übertragen. Zur 
Prüferin oder zum Prüfer darf nur bestellt werden, wer 
in dem zu prüfenden Fach bzw. einem seiner Module 
promoviert hat und, sofern nicht zwingende Gründe ei­
ne Abweichung erfordern, in dem der Prüfung vorange­
henden Studienabschnitt eine selbständige Lehrtätigkeit 
an der FernUniversität - Gesamthochschuie in Hagen 
ausgeübt hat. Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf 
nur bestellt werden, wer mindestens eine entsprechen­
de Abschlussprüfung in dem zu prüfenden Fach abge­
legt hat. 

(2) Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätig­
keit unabhängig. 

(3) Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

§7 
Prüfungen und Prüfungsfristen 

• 
(1) Die Masterprüfung besteht aus 7 studienbegielten­
den Prüfungen und der Master-Abschiussarbeit. 

(2) Die Masterprüfung soll einschließlich der Master· 
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 2 Abs. 
1 festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein. 

(3) Die Fristen für die Meldungen zu den Prüfungen 
werden vom Prüfungsausschuss rechtzeitig veröffent­
licht. 

§8 
Zulassung zu den studienbegleitenden Prüfungen 

Zu den Prüfungen wird zugelassen, wer an der Fern­
Universität für einen der Studiengänge 

Bildung und Medien,
 
Europäische Philosophie,
 
Formierung der Europäischen Moderne,
 
Individualisierung und sozialer Wandel oder
 
Politische Steuerung und Koordination (Go­
vernance) 

mit dem Abschluss "Master of Arts" eingeschrieben ist 
und die ordnungsgemäße Beiegung der Kurse des je­
weiligen Moduls oder eine entsprechende Anerkennung 
bereits erbrachter Studienleistungen nachweist. 

§9 
Ziel, Umfang und Art der 

studienbegleitenden Prüfungen 

(1) In den Prüfungen sollen die Kandidatinnen und 
Kandidaten nachweisen, dass sie Inhalt und Methoden 
des jeweiligen Moduls beherrschen und dass sie inner­
halb begrenzter Zeit unter Verwendung der im Einzelfall 
zugelassenen Hilfsmittei ThemensteIlungen bearbeiten 
können. 

(2) Die Prüfungen können in folgender Form abgelegt 
werden: 

Klausur 
mündliche Prüfung 
Hausarbeit. 

(3) Die jeweilige Studienordnung regelt Form und Um­
fang der einem Modul zugeordneten Prüfung. 

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein 
ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen 
ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, 
die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in der in Abs. 2 genannten Form zu er­
bringen. 

(5) Für die Prüfungen werden Noten gemäß § 16 ver· 
geben. 

(6) Ist die einem Modul zugeordnete Prüfungsleistung 
mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, 
werden 15 Leistungspunkte vergeben. 

(7) Sechs studienbegleitende Prüfungen müssen vor 
Anmeldung der Master-Abschlussarbeit erfolgreich ab­
gelegt sein, die siebte wird nach Bewertung der Ab· 
schiussarbeit abgelegt. 

§ 10 
Klausuren 

(1) Klausuren werden unter Aufsicht durchgeführt und 
sind nicht öffentlich. Die Klausurdauer beträgt vier 
Zeitstunden. 

(2) Jede Klausur wird von einer Prüfenn oder einem 
Prüfer bewertet. Die Bewertung wird dem Prüfling spä­
testens nach sechs Wochen mitgeteilt. 

11 
Mündliche Prüfungen 

(1) Mündliche Prüfungen werden als Einzel- oder Grup­
penprüfungen durchgeführt. Vor der Festsetzung der 
Note der mündlichen Prüfung hat die Prüfenn oder der 
Prüfer die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bzw. 
die Beisitzerin oder den Beisitzer zu hören. Mündiiche 
Prüfungen sind nicht öffentlich. 
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•

•

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das
Recht, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu
sein.

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind
nichtöffentlich, Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die oder den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Ver­
schwiegenheit zu verpflichten.

(7) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des
Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrechts.

§6
Prüferinnen. Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt unter Berücksichti­
gung von § 95 Absatz 1 HG NRW die Prüferinnen,
Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer. Er kann die Be­
stellung der bzw. dem Vorsitzenden übertragen. Zur
Prüferin oder zum Prüfer darf nur bestellt werden, wer
in dem zu prüfenden Fach bzw. einem seiner Module
promoviert hat und, sofern nicht zwingende Gründe ei­
ne Abweichung erfordern, in dem der Prüfung vorange­
henden Studienabschnitt eine selbständige Lehrtätigkeit
an der FernUniversität - Gesamthochschuie in Hagen
ausgeübt hat. Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf
nur bestellt werden, wer mindestens eine entsprechen­
de Abschlussprüfung in dem zu prüfenden Fach abge­
legt hat.

(2) Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätig­
keit unabhängig.

(3) Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

§7
Prüfungen und Prüfungsfristen

(1) Die Masterprüfung besteht aus 7 studienbegielten­
den Prüfungen und der Master-Abschiussarbeit.

(2) Die Masterprüfung soll einschließlich der Master·
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 2 Abs.
1 festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(3) Die Fristen für die Meldungen zu den Prüfungen
werden vom Prüfungsausschuss rechtzeitig veröffent­
licht.

§8
Zulassung zu den studienbegleitenden Prüfungen

Zu den Prüfungen wird zugelassen, wer an der Fern­
Universität für einen der Studiengänge

Bildung und Medien,
Europäische Philosophie,
Formierung der Europäischen Moderne,
Individualisierung und sozialer Wandel oder
Politische Steuerung und Koordination (Go­
vernance)
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mit dem Abschluss "Master of Arts" eingeschrieben ist
und die ordnungsgemäße Beiegung der Kurse des je­
weiligen Moduls oder eine entsprechende Anerkennung
bereits erbrachter Studienleistungen nachweist.

§9
Ziel, Umfang und Art der

studienbegleitenden Prüfungen

(1) In den Prüfungen sollen die Kandidatinnen und
Kandidaten nachweisen, dass sie Inhalt und Methoden
des jeweiligen Moduls beherrschen und dass sie inner­
halb begrenzter Zeit unter Verwendung der im Einzelfall
zugelassenen Hilfsmittei ThemensteIlungen bearbeiten
können.

(2) Die Prüfungen können in folgender Form abgelegt
werden:

Klausur
mündliche Prüfung
Hausarbeit.

(3) Die jeweilige Studienordnung regelt Form und Um­
fang der einem Modul zugeordneten Prüfung.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein
ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen
ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist,
die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen
Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in der in Abs. 2 genannten Form zu er­
bringen.

(5) Für die Prüfungen werden Noten gemäß § 16 ver·
geben.

(6) Ist die einem Modul zugeordnete Prüfungsleistung
mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden,
werden 15 Leistungspunkte vergeben.

(7) Sechs studienbegleitende Prüfungen müssen vor
Anmeldung der Master-Abschlussarbeit erfolgreich ab­
gelegt sein, die siebte wird nach Bewertung der Ab·
schiussarbeit abgelegt.

§ 10
Klausuren

(1) Klausuren werden unter Aufsicht durchgeführt und
sind nicht öffentlich. Die Klausurdauer beträgt vier
Zeitstunden.

(2) Jede Klausur wird von einer Prüfenn oder einem
Prüfer bewertet. Die Bewertung wird dem Prüfling spä­
testens nach sechs Wochen mitgeteilt.

11
Mündliche Prüfungen

(1) Mündliche Prüfungen werden als Einzel- oder Grup­
penprüfungen durchgeführt. Vor der Festsetzung der
Note der mündlichen Prüfung hat die Prüfenn oder der
Prüfer die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bzw.
die Beisitzerin oder den Beisitzer zu hören. Mündiiche
Prüfungen sind nicht öffentlich.
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•

•

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das
Recht, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu
sein.

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind
nichtöffentlich, Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter unter­
liegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die oder den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Ver­
schwiegenheit zu verpflichten.

(7) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des
Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrechts.

§6
Prüferinnen. Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt unter Berücksichti­
gung von § 95 Absatz 1 HG NRW die Prüferinnen,
Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer. Er kann die Be­
stellung der bzw. dem Vorsitzenden übertragen. Zur
Prüferin oder zum Prüfer darf nur bestellt werden, wer
in dem zu prüfenden Fach bzw. einem seiner Module
promoviert hat und, sofern nicht zwingende Gründe ei­
ne Abweichung erfordern, in dem der Prüfung vorange­
henden Studienabschnitt eine selbständige Lehrtätigkeit
an der FernUniversität - Gesamthochschuie in Hagen
ausgeübt hat. Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf
nur bestellt werden, wer mindestens eine entsprechen­
de Abschlussprüfung in dem zu prüfenden Fach abge­
legt hat.

(2) Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätig­
keit unabhängig.

(3) Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

§7
Prüfungen und Prüfungsfristen

(1) Die Masterprüfung besteht aus 7 studienbegielten­
den Prüfungen und der Master-Abschiussarbeit.

(2) Die Masterprüfung soll einschließlich der Master·
Abschlussarbeit grundsätzlich innerhalb der in § 2 Abs.
1 festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein.

(3) Die Fristen für die Meldungen zu den Prüfungen
werden vom Prüfungsausschuss rechtzeitig veröffent­
licht.

§8
Zulassung zu den studienbegleitenden Prüfungen

Zu den Prüfungen wird zugelassen, wer an der Fern­
Universität für einen der Studiengänge

Bildung und Medien,
Europäische Philosophie,
Formierung der Europäischen Moderne,
Individualisierung und sozialer Wandel oder
Politische Steuerung und Koordination (Go­
vernance)
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mit dem Abschluss "Master of Arts" eingeschrieben ist
und die ordnungsgemäße Beiegung der Kurse des je­
weiligen Moduls oder eine entsprechende Anerkennung
bereits erbrachter Studienleistungen nachweist.

§9
Ziel, Umfang und Art der

studienbegleitenden Prüfungen

(1) In den Prüfungen sollen die Kandidatinnen und
Kandidaten nachweisen, dass sie Inhalt und Methoden
des jeweiligen Moduls beherrschen und dass sie inner­
halb begrenzter Zeit unter Verwendung der im Einzelfall
zugelassenen Hilfsmittei ThemensteIlungen bearbeiten
können.

(2) Die Prüfungen können in folgender Form abgelegt
werden:

Klausur
mündliche Prüfung
Hausarbeit.

(3) Die jeweilige Studienordnung regelt Form und Um­
fang der einem Modul zugeordneten Prüfung.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein
ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie oder er wegen
ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist,
die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen
Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in der in Abs. 2 genannten Form zu er­
bringen.

(5) Für die Prüfungen werden Noten gemäß § 16 ver·
geben.

(6) Ist die einem Modul zugeordnete Prüfungsleistung
mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden,
werden 15 Leistungspunkte vergeben.

(7) Sechs studienbegleitende Prüfungen müssen vor
Anmeldung der Master-Abschlussarbeit erfolgreich ab­
gelegt sein, die siebte wird nach Bewertung der Ab·
schiussarbeit abgelegt.

§ 10
Klausuren

(1) Klausuren werden unter Aufsicht durchgeführt und
sind nicht öffentlich. Die Klausurdauer beträgt vier
Zeitstunden.

(2) Jede Klausur wird von einer Prüfenn oder einem
Prüfer bewertet. Die Bewertung wird dem Prüfling spä­
testens nach sechs Wochen mitgeteilt.

11
Mündliche Prüfungen

(1) Mündliche Prüfungen werden als Einzel- oder Grup­
penprüfungen durchgeführt. Vor der Festsetzung der
Note der mündlichen Prüfung hat die Prüfenn oder der
Prüfer die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bzw.
die Beisitzerin oder den Beisitzer zu hören. Mündiiche
Prüfungen sind nicht öffentlich.



(2) Mündliche Prüfungen werden vor 
einer Prüferin, die Professorin oder Privatdozentin 
sein muss, oder einem Prüfer, der Professor oder 
Privatdozent sein muss, in Gegenwart einer sach­
kundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Bei­
sitzers (§ 6 Abs.1) oder 
einer Prüferln, die vom Fachbereich ais Prüferln be­
stellte promovierte wissenschaftliche MItarbeiterin 
sein muss, oder einem Prüfer, der vom Fachbereich 
als Prüfer bestellter promovierter wissenschaftlicher 
Mitarbeiter sein muss, in Gegenwart einer Professo­
rin bzw. eines Professors oder einer/eines vom 
Fachbereich als Prüfenn bzw. Prüfer bestellten Pri­
vatdozentin bzw. Privatdozenten 

erbracht. 

(3) Eine mündliche Prüfung dauert 30 bis maximal 45 
Minuten je Kandidatin oder Kandidat. 

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse ei­
ner mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzu­
halten. Das Ergebnis der Prüfung wird der Kandidatin 
oder dem Kandidaten im Anschiuss an die mündliche 
Prüfung bekanntgegeben. 

(5) Mündliche Prüfungen können auf Antrag auf elek­
tronischem Weg über eine stehende Ton- und BIldlei­
tung abgewickelt werden. Dabei muss ein gemäß § 6 
dieser Prüfungsordnung bestellter Beisitzer am Ort der 
Kandidaten anwesend sein und die Ordnungsmäßigkeit 
der Prüfung gemäß § 14 dieser Prüfungsordnung si­
cherstellen. Die Bestimmungen der Sätze 1 und 2 be­
gründen keinen Rechtsanspruch auf diese Prüfungs­
form. 

(6) Studierende, die ihren Wohnsitz in Übersee haben, 
können einen Antrag an den Prüfungsausschuss stei­
len, eine mündiiche Prüfung durch eine Klausur an 
deutschen Einrichtungen im Ausland unter Aufsicht zu 
ersetzen. 

§12 
Hausarbeiten 

(1) Hausarbeiten sind wissenschaftliche Arbeiten, die 
auch praxisbezogen sein können. Das Nähere regelt 
die jeweilige Studienordnung. 

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung gern. § 13 
Abs. 7 beizufügen. 

(3) Jede Hausarbeit wird von einer Prüferin oder einem 
Prüfer bewertet. Die Bewertung wird dem Prüfling spä­
testens nach sechs Wochen nach Abgabe mitgeteilt. 

§ 13
 
Master·Abschlussarbeit und deren mündliche
 

Verteidigung
 

(1) Zur Master-Abschlussarbeit (M.A.-Arbeit) kann auf 
Antrag zugeiassen werden, wer sechs studienbegleI­
tende Prüfungen erfolgreich abgelegt hat. 

(2) Die siebte studienbegleitende Prüfung wird nach der 
Bewertung der M.A.-Arbelt abgelegt. Sie ist immer eine 
mündliche Prüfung, deren Gegenstand die Inhalte des 
siebten Moduls sowie die Verteidl9un9 der M.A.·Arbeit 
ist. 

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat soll in der M.A.­
Arbeit nachweisen, dass sie oder er im Stande ist, ein 
Problem seines Faches selbständig mit wissenschaftli· 
ehen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse 
sachgerecht darzustellen. 

(4) Das Thema der M.A.-Arbeit Ist der Kandidatin oder 
dem Kandidaten schriftlich über die oder den Vorsit­
zenden des federführenden Prüfungsausschusses mit­
zuteilen. Die Kandidatin oder der Kandidat kann The­
menwünsche äußern. 

(5) Die oder der Vorsitzende des federführenden Prü­
fungsausschusses beauftragt als Themenstellerin oder 
Themensteller und Betreuerin oder Betreuer der Ma­
ster-Abschlussarbeit eine in Forschung und Lehre tätige 
Professorin bzw. einen in Forschung und Lehre tätigen 
Professor oder eine Privatdozentin bzw. einen Privat­
dozenten oder eine vom Prüfungsausschuss als Prüfe­
rln bestellte promovierte wissenschaftliche Mitarbeiterin 
bzw. einen vom Prüfungsausschuss als Prüfer bestell· 
ten promovierten wissenschaftlichen Mitarbeiter unter 
der Maßgabe, dass die zweite Prüfenn oder der zweite 
Prüfer einelein In Lehre und Forschung tätigelr Profes­
sorin bzw. Professor oder einleine Privatdozent/in sein 
muß. 

• 

(6) Die Bearbeitungszeit für die Anfertigung der M.A.­
Arbeit beträgt drei Monate, bei Teilzeitstudierenden 
sechs Monate. Das Thema und die AufgabensteIlung 
der M.A.·Arbeit müssen so lauten, dass die Bearbei· 
tungszeit eingehalten werden kann. Das Thema der 
M.A.-Arbeit kann nur einmal und nur innerhalb des er­
sten Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben wer· 
den. 

(7) Die M.A.·Arbeit ist in der Regel in deutscher Spra­
che abzufassen. 

(8) Die M.A.-Arbeit soll einen Umfang von 50 bis 80 
DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zeichen pro Seite haben. 

(9) Der M.A.-Arbeit ist eine Versicherung der Kandidatin 
oder des Kandidaten beizufügen, dass sie oder er die 
Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen benutzt hat. Die Stellen der Ar­
beit, die anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn 
nach entnommen sind, müssen in jedem Fall unter An­
gabe der Quelle als Zitat oder Entlehnung kenntlich 
gemacht werden. Die Versicherung selbständiger Arbeit 
Ist auch für gelieferte Zeichnungen, Skizzen oder gra­
phische Darstellungen abzugeben. 

• 

(10) Für die M.A.·Arbeit werden Noten gemäß § 16 ver­
geben. 

(11) Ist die M.A.·Arbeit mit mindestens 4,0 (ausrei­
chend) bewertet worden, werden 15 Leistungspunkte 
vergeben. 

§14 
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, 

Ordnungsverstoß 

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis 
spätestens 10 Tage vor der jeweiligen Prüfung bei der 
Prüfungsverwaltung schriftlich abmelden. 
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(2) Mündliche Prüfungen werden vor
einer Prüferin, die Professorin oder Privatdozentin
sein muss, oder einem Prüfer, der Professor oder
Privatdozent sein muss, in Gegenwart einer sach­
kundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Bei­
sitzers (§ 6 Abs.1) oder
einer Prüferln, die vom Fachbereich ais Prüferln be­
stellte promovierte wissenschaftliche MItarbeiterin
sein muss, oder einem Prüfer, der vom Fachbereich
als Prüfer bestellter promovierter wissenschaftlicher
Mitarbeiter sein muss, in Gegenwart einer Professo­
rin bzw. eines Professors oder einer/eines vom
Fachbereich als Prüfenn bzw. Prüfer bestellten Pri­
vatdozentin bzw. Privatdozenten

erbracht.

(3) Eine mündliche Prüfung dauert 30 bis maximal 45
Minuten je Kandidatin oder Kandidat.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse ei­
ner mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzu­
halten. Das Ergebnis der Prüfung wird der Kandidatin
oder dem Kandidaten im Anschiuss an die mündliche
Prüfung bekanntgegeben.

(5) Mündliche Prüfungen können auf Antrag auf elek­
tronischem Weg über eine stehende Ton- und BIldlei­
tung abgewickelt werden. Dabei muss ein gemäß § 6
dieser Prüfungsordnung bestellter Beisitzer am Ort der
Kandidaten anwesend sein und die Ordnungsmäßigkeit
der Prüfung gemäß § 14 dieser Prüfungsordnung si­
cherstellen. Die Bestimmungen der Sätze 1 und 2 be­
gründen keinen Rechtsanspruch auf diese Prüfungs­
form.

(6) Studierende, die ihren Wohnsitz in Übersee haben,
können einen Antrag an den Prüfungsausschuss stei­
len, eine mündiiche Prüfung durch eine Klausur an
deutschen Einrichtungen im Ausland unter Aufsicht zu
ersetzen.

§12
Hausarbeiten

(1) Hausarbeiten sind wissenschaftliche Arbeiten, die
auch praxisbezogen sein können. Das Nähere regelt
die jeweilige Studienordnung.

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung gern. § 13
Abs. 7 beizufügen.

(3) Jede Hausarbeit wird von einer Prüferin oder einem
Prüfer bewertet. Die Bewertung wird dem Prüfling spä­
testens nach sechs Wochen nach Abgabe mitgeteilt.

§ 13
Master·Abschlussarbeit und deren mündliche

Verteidigung

(1) Zur Master-Abschlussarbeit (M.A.-Arbeit) kann auf
Antrag zugeiassen werden, wer sechs studienbegleI­
tende Prüfungen erfolgreich abgelegt hat.

(2) Die siebte studienbegleitende Prüfung wird nach der
Bewertung der M.A.-Arbelt abgelegt. Sie ist immer eine
mündliche Prüfung, deren Gegenstand die Inhalte des
siebten Moduls sowie die Verteidl9un9 der M.A.·Arbeit
ist.
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(3) Die Kandidatin oder der Kandidat soll in der M.A.­
Arbeit nachweisen, dass sie oder er im Stande ist, ein
Problem seines Faches selbständig mit wissenschaftli·
ehen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse
sachgerecht darzustellen.

(4) Das Thema der M.A.-Arbeit Ist der Kandidatin oder
dem Kandidaten schriftlich über die oder den Vorsit­
zenden des federführenden Prüfungsausschusses mit­
zuteilen. Die Kandidatin oder der Kandidat kann The­
menwünsche äußern.

(5) Die oder der Vorsitzende des federführenden Prü­
fungsausschusses beauftragt als Themenstellerin oder
Themensteller und Betreuerin oder Betreuer der Ma­
ster-Abschlussarbeit eine in Forschung und Lehre tätige
Professorin bzw. einen in Forschung und Lehre tätigen
Professor oder eine Privatdozentin bzw. einen Privat­
dozenten oder eine vom Prüfungsausschuss als Prüfe­
rln bestellte promovierte wissenschaftliche Mitarbeiterin
bzw. einen vom Prüfungsausschuss als Prüfer bestell·
ten promovierten wissenschaftlichen Mitarbeiter unter
der Maßgabe, dass die zweite Prüfenn oder der zweite
Prüfer einelein In Lehre und Forschung tätigelr Profes- •
sorin bzw. Professor oder einleine Privatdozent/in sein
muß.

(6) Die Bearbeitungszeit für die Anfertigung der M.A.­
Arbeit beträgt drei Monate, bei Teilzeitstudierenden
sechs Monate. Das Thema und die AufgabensteIlung
der M.A.·Arbeit müssen so lauten, dass die Bearbei·
tungszeit eingehalten werden kann. Das Thema der
M.A.-Arbeit kann nur einmal und nur innerhalb des er­
sten Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben wer·
den.

(7) Die M.A.·Arbeit ist in der Regel in deutscher Spra­
che abzufassen.

(8) Die M.A.-Arbeit soll einen Umfang von 50 bis 80
DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zeichen pro Seite haben.

(9) Der M.A.-Arbeit ist eine Versicherung der Kandidatin
oder des Kandidaten beizufügen, dass sie oder er die
Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt hat. Die Stellen der Ar- •
beit, die anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn
nach entnommen sind, müssen in jedem Fall unter An-
gabe der Quelle als Zitat oder Entlehnung kenntlich
gemacht werden. Die Versicherung selbständiger Arbeit
Ist auch für gelieferte Zeichnungen, Skizzen oder gra­
phische Darstellungen abzugeben.

(10) Für die M.A.·Arbeit werden Noten gemäß § 16 ver­
geben.

(11) Ist die M.A.·Arbeit mit mindestens 4,0 (ausrei­
chend) bewertet worden, werden 15 Leistungspunkte
vergeben.

§14
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung,

Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis
spätestens 10 Tage vor der jeweiligen Prüfung bei der
Prüfungsverwaltung schriftlich abmelden.
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(2) Mündliche Prüfungen werden vor
einer Prüferin, die Professorin oder Privatdozentin
sein muss, oder einem Prüfer, der Professor oder
Privatdozent sein muss, in Gegenwart einer sach­
kundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Bei­
sitzers (§ 6 Abs.1) oder
einer Prüferln, die vom Fachbereich ais Prüferln be­
stellte promovierte wissenschaftliche MItarbeiterin
sein muss, oder einem Prüfer, der vom Fachbereich
als Prüfer bestellter promovierter wissenschaftlicher
Mitarbeiter sein muss, in Gegenwart einer Professo­
rin bzw. eines Professors oder einer/eines vom
Fachbereich als Prüfenn bzw. Prüfer bestellten Pri­
vatdozentin bzw. Privatdozenten

erbracht.

(3) Eine mündliche Prüfung dauert 30 bis maximal 45
Minuten je Kandidatin oder Kandidat.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse ei­
ner mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzu­
halten. Das Ergebnis der Prüfung wird der Kandidatin
oder dem Kandidaten im Anschiuss an die mündliche
Prüfung bekanntgegeben.

(5) Mündliche Prüfungen können auf Antrag auf elek­
tronischem Weg über eine stehende Ton- und BIldlei­
tung abgewickelt werden. Dabei muss ein gemäß § 6
dieser Prüfungsordnung bestellter Beisitzer am Ort der
Kandidaten anwesend sein und die Ordnungsmäßigkeit
der Prüfung gemäß § 14 dieser Prüfungsordnung si­
cherstellen. Die Bestimmungen der Sätze 1 und 2 be­
gründen keinen Rechtsanspruch auf diese Prüfungs­
form.

(6) Studierende, die ihren Wohnsitz in Übersee haben,
können einen Antrag an den Prüfungsausschuss stei­
len, eine mündiiche Prüfung durch eine Klausur an
deutschen Einrichtungen im Ausland unter Aufsicht zu
ersetzen.

§12
Hausarbeiten

(1) Hausarbeiten sind wissenschaftliche Arbeiten, die
auch praxisbezogen sein können. Das Nähere regelt
die jeweilige Studienordnung.

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung gern. § 13
Abs. 7 beizufügen.

(3) Jede Hausarbeit wird von einer Prüferin oder einem
Prüfer bewertet. Die Bewertung wird dem Prüfling spä­
testens nach sechs Wochen nach Abgabe mitgeteilt.

§ 13
Master·Abschlussarbeit und deren mündliche

Verteidigung

(1) Zur Master-Abschlussarbeit (M.A.-Arbeit) kann auf
Antrag zugeiassen werden, wer sechs studienbegleI­
tende Prüfungen erfolgreich abgelegt hat.

(2) Die siebte studienbegleitende Prüfung wird nach der
Bewertung der M.A.-Arbelt abgelegt. Sie ist immer eine
mündliche Prüfung, deren Gegenstand die Inhalte des
siebten Moduls sowie die Verteidl9un9 der M.A.·Arbeit
ist.
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(3) Die Kandidatin oder der Kandidat soll in der M.A.­
Arbeit nachweisen, dass sie oder er im Stande ist, ein
Problem seines Faches selbständig mit wissenschaftli·
ehen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse
sachgerecht darzustellen.

(4) Das Thema der M.A.-Arbeit Ist der Kandidatin oder
dem Kandidaten schriftlich über die oder den Vorsit­
zenden des federführenden Prüfungsausschusses mit­
zuteilen. Die Kandidatin oder der Kandidat kann The­
menwünsche äußern.

(5) Die oder der Vorsitzende des federführenden Prü­
fungsausschusses beauftragt als Themenstellerin oder
Themensteller und Betreuerin oder Betreuer der Ma­
ster-Abschlussarbeit eine in Forschung und Lehre tätige
Professorin bzw. einen in Forschung und Lehre tätigen
Professor oder eine Privatdozentin bzw. einen Privat­
dozenten oder eine vom Prüfungsausschuss als Prüfe­
rln bestellte promovierte wissenschaftliche Mitarbeiterin
bzw. einen vom Prüfungsausschuss als Prüfer bestell·
ten promovierten wissenschaftlichen Mitarbeiter unter
der Maßgabe, dass die zweite Prüfenn oder der zweite
Prüfer einelein In Lehre und Forschung tätigelr Profes- •
sorin bzw. Professor oder einleine Privatdozent/in sein
muß.

(6) Die Bearbeitungszeit für die Anfertigung der M.A.­
Arbeit beträgt drei Monate, bei Teilzeitstudierenden
sechs Monate. Das Thema und die AufgabensteIlung
der M.A.·Arbeit müssen so lauten, dass die Bearbei·
tungszeit eingehalten werden kann. Das Thema der
M.A.-Arbeit kann nur einmal und nur innerhalb des er­
sten Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben wer·
den.

(7) Die M.A.·Arbeit ist in der Regel in deutscher Spra­
che abzufassen.

(8) Die M.A.-Arbeit soll einen Umfang von 50 bis 80
DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zeichen pro Seite haben.

(9) Der M.A.-Arbeit ist eine Versicherung der Kandidatin
oder des Kandidaten beizufügen, dass sie oder er die
Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt hat. Die Stellen der Ar- •
beit, die anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn
nach entnommen sind, müssen in jedem Fall unter An-
gabe der Quelle als Zitat oder Entlehnung kenntlich
gemacht werden. Die Versicherung selbständiger Arbeit
Ist auch für gelieferte Zeichnungen, Skizzen oder gra­
phische Darstellungen abzugeben.

(10) Für die M.A.·Arbeit werden Noten gemäß § 16 ver­
geben.

(11) Ist die M.A.·Arbeit mit mindestens 4,0 (ausrei­
chend) bewertet worden, werden 15 Leistungspunkte
vergeben.

§14
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung,

Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis
spätestens 10 Tage vor der jeweiligen Prüfung bei der
Prüfungsverwaltung schriftlich abmelden.



(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht bestanden" 
(5,ü) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat 
an einer PrOfung ohne Angabe triftiger Gründe nicht 
teilnimmt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü­
fung ohne triftige GrOnde von der PrOfung zurücktritt. 
Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung 
nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit er­
bracht wird. 

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gemäß 
Absatz (2) geltend gemachten Gründe mÜssen dem 
Prütungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt 
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kan­
didatin oder des Kandidaten wird die Vorlage eines 
ärztlichen Attestes verlangt. Die Entscheidung des 
PrÜfungsausschusses wird der Kandidatin oder dem 
Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 

• 
(4) Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das 
Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung, z.B. 
durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu be­
einflussen, so gilt die betreffende Prüfungsleistung als 
mit "nicht bestanden" (5,ü) bewertet; die Feststellung 
wIrd von der jeweiligen PrOferin oder von dem jeweili­
gen Prüfer bzw. der oder dem Aufsichtführenden ge­
troffen und aktenkundig gemacht. Eine Kandldatin oder 
ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen Ab­
lauf eIner Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüfe­
nn oder dem jeweiligen PrOfer oder der oder dem Auf­
sichtführenden einer Klausurarbeit, in der Regel nach 
Abmahnung, von der Fortsetzung der Prüfung ausge­
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 
Prüfungsieistung als mit "nicht beslanden" (5,0) bewer­
tet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu 
machen. Wird die Kandidatin oder der Kandidat von der 
weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausge­
schlossen, kann sie oder er innerhalb von 4 Wochen 
verlangen, dass diese Entscheidung vom Prüfungsaus­
schuss überprüft wird. In schwerwiegenden Fällen der 
Täuschung kann der zuständige Prüfungsausschuss 
die Betreffenden von der Erbringung aller weiterer Prü­
fungsieistungen ausschließen. 

• 
(5) Belastende Entscheidungen des PrOfungsaus­
schusses sind einer Kandidatin oder einem Kandidaten 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der 
Kandidatin oder dem Kandidaten Ist Gelegenheit zum 
rechtlichen Gehör zu geben. 

§15 
Wiederholung von Prüfungen 

(1) Ist eine studienbegieitende Prüfung nicht bestan­
den, so kann sie zweimal wiederholt werden. Unbe­
schadet hiervon verbleiben die Regelungen des § 93 
HG (Freiversuchsregelung). 

(2) Eine zweite Wiederholung der MA-Arbeit ist aus­
geschlossen. 

(3) Bestandene Prüfungen können gemäß § 93 HG 
NRW einmal wiederholt werden. 

(4) Versäumt die Kandidatin oder der Kandidat, inner­
halb eines Jahres nach einem fehlgeschlagenen Ver­
such die Wiederholungsprüfung abzulegen, verliert sie 
oder er den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie oder er 
weist nach, dass sie oder er das Versäumnis dieser 

Frist nicht zu vertreten hat. Die erforderlichen Feststei­
lungen trifft der Prüfungsausschuss. 

(5) Sind nicht alle PrOfungen bestanden und bestehen 
keine Wiederlholungsmöglichkeiten oder kein Prüfungs­
anspruch mehr, so ist die Prüfung zum Erwerb des 
Grades "Master of Arts" endgültig nicht beslanden. 

§16 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Für die Bewertung der PrOfungsleistungen sind foi­
gende Noten zu verwenden: 

sehr gut (1) eine hervorragende Leistung 
gut (2) eine Leistung, die erheblich 

über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegt 

befriedigend (3) eine Leistung, die den durch­
schnittlichen Anforderungen 
entspricht 

ausreichend (4) eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderun­
gen genügt 

nicht ausreichend(5) eine Leistung, die wegen er­
heblicher Mängel den Anforde­
rungen nicht mehr genügt. 

(2) Zur differenzierten Bewertung der PrOfungslelstung 
können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte er­
höht oder emiedrigt werden. Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 
5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

(3) Eine Prüfung ist beslanden, wenn sie mindestens 
mit "ausreichend" (bis 4,0) bewertet ist. 

(4) Für die Umrechnung der Bewertung in European 
Credit Transfer (ECTS) Grade ist folgende Tabelle zu 
verwenden: 

Deutsche Note ECTS Grade 
1,0 - 1,5 A - Excellent 
1,6 - 2,0 B - Very Good 
2,1-3,0 C -Good 
3,1 -3,5 D - Satisfactory 
3,6 -4,0 E - Sufficlent 
4,1-5,0 F - Fail 

§17
 
Gesamtbewertung der Prüfung zur Erlangung des
 

akademischen Grades "Master of Arts"
 

(1) Die Prüfung zum Erwerb des Grades "Master of 
Arts" ist bestanden, wenn sämtliche Prüfungen und 
die MA-Arbeit bestanden sind. 

(2) Die Gesamtnote der Prüfung wird aus dem arithme­
tischen Mittel der Noten der Prüfungen gebildet sowie 
aus der doppelt gewichteten Note der MA-Arbeit und 
zwar derart, dass nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berOcksichligt wird; alle weiteren Stellen wer­
den ohne Rundung gestrichen. 

(3) Im Zeugnis über die Prüfung zum Erwerb des Gra­
des "Master of Arts" werden die Bewertung der Prüfun­
gen sowie die Bewertung der MA-Arbeit mit den in § 
16 Abs. 4 genannten Noten aufgeführt. 

(4) Die Gesamtnote der Prüfung iautet entsprechend. 
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ECTS Grade
A - Excellent
B - Very Good
C -Good
D - Satisfactory
E - Sufficlent
F - Fail

•

•

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht bestanden"
(5,ü) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat
an einer PrOfung ohne Angabe triftiger Gründe nicht
teilnimmt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü­
fung ohne triftige GrOnde von der PrOfung zurücktritt.
Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung
nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit er­
bracht wird.

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gemäß
Absatz (2) geltend gemachten Gründe mÜssen dem
Prütungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kan­
didatin oder des Kandidaten wird die Vorlage eines
ärztlichen Attestes verlangt. Die Entscheidung des
PrÜfungsausschusses wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten schriftlich mitgeteilt.

(4) Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das
Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung, z.B.
durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu be­
einflussen, so gilt die betreffende Prüfungsleistung als
mit "nicht bestanden" (5,ü) bewertet; die Feststellung
wIrd von der jeweiligen PrOferin oder von dem jeweili­
gen Prüfer bzw. der oder dem Aufsichtführenden ge­
troffen und aktenkundig gemacht. Eine Kandldatin oder
ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen Ab­
lauf eIner Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüfe­
nn oder dem jeweiligen PrOfer oder der oder dem Auf­
sichtführenden einer Klausurarbeit, in der Regel nach
Abmahnung, von der Fortsetzung der Prüfung ausge­
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsieistung als mit "nicht beslanden" (5,0) bewer­
tet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu
machen. Wird die Kandidatin oder der Kandidat von der
weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausge­
schlossen, kann sie oder er innerhalb von 4 Wochen
verlangen, dass diese Entscheidung vom Prüfungsaus­
schuss überprüft wird. In schwerwiegenden Fällen der
Täuschung kann der zuständige Prüfungsausschuss
die Betreffenden von der Erbringung aller weiterer Prü­
fungsieistungen ausschließen.

(5) Belastende Entscheidungen des PrOfungsaus­
schusses sind einer Kandidatin oder einem Kandidaten
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der
Kandidatin oder dem Kandidaten Ist Gelegenheit zum
rechtlichen Gehör zu geben.

§15
Wiederholung von Prüfungen

(1) Ist eine studienbegieitende Prüfung nicht bestan­
den, so kann sie zweimal wiederholt werden. Unbe­
schadet hiervon verbleiben die Regelungen des § 93
HG (Freiversuchsregelung).

(2) Eine zweite Wiederholung der MA-Arbeit ist aus­
geschlossen.

(3) Bestandene Prüfungen können gemäß § 93 HG
NRW einmal wiederholt werden.

(4) Versäumt die Kandidatin oder der Kandidat, inner­
halb eines Jahres nach einem fehlgeschlagenen Ver­
such die Wiederholungsprüfung abzulegen, verliert sie
oder er den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie oder er
weist nach, dass sie oder er das Versäumnis dieser

5

Frist nicht zu vertreten hat. Die erforderlichen Feststei­
lungen trifft der Prüfungsausschuss.

(5) Sind nicht alle PrOfungen bestanden und bestehen
keine Wiederlholungsmöglichkeiten oder kein Prüfungs­
anspruch mehr, so ist die Prüfung zum Erwerb des
Grades "Master of Arts" endgültig nicht beslanden.

§16
Bewertung von Prüfungsleistungen

(1) Für die Bewertung der PrOfungsleistungen sind foi­
gende Noten zu verwenden:

sehr gut (1) eine hervorragende Leistung
gut (2) eine Leistung, die erheblich

über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt

befriedigend (3) eine Leistung, die den durch-
schnittlichen Anforderungen
entspricht

ausreichend (4) eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderun­
gen genügt

nicht ausreichend(5) eine Leistung, die wegen er­
heblicher Mängel den Anforde­
rungen nicht mehr genügt.

(2) Zur differenzierten Bewertung der PrOfungslelstung
können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte er­
höht oder emiedrigt werden. Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und
5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(3) Eine Prüfung ist beslanden, wenn sie mindestens
mit "ausreichend" (bis 4,0) bewertet ist.

(4) Für die Umrechnung der Bewertung in European
Credit Transfer (ECTS) Grade ist folgende Tabelle zu
verwenden:

Deutsche Note
1,0 - 1,5
1,6 - 2,0
2,1-3,0
3,1 -3,5
3,6 -4,0
4,1-5,0

§17
Gesamtbewertung der Prüfung zur Erlangung des

akademischen Grades "Master of Arts"

(1) Die Prüfung zum Erwerb des Grades "Master of
Arts" ist bestanden, wenn sämtliche Prüfungen und
die MA-Arbeit bestanden sind.

(2) Die Gesamtnote der Prüfung wird aus dem arithme­
tischen Mittel der Noten der Prüfungen gebildet sowie
aus der doppelt gewichteten Note der MA-Arbeit und
zwar derart, dass nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma berOcksichligt wird; alle weiteren Stellen wer­
den ohne Rundung gestrichen.

(3) Im Zeugnis über die Prüfung zum Erwerb des Gra­
des "Master of Arts" werden die Bewertung der Prüfun­
gen sowie die Bewertung der MA-Arbeit mit den in §
16 Abs. 4 genannten Noten aufgeführt.

(4) Die Gesamtnote der Prüfung iautet entsprechend.
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ECTS Grade
A - Excellent
B - Very Good
C -Good
D - Satisfactory
E - Sufficlent
F - Fail

•

•

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht bestanden"
(5,ü) bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat
an einer PrOfung ohne Angabe triftiger Gründe nicht
teilnimmt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü­
fung ohne triftige GrOnde von der PrOfung zurücktritt.
Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung
nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit er­
bracht wird.

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gemäß
Absatz (2) geltend gemachten Gründe mÜssen dem
Prütungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kan­
didatin oder des Kandidaten wird die Vorlage eines
ärztlichen Attestes verlangt. Die Entscheidung des
PrÜfungsausschusses wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten schriftlich mitgeteilt.

(4) Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das
Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung, z.B.
durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu be­
einflussen, so gilt die betreffende Prüfungsleistung als
mit "nicht bestanden" (5,ü) bewertet; die Feststellung
wIrd von der jeweiligen PrOferin oder von dem jeweili­
gen Prüfer bzw. der oder dem Aufsichtführenden ge­
troffen und aktenkundig gemacht. Eine Kandldatin oder
ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen Ab­
lauf eIner Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüfe­
nn oder dem jeweiligen PrOfer oder der oder dem Auf­
sichtführenden einer Klausurarbeit, in der Regel nach
Abmahnung, von der Fortsetzung der Prüfung ausge­
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsieistung als mit "nicht beslanden" (5,0) bewer­
tet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu
machen. Wird die Kandidatin oder der Kandidat von der
weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausge­
schlossen, kann sie oder er innerhalb von 4 Wochen
verlangen, dass diese Entscheidung vom Prüfungsaus­
schuss überprüft wird. In schwerwiegenden Fällen der
Täuschung kann der zuständige Prüfungsausschuss
die Betreffenden von der Erbringung aller weiterer Prü­
fungsieistungen ausschließen.

(5) Belastende Entscheidungen des PrOfungsaus­
schusses sind einer Kandidatin oder einem Kandidaten
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der
Kandidatin oder dem Kandidaten Ist Gelegenheit zum
rechtlichen Gehör zu geben.

§15
Wiederholung von Prüfungen

(1) Ist eine studienbegieitende Prüfung nicht bestan­
den, so kann sie zweimal wiederholt werden. Unbe­
schadet hiervon verbleiben die Regelungen des § 93
HG (Freiversuchsregelung).

(2) Eine zweite Wiederholung der MA-Arbeit ist aus­
geschlossen.

(3) Bestandene Prüfungen können gemäß § 93 HG
NRW einmal wiederholt werden.

(4) Versäumt die Kandidatin oder der Kandidat, inner­
halb eines Jahres nach einem fehlgeschlagenen Ver­
such die Wiederholungsprüfung abzulegen, verliert sie
oder er den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie oder er
weist nach, dass sie oder er das Versäumnis dieser
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Frist nicht zu vertreten hat. Die erforderlichen Feststei­
lungen trifft der Prüfungsausschuss.

(5) Sind nicht alle PrOfungen bestanden und bestehen
keine Wiederlholungsmöglichkeiten oder kein Prüfungs­
anspruch mehr, so ist die Prüfung zum Erwerb des
Grades "Master of Arts" endgültig nicht beslanden.

§16
Bewertung von Prüfungsleistungen

(1) Für die Bewertung der PrOfungsleistungen sind foi­
gende Noten zu verwenden:

sehr gut (1) eine hervorragende Leistung
gut (2) eine Leistung, die erheblich

über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt

befriedigend (3) eine Leistung, die den durch-
schnittlichen Anforderungen
entspricht

ausreichend (4) eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderun­
gen genügt

nicht ausreichend(5) eine Leistung, die wegen er­
heblicher Mängel den Anforde­
rungen nicht mehr genügt.

(2) Zur differenzierten Bewertung der PrOfungslelstung
können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte er­
höht oder emiedrigt werden. Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und
5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(3) Eine Prüfung ist beslanden, wenn sie mindestens
mit "ausreichend" (bis 4,0) bewertet ist.

(4) Für die Umrechnung der Bewertung in European
Credit Transfer (ECTS) Grade ist folgende Tabelle zu
verwenden:

Deutsche Note
1,0 - 1,5
1,6 - 2,0
2,1-3,0
3,1 -3,5
3,6 -4,0
4,1-5,0

§17
Gesamtbewertung der Prüfung zur Erlangung des

akademischen Grades "Master of Arts"

(1) Die Prüfung zum Erwerb des Grades "Master of
Arts" ist bestanden, wenn sämtliche Prüfungen und
die MA-Arbeit bestanden sind.

(2) Die Gesamtnote der Prüfung wird aus dem arithme­
tischen Mittel der Noten der Prüfungen gebildet sowie
aus der doppelt gewichteten Note der MA-Arbeit und
zwar derart, dass nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma berOcksichligt wird; alle weiteren Stellen wer­
den ohne Rundung gestrichen.

(3) Im Zeugnis über die Prüfung zum Erwerb des Gra­
des "Master of Arts" werden die Bewertung der Prüfun­
gen sowie die Bewertung der MA-Arbeit mit den in §
16 Abs. 4 genannten Noten aufgeführt.

(4) Die Gesamtnote der Prüfung iautet entsprechend.



§18 
Zeugnis 

(1) Ober die bestandene Prüfung zum Erwerb des Gra­
des "Master of Arts" wird unverzüglich, möglichst inner­
halb von acht Wochen nach dem Erbringen der letzten 
PrOfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt, das die ein­
zelnen Noten der Prüfungen sowie der M.A.-Arbeit und 
die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unter­
zeichnen und mit ihrem bzw. seinem Siegel zu verse· 
hen. Das Zeugnis nennt den Tag, an dem die letzte 
Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(2) Das Zeugnis wird in deutscher Sprache ausgestellt. 

(3) Ist eine Prüfung oder die M.A.-Arbeit zum Erwerb 
des Grades "Master of Arts" endgültig nicht bestanden 
oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, so erteilt die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der 
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schrift­
lichen Bescheid. Dieser Bescheid ist mit einer Rechts· 
behelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung 
zum Erwerb des Grades "Master of Arts" endgültig nicht 
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag eine schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prü­
fungslelstungen und deren Noten sowie die zum Beste­
hen der PrÜfung noch fehlenden Prüfungsleistungen 
nennt und erkennen lässt, dass die Prüfung endgültig 
nicht bestanden ist. 

§19
 
DIplama Supplement
 

(1) Zusätzlich zum Zeugnis wird ein Diplama Supple­
ment in englischer Sprache ausgestellt. Das Diplama 
Supplement enthält die Angaben, die von der Europäi­
schen Union, dem Europarat und der UNESCO/CEFES 
empfohlen werden. 

(2) Das Diplama Supplement wird von der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterschrie­
ben. Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte 
Prüfungsleistung erbracht wurde. 

§20
 
Urkunde über die Verleihung des akademischen
 

Grades "Master of Arts" 

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin 
oder dem Kandidaten die Urkunde über die Verleihung 
des akademischen Grades "Master of Arts" ausgehän­
digt. 

(2) Die Urkunde wird in deutscher und in englischer 
Sprache ausgesteilt. 

(3) Die Urkunde wird von der oder dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses und der Dekanin oder dem 
Dekan des Fachbereichs unterzeichnet und mit dem 
Siegel des Fachbereichs versehen. 

§ 21
 
Ungültigkeit der Prüfung, Aberkennung des
 

Master-Grades
 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prü­
fung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der 
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der 
Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejeni­
gen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kan­
didatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend 
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu 
einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin 
oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird 
diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis­
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Beste­
hen der Prüfung behoben. Hat die Kandidatin oder der 
Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, 
so entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung 
des Verwaitungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffe- • 
nen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und 
ggf. ein neues auszustellen. Eine Entscheidung nach 
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von 
fünf Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses 
ausgeschlossen. 

(5) Der Master-Grad kann aberkannt werden, wenn 
sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täuschung 
erworben worden ist, oder wenn wesentliche Voraus­
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben an­
gesehen worden sind. Ober die Aberkennung entschei­
det der Prüfungsausschuss. 

§22 
Einsicht in die Prüfungsakten 

(1) Nach Ablegen einer Prüfungsleistung wird der Kan­
didatin oder dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre 
oder seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf 
bezogenen Bewertungen der Prüferinnen oder Prüfer •
und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt den 
Zeitpunkt und Ort der Einsichtnahme. 

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekannt­
gabe des Prüfungsergebnisses bei der oder dem Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. 

§23 
ln-Kratt-Treten und Veröffentlichung 

Diese Prüfungsordnung gilt zunächst für die Erpro­
bungsphase von fünf Jahren ab dem Studienjahr 
2003/04 und tritt am Tage nach der Veröffentlichung in 
den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen in Kraft. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse 
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Kultur- und 
Sozialwissenschaften vom 18.09.2002 sowie des Rek­
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§18
Zeugnis

(1) Ober die bestandene Prüfung zum Erwerb des Gra­
des "Master of Arts" wird unverzüglich, möglichst inner­
halb von acht Wochen nach dem Erbringen der letzten
PrOfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt, das die ein­
zelnen Noten der Prüfungen sowie der M.A.-Arbeit und
die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unter­
zeichnen und mit ihrem bzw. seinem Siegel zu verse·
hen. Das Zeugnis nennt den Tag, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(2) Das Zeugnis wird in deutscher Sprache ausgestellt.

(3) Ist eine Prüfung oder die M.A.-Arbeit zum Erwerb
des Grades "Master of Arts" endgültig nicht bestanden
oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, so erteilt die
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schrift­
lichen Bescheid. Dieser Bescheid ist mit einer Rechts·
behelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung
zum Erwerb des Grades "Master of Arts" endgültig nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag eine schriftliche
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prü­
fungslelstungen und deren Noten sowie die zum Beste­
hen der PrÜfung noch fehlenden Prüfungsleistungen
nennt und erkennen lässt, dass die Prüfung endgültig
nicht bestanden ist.

§ 21
Ungültigkeit der Prüfung, Aberkennung des

Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prü­
fung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der
Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejeni­
gen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kan­
didatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu
einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin
oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird
diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis­
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Beste­
hen der Prüfung behoben. Hat die Kandidatin oder der
Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt,
so entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung
des Verwaitungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffe- •
nen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und
ggf. ein neues auszustellen. Eine Entscheidung nach
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von
fünf Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses
ausgeschlossen.

(5) Der Master-Grad kann aberkannt werden, wenn
sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täuschung
erworben worden ist, oder wenn wesentliche Voraus­
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben an­
gesehen worden sind. Ober die Aberkennung entschei­
det der Prüfungsausschuss.

§19
DIplama Supplement

(1) Zusätzlich zum Zeugnis wird ein Diplama Supple­
ment in englischer Sprache ausgestellt. Das Diplama
Supplement enthält die Angaben, die von der Europäi­
schen Union, dem Europarat und der UNESCO/CEFES
empfohlen werden.

(2) Das Diplama Supplement wird von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterschrie­
ben. Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht wurde.

§20
Urkunde über die Verleihung des akademischen

Grades "Master of Arts"

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin
oder dem Kandidaten die Urkunde über die Verleihung
des akademischen Grades "Master of Arts" ausgehän­
digt.

(2) Die Urkunde wird in deutscher und in englischer
Sprache ausgesteilt.

(3) Die Urkunde wird von der oder dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses und der Dekanin oder dem
Dekan des Fachbereichs unterzeichnet und mit dem
Siegel des Fachbereichs versehen.
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§22
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Nach Ablegen einer Prüfungsleistung wird der Kan­
didatin oder dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre
oder seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf
bezogenen Bewertungen der Prüferinnen oder Prüfer
und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Die oder der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt den
Zeitpunkt und Ort der Einsichtnahme.

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekannt­
gabe des Prüfungsergebnisses bei der oder dem Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen.

§23
ln-Kratt-Treten und Veröffentlichung

Diese Prüfungsordnung gilt zunächst für die Erpro­
bungsphase von fünf Jahren ab dem Studienjahr
2003/04 und tritt am Tage nach der Veröffentlichung in
den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 18.09.2002 sowie des Rek-
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§18
Zeugnis

(1) Ober die bestandene Prüfung zum Erwerb des Gra­
des "Master of Arts" wird unverzüglich, möglichst inner­
halb von acht Wochen nach dem Erbringen der letzten
PrOfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt, das die ein­
zelnen Noten der Prüfungen sowie der M.A.-Arbeit und
die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis ist von der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unter­
zeichnen und mit ihrem bzw. seinem Siegel zu verse·
hen. Das Zeugnis nennt den Tag, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(2) Das Zeugnis wird in deutscher Sprache ausgestellt.

(3) Ist eine Prüfung oder die M.A.-Arbeit zum Erwerb
des Grades "Master of Arts" endgültig nicht bestanden
oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, so erteilt die
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schrift­
lichen Bescheid. Dieser Bescheid ist mit einer Rechts·
behelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung
zum Erwerb des Grades "Master of Arts" endgültig nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag eine schriftliche
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prü­
fungslelstungen und deren Noten sowie die zum Beste­
hen der PrÜfung noch fehlenden Prüfungsleistungen
nennt und erkennen lässt, dass die Prüfung endgültig
nicht bestanden ist.

§ 21
Ungültigkeit der Prüfung, Aberkennung des

Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prü­
fung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der
Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejeni­
gen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kan­
didatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu
einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin
oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird
diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis­
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Beste­
hen der Prüfung behoben. Hat die Kandidatin oder der
Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt,
so entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung
des Verwaitungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffe- •
nen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und
ggf. ein neues auszustellen. Eine Entscheidung nach
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von
fünf Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses
ausgeschlossen.

(5) Der Master-Grad kann aberkannt werden, wenn
sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täuschung
erworben worden ist, oder wenn wesentliche Voraus­
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben an­
gesehen worden sind. Ober die Aberkennung entschei­
det der Prüfungsausschuss.

§19
DIplama Supplement

(1) Zusätzlich zum Zeugnis wird ein Diplama Supple­
ment in englischer Sprache ausgestellt. Das Diplama
Supplement enthält die Angaben, die von der Europäi­
schen Union, dem Europarat und der UNESCO/CEFES
empfohlen werden.

(2) Das Diplama Supplement wird von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterschrie­
ben. Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht wurde.

§20
Urkunde über die Verleihung des akademischen

Grades "Master of Arts"

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin
oder dem Kandidaten die Urkunde über die Verleihung
des akademischen Grades "Master of Arts" ausgehän­
digt.

(2) Die Urkunde wird in deutscher und in englischer
Sprache ausgesteilt.

(3) Die Urkunde wird von der oder dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses und der Dekanin oder dem
Dekan des Fachbereichs unterzeichnet und mit dem
Siegel des Fachbereichs versehen.
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§22
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Nach Ablegen einer Prüfungsleistung wird der Kan­
didatin oder dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in ihre
oder seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf
bezogenen Bewertungen der Prüferinnen oder Prüfer
und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Die oder der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt den
Zeitpunkt und Ort der Einsichtnahme.

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekannt­
gabe des Prüfungsergebnisses bei der oder dem Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen.

§23
ln-Kratt-Treten und Veröffentlichung

Diese Prüfungsordnung gilt zunächst für die Erpro­
bungsphase von fünf Jahren ab dem Studienjahr
2003/04 und tritt am Tage nach der Veröffentlichung in
den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität - Ge­
samthochschule in Hagen in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlüsse
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 18.09.2002 sowie des Rek-
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Studienordnung und Ordnung
 
zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme an dem Weiterbildenden Studium
 

"Kulturmanagement"
 
an der FernUniversität-Gesamthochschule in Hagen
 

Vom 25. November 2002
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 sowie § 90 Abs. 2 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW S.190) hat die 
FernUniversität-Gesamthochschule in Hagen die folgende Studienordnung und Ordnung zur 
Feststellung der erfolgreichen Teilnahme als Satzung erlassen: 

Inhaltsverzeichnis 

• 
§ 1 Ziel des Studiums 
§ 2 Zulassung zur abschlussorientierten Teilnahme (Hochschulzeugnis) 
§ 3 Zulassung zur abschlussorientierten Teilnahme (Modulzertifikat) 
§ 4 Umfang des Studiums zur Erlangung des Hochschulzeugnisses 
§ 5 Umfang des Studiums zur Erlangung des Modulzertifikats 
§ 6 Ausstellung des Modulzertifikats
 
§ 7 Abschlussprüfung zur Erlangung des Hochschulzeugnisses
 
§ 8 Prüfungsausschuss und Prüfende
 
§ 9 Bewertung der Prüfungsleistung
 
§ 10 Ausstellung des Hochschulzeugnisses
 
§11 Wiederholung von Prüfungsleistungen
 
§ 12 Übergangsbestimmungen
 
§13 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung
 

§ 1 
Ziel des Studiums 

(1) Durch das Weiterbildende Studium "Kulturmanagement" sollen fundierte Kenntnisse 
•	 sowohl aus dem Bereich der kulturmanagementrelevanten als auch aus dem Bereich der 

kulturwissenschaftlichen Themen und Tätigkeitsfelder vermittelt werden sowie das 
Spannungsfeld Kultur und Ökonomie einer kritischen Reflexion unterzogen werden. 

(2) Innerhalb des Weiterbildenden Studiums "Kulturmanagement" gibt es zwei verschiedene 
Teilnahmeformen: 

1. abschlussorientierte Teilnahme (Hochschulzeugnis) 
2. abschlussorientierte Teilnahme (Modulzertifikat) 

(3) Für die Teilnahme an dem Weiterbildenden Studium sind Gebühren zu entrichten, die 
gesondert erhoben werden. 

§2 
Zulassung zur abschlussorientierten Teilnahme (Hochschulzeugnis) 

(I) Die Zulassung zum Weiterbildenden Studium "Kulturmanagement" erfolgt gemäß § 90 
Abs.l und 2 HG. Zur Teilnahme als Gasthörer/in wird zugelassen, wer entweder über ein 
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gesondert erhoben werden.
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Zulassung zur abschlussorientierten Teilnahme (Hochschulzeugnis)

(I) Die Zulassung zum Weiterbildenden Studium "Kulturmanagement" erfolgt gemäß § 90
Abs.l und 2 HG. Zur Teilnahme als Gasthörer/in wird zugelassen, wer entweder über ein
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abgeschlossenes Hochschulstudium verfügt oder eine abgeschlossene Berufsausbildung sowie 
eine mindestens zweijährige einschlägige berufliche und/oder ehrenamtliche Tätigkeit nach­
weisen kann. 

§3 
Zulassung zur abschlussorientierten Teilnahme (Modulzertifikat) 

Für den Erwerb eines Modulzertifikats ist die Zulassung als Gasthörer/in erforderlich. Es gibt 
keine Zulassungsbeschränkungen. 

§4 
Umfang des Studiums zur Erlangung des Hochschulzeugnisses 
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veranstaltungen, die in der Regel einen Umfang von 8 Stunden haben. Zudem muss die 
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§7 
Abschlussprüfung zur Erlangung des Hochschulzeugnisses 

(1) Zur Abschlussprüfung kann sich anmelden, wer als Gasthörer/in zum Weiterbildenden 
Studium "Kulturrnanagement" nach § 90 Abs. I und 2 HG an der FernUniversität­
Gesamthochschule in Hagen zugelassen ist. 

(2) Zur Abschlussprüfung wird auf Grundlage eines Zulassungsantrages durch die 
Leiterin/den Leiter des Weiterbildenden Studiums "Kulturrnanagement" zugelassen, wer 
mindestens zehn Kurse (zu je zwei Semesterwochenstunden), davon mindestens vier aus dem 
Wahlpflichtbereich belegt hat, an mindestens vier Präsenzveranstaltungen teilgenommen hat 
sowie eine Klausur zu einem Kurs aus dem Wahlpflichtbereich erfolgreich absolviert hat. 

(3) Die Abschlussprüfung besteht aus einer schriftlichen Hausarbeit und einer mündlichen 
Prüfung. 

• (4) Das Thema der schriftlichen Hausarbeit wird eigenständig durch die/den Studierende/n in 
Anlehnung an einen Kurs, ein Praktikum oder die berufliche Tätigkeit gewählt und von der 
Leiterin/dem Leiter des Weiterbildenden Studiums bestätigt. 

(5) Die Bearbeitungszeit der schriftlichen Hausarbeit beträgt drei Monate. Der/die 
Gutachter/in der Hausarbeit wird von der Leiterin/dem Leiter des Weiterbildenden Studiums 
bestimmt. 

(6) Die mündliche Prüfung erfolgt nach Abgabe und Benotung der Hausarbeit. Gegenstand 
der mündlichen Prüfung sind die Inhalte der belegten Kurse. Der zeitliche Rahmen der 
mündlichen Prüfung beträgt ca. 30 Minuten. Die Prüfenden werden von der Leiterin/dem 
Leiter des Weiterbildenden Studiums bestimmt. 

§8 
Prüfungsausschuss und Prüfende 

• (1) Der Prüfungsausschuss des Fachbereichs Erziehungs-, Sozial- und Geisteswissenschaften 
nimmt zugleich die Funktion des Prüfungsausschusses fiir das Weiterbildende Studium 
"Kulturrnanagement" wahr. 

(2) Prüfendelr kann sein, wer über ein abgeschlossenes Hochschulstudium der Geistes-, 
Sozial-, Kunst- und/oder Wirtschaftswissenschaften verfugt. Der Leiterin/dem Leiter des 
Weiterbildenden Studiums steht die Bestellung der Prüfenden zu. 

(3) Die Prüfenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 
Dienst stehen, sind sie durch die Leiterin/den Leiter des Weiterbildenden Studiums zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§9 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Der Noten fur die Klausur, die Hausarbeit und die mündliche Prüfung werden von den 
jeweils Prüfenden festgelegt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
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I 
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= 
= 

= 

= 

sehr gut 
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befriedigend 

ausreichend 

nicht ausreichend 

= 
= 

= 

= 

= 

eine hervorragende Leistung, 
eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegt, 
eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen ent­
spricht, 
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforder­
ungen genügt, 
eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforder­
ungen nicht mehr genügt. 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 
Bewertung Zwischenwerte gebildet werden, die Noten 
ausgeschlossen. 

0,3 können zur differenzierten 
0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind 

(2) Die Gesamtnote der Abschlussprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Noten der schriftlichen Hausarbeit und der mündlichen Prüfung. Die Note lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 
bei einem Durchschnitt über 4,0 

= sehr gut 
= gut 
= befriedigend 
= ausreichend 
= nicht ausreichend 

• 
(3) Die Abschlussprüfung gilt als bestanden, wenn beide Prüfungsleistungen gemäß § 7 Abs. 
3 mit mindestens 4.0 (ausreichend) bewertet werden. 
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(I) Über die erfolgreiche Teilnahme an der Abschlussprüfung des Weiterbildenden Studiums 
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Leiterin/dem Leiter des Weiterbildenden Studiums und von der Dekanin/dem Dekan des 
Fachbereichs Erziehungs-, Sozial- und Geisteswissenschaften unterschrieben und mit dem 
Siegel des Fachbereichs Erziehungs-, Sozial- und Geisteswissenschaften versehen. 

• 

(2) In dem Zeugnis werden aufgefiihrt: 

I. während der Teilnahme belegte Kurse, 
2. besuchte Präsenzveranstaltungen, 
3. Thema und Note der Klausur, 
4. Thema und Note der Hausarbeit und 
5. Note der mündlichen Prüfung. 

(2) Über die nicht erfolgreiche Teilnahme an der Abschlussprüfung wird 
Rechtsbehelfsbelehrung versehener Bescheid erteilt. 

em mit emer 
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§11 
Wiederholung von Prüfungsleistungen 

Nicht bestandene Klausuren und mündliche Prüfungen können zweimal, nicht bestandene 
Hausarbeiten einmal wiederholt werden. 

§ 12 
Übergangsbestimmungen 

(1) Diese Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme findet 
Anwendung für alle Studierenden, die ab dem 01.10.2002 erstmalig zum Weiterbildenden 
Studium "Kulturmanagement" zugelassen werden. 

• 
(2) Alle vor diesem Zeitpunkt zugelassenen Studierenden erbringen Studien- und 
Prüfungsleistungen nach der "Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolg­
reichen Teilnahme am Weiterbildenden Studium "Kulturmanagement - Kulturwissen­
schaftliche Weiterbildung" vom 18. Dezember 1996. Auf Antrag des/des Studierenden ist ein 
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Anhang zu § 4 und § 5 

Kursübersicht zum weiterbildenden Studium Kulturmanagement 

Wahlpflichtkurse: 

•	 Dr. U. Allmann: Unternehmensfuhrung in Kulturbetrieben 

•	 Univ.-Prof. Dr. Th. Heinze u.a.lUniv.-Prof. Dr. Th.Heinze: KulturManagement - Eine 

EinfiihrungIKultur und Wirtschaft am Nieder-Rhein (ein Forschungsprojckt) 

•	 Prof. Dr. M. Hutter: Kulturökonomik 

•	 Dipl.-Kff. E. Krützfeldt: Investition und Finanzierung 

•	 Univ.-Prof. Dr. 1. Müller-Hagedorn: Kulturmarketing (überarbeitete Fassung) 

•	 Univ.-Prof. Dr. E. Pankoke/Dr. V. Bandelow: Kultur und Verwaltung 1/11 • 
•	 Univ.-Prof. Dr. G. Rager: Kulturtourismus und Öffentlichkeitsarbeit 

•	 Univ.-Prof. Dr. W. Wolf: Statistik für Kulturmanager 

•	 Reader: KulturfdrderungIKulturfinanzierung 

Wahlkurse: 

•	 Univ.-Prof. Dr. S. AufenangerlUniv.-Prof. Dr. D. Garz: Fernsehanalyse als Kulturkritik 

•	 1. Beutling: Controlling in Kulturbetrieben 

• M. Burkert, M.A.: Theater in der Kommunalpolitik (+ Me)
 

• A. Dauschek, M.A.: Museumsmanagement in den USA •
 

•	 Prof. Dr. W. Felix/Prof. Dr. W. AbeggIDr. M. Schoppe: 

Biographien von Bach, Mozart und Schumann 

•	 Dr. M. Fuchs/Ch. Liebald: Kulturpädag. Management 

•	 Prof. Dr. P. Fuchs: Die Welt, die Kunst ...Die Kultur, die Liebe ... 

•	 Prof. Dr. P. FuchslUniv.-Prof. Dr. Th. Heinze: SchulkulturlKommunikationskultur 

•	 Prof. Dr. P. FuchsIProf. Dr. R. H. GelIerlU. Hanke: Der Turm, die Stadt, die Kunst 

•	 Univ.-Prof. Dr. A. Gethmann-Siefert: Kunst und Reflexion 

•	 Prof. Dr. H. Glaser: Texte zur Kulturentwicklung der Bundesrepublik Deutschland VII 

•	 Prof. Dr. W. Heinrichs: Kommunale Kulturarbeit 

•	 Prof. Dr. W. HeinrichslProf. Dr. A. KleinIDr. A. Göschei: 

KulturpolitikIKulturpolitik als Kunstpolitik 
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•	 Univ.-Prof. Dr. Th. Heinze: Kulturforschung IIII 

•	 Univ.-Prof. Dr. Th. Heinze: Medienkultur- Massenkultur 

•	 Univ.-Prof. Dr. Th. Heinze: Theater - Tempel der Kunst 

•	 Dr. R. Heinze-PrauselUniv.-Prof. Dr. Th. Heinze:
 

Bildende Kunst (BildanalyselKunstwiss. Hermeneutik)
 

•	 Dr. T. HugIDr. J. Perger: Instantwissen und Bricolage 

•	 Prof. Dr. U. Krempel: Ausstellungsmanagement 

•	 Univ.-Prof. Dr. E. Pankoke: Organisation und Kultur 

•	 Dr. R. Petzinger: Künstlerinnen des 20. Jh. 

•	 Prof. Roland Pröll: Die Rolle der Phantasie ... 

• • Dr. B. Rathmayr: Medien und Gewalt 

•	 Dr. B. Rathmayr: Geschichte der Liebe 

•	 Dipl.-Ökonom K. Rogge: KulturProjektManagement 

•	 Dipl.-Ökonom K. Rogge/A. Sedlack/Dipl.-Ing. Malinowski:
 

AlltagskulturIProgramme und Konzepte/Stadt und Stadtkultur
 

•	 Dr. N. Smolik: Kunst nach 1945 

•	 Dipl.-Kfin. P. Vermeulen: Soziokulturelles Management 

•	 Univ. Prof. Dr. J. Waidelich: Theatermanagement/-organisation IIII 

•	 Prof. Dr. H.-H. Wickel/P. Wolf:
 

Basiswissen Musik/Techniken der musikalischen Analyse
 

•	 R. Wyrwoll: Kunstmanagement 

• • Textsammlung: Das Museum als besucherorientierter Dienstleistungsbetrieb 

(zusammengestellt von Prof. Dr. B. Günter u. Dr. A. Hausmann) 

Alle Kurse haben einen Umfang von 2 SWS. 

Eine Erweiterung des Kursangebots ist vorgesehen. Bitte vergleichen Sie dieses Angebot 
mit der aktuellen Kursübersicht. 
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Satzung
 
zur Änderung der
 

Studienordnung und Ordnung
 
zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme
 

am weiterbildenden Studium
 
"Arbeits- und Organisationspsychologie"
 

vom 25. November 2002
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 90 des Ge­
setzes Ober die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. 
März 2000 (GV. NRW S. 190), geändert durch Ge­
setz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 223), 
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in 
Hagen die folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

• 
Die Studienordnung und Ordnung zur Feststellung 
der erfolgreichen Teilnahme am weiterbildenden 
Studium "Arbeits- und Organisationspsychologie" an 
der FernUniversitat - Gesamthochschule in Hagen 
vom 14. März 2002 wird wie folgt geändert: 

§ 11 des Inhaltsverzeichnisses erhält folgende 
Fassung: 

in-Kratt-Trelen, Übergangsbestimmungen 
und Veröffentlichung 

§ 2 Abs.	 1, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
Das weiterbildende Studium "Arbeits- und 
Organisationspsychologie" umfasst 1BOO 
Arbeitsstunden (studentischer workload). 

In § 2 Abs. 3 werden In den Modulen I - IV die An­
gaben der SWS durch Zeitstunden ersetzt, und 
zwar; 

Modul I: (450 Stdn.) 
Modul 11: (450 Stdn.) 
Modul 111: (ca. 225 Stdn.) 

•
 
(ca. 225 Stdn.)
 
(ca. 225 Stdn.)
 
(450 Stdn. aus 775 Stdn.)
 

Modul IV: (ca. 450 Stdn.). 

§ 3 Abs. 3, letzter Satz erhält folgende Fassung; 
Über die Begrenzung entscheidet die 
Weiteroildungsleitung. 

§ 5 Abs. 1, Satz 3, letzter Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

für die jeweils die Anzahl der studenti­
schen Arbeitsstunden (workload) sowie die 
Anzahl an Credit Points (CP) angegeben 
sind. 
Angefügt wird der Satz: 
Für je 15 studentische Arbeitsstunden 
(workload) wird I.d.R. ein Credit Point 
vergeben. 
Die sich anschließende Tabelle erhält fol­
gende Fassung: 

Form der Lel- Lei· Leis- Leis-
Leistung stungs­ stungs­ tungs­ tungs­

formen formen formen formen 
in Modul In Ma­ in Mo- In Mo-

Ii dulill dulllli dullV I 
Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl 

CP CP CP CP 
Pflicht Pflicht Pflicht Pflicht 

Kurssludlum X X X 
und Elnsende- 7,5CP 7CP 8CP 
arbeiten 
Präsenzstudi~ X X X X 
um I virtuelles 1,5CP 1,5CP 1,5CP -
Studium (Prll­
senzveranstalt 
ungen, Praxis.. 
Workshops, 
virtuelle Semi· 
nare, Kollo-

I auien) 
PrOfungsleis- X X X X 
tungen (In den 4CP 4CP 4CP 4CP 
Modulen I bis 11I 
Hausarbeil 
oder Klausur, 
im ProJektstu­
dium Modul IV: 
Projektdispu­
talion oder Pro­
jektprllsenta· 
Ilon'l 
Projektsludlum X 

I 'ProJeklarbeill 10 CP 
Pfllchllelslun­ 13 12,5 13,5 14 
oen IMlnlmuml CP CP CP CP 
Maximale er· 15,5 17 16,5 17 
reichbare Ab- CP CP CP CP 
schlussleistun.. 
oen oro Modul 

Details sind den tabellarischen Übersichten 
im Anhang 1 - 4 zu entnehmen. 

Die Anhänge 1 - 4 werden beigefügt. 

In § 5 Abs. 2 werden in den Modulen die Angaben 
der CP wie folgt geändert: 

Modul I min. 13 Imax. 15,5 CP 
Modul 11 min. 12,5Imax. 17 CP 
Modul 111 min. 13,5Imax. 16,5 CP 
Modul IV min. 14 Imax. 17 CP 

§ 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
Bei den 3 Prüfungsleistungen aus den Mo­
dulen I bis 111 muss mindestens eine 
Leistung als Hausarbeit erbracht werden. 

§ 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
Einsendearbeiten im Rahmen des Kursstu­
diums sowie die Teilnahmeleistungen im 
Rahmen des Präsenzstudiums werden mit 
"bestanden" oder "nicht bestanden" bewer­
tet. Über eine bestandene Leistung wird 
eine Bescheinigung ausgeslellt, die auch 
die Anzahl der erworbenen Credit Points 
ausweist. 

§ 6 Abs. 2 entfällt, 
Abs. 3 wird Abs. 2, 
Abs. 4 wird Abs. 3, 
Abs. 5 wird Abs. 4, 

•

•
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Die Anhänge 1 - 4 werden beigefügt.

In § 5 Abs. 2 werden in den Modulen die Angaben
der CP wie folgt geändert:

Modul I min. 13 Imax. 15,5 CP
Modul 11 min. 12,5Imax. 17 CP
Modul 111 min. 13,5Imax. 16,5 CP
Modul IV min. 14 Imax. 17 CP

§ 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
Bei den 3 Prüfungsleistungen aus den Mo­
dulen I bis 111 muss mindestens eine
Leistung als Hausarbeit erbracht werden.

§ 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
Einsendearbeiten im Rahmen des Kursstu­
diums sowie die Teilnahmeleistungen im
Rahmen des Präsenzstudiums werden mit
"bestanden" oder "nicht bestanden" bewer­
tet. Über eine bestandene Leistung wird
eine Bescheinigung ausgeslellt, die auch
die Anzahl der erworbenen Credit Points
ausweist.

§ 6 Abs. 2 entfällt,
Abs. 3 wird Abs. 2,
Abs. 4 wird Abs. 3,
Abs. 5 wird Abs. 4,
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•

•

Satzung
zur Änderung der

Studienordnung und Ordnung
zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme

am weiterbildenden Studium
"Arbeits- und Organisationspsychologie"

vom 25. November 2002

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 90 des Ge­
setzes Ober die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14.
März 2000 (GV. NRW S. 190), geändert durch Ge­
setz vom 27. November 2001 (GV. NRW S. 223),
hat die FernUniversität - Gesamthochschule in
Hagen die folgende Satzung erlassen:

Artikel I

Die Studienordnung und Ordnung zur Feststellung
der erfolgreichen Teilnahme am weiterbildenden
Studium "Arbeits- und Organisationspsychologie" an
der FernUniversitat - Gesamthochschule in Hagen
vom 14. März 2002 wird wie folgt geändert:

§ 11 des Inhaltsverzeichnisses erhält folgende
Fassung:

in-Kratt-Trelen, Übergangsbestimmungen
und Veröffentlichung

§ 2 Abs. 1, Satz 1 erhält folgende Fassung:
Das weiterbildende Studium "Arbeits- und
Organisationspsychologie" umfasst 1BOO
Arbeitsstunden (studentischer workload).

In § 2 Abs. 3 werden In den Modulen I - IV die An­
gaben der SWS durch Zeitstunden ersetzt, und
zwar;

Modul I: (450 Stdn.)
Modul 11: (450 Stdn.)
Modul 111: (ca. 225 Stdn.)

(ca. 225 Stdn.)
(ca. 225 Stdn.)
(450 Stdn. aus 775 Stdn.)

Modul IV: (ca. 450 Stdn.).

§ 3 Abs. 3, letzter Satz erhält folgende Fassung;
Über die Begrenzung entscheidet die
Weiteroildungsleitung.

§ 5 Abs. 1, Satz 3, letzter Halbsatz erhält folgende
Fassung:

für die jeweils die Anzahl der studenti­
schen Arbeitsstunden (workload) sowie die
Anzahl an Credit Points (CP) angegeben
sind.
Angefügt wird der Satz:
Für je 15 studentische Arbeitsstunden
(workload) wird I.d.R. ein Credit Point
vergeben.
Die sich anschließende Tabelle erhält fol­
gende Fassung:

Form der Lei- Lei· Leis- Leis-
Leistung stungs- stungs- tungs- tungs-

formen formen formen formen
in Modul In Ma- in Mo- In Mo-

Ii dulill dulllli dullV I
Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl

CP CP CP CP
Pflicht Pflicht Pflicht Pflicht

Kurssludlum X X X
und Elnsende- 7,5CP 7CP 8CP
arbeiten
Präsenzstudi~ X X X X
um I virtuelles 1,5CP 1,5CP 1,5CP -
Studium (PrlI·
senzveranstalt
ungen, Praxis..
Workshops,
virtuelle Semi·
nare~~ollo-

I auien
PrOfungsleis- X X X X
tungen (In den 4CP 4CP 4CP 4CP
Modulen I bis 111
Hausarbeil
oder Klausur,
im Projektstu·
dium Modul IV:
Projektdispu-
talion oder Pro-
jek~~rll.enta.
tion

I ~rOjekt.ludl~~ X
Projeklarbeil 10 CP
Pfll~~llelslun- 13 12,5 13,5 14
gen Minimum) CP CP CP CP
Maximale er· 15,5 17 16,5 17
reichbare Ab· CP CP CP CP
schlussleistun..
aen oro Modul

Details sind den tabellarischen Übersichten
im Anhang 1 - 4 zu entnehmen.

Die Anhänge 1 - 4 werden beigefügt.

In § 5 Abs. 2 werden in den Modulen die Angaben
der CP wie folgt geändert:

Modul I min. 13 Imax. 15,5 CP
Modul 11 min. 12,5Imax. 17 CP
Modul 111 min. 13,5Imax. 16,5 CP
Modul IV min. 14 Imax. 17 CP

§ 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
Bei den 3 Prüfungsleistungen aus den Mo­
dulen I bis 111 muss mindestens eine
Leistung als Hausarbeit erbracht werden.

§ 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
Einsendearbeiten im Rahmen des Kursstu­
diums sowie die Teilnahmeleistungen im
Rahmen des Präsenzstudiums werden mit
,bestanden" oder "nicht bestanden" bewer­
tet. Über eine bestandene Leistung wird
eine Bescheinigung ausgeslellt, die auch
die Anzahl der erworbenen Credit Points
ausweist.

§ 6 Abs. 2 entfällt,
Abs. 3 wird Abs. 2,
Abs. 4 wird Abs. 3,
Abs. 5 wird Abs. 4,



Abs. 6 wird Abs. 5. 

§ 6 Abs. 2, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
Für die PrOfungsleistungen "Hausarbeit", 
"Klausur", "Projektarbeit' und die "Projekt­
disputation" oder "Projektpräsentation" 
vergeben die Prüferinnen oder Prüfer je­
weils eine Note: 

§ 6 Abs. 3, Satz 1 erhält folgende Fassung: 
Die Prüfungsleistungen gemäß § 6 Abs. 2 
gelten als bestanden, wenn die mit min­
destens "ausreichend" bewertet wurden. 

§ 6 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
In die Berechnung der Endnote für den 
Abschluss des weiterbildenden Studiums 
gehen ein: 

Noten aus den Modulen I bis 111: jeweils
 
mit Faktor 2
 
Noten aus Modul IV: Projektarbeit mit
 
Faktor 3, Projektdisputation oder Pro­
jektpräsentation mit Faktor 1 •
Die Noten werden einzeln im Zeugnis
 
ausgewiesen. Die Endnote lautet:
 

§ 11 erhält folgende Fassung: 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 
01.10.2002 in Kraft. Sie gilt für alle 
Studierende, die das Studium erstmalig 
zum Wintersemester 2002103 aufnehmen. 
Bereits zugelassene Studierende können 
einmalig den Wechsel in die ab 01.10.2002 
geltende Studienordnung und Ordnung zur 
Feststellung der erfolgreichen Teilnahme 
beantragen. Sie wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen veröffentlicht. 

Artikel 11 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der
 
Beschlüsse des Fachbereichsrats des
 
Fachbereichs Kultur- und Sozialwis­

senschaften vom 18.09.2002 und des
 •
Rektorats der FernUniversität - Gesamt­

hochschule in Hagen vom 29.10.2002.
 

Hagen, den 25. November 2002 

Der Dekan des
 
Fachbereichs
 

Kultur- und Sozialwissenschaften
 
der
 

FemUniversität- Gesamthochschule
 
in Hagen
 

Röttgers 

Abs.6 wird Abs. 5.

§ 6 Abs. 2. Satz 1 erh~lt folgende Fassung:
Für die Prilfungsleistungen "Hausarbeit",
"Klausur", "Projektarbelt" und die "Projekt~

disputation" oder "Projektpräsentation"
vergeben die Prüferinnen oder Prüfer Je­
weils eine Note:

§ 6 Abs. 3, Satz 1 erh~lt folgende Fassung:
Die PrOfungslelstungen gemäß § 6 Abs. 2
gelten als bestanden, wenn die mit min­
destens "ausreichend" bewertet wurden,

§ 6 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
In die Berechnung der Endnote für den
Abschluss des weiterbildenden Studiums
gehen ein:

Noten aus den Modulen I bis 111: jeweils
mit Faktor 2
Noten aus Modul IV: Projektarbeit mit
Faktor 3, Projektdisputation oder Pro­
jektpräsentation mit Faktor 1

Die Noten werden einzeln im Zeugnis
ausgewiesen. Die Endnote lautet:

§ 11 erhält folgende Fassung:
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom
01.10.2002 in Kraft. Sie gilt für alle
Studierende, die das Studium erstmalig
zum Wintersemester 2002/03 aufnehmen.
Bereits zugelassene Studierende können
einmalig den Wechsel in die ab 01.10.2002
geltende Studienordnung und ordnung zur
Feststellung der erfolgreichen Teilnahme
beantragen. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen veröffentlicht.

Artikel 11

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der
Beschlüsse des Fachbereichsrats des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwis­
senschaften vom 18.09.2002 und des
Rektorats der FernUniversit3t - Gesamt­
hochschule in Hagen vom 29.10.2002,

Hagen, den 25. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs

Kultur- und Sozialwissenschaften
der

FernUniversität - Gesamthochschule
in Hagen

Röttgers
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Abs.6 wird Abs. 5.

§ 6 Abs. 2. Satz 1 erh~lt folgende Fassung:
Für die Prilfungsleistungen "Hausarbeit",
"Klausur", "Projektarbelt" und die "Projekt~

disputation" oder "Projektpräsentation"
vergeben die Prüferinnen oder Prüfer Je­
weils eine Note:

§ 6 Abs. 3, Satz 1 erh~lt folgende Fassung:
Die PrOfungslelstungen gemäß § 6 Abs. 2
gelten als bestanden, wenn die mit min­
destens "ausreichend" bewertet wurden,

§ 6 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
In die Berechnung der Endnote für den
Abschluss des weiterbildenden Studiums
gehen ein:

Noten aus den Modulen I bis 111: jeweils
mit Faktor 2
Noten aus Modul IV: Projektarbeit mit
Faktor 3, Projektdisputation oder Pro­
jektpräsentation mit Faktor 1

Die Noten werden einzeln im Zeugnis
ausgewiesen. Die Endnote lautet:

§ 11 erhält folgende Fassung:
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom
01.10.2002 in Kraft. Sie gilt für alle
Studierende, die das Studium erstmalig
zum Wintersemester 2002/03 aufnehmen.
Bereits zugelassene Studierende können
einmalig den Wechsel in die ab 01.10.2002
geltende Studienordnung und ordnung zur
Feststellung der erfolgreichen Teilnahme
beantragen. Sie wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversität - Gesamt­
hochschule in Hagen veröffentlicht.

Artikel 11

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der
Beschlüsse des Fachbereichsrats des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwis­
senschaften vom 18.09.2002 und des
Rektorats der FernUniversit3t - Gesamt­
hochschule in Hagen vom 29.10.2002,

Hagen, den 25. November 2002

Der Dekan des
Fachbereichs

Kultur- und Sozialwissenschaften
der

FernUniversität - Gesamthochschule
in Hagen

Röttgers
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Anhang 1: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul I

Pflicht 1
Wahl­
pflicht

Erläute­
rungen

Credit
points

~
%

2CP Pflicht ~
~

~

2,5 ep Pflicht

Work­
load
(in
Stunden)

11111-
Beschreibung

Grundlagen der
AO-Psychologie

Kurs 77021
+ Video
'EA

Modul I Leistung
{workload
insgesamt' ca
450 Std, 115
CP}

15CP 15CP
1,5 ep

4 CP oder
Klausur,
{mind. eine
Hausarbeit
aus ersten 3
Modulen
Pflicht

Zwischensummen 1501120 514CP 4 oder 5 aus
5CP

Abschlussleistungen 4651390 15,51 Min:
Modul I "Baslswissen" Std. 13 CP 13 CP

Max:
15,5 CP
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Anhang 2: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul 11

Modul 11 Leistung
(worklaad
insgesamt: ca.
450 Std.115
CPI

Besct1reibung Work- Credit
load points

Erläute­
rungen

Pflicht I
Wahl­
pflicht

1,5 CP
45

45

EA

Kurs 77027 Organisations·
+ EA enlwicl<.lung

Do lkurseinheit:

•

KUr5studium Arbeits- und min. 4 aus 5
(Inklusive Aufgabengestaltung Kursen
Einsende- KE 1: 30 müssen mrt
arbeit "EA" KE 2: 30 EA

1i'''''''''''''-L-+K"""~;;-'7''7''oo25rliMo2ttCi';;'~"O"";-;;"""d'----+3f,oC---h2''.OCCep, bearbeitet
Handeln 30 sein:
KE1: min.7CP,

"- -+="'W>icPiK~E~2~i;;;;;;,,-----t----t,,""C" max. 9CP
w Kurs 77026 Teamarbeit 1,5 CP

+ EA Da lkurseinheit:

2,OCP

Prüfungs­
leistungen

Kurs 71028 Führung,
+ EA Management und

Coaching
KE 1:
KE 2:

Zwischensummen

30
30
2701 917 CP
210
45 1,5 CP

45 1,5 CP

90145 311,5
CP

150 5CP

120 4CP

7 bls9 aus
,cP

Zwischensummen 150 I
120

SI4CP 4oder5aus
5 CP

Abschlussleistungen 510 I 17 IMin:
Modul II "Themenfelder" 375 12,5 CP 12,5 CP

Std, Max:
17,0 CP
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Anhang 3: Studien· und Prüfungsleistungen in Modul 11I

2~3

K~"
müssen mit
EA
bearbeitet
sein:
8 CP

8 aU$12 CP
'~2
Pf\ictll, min. , I-

~~1.5 CP, malL :z:: u
35CP ,c(.J

1,5 bts hus ~ lt
35CP:

Zwlsthensummen 150/
120

5/4 CP

...........
od~

Klausur.
(mind. eine
Hausarbeit
aus ersten 3
Modulen
Pfiichl
4 oder 5 aus
5 CP

Absthtusslelstungen 495/ 16,5/ Min:
Modul m "Vertiefung" 405 13,5 CP 13,5 CP

Sld. Max
165 CP
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Anhang 4: Studien- und PrOfungsleistungen in Modul IV

ZertralJ"Tl 3 -
6 Monate,
Thomo ~
absbOVTlbar,

~wenn mind
~

36 Punkte ~

ausl-1Il
erreicht Sind

10CP 10CP
'CP Projel<:t·

disputation ~~
'CP oder Projekt- i 2

präsentaUoo

~"~
'CP
15 CP
1,5CP

3,511,5
CP

'CP
0- 3 CP,
keine
Pf1ichlveran- ~
staltu en ~
Obis3aus3
CP

Absehlusslelstungen 5101420 17/14 Min:
Modul IV "Projekt" Std CP 14 CP

""17 CP



Berichtigung der Amtlichen Mitteilung Nr. 4/2002 vom 01.10.2002 Nr.13: 

§ 31 Abs. 1 Satz 1 der Ordnung für die Prüfung zur Magistra Artium bzw. zum Magister 
Artium an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 3. Juli 2000 in der 
Fassung vom 20. August 2002 erhält folgende Fassung: 

(1) Diese Ordnung findet auf alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester 
2002/03 eine Prüfung gemäß den §§ 14, 17 a und 20 ablegen. 

•
 

•
 

•

•

Berichtigung der Amtlichen Mitteilung Nr. 4/2002 vom 01.10.2002 Nr.13:

§ 31 Abs. 1 Satz 1 der Ordnung für die Prüfung zur Magistra Artium bzw. zum Magister
Artium an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 3. Juli 2000 in der
Fassung vom 20. August 2002 erhält folgende Fassung:

(1) Diese Ordnung findet auf alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester
2002/03 eine Prüfung gemäß den §§ 14, 17 a und 20 ablegen.
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•

•

Berichtigung der Amtlichen Mitteilung Nr. 4/2002 vom 01.10.2002 Nr.13:

§ 31 Abs. 1 Satz 1 der Ordnung für die Prüfung zur Magistra Artium bzw. zum Magister
Artium an der FernUniversität - Gesamthochschule in Hagen vom 3. Juli 2000 in der
Fassung vom 20. August 2002 erhält folgende Fassung:

(1) Diese Ordnung findet auf alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester
2002/03 eine Prüfung gemäß den §§ 14, 17 a und 20 ablegen.
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